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134. Sitzung 

Bonn, den 5. Dezember 1974 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Ta-
gesordnung gedenken wir heute des Präsidenten 
der Irischen Republik, Erskine Childers, 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

der am 17. November nach 1 1 /2jähriger Amtszeit un-
erwartet verstarb. 

Childers hat seinem Lande annähernd vier Jahr-
zehnte lang als Politiker gedient. 1938 wurde er 
erstmals ins irische Parlament gewählt. Seit 1951 
gehörte er mehreren Regierungen an. Am 30. Mai 
vorigen Jahres wurde er als Nachfolger von Eamon 
de Valera zum Staatspräsidenten gewählt. Als Pro-
testant selber Angehöriger der konfessionellen Min-
derheit in seinem Lande, hat er sich sowohl in Par-
lament und Regierung als auch in seinem Amt als 
Staatspräsident unbeirrbar für eine Versöhnung 
zwischen Protestanten und Katholiken eingesetzt. 
Er ist stets jedem Gedanken an gewaltsame Lösun-
gen der Probleme der irischen und britischen Bevöl-
kerung Ulsters entschieden entgegengetreten. 

Mit Childers verliert die irische Nation einen 
Staatsmann, dessen unbestrittene Integrität ihm das 
große Vertrauen aller Seiten eintrug. 

Den Hinterbliebenen und der ganzen irischen Na-
tion gilt unsere tiefempfundene Anteilnahme. 

Sie haben sich zu Ehren des verstorbenen irischen 
Staatspräsidenten erhoben. Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, für den aus der Bera-
tenden Versammlung des Europarates ausscheiden-
den Abgeordneten Schlaga schlägt die Fraktion 
der SPD als ordentliches Mitglied den Abgeordneten 
Marquardt vor, der bisher stellvertretendes Mit-
glied war. Als Stellvertreter benennt sie den Ab-
geordneten Haase (Fürth). 

Für den aus dem Gremium gemäß § 9 Abs. 1 des 
Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses ausscheidenden Abgeordne-
ten Frehsee schlägt die Fraktion der SPD den Ab-
geordneten Pensky vor. Das Haus ist mit diesen 
Vorschlägen einverstanden. — Ich sehe keinen Wi-
derspruch; es ist so beschlossen. 

Der Abgeordnete Wienand hat mit Wirkung vom 
3. Dezember 1974 auf seine Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag verzichtet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um die in der Ihnen vorliegenden 
Liste aufgeführten Vorlagen ergänzt werden: 

1. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Sicherung der Energie-
versorgung bei Gefährdung oder Störung der Einfuhren von 
Erdöl, Erdölerzeugnissen oder Erdgas (Energiesicherungsgesetz 
1975) — Drucksache 7/2461 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 7/2899 —
Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus-
schuß) 
— Drucksache 7/2898 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Russe 

Abgeordneter Christ 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

2. Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/CSU einge-
brachten Entwurfs eines Sechsten Gesetzes zur Ä nderung und 
Ergänzung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
— Drucksache 7/2884 —

Überweisungsvorschlag: Innenausschuß (federführend), 
Haushaltsausschuß 

Das Haus ist damit einverstanden; die Erweite-
rung der Tagesordnung ist somit beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 26. November 1974 die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Dr.-Ing. Oldenstädt, Pfeifer, Dr. Gölter, Dr. Schäuble, 
Dr. Jenninger, Dr. Waigel, Dr. Fuchs, Frau Benedix, Dr. Horn-
hues, Dr. Probst und der Fraktion der CDU/CSU betr. Kapazi-
tätsauslastung der Hochschulen — Drucksache 7/2676 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/2859 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 29. No-
vember 1974 

die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Gerster 
(Mainz), Dr. Lenz (Bergstraße), Erhard (Bad Schwalbach), Dr. 
Klein (Göttingen), Biechele, Dr. h. c. Wagner (Günzburg) und 
Genossen betr. Verbesserung der Kommunikation innerhalb 
und zwischen den Bundesministerien, Aufbau von Planungs-
kapazitäten, Effizienz- und Erfolgskontrolle, Verbesserung der 
Kontrolle von Bundesregierung und Bundesverwaltung dutch 
Parlament und Öffentlichkeit — Drucksache 7/2489 — 

die  Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Ger-
ster (Mainz), Dr. Lenz (Bergstraße), Erhard (Bad Schwalbach), 
Vogel (Ennepetal), Dr. Klein (Göttingen), Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) und der Fraktion der CDU/CSU betr. Straffung 
und Verbesserung der Organisationsstruktur von Bundes-
regierung und Bundesverwaltung — Drucksache 7/2490 — 

die  Kleine Anfrage der Abgeordneten Gerster (Mainz), Frau 
Dr. Walz, Vogel (Ennepetal), Dr. h. c. Wagner (Günzburg), 
Dr. Miltner, Berger, Dr. Blüm, Thürk, Biechele und  Genos-
sen und der Fraktion der CDU/CSU betr. Kabinettausschuß 
und Projektgruppe zur Reform der Strukturen von Bundes-
regierung und Bundesverwaltung — Drucksache 7/2491 — 

beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/2887 verteilt. 
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Präsident Frau Renger 
Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Achtundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes (28. ÄndG LAG) 

— Drucksache 7/2516 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 7/2901 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. von 
Bülow 

bb) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2808 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Freiherr 
von Fircks 
Abgeordneter Liedtke 

(Erste Beratung 119. Sitzung) 

b) Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung über die 
Kosten der Erfüllung der Ansprüche auf 
Hauptentschädigung für Zonenschäden 

— Drucksachen 7/1950, 7/2807 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Freiherr von 
Fircks 
Abgeordneter Dr. Schäfer 
(Tübingen) 

Wünschen die Berichterstatter das Wort? — Das 
ist nicht der Fall. Dann treten wir in die Beratung 
ein. 

Ich rufe § 1 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 7/2891 
ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
vor. Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ziel des heute ab-
schließend zur Beratung vorliegenden Gesetzent-
wurfs einer 28. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz 
ist es, die Unterschiede zu beseitigen, die bisher 
noch in der Behandlung der Vermögensschäden in 
Mitteldeutschland und Ost-Berlin einerseits und der 
Vertreibungsschäden andererseits vor allem hin-
sichtlich der Verzinsung der Entschädigungsansprü-
che und der Gewährung des zehnprozentigen Ent-
wurzelungszuschlags zur Hauptentschädigung be-
stehen. Diese Zielsetzung steht unter dein Leitgedan-
ken der vollen rechtlichen Gleichstellung der Zonen-
geschädigten mit den Heimatvertriebenen im Ent-
schädigungsbereich des Lastenausgleichs nach dem 
Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz. Nach-
dem durch das Einundzwanzigste Gesetz zur Ände-
rung des Lastenausgleichsgesetzes im Jahre 1969 
eine nach sozialen Gesichtspunkten beschränkte Ent-
schädigungsregelung für Vermögensschäden in Mit-
teldeutschland und Ost-Berlin eingeführt worden 
war, hat sich bereits bei den Beratungen zur 23. La-

stenausgleichsnovelle im darauffolgenden Jahr die 
unterschiedliche Beurteilung der in diesem Hohen 
Hause vertretenen Parteien über die einzelnen Etap-
penziele auf dem weiteren Weg zu einer vollen 
Gleichbehandlung aller Geschädigtengruppen im 
Lastenausgleich gezeigt. 

Dabei hatte die CDU/CSU die Auffassung vertre-
ten, daß es besser sei, den Zonengeschädigten be-
reits zu einem früheren Zeitpunkt auch einen Rechts-
anspruch auf volle Entschädigungsleistungen zuzu-
erkennen, als diese Entscheidung auf einen späteren 
Zeitpunkt zu vertagen, zumal die Finanzierungssi-
tuation des Ausgleichfonds infolge der zunehmenden 
Belastungen durch die Dynamisierung der Kriegs-
schadenrente übersehbar schwieriger sein würde. 
Hierbei muß wieder betont werden, daß die der in-
flationären Entwicklung folgende Dynamisierung 
der gewichtigste Grund für die Situation ist, daß 
diese und die weiteren noch notwendigen Verbesse-
rungen im Lastenausgleich vom Fonds allein nicht 
getragen werden können, sondern daß in den 80er 
Jahren andere Mittel eingesetzt werden müssen. 
Aber kein Satz im Gesetz, ja nicht einmal ein Ge-
danke bei den Beratungen ist jemals darauf ver-
wandt worden, daß das geschaffene Sondervermö-
gen helfen sollte, Inflationsfolgen aufzufangen. Das 
Sondervermögen hatte den alleinigen Zweck, den 
aus der Vertreibung entstandenen Schaden in den 
verschiedenen Lebensbereichen der Menschen zu lin-
dern. Die Einnahmenseite des Sondervermögens ist 
ja auch nicht — wie z. B. bei den Sozialversiche-
rungsträgern — automatisch durch die inflationäre 
Lohn- und Gehaltsentwicklung aufgestockt worden. 

Wir bedauern, daß die Koalitionsfraktionen da-
mals nicht bereit waren, den Anträgen der CDU/CSU 
zuzustimmen. Die Entwicklung in den vergangenen 
Jahren und die heutige Situation des Ausgleichs-
fonds bestätigen leider unsere damaligen Befürch-
tungen. Im kommenden Jahr müssen vom Bundes-
ausgleichsamt auf dem Kapitalmarkt Kredite in Höhe 
von rund 800 Millionen DM — in einer Zeit des 
Höchstzinses — aufgenommen werden, um die ge-
setzlich begründeten Leistungen erfüllen zu können. 
Davon hätten ins Gewicht fallende Millionen einge-
spart werden können. 

Damit dieses Gesetz in einem angemessenen zeit-
lichen Rahmen durchgeführt werden kann, wird es 
vor allem darauf ankommen, daß die Ausgleichs-
verwaltung auch in den kommenden Jahren mit zah-
lenmäßig ausreichenden und qualifizierten Kräften 
besetzt ist. Aber auch hier zeigt sich, daß der Weg 
der Regierung und der Koalition falsch war. Hätte 
man, dem Antrag der CDU/CSU folgend, in der 23. 
Novelle die volle Gleichstellung begründet und nur 
die Erfüllung dessen, was jetzt mit der 28. Novelle 
gewährt wird, in einen Erfüllungsstufenplan einge-
baut, hätten Millionen, die jetzt für doppelte Ver-
waltungsarbeit und Mehrzinsen benötigt werden, ge-
spart werden können. Wir möchten auch an dieser 
Stelle an alle Verantwortlichen für die Personalsi-
tuation der Ausgleichsverwaltung den dringenden 
Appell richten, diesen Verwaltungszweig auch künf-
tig arbeits- und leistungsfähig zu erhalten und einen 
weiteren Personalabbau zu vermeiden. Meine Da- 
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Freiherr von Fircks 
men und Herren, jede Verzögerung in der Abwick-
lung kostet Millionen, vermindert aber — was noch 
gewichtiger ist — zugleich die Zahl der Menschen, 
denen die Leistungen primär zugedacht sind, nämlich 
der unmittelbar Geschädigten. 

Es erscheint mir in diesem Zusammenhang auch 
notwendig, gleichzeitig darauf hinzuweisen, daß 
nach Auffassung der CDU/CSU mit der 28. Lasten-
ausgleichsnovelle ein gerechter Abschluß des La-
stenausgleichs nicht erreicht ist. Dies gilt nicht zu-
letzt in Ansehung derjenigen Regelung, die dieser 
Gesetzentwurf selbst enthält. Beispielsweise hat die 
Mehrheit des Innenausschusses an der von der Bun-
desregierung vorgeschlagenen Regelung festgehal-
ten, daß nur diejenigen Zonengeschädigten die er-
höhten Entschädigungsleistungen erhalten, die den 
Flüchtlingsausweis C erhalten haben. Dadurch wird 
etwa die Hälfte aller Zonengeschädigten keinen 
Entwurzelungszuschlag erhalten. 

Nachdem die Bundesregierung in der Regierungser-
klärung von 1969 ihren festen Willen bekundet hatte, 
den Lastenausgleich insgesamt zu einem gerechten 
Abschluß zu bringen, der Deutsche Bundestag und 
der Bundesrat im gleichen Jahr in einer einmütigen 
Entschließung ein befriedigendes Abschlußpro-
gramm zur Eingliederung der Vertriebenen und 
Flüchtlinge im landwirtschaftlichen Bereich gefor-
dert hatten, Bundestag und Bundesrat 1972 die Bun-
desregierung einstimmig aufgefordert haben, die 
geltenden Stichtagsbestimmungen im Lastenaus-
gleichsgesetz und in den übrigen Kriegsfolgegeset-
zen zu verbessern, und der Sprecher der SPD-Frak-
tion grundsätzlich die Übereinstimmung mit der 
CDU/CSU hinsichtlich der Behandlung der südost-
deutschen ehemaligen Wehrmachtsangehörigen be-
kundet hatte, kann dieser Gesetzentwurf, nachdem 
diese Dinge unerledigt sind, nicht als Beendigung 
betrachtet werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion bedauert deswegen ins-
besondere, daß der Gesetzentwurf des Bundesrates 
für eine 27. Lastenausgleichsnovelle heute nicht mit 
beraten wird. Er gehört nämlich genau hierher, und 
er wurde auch im Innenausschuß gemeinsam mit 
dieser Novelle beraten. 

Meine Damen und Herren, dadurch haben die 
Bundesregierung und die Koalition deutlich ge-
macht, daß sie höchstens einem Fünftel der durch 
das Lastenausgleichsgesetz betreuten Menschen 
jetzt eine weitere materielle und soziale Verbesse-
rung zukommen lassen wollen, während sie vier 
Fünftel derselben weiterhin in dem unbefriedigen-
den Zustand einer nicht gerecht abgeschlossenen 
Regelung belassen. Hierzu wird bei der Beratung 
der 27. Novelle mehr zu sagen sein. 

Die Gründe für die Ablehnung der Vorschläge 
des Bundesrates im Innenausschuß und auch durch 
die Bundesregierung können nach unserer Auffas-
sung nicht allein darin gesehen werden, daß die 
Bundesregierung in ihrer Regierungserklärung vom 
17. Mai 1974 die Auffassung vertreten hat, daß über 
die 28. Novelle hinaus keine weitere Leistungsver-
besserung mehr im Lastenausgleichsbereich vorge-
nommen werden soll. Der eigentliche Grund für die 
ablehnende Haltung dürfte vielmehr darin liegen, 

daß die Bundesregierung es in den vergangenen fünf 
Jahren unterlassen hat, bei Einbeziehung neuer 
Geschädigtengruppen in den Lastenausgleich dem 
Lastenausgleichsfonds zusätzliche Mittel zuzufüh-
ren. Dadurch hat der Lastenausgleichsfonds zu La-
sten der Ostvertriebenen Zusagen der Bundesregie-
rung an einen nur geteilten Kreis der Empfangs-
berechtigten finanzieren müssen, anstatt daß man 
durch Zuführung weiterer Mittel bei der Einbe-
ziehung eines weiteren Personenkreises die Mög-
lichkeit geschaffen hätte, die Gesamtheit der Ver-
triebenen und Flüchtlinge mit den notwendigen 
Leistungen zu versehen. 

Wenn damit die 28. Novelle zum Lastenaus-
gleichsgesetz auch nur eine Teillösung bringt, so 
wird die CDU/CSU-Fraktion doch diesem Gesetz-
entwurf im Interesse der Geschädigten aus Mittel-
deutschland zustimmen. Dabei schlägt die Fraktion 
gleichzeitig eine geringfügige Ergänzung des Ge-
setzentwurfs vor, wie Sie aus dem Ihnen vorliegen-
den Umdruck im einzelnen ersehen. Dieser Ände-
rungsantrag ist unseres Erachtens zwingend, weil 
am 31. Dezember 1974 die Bereitstellung allgemeiner 
Mittel für die Gewährung von Darlehen zum Exi-
stenzaufbau aus dem Ausgleichsfonds für den Woh-
nungsbau und die Eingliederung im Bereich der 
Landwirtschaft endet. Solche Eingliederungsdar-
lehen können künftig nur noch in Ausnahmefällen 
gewährt werden, und zwar dann, wenn der Antrag-
steller nicht länger als fünf Jahre im Bundesgebiet 
seinen Aufenthalt hatte. Vor allem, meine Damen 
und Herren, die zu uns kommenden Spätaussiedler 
aus den deutschen Ostgebieten und aus den übrigen 
Vertreibungsgebieten sind aber innerhalb eines 
Zeitraumes von fünf Jahren nur in ganz wenigen 
Ausnahmefällen in der Lage, sich außer dem eige-
nen Nachholbedarf auch das notwendige Eigen-
kapital zu erarbeiten, um die öffentlichen Mittel 
überhaupt in Anspruch nehmen zu können, die 
ihnen angeboten werden. Es wird daher vorgeschla-
gen, die Antragsfrist hinsichtlich solcher Aufbau-
darlehen allein für den Personenkreis der Spätbe-
rechtigten von fünf auf zehn Jahr e zu verlängern. 
Wir bitten Sie, diesem unserem Antrag zuzustim-
men. 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hofmann. 

Hofmann (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es war zu erwarten, 
daß bei der Begründung dieses Antrages wieder mit 
Vorwürfen gegenüber der Bundesregierung gearbei-
tet wird. Es sei mir daher gestattet, kurz auf die 
Geschichte der Gleichstellung der Vertriebenen mit 
den Flüchtlingen noch einmal zu verweisen. 1952 
wurde von der SPD ein Entschließungsantrag zur 
Gleichstellung der Flüchtlinge mit den Vertriebe-
nen eingebracht. Zehn Jahre danach ist nichts ge-
schehen. 1962 kam der Gesetzentwurf der SPD zur 
Gleichstellung; er wurde abgelehnt. Erst wir haben 
begonnen, darauf hinzuwirken, daß eine Gleichstel-
lung erreicht wird, und nun macht man uns des-
wegen auch noch Vorwürfe. 
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Hofmann 
Ich will Ihnen, meine Damen und Herren, sagen, 

was Ihr Kollege Kuntscher am 14. Mai 1969 von 
hier aus gesagt hat, als es um dieses Problem ging. 
Er führte aus — ich darf mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin zitieren —: 

In der Regierungserklärung vom 13. Dezember 
1966 hatte der Bundeskanzler — damals Herr 
Kiesinger — 13 Punkte seines Regierungspro-
gramms besonders hervorgehoben. Unter 
Punkt 8 sagte er wörtlich: Die Gesetzgebung 
über die Abwicklung von Kriegs- und Nach-
kriegsfolgen sollte abgeschlossen werden. Zu 
diesem Punkt können wir heute feststellen, daß 
die Regierung nach Möglichkeit ihr Wort ge-
halten hat. 

Meine Damen und Herren! Das war Schluß und 
Ende der gesamten Kriegsfolgengesetzgebung. Und 
heute machen Sie uns Vorwürfe, daß wir wieder da-
mit begonnen und Milliarden für die Vertriebenen 
und Flüchtlinge zur Verfügung gestellt haben. Ich 
bedauere das außerordentlich, zumal auch die 
CDU/CSU im Innenausschuß eine Entschließung 
eingebracht hat, nach der sie sagte, daß fast 
30 Jahre nach Kriegsende die Regelung in diesem 
Gesetzgebungsbereich grundsätzlich abgeschlossen 
werden sollte und daß eine erhebliche Ausweitung 
der Belastung der öffentlichen Haushalte durch 
diese Gesetzgebung nicht mehr erfolgen darf. 

Dann zitieren Sie die 27. Novelle des Bundesrates 
und verweisen darauf — und machen wieder Vor-
würfe —, daß diese Bundesregierung keine zusätz-
lichen Mittel aus dem Bundeshaushalt in den Aus-
gleichsfonds gibt. Verehrter Herr Kollege von 
Fircks! Warum zitieren Sie an dieser Stelle nicht 
den Antrag des Landes Schleswig-Holstein, das 
den Ausgleichsfonds um 720 Millionen mindern 
will? 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Auch das muß noch beraten und hinzugefügt wer-
den. Aber davon will man heute nichts mehr wis-
sen, weil demnächst Wahlen in Schleswig-Holstein 
sind. 

Und nun lassen Sie mich etwas zu dem Antrag 
sagen, der hier in Drucksache 7/2891 vorliegt. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die bisherige 
Fassung des § 323 ist seit Jahren ohne große Kom-
plikationen praktiziert worden. Wir sind der Mei-
nung, daß dies so bleiben sollte und ich bitte Sie 
daher, diesen Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte nicht der 
Versuchung unterliegen, dem breiten Feld des La-
stenausgleichs und der Kriegsfolgeschäden noch eini-
ge grundsätzliche Aspekte hinzufügen. Es besteht 
ohne jeden Zweifel in diesem Hohen Hause — das 
sollte man betonen — trotz der Meinungsverschie-
denheiten, die eben zu Recht vorgetragen worden 
sind, Einigkeit darüber, daß die Folgen des Zweiten 

Weltkriegs sehr viele Bürger in unserem Lande in 
sehr unterschiedlicher Weise und zu sehr unter-
schiedlichen Zeiten getroffen haben. Die Teilung un-
seres Staatsgebietes mit den vielfältigen neuen 
Flüchtlingsproblemen und der Vertreibung aus den 
Gebieten jenseits der Oder-Neiße-Linie hat dem un-
mittelbaren Kriegsgeschehen eine Fülle neuer Pro-
bleme nachgetragen. Und es ist ein Verdienst — das 
möchte ich hier noch einmal betonen — der Bundes-
republik Deutschland dies meine ich ohne Rück-
sicht auf die jeweilige politische Zusammensetzung 
dieses Hohen Hauses — alles im Rahmen des finan-
ziell Möglichen getan zu haben, um diese zum Teil 
erheblichen Lasten dem einzelnen betroffenen Bürger, 
wenn nicht abzunehmen, so doch entscheidend zu 
mildern. Und dies alles war ein jahrzehntelanger 
Prozeß, der, wie alles Gesetzeswerk, Menschenwerk 
ist und nie jeden einzelnen Fall ganz in seine Rege-
lung einbeziehen kann. 

Ich will die Gründe, die der Kollege Hofmann zu 
der Geschichte des Lastenausgleichsgesetzes vorge-
tragen hat, nicht noch einmal wiederholen; aber eines 
muß man jedenfalls sagen: daß unter dem Bundes-
kanzler Kiesinger ganz klar zum Ausdruck gebracht 
war, daß man zu dem damaligen Zeitpunkt die La-
stenausgleichsgesetzgebung im wesentlichen als ab-
geschlossen ansah, und daß diese Bundesregierung 
der sozialliberalen Koalition in den letzten Jahren 
noch eine ganz erhebliche Verbesserung der Lasten-
ausgleichsregelung -nachgetragen hat. 

Ich schicke des als allgemeine Betrachtung meiner 
Erklärung voraus, um damit zugleich ganz kurz auf 
die beiden wesentlichsten Punkte einzugehen, um 
die es bei dem 28. Gesetz geht. Die entscheidende 
Aufgabe der Novelle mußte es sein und ist es, die 
Unterschiede abzubauen bzw. zu beseitigen, die in 
der Behandlung von Schäden bestehen, die einerseits 
im Gebiet der heutigen DDR und andererseits im Ge-
biet der Bundesrepublik und der Vertreibungsge-
biete entstanden sind. Dies ist mit dem vorliegenden 
Entwurf im wesentlichen geschehen. Der Zinszu-
schlag zu den zuerkannten Endbeträgen wird hin-
sichtlich des maßgebenden Zeitpunktes, von dem an 
er zu gewähren ist, einheitlich in der Weise gere-
gelt, daß Zonenschäden im Sinne von § 15 a LAG in 
die für Vertreibungsschäden bestehende Regelung 
einbezogen werden, was also grundsätzlich den 
Stichtag 1. Januar 1953 bedeutet. Hinzu kommt der 
Entwurzelungszuschlag von 10 %, der jetzt auch So-
wjetzonenflüchtlingen un d ihnen gleichgestellten 
Personen gewährt wird. 

Die Frage des C-Scheins, Herr Kollege von Fircks, 
haben Sie im Innenausschuß angesprochen. Darauf 
ist Ihnen — ich habe das eben noch einmal im Pro-
tokoll nachgelesen - von dem Vertreter des Innen-
ministeriums erklärt worden, daß der C-Schein heute 
noch beantragt werden könne. 

Nun zu 2. Hier liegt für viele von Ihnen, meine 
Damen und Herren von der Opposition, immer noch 
die Problematik, daß der. Komplex der Kriegsfolge -
lasten mit dieser Novelle seinen Abschluß finden 
wird und finden muß. Dieser auch in der Regierungs-
erklärung des Herrn Bundeskanzlers vom 17. Mai 
enthaltenen Absicht wird man sich nicht verschließen 
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können. Mit der Lastenausgleichsgesetzgebung haben 
die Bundesrepublik und damit der deutsche Steuer-
zahler ein Werk geschaffen, das, wenn man den Um-
fang des betroffenen Personenkreises in Betracht 
zieht, ohne Beispiel ist. Es werden — ich möchte nur 
eine Zahl nennen -- über 400 Milliarden DM sein, 
die für Zwecke dieses Gesetzes aufgewendet sein 
werden. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das ist doch ein 
Irrtum! Doch nicht für den Lastenausgleich! 

Das ist doch gar nicht wahr!) 

— „Kriegsfolgelasten" habe ich gesagt. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Wir sprechen aber 
über den Lastenausgleich!) 

Es wird sich auch hier nicht vermeiden lassen, daß 
eine abschließende Regelung in bestimmten Einzel-
fällen Härten einschließt. Wir müssen uns aber, so 
hart es im Einzelfall sein mag, stärker der Erkennt-
nis öffnen, daß die Bewältigung der gegenwärtigen 
und zukünftigen Aufgaben in unserem Staat und in 
unserer Gesellschaft finanzielle Aufwendungen er-
forderlich machen wird, die jede Staatsführung und 
jede Volksvertretung zu dem Entschluß führen wer-
den, daß die Bundesregierung und wir mit ihr den 
Komplex der Kriegsfolgelasten jetzt zum Abschluß 
bringen müssen. Auch unter diesem Aspekt, meine 
Damen und Herren, wird meine Fraktion dem Ge-
setzentwurf, den der Innenausschuß zur Annahme 
empfohlen hat, ihre Zustimmung nicht versagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren! Wir kommen zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag 2891 der Fraktion der CDU/ 
CSU. Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? -- Mit Mehrheit ab-
gelehnt. 

Wer dem § 1 in der vorn Ausschuß vorgeschla-
genen Fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr die §§ 2, 3, 4, 5 und 6, die Ein-
leitung und die Überschrift auf. Wer den aufgeru-
fenen Bestimmungen zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
tungen? — Einstimmig angenommen. Meine Damen 
und Herren, damit ist das Gesetz in zweiter Be-
ratung angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz im ganzen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. — Danke schön. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist ein-
stimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir haben noch über 
die Ausschußanträge abzustimmen. Wer dem An-
trag des Ausschusses, die eingegangenen Peti-
tionen für erledigt zu erklären, zuzustimmen  

wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir haben noch über 
den Antrag des Innenausschusses auf Drucksache 
7 /2807, den Bericht der Bundesregierung zur Kennt-
nis zu nehmen, abzustimmen. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist ebenfalls angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
Punkt 3 a und b der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes (RuStAÄndG 
1974) 

— Drucksache 7/2175 — 

Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2814 —

Berichterstatter: Abgeordneter Entrup 
Abgeordneter Bühling 

(Erste Beratung 106. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes 

— Drucksache 7/1880 — 

Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2814 —

Berichterstatter: Abgeordneter Entrup 
Abgeordneter Bühling 

(Erste Beratung 106. Sitzung) 

Ich rufe die Art. 1 und 2 auf. Der Berichterstatter 
wünscht das Wort nicht. Wer den aufgerufenen 
Artikeln zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Artikel 3 auf. Hierzu liegt auf 
Drucksache 7/2895 ein Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU vor. Wird hierzu das Wort ge-
wünscht? — Bitte sehr, Herr Kollege! 

Entrup (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Namens der CDU/CSU-Fraktion 
darf ich kurz begründen, welche Erwägungen uns 
veranlaßt haben, den Ihnen vorliegenden Ände-
rungsantrag zum Reichs- und Staatsangehörigkeits-
gesetz einzubringen. Alle Fraktionen dieses Ho-
hen Hauses stimmen darin überein — insbesondere 
nach dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. 5. 1974 —, die Bestimmungen des § 4 
des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes da-
hin gehend abzuändern, daß es für den Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit durch ein ehe- 
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liches Kind aus einer national gemischten Ehe aus-
reichen soll, daß ein Elternteil — gleichgültig, ob 
Vater oder Mutter — die deutsche Staatsangehörig-
keit besitzt. 

Das bedeutet, daß diese Kinder nach ihrer Geburt 
automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit er-
werben. Das Bundesverfassungsgericht hat den Ge-
setzgeber in dem vorerwähnten Beschluß ferner 
verpflichtet, allen seit dem 1. 4. 1953 geborenen 
ehelichen Kindern deutscher Mütter, die bisher vom 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch 
Geburt ausgeschlossen waren, einen Weg zum Er-
werb der deutschen Staatsangehörigkeit zu eröff-
nen. 

Der Änderungsantrag der CDU/CSU sieht vor, 
daß auch die vor Inkrafttreten des Gesetzes seit 
dem 1. 4. 1953 ehelich geborenen Kinder deutscher 
Mütter die Staatsangehörigkeit erwerben, ohne daß 
es einer besonderen Erklärung des Kindes bzw. 
seiner Eltern bedürfte. Dieser Lösungsmöglichkeit 
ist nach unserer Auffassung der Vorzug deshalb zu 
geben, weil sie konsequent den bereits geborenen 
Kindern dieselbe Rechtsstellung verschafft, die diese 
Kinder mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er-
halten werden. 

Es ist kein beachtlicher Grund erkennbar, der es 
zwingend geboten erscheinen ließe, diesen betroffe-
nen Personenkreis von der Kollektivverleihung aus-
zuschließen und ihn auf den umständlicheren Weg 
der Abgabe der Erklärung, die deutsche Staatsange-
hörigkeit nunmehr zu erhalten, zu verweisen. Dem 
steht auch nicht das Prinzip des deutschen Staats-
angehörigkeitsrechtes entgegen, den nachträglichen 
Erwerb der Staatsangehörigkeit der freien Willens-
entscheidung des einzelnen zu überlassen. 

Ein hinlängliches Korrektiv wäre mit der Einräu-
mung eines Ausschlagungsrechtes vorhanden. Dies 
könnte derart ausgestaltet werden, daß eine uner-
wünschte deutsche Staatsangehörigkeit keine nach-
teiligen Folgen für den Betroffenen nach sich zu zie-
hen braucht. Das vorgesehene Optionsrecht des Re-
gierungsentwurfs, meine Damen und Herren, muß 
im Hinblick auf den Beschluß vom 21. 5. 1974 als 
Minimallösung bezeichnet werden. Es hat den wei-
teren Nachteil, daß, da es auf drei Jahre beschränkt 
ist, die Betroffenen in der Mehrzahl von dem ihnen 
zustehenden Recht keinen Gebrauch machen werden, 
da eine entsprechend breit angelegte Information 
offenbar weder im Inland noch im Ausland beab-
sichtigt ist. Es wird also nur ein kleiner und auch nur 
derzeit interessierter Kreis von Betroffenen in den 
Genuß dieser Vergünstigung kommen können. 

Für den Kollektiverwerb spricht weiter, daß die-
ser den Interessen und praktischen Bedürfnissen 
der Kinder wie auch insbesondere ihrer Mütter am 
besten gerecht wird. Er vermeidet Spannungen und 
Auseinandersetzungen innerhalb der betroffenen 
Familien. Er bürdet insbesondere der betroffenen 
deutschen Mutter nicht die Last eigenen Tätig-wer-
den-Müssens auf. Gerade in den Ländern, in denen 
das patriarchalische Familienprinzip feststellbar ist, 
ist die Stellung der deutschen Mutter eine wesent-
lich andere, nämlich günstigere, wenn sie in der 

ohnehin dem Ehemann meist unverständlichen Frage 
des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nicht 
um Zustimmung zur Abgabe der Erklärung bittend 
tätig werden muß, als in einem Fall, in dem es um 
die Entscheidung der Frage geht, ob das Kind etwa 
auf die kollektiv verliehene deutsche Staatsangehö-
rigkeit verzichten sollte. 

Diese vorausschaubaren Konfliktsituationen und 
Schwierigkeiten verkennt der Regierungsentwurf 
offenbar nicht. Wie anders sollte man sonst die 
Vorsorgebestimmung des Art. 3 Abs. 5 verstehen, 
daß bei fehlender Einwilligung eines Elternteils der 
antragswillige Elternteil mit Genehmigung des deut-
schen Vormundschaftsgerichts die Erklärung für den 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit abgeben 
kann und daß im Genehmigungsverfahren das Vor-
mundschaftsgericht sogar von einer Anhörung des 
ausländischen Elternteils absehen kann, wenn zu 
befürchten ist, daß durch unzulässige Maßnahmen 
des ausländischen Elternteils das Kind daran gehin-
dert wird, die deutsche Staatsangehörigkeit zu er-
werben? 

Wenn also der tatsächlich feststellbaren Inter-
essenlage und den praktischen Bedürfnissen der be-
troffenen Kinder wie insbesondere auch ihrer Müt-
ter die vorgeschlagene Lösung nicht annähernd ge-
recht wird, haftet ihr der weitere Mangel an, die 
Einheitlichkeit der Rechtssystematik zu durchbre-
chen, indem das Vertretungsrecht und die Personen-
fürsorge eine andere Regelung als im BGB und in 
den insoweit in Frage kommenden gesetzlichen Be-
stimmungen erfahren. Dies, meine Damen und Her-
ren, ist um so unverständlicher, als gerade bei 
der Beratung anderweitiger Gesetzesvorhaben aus 
wohlerwogenen Gründen seitens des Parlaments 
darauf Wert gelegt wird, unterschiedliche Regelun-
gen ein und desselben Sachverhalts von vornherein 
zu vermeiden. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß der vor-
liegende Gesetzentwurf Bedenken auslöst hinsicht-
lich seiner Praktikabilität sowohl bei den zustän-
digen Ordnungsbehörden wie auch im Bereich des 
Vormundschaftsgerichts, das in Auslandsfällen nicht 
einmal die Möglichkeit haben wird, notwendige kor-
rekte Ermittlungen vornehmen zu lassen, sondern 
bei seiner Entscheidung allein auf Parteivortrag an-
gewiesen ist. 

Für den Änderungsantrag und damit für die Lö-
sung, den seit dem 1. April 1953 geborenen Kindern 
eines deutschen Elternteils kollektiv die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu gewähren, spricht schließlich 
auch, daß sie der im Änderungsgesetz von 1963 
bereits angewandten Übergangsregelung entspricht. 

Aus all diesen Gründen, meine Damen und Her-
ren, darf ich Sie bitten, dem vorliegenden Abände-
rungsantrag unserer Fraktion Ihre Zustimmung ge-
ben zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bühling. 
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Bühling (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir halten den Änderungsantrag der 
CDU/CSU nicht für sinnvoll. Es ist zwar richtig, daß 
dem Gebot der Art. 117 des Grundgesetzes, die Fol-
gen aus dem Gleichberechtigungsgrundsatz bis zum 
1. April 1953 zu regeln, damals nicht Genüge getan 
worden ist. Daraus folgt auch die ganze Problematik, 
daß man nach über 21 Jahre versuchen muß, dieses 
Versehen zu bereinigen. Deshalb kann auch von 
einer lückenlosen Systematik nicht die Rede sein. 
Nach einem so langen Zeitablauf wird keine Lösung 
ganz aufgehen. Aber wir sind der Meinung, daß die 
Lösung der CDU/CSU entschieden die schlechtere 
ist. 

Es handelt sich im Grunde um eine aufgezwun-
gene Wohltat. Man muß sich in die Lage der Betrof-
fenen versetzen, die nunmehr, nachdem sie sich 
viele Jahre — im Höchstfall bis zu 22 Jahren — mit 
ihrer Familie auf eine fremde Staatsangehörigkeit 
eingerichtet haben, nachträglich zusätzlich die deut-
sche Staatsangehörigkeit bekommen. Das kann in 
vielen Fällen für die Betroffenen und für ihre Fami-
lien, aber auch mit den Ländern, in denen die Betrof-
fenen wohnen, zu Schwierigkeiten führen. 

Es kommt hinzu, daß sehr viele gar nicht ahnen, 
daß sie durch das Gesetz, das die CDU/CSU hier mit 
ihrem Änderungsantrag erzielen will, Deutsche wer-
den. Es ist unmöglich, in allen Ländern der Welt ent-
sprechende Bekanntmachungen zu erlassen. Es gibt 
ja auch keine Registrierungspflicht für die Betroffe-
nen. Sehr viele werden also Deutsche werden, ohne 
es zu ahnen. Sie werden nach einer Reihe von Jah-
ren merken, daß sie eine doppelte Staatsangehörig-
keit haben. Dann aber ist die viel zu kurze Frist von 
einem Jahr, die der Änderungsantrag der CDU/CSU 
den Betroffenen einräumen will, bereits verflossen. 
Aus all diesen Gründen kann man eine solche Rege-
lung keinesfalls gutheißen. 

Wenn nun gesagt wird, der Weg des Regierungs-
entwurfs, daß die Betroffenen selbst einen Antrag 
stellen sollten, weil sie nicht automatisch Deutsche 
oder neben einer fremden Staatsangehörigkeit auch 
Deutsche werden, sei der umständlichere, so stimmt 
das nicht. Es ist nur ein einfacher schriftlicher An-
trag zu stellen. Es ist kein Notar und kein Gericht 
erforderlich; auch die Botschaften oder die deutschen 
Auslandsvertretungen brauchen nicht in Anspruch 
genommen zu werden. Es entstehen keinerlei Ko-
sten. Es ist eine Frist von drei Jahren vorgesehen. 
Wenn diese Frist aus einem triftigen Grund nicht 
eingehalten werden kann, dann kann auch noch 
nach Ablauf der drei Jahre der Antrag gestellt wer-
den. Für den Fall, daß mit einem Elternteil Schwie-
rigkeiten bestehen, ist eine ins einzelne gehende Lö-
sung im Regierungsentwurf enthalten, die ich jetzt 
nicht noch einmal vortragen will und wonach auch 
der andere Elternteil bei Minderjährigen den An-
trag stellen kann. Es ist also die denkbar einfachste 
und die denkbar langfristigste Möglichkeit, die hier 
eröffnet wird. Wir glauben deshalb, daß es beim 
Regierungsentwurf bleiben sollte und daß der Ände-
rungsantrag der CDU/CSU abgelehnt werden sollte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Der Änderungsantrag der CDU/ 
CSU löst das Problem nur scheinbar umfassend. Ich 
glaube, es würde zu einfach untragbaren Ergebnis-
sen führen, wenn wir hier in einer Übergangs-
lösung einem Personenkreis, der im einzelnen nicht 
genau umrissen ist und der in den verschiedensten 
Ländern lebt, kraft Geburt und ohne Wissen der 
Betroffenen die deutsche Staatsangehörigkeit ver-
schaffen würden. Das ist ganz einfach das Problem. 
Es kann nicht angehen, hier einem Personenkreis 
die deutsche Staatsangehörigkeit zu übertragen, 
ohne daß die einzelne Person überhaupt von der 
Änderung in ihrem Staatsangehörigkeitsstatus 
Kenntnis erhalten kann. 

Wenn die Union sagt, daß während der Antrags-
frist nach dem Vorschlag der Koalitionsparteien 
viele der Betroffenen keinen Antrag stellen könn-
ten, weil sie vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
keine Kenntnis erhielten, dann muß man sich natür-
lich auch einmal überlegen, daß der viel wahr-
scheinlichere Fall der ist, daß nach Ihrem Vorschlag, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU, auch 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Ihrer Lö-
sung viele keine Kenntnis erhielten und dann über-
haupt nicht erfahren würden, daß sie mittlerweile 
deutsche Staatsangehörige geworden sind. Es ist 
nicht nur nach unserem Verständnis von der Staats-
angehörigkeit so, daß hier ein gewisses Element der 
Freiwilligkeit eine nicht unbedeutende Rolle spielt. 

Wir müssen auch erkennen, daß dort, wo die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch Geburt als 
zweite Staatsangehörigkeit erworben würde, kon-
sularischer und diplomatischer Schutz seitens der 
Bundesrepublik in vielen Fällen nicht gewährt wer-
den könnte, soweit sich die Kinder im Ausland auf-
halten. Die Lösung des Regierungsentwurfs er-
scheint deswegen als sachgerechter, der eine Frist 
von drei Jahren und darüber hinaus die Möglich-
keit vorsieht, auch noch später den Antrag zu stel-
len, wenn Hinderungsgründe zur Abgabe der Er-
klärung bestanden und ohne Verschulden deswegen 
die Antragsfrist nicht eingehalten werden konnte. 
Somit ist alles geschehen, um hier denen, die es tat-
sächlich wollen, die Antragsmöglichkeit zu eröffnen. 

Ich bitte daher, den Änderungsantrag der Union 
abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, wir kommen zur Abstimmung über den An-
trag der CDU/CSU auf Drucksache 7/2895. Wer die-
sem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem Art. 3 in der Fassung des Ausschußan-
trages zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
Art. 3 ist in der Ausschußfassung angenommen. 
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Ich rufe nunmehr die Art. 3 a, 4, 5, Einleitung und 

Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Bestimmun-
gen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Gegenstimmen der Opposition ange-
nommen. 

Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung 
angenommen. 

Ich rufe auf die 
dritte Beratung. 

Wird hierzu das Wort gewünscht? — Der Herr 
Abgeordnete Bühling hat das Wort. 

Bühling (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Für die SPD-Fraktion möchte ich folgen-
des sagen: 

Das Gesetz zur Änderung des Reichs- und Staats-
angehörigkeitsgesetzes 1974 hat erheblich größere 
Auswirkungen, als man dem Entwurf auf den er-
sten Blick ansieht. Es regelt immerhin die Staats-
angehörigkeit für mehrere hunderttausend Kinder 
von Eltern verschiedener Nationalität. 

Wenn das Gesetz schon für die Vergangenheit er-
hebliche Auswirkungen hat, so wird das in Zukunft 
noch mehr der Fall sein. Wir müssen davon aus-
gehen, daß für absehbare Zeit eine große Anzahl 
von Ausländern in Deutschland, aber auch eine 
wachsende Zahl von Deutschen im Ausland leben 
wird. Die Anzahl der gemischtnationalen Ehen und 
der gemischtnationalen Eltern wird also erheblich 
höher sein, als das früher der Fall war. 

Nach dem alten Reichs- und Staatsangehörigkeits-
gesetz von 1913 sind bisher nur die ehelichen Kin-
der eines deutschen Vaters Deutsche, die ehelichen 
Kinder einer deutschen Mutter dagegen nicht. Dem 
unbefangenen Betrachter erscheint es völlig unver-
ständlich, daß das bis heute noch so ist. Es erscheint 
dem unbefangenen Betrachter auch völlig klar, daß 
das gegen den Gleichberechtigungsgrundsatz ver-
stößt. Demgemäß werden nun durch das Änderungs-
gesetz die ehelichen Kinder einer deutschen Mutter 
in Zukunft ebenso deutsche Staatsangehörige wie die 
ehelichen Kinder eines deutschen Vaters. 

Wie vorhin schon in anderem Zusammenhang ge-
sagt wurde, hätte nach Art. 117 des Grundgesetzes 
die Änderung des Statsangehörigkeitsrechts schon 
bis zum 1. April 1953 geschehen müssen. Wenn das 
damals nicht geschehen ist und wir dies heute nach 
über 21 Jahren endlich tun, so ist es klar, daß das 
Problem der Rückwirkung erhebliche Schwierigkei-
ten macht, die nur bis zu einem gewissen Grade 
aufgelöst werden können. Es bieten sich zwei Rege-
lungen an, über die wir vorhin schon gesprochen 
haben. Wir wollen nicht, daß jemandem eine 
Staatsangehörigkeit aufgezwungen wird. Uns er-
scheint dies nicht sinnvoll. Wir möchten nicht, daß 
jemand Deutscher wird, ohne daß er es weiß und 
ohne daß er es will, oder daß er erst zu spät merkt, 
daß er die deutsche Staatsangehörigkeit nicht mehr 
fristgemäß ausschlagen kann. Wir sind der Mei-
nung, jedem muß eine eigene Entscheidung einge-
räumt werden, ob er rückwirkend Deutscher wer-

den will oder nicht. Ich habe vorhin schon darauf 
hingewiesen, daß der Weg dafür denkbar einfach 
ist. Damit ist den berechtigten Interessen aller der-
jenigen Personen Genüge getan, die als Kinder oder 
auch erwachsene Kinder deutscher Mütter nun noch 
nachträglich Deutsche werden wollen. 

Dann bleibt noch die Frage offen, die auch nicht 
einfach zu lösen ist, ob man neben den nicht ehe-
lichen Kinder deutscher Mütter, die bisher schon im-
mer Deutsche waren, auch die anerkannten nicht-
ehelichen Kinder deutscher Väter zu Deutschen 
machen soll. In anderen Rechtskreisen, z. B. in 
Frankreich, ist das so. Das wäre sicherlich auch die 
weitestgehende Auslegung des Gleichheitsgrund-
satzes. Auf der anderen Seite kann man nicht leug-
nen, daß im Regelfall die Beziehungen der nichtehe-
lichen Kinder deutscher Mütter zu Deutschland stär-
ker sein werden als die Beziehungen der nichtehe-
lichen Kinder deutscher Väter, die meist bei ihrer 
ausländischen Mutter leben. Hier sollte man sich 
dem Kompromiß anschließen, den der Ausschuß 
schließlich gefunden hat, der als Minimallösung 
wenigstens all denjenigen nichtehelichen anerkann-
ten Kindern deutscher Väter einen Einbürgerungsan-
spruch gibt, die seit fünf Jahren im Inland leben 
und damit auf jeden Fall die erforderlichen Bezie-
hungen zu Deutschland haben. 

Ich bitte demgemäß um Annahme des Gesetzes, 
das für mehrere hunderttausend Personen eine 
grundsätzliche Verbesserung ihres persönlichen Sta-
tus bringt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Will-Feld. 

Frau Will -Feld (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der Entwurf eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Reichs- und Staats-
angehörigkeitsgesetzes weist bei der Problemstel-
lung darauf hin, daß die Kinder in der überwiegen-
den Zahl der Fälle die Staatsangehörigkeit des aus-
ländischen Vaters erwerben. Dies ist in jedem Fall 
ein rechtlicher Nachteil; dem trägt der vorliegende 
Gesetzentwurf Rechnung. 

Die CDU/CSU-Fraktion vertritt darüber hinaus 
aber die Auffassung, daß bei den sogenannten Alt-
fällen der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
kraft Gesetzes — unabhängig von einer Erklärung — 
erfolgen sollte, nämlich konstitutiv. Das Erklärungs-
recht ist auf drei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes befristet. Die besonderen Gründe, die auch 
nach den drei Jahren zur Erklärung berechtigen, 
führen oft zu langwierigen bürokratischen Maßnah-
men. Auch aus diesem Grunde kann eine Reihe der 
Betroffenen von Altfällen unter Umständen aus Un-
wissenheit nicht von der gesetzlichen Vergünsti-
gung Gebrauch machen. Die CDU-Fraktion ist daher 
der Meinung, daß eine Gleichbehandlung mit den-
jenigen, die von diesem Gesetzentwurf betroffen 
werden, erfolgen soll. Dies ist um so erforderlicher, 
weil sehr viele, die den Wunsch haben, ihren Kin-
dern die deutsche Staatsangehörigkeit zu geben, un- 
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ter Umständen von der Verabschiedung dieses Ge-
setzes keine Kenntnis erhalten. 

Außerdem sei mir der Hinweis erlaubt, daß die 
Bundesregierung — beispielsweise beim Namens-
recht — auch „Altfälle" vom Gesetz erfassen läßt. 

Die gleichfalls rückwirkende Ausschlagung der 
deutschen Staatsangehörigkeit, die dieser Gesetz-
entwurf vorsieht, schützt jene Betroffenen, die sich 
auf die bisherige Gesetzeslage eingerichtet haben 
und ganz gleich, aus welchen Gründen - daran 
festhalten wollen, so daß die Begründung mit „der 
negativen Wohltat" wohl nicht trifft. 

Die CDU-Fraktion ist daher der Meinung, daß die 
Vorteile beim Erwerb der deutschen Staatsangehö-
rigkeit für die vom Gesetz betroffenen Kinder für 
die „Altfälle" in aller Regel größer sind, als wenn 
die Erklärung vorgeschrieben würde. 

Trotz dieser unserer Einwendungen wird die CDU/ 
CSU-Fraktion dem Gesetz in dritter Lesung zustim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Mit dem vorliegenden Entwurf 
wird in einem weiteren wichtigen Teilbereich die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau realisiert. 
Es wird gleichzeitig ein — allerdings relativ spät 
erkannter — verfassungswidriger Zustand beseitigt, 
der in einer Vielzahl von Fällen zu Lasten der be-
troffenen Kinder und deren Mütter seine Auswir-
kungen gehabt hat. Es werden künftig eheliche 
Kinder durch Geburt die deutsche Staatsangehörig-
keit erwerben, wenn ein Elternteil Deutscher ist. 

Zur Frage nun, wie die Altfälle gelöst werden, 
darf ich auf die Ausführungen in der zweiten Le-
sung verweisen. Ich will nur noch einmal mit aller 
Deutlichkeit herausstellen, daß es sicherlich mit 
den Erfahrungen der Praxis nicht in Einklang zu 
bringen ist, daß derjenige Personenkreis, der nicht 
in der Lage sein soll, binnen drei Jahren — und im 
Hinderungsgrunde auch später — einen entspre-
chenden Antrag zu stellen, nach dem Lösungsvor-
schlag der Opposition die Möglichkeit haben soll, 
binnen eines Jahres eine Ausschlagung bei der zu-
ständigen Stelle anzubringen. Das ist ein ganz 
deutlicher Widerspruch. Deswegen haben wir uns 
mehrheitlich dafür entschieden, an der Erklärungs-
lösung des Regierungsentwurfs festzuhalten. 

Ohne verfassungsrechtliche Notwendigkeit, aber 
doch aus vielerlei anderen Überlegungen heraus 
erschien es angebracht, die Situation nichtehelicher 
Kinder deutscher Väter in diesen Entwurf mit ein-
zubeziehen. Es erschien sachgerecht, hierbei nicht 
an die Geburt anzuknüpfen, da in vielen Fällen das 
Kind regelmäßig lediglich zur Mutter persönliche 
Beziehungen hat. Es ist sicherlich eine sachgerechte 
Lösung, wenn man diesen Kindern nicht nur die 
Möglichkeit der Einbürgerung, sondern unter zwei 
Bedingungen einen Anspruch auf Einbürgerung gibt. 
Die eine Bedingung ist, daß die Feststellung der 

Vaterschaft nach deutschem Recht erfolgte; die 
zweite Bedingung ist, daß die soziale Beziehung 
zum Inland durch einen fünfjährigen Aufenthalt in 
der Bundesrepublik sichergestellt ist. Wir mußten 
ganz einfach an die blutsmäßige Abstammung an-
knüpfen, von der unser Staatsangehörigkeitsrecht 
im Regelfall ausgeht. Die Adoption ist hier die 
große Ausnahme. Diese Frage konnte zurückgestellt 
werden, da seitens der Bundesregierung ein Ent-
wurf zur großen Adoptionsreform vorliegt, der zum 
Dekretsystem übergehen und auch die Staatsange-
hörigkeitsfrage entsprechend regeln wird. 

Eine wichtige Frage war in diesem Zusammen-
hang — insbesondere darüber hat sich der Rechts-
ausschuß längere Zeit Gedanken gemacht – , daß es 
nicht angeht, es mit einem Vaterschaftsanerkennt-
nis genug sein zu lassen. Hier muß tatsächlich 
sichergestellt sein, daß die blutsmäßige Abstam-
mung des Kindes von seinem nichtehelichen Vater 
nach deutschem Recht festgestellt wird. Es geht 
nicht allein darum, mißbräuchlicher Anwendung 
dieser Vorschrift einen Riegel vorzuschieben, son-
dern auch darum, daß nach deutschem Recht ver-
fahren werden muß, weil nach ausländischem Recht 
die Ermittlung der Vaterschaft jeweils in anderer 
Weise erfolgt und somit nicht sichergestellt wäre, 
daß die blutsmäßige Abstammung zwischen Vater 
und Kind tatsächlich festgestellt wird. 

Ich bitte namens meiner Fraktion, dem Entwurf 
zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Maihofer. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nen: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! Mit 
dem Gesetz zur Änderung des Reichs- und Staats-
angehörigkeitsgesetzes, das Ihnen heute zur ab-
schließenden Beratung vorliegt, will die soziallibe-
rale Bundesregierung Hürden beseitigen, die im 
Alltag der verfassungsmäßigen Gleichberechtigung 
zwischen den Geschlechtern und dem verfassungs-
mäßigen Schutz von Ehe und Familie hinderlich 
sind. 

Dieses neue Gesetz sichert künftig jedem ehe-
lichen Kind eines deutschen Elternteils durch Ge-
burt die deutsche Staatsangehörigkeit. Das umständ-
liche und zeitraubende Einbürgerungsverfahren 
wird damit für das eheliche Kind einer deutschen 
Mutter und eines ausländischen Vaters nicht mehr 
nötig sein. Für schon geborene Kinder kann die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch Erklärung ge-
bührenfrei erworben werden. Das ist in wenigen 
Sätzen der Kerngehalt dieses Gesetzes. 

Daß die Ehefrau bislang hier weniger Rechte hat 
als der Ehemann, widerspricht — und das ist der 
Grund für die Gesetzesänderung — dem heutigen 
Vorstellungsbild einer Gleichgewichtigkeit der Rol-
len von Mann und Frau in der Ehe. Die Gleichbe-
rechtigung der Ehefrau soll nun auch — hier war 
sicherlich ein Rückstand an Fortschritt — bei der 
Staatsangehörigkeit der Kinder gewährleistet sein, 
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um für die Kinder und damit auch für die Mutter 
rechtliche und soziale Nachteile auszuschließen. 

All dies verbürgt der vorliegende Entwurf der 
Bundesregierung. Er entspricht damit Vorstellun-
gen — das möchte ich in dieser Stunde doch aus-
drücklich hervorheben —, wie sie vor allem auch 
von den weiblichen Mitgliedern auf allen Seiten 
dieses Hohen Hauses, denen ich dafür besonders 
danken möchte, vertreten worden sind. 

Inzwischen hat auch das Bundesverfassungsge-
richt am 21. Mai 1974 mit einer Entscheidung klar 
gesagt: Die Vorschrift des § 4 Abs. 1 des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes ist verfassungs-
widrig, weil sie Kinder deutscher Mütter beim Er-
werb der deutschen Staatsangehörigkeit anders be-
handelt als Kinder deutscher Väter. 

Auch der Entwurf der CDU/CSU-Fraktion will 
diese Ungleichbehandlung beseitigen. Mithin — das 
ist in der Öffentlichkeit zum großen Teil in Verges-
senheit geraten — waren sich die Fraktionen des 
Bundestags in diesem Punkt bereits einig, noch 
bevor die Verfassungsrichter ihre Entscheidung fäll-
ten. Die beiden Entwürfe unterscheiden sich nur in 
der Frage, wie die vor dem Inkrafttreten des Ge-
setzes geborenen Kinder deutscher Mütter die vom 
Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Geburt aus-
geschlossen waren, die deutsche Staatsangehörig-
keit erwerben können. 

Nach dem Entwurf der CDU/CSU-Fraktion soll 
diesen Kindern die deutsche Staatsangehörigkeit 
ohne ihr Zutun kraft Gesetzes und zudem noch mit 
Rückwirkung auf den Zeitpunkt ihrer Geburt zu-
fallen, wenn sie die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht ausdrücklich ausschlagen. Dann müssen sie 
davon allerdings auch etwas erfahren und wissen. 

Zu einer solchen Zwangsfolge — wenn ich es ein-
mal so zuspitzen darf — konnte sich die Bundesre-
gierung aus rechtspolitischen wie aus völkerrecht-
lichen Erwägungen nicht entschließen. Der Regie-
rungsentwurf macht den Erwerb der Staatsangehö-
rigkeit vielmehr von einer ausdrücklichen Willens-
erklärung abhängig. Sie geht damit aus wohlerwo-
genen Gründen — der Kollege Engelhardt hat das 
eben noch einmal unterstrichen — vom Grundsatz 
der Freiwilligkeit aus. Dieser muß auch hier und 
gerade hier gelten. 

Gerade weil vorgesehen ist, daß die vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes geborenen Kinder die 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht automatisch er-
werben, sondern nur durch Erklärung gegenüber der 
Einbürgerungsbehörde, hat mein Haus im Einver-
nehmen mit den Ländern vorgesehen, die Gesetzes-
änderung möglichst vielen Bürgern möglichst rasch 
durch öffentliche Unterrichtung bekanntzumachen. 
Dazu wird nach der endgültigen Verabschiedung 
des Gesetzes durch den Bundesrat — wie wir hof-
fen, am 19. Dezember dieses Jahres — sofort durch 
entsprechende Merkblätter eine öffentliche Be-
kanntgabe an die Presse und an alle Interessierten 
erfolgen. 

Abschließend möchte ich noch einen anderen 
Punkt ansprechen. Gegen die vom Innenausschuß 
dieses Hauses vorgeschlagene Regelung, nichtehe

-

lichen Kindern deutscher Väter und ausländischer 
Mütter einen Einbürgerungsanspruch zuzuerkennen, 
bestehen von seiten der Bundesregierung keine 
Bedenken. Der Vorschlag steht mit der Absicht die-
ser Bundesregierung in Einklang, allen Kindern mit 
verwandtschaftlichen Beziehungen zu einem deut-
schen Elternteil den Weg zum Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit zu eröffnen. 

Ich bitte Sie darum, erstens den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung in der vom Innenausschuß 
beschlossenen Fassung anzunehmen und zweitens 
den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU für 
erledigt zu erklären. 

Den Fraktionen der Regierungs- wie der Opposi-
tionsparteien möchte ich zum Abschluß ausdrück-
lich für die zügige und einvernehmliche Behand-
lung des von der Regierung vorgelegten Änderungs-
gesetzes zum Staatsangehörigkeitsgesetz danken. 
Seine Verabschiedung bringt einen großen Fort-
schritt in Richtung auf ein zeitgemäßeres Staatsan-
gehörigkeitsrecht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung in der dritten 
Lesung. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
— Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir haben noch über 
den Ausschußantrag abzustimmen, den Gesetzent-
wurf auf Drucksache 7/1880 für erledigt zu er-
klären. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, wir haben dann noch 
über den Antrag des Ausschusses abzustimmen, die 
eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 
Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 4 der Tagesordnung auf 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung 
— Drucksache 7/1281 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/2901 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/2843 —
Berichterstatter: Abgeordneter Lutz 

(Erste Beratung 69. Sitzung) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Lutz. 
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Lutz (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich darf mit einer Druckfehlerberichtigung 
beginnen. In der Drucksache 7/2843, Seite 46, heißt 
es unter den Beschlüssen des Ausschusses bei Buch-
stabe c) : „ (24 a) § 40 ..." Es muß heißen: „§ 40 b 
Abs. 1 ...". Dies für das Protokoll. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
der Gesetzentwurf zur Verbesserung der betrieb-
lichen Altersversorgung, der heute zur zweiten und 
dritten Beratung ansteht, kann als ein besonders ge-
lungenes Exemplar aus der Bonner „Gesetzes

-

schmiede" angesehen werden. Er gereicht — so darf 
ich als Berichterstatter in aller Unbescheidenheit er-
klären — der Bundesregierung und diesem Hohen 
Hause zur Ehre. Den hohen sozialpolitischen Geset-
zeszweck vor Augen haben sich alle Fraktionen bei 
den Beratungen um ein Höchstmaß an Überein-
stimmung bemüht, so dramatisch diese Beratungen 
auch manchmal gewesen sein mögen. Die mitbe-
ratenden Ausschüsse und der federführende Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung haben außer-
dem bei allem Feinschliff am Detail nicht übersehen, 
daß dieses Gesetz noch vor dem 31. Dezember 1974 
in Kraft gesetzt werden muß, damit es für alle Ar-
beitsverhältnisse Gültigkeit hat, die, aus welchen 
Gründen auch immer, zum Jahresende gelöst wer-
den. 

Der Bundestag baut darauf, daß sich angesichts 
der Einigungsbemühungen aller Fraktionen auch die 
Ländervertretung dazu entschließt, das Gesetz zügig 
zu beraten. Einem rechtzeitigen Inkrafttreten, so 
meinten alle Fraktionen während der Beratungen, 
könnte eigentlich kein Hindernis mehr im Wege 
stehen. 

Der Entwurf hat sozialpolitische, steuerpolitische, 
wirtschaftspolitische und dienstrechtliche Facetten. 
Entsprechend viele Ausschüsse hat er beschäftigt: 
den Wirtschafts-, den Finanz-, den Innen- und den 
Sozialausschuß. Der federführende Ausschuß hat 
allen Grund zum Dank für die ausgezeichnete Zuar-
beit seiner Kolleginnen und Kollegen in den mitbe-
ratenden Ausschüssen. 

Im Zuge der Beratungen ergab es sich, daß es 
sinnvoll erscheint, den dienstrechtlichen Teil abzu-
koppeln und die Frage der Sicherung der Altersver-
sorgung für Beamte, die den öffentlichen Dienst 
quittieren, an anderer Stelle, nämlich im Rahmen 
der Vereinheitlichung der Besoldungsregelung, zu 
klären. Für Angestellte und Arbeiter des öffent-
lichen Dienstes ändert sich nichts. Hier greifen die 
bereits bestehenden tarifvertraglichen Bestimmun-
gen. 

Trotz dieser Abkoppelung, wie wir es nennen, ist 
das vorliegende Gesetz umfänglicher geworden. In 
den Beratungen wurde die Insolvenzsicherung, der 
sogenannte Pleitenschutz, in Paragraphenform ge-
gossen, und es wurden mehrere Lösungen erarbei-
tet, wie die Leistungen der betrieblichen Altersver-
sorgung auf den Prüfstand der Unternehmen gestellt 
werden können. 

Mit diesem Gesetz, meine Damen und Herren, 
betoniert der Gesetzgeber eine weitere Säule unse-
res sozialen Sicherungssystems. Deshalb dürfte es 

vertretbar erscheinen, wenn der Berichterstatter 
ausführlicher als üblich auf die wichtigsten Einzel-
heiten des Ihnen vorliegenden Entwurfs eingeht. 
Zumindest bitte ich Sie um Verständnis dafür. 

Betriebsrenten, Betriebspensionen und gelegent-
liche Notfallzuwendungen waren bislang an die 
Voraussetzung gebunden, daß der Arbeitnehmer 
bei Eintritt des Leistungsfalles dem Unternehmen 
auch tatsächlich angehörte. Durch Richterrecht ist 
diese strenge Voraussetzung inzwischen gemildert 
worden. Die Unverfallbarkeit — so befand das Bun-
desarbeitsgericht — trete auch dann ein, wenn dem 
Arbeitnehmer nach 20 Jahren Betriebszugehörigkeit 
gekündigt worden sei. Richterrecht tastete also die 
goldene Fessel der betrieblichen Altersversorgung 
im Grunde nicht an. 

Der Entwurf der Bundesregierung, weiterentwik-
kelt durch die Beschlüsse des Ausschusses, setzt da-
gegen folgende neue Mindestdaten für eine Unver-
fallbarkeit. Erstens: Grundsätzlich muß der Arbeit-
nehmer mindestens 35 Jahre alt sein. Zweitens: 
Beim Ausscheiden aus dem Betrieb muß er wenig-
stens eine der folgenden beiden Voraussetzungen 
erfüllen. Er muß a) seit zehn Jahren eine Versor-
gungszusage besitzen oder b) dem Unternehmen 
seit zwölf Jahren angehören und seit drei Jahren 
im Besitz einer Versorgungszusage sein. Unerheb-
lich ist, ob der Arbeitnehmer gekündigt hat oder ob 
ihm gekündigt wurde. 

Über diese Fristen hat man sich im Ausschuß ge-
stritten. Die Opposition wollte das alles sehr viel 
günstiger anlegen. Die Koalition mußte aber die 
enge Verklammerung mit dem Steuerrecht sehen. 
Sie mußte einkalkulieren, daß eine Änderung zu 
Steuerausfällen geführt hätte, die in die Hunderte 
von Millionen gegangen wären. 

Im Ausschuß war man sich allerdings wieder dar-
über einig, wie der Teilanspruch zu errechnen sei, 
den ein Arbeitnehmer bei Betriebswechsel nach Er-
füllung der genannten Fristen erworben habe. Die 
Berechnung des Teilanspruchs erfolgt pro rata 
temporis. Das ist schon fast höhere Mathematik und 
war dem Berichterstatter und auch weiteren Kolle-
gen im Ausschuß eigentlich nur mit Hilfe graphischer 
Darstellungen zu erklären. Hier in diesem Hohen 
Hause gibt es keinen Bildwerfer; ich muß es Ihnen 
also verbal verdeutlichen. Die ratierliche Berechnung 
geht von der zu erreichenden Endpension bei An-
wesenheit im Betrieb zum vorberechneten Renten-
alter aus. Der Arbeitnehmer, der früher ausscheidet, 
erwirbt einen an den tatsächlichen Betriebsjahren 
gemessenen und linear berechneten Teilanspruch. Da 
Ihnen dies jetzt offenbar nicht mehr kompliziert er-
scheint, kann ich wohl davon ausgehen, daß Sie 
— wie der Ausschuß — die ratierliche Berechnung 
für die korrekteste Methode halten. 

Wir haben uns im Ausschuß mit vier Formen der 
betrieblichen Altersversorgung zu befassen gehabt: 
der Direktversicherung — populär: Lebensversiche-
rung —, der Direktzusage — besonders gebräuchlich 
bei leitenden Angestellten —, der Pensionskasse, 
die der Versicherungsaufsicht untersteht, und der 
Unterstützungskasse, die Leistungen ohne Rechtsan- 
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spruch gewährt. Bei zwei der vorgenannten Unter-
stützungsarten verzichtet der Gesetzgeber auf die 
ratierliche Berechnung. Bei Ausscheiden des Arbeit-
nehmers muß der Arbeitgeber nur für das angesam-
melte Deckungskapital geradestehen. Dies ist er-
stens die Direktversicherung, so sie von Belastun-
gen geräumt und das Bezugsrecht unwiderruflich ist, 
von Beginn der Versicherung an die Überschußan-
teile dem Arbeitnehmer gutgeschrieben wurden und 
der Ausscheidende das Recht zur Weiterversicherung 
hat. Das sind die Voraussetzungen. Zweitens ist dies 
die Pensionskasse zu ähnlichen Konditionen. Im 
Ausschuß hat es eine kurze Debatte darüber gege-
ben, ob diese Bedingungen auch bei unmittelbaren 
Versorgungszusagen und Unterstützungskassen mit 
kongruenter, d. h. deckungssgleicher, Rückdeckungs-
versicherung gelten sollten. Die Opposition war da-
für. Die Mehrheit von SPD und FDP im Ausschuß 
hielt es nicht für ratsam, weitere Ausnahmen von 
der ratierlichen Berechnung zuzulassen. Danach war 
wiederum der gesamte Ausschuß einstimmig der 
Auffassung, daß die Hervorhebung der Direktver-
sicherung dazu beitragen könnte, den Aufbau be-
trieblicher Altersversorgungen in Mittel- und Klein-
unternehmen zu beschleunigen. 

Teilansprüche, die der Arbeitnehmer erworben 
habe, so meinte die Koalition, müßten ihm beim 
Ausscheiden aus dem Betrieb schriftlich bestätigt 
werden. Dieser Auffassung haben sich CDU und 
CSU angeschlossen; ein weiterer Punkt konnte so-
mit interfraktionell abgehakt werden. 

Teilansprüche werden wirksam, wenn der Ar-
beitnehmer in Rente geht. Er kann sie dann dem frü-
heren Arbeitgeber präsentieren. Er kann sie auch 
in Anspruch nehmen, wenn er sich zum vorgezoge-
nen Altersruhegeld entschließt; das wäre bei Frauen 
beim Alter 60, bei Schwerbeschädigten beim Alter 62 
und bei allen übrigen beim Alter 63 der Fall. 

Erlauben Sie mir bitte eine Abschweifung, die 
auch die Phantasie des Ausschusses beflügelt hat: 
Wenn dieses Gesetz lange genug in Kraft sein wird, 
werden die Arbeitnehmer in unserem Lande häufig 
zwei oder drei Teilansprüche erworben haben, und 
dies wird zu einer beträchtlichen Ergänzung ihrer 
gesetzlichen Rentenansprüche führen. 

In einer Reihe von Bestimmungen — Sie finden 
sie in § 7 Abs. 2 des Entwurfs kann von einzelnen 
Normen dieses Gesetzes per Tarifvertrag abgewi-
chen werden. Der Ausschuß hat diese Lockerungen 
mit Sympathie gesehen. Er hält es für möglich, daß 
die Tarifparteien die damit gebotene Chance nutzen. 
Beispiele im Baugewerbe bestärkten die Abgeord-
neten in dieser Hoffnung. 

Ein weiteres Problem, das den Ausschuß stark be-
schäftigte und ihn zu einer Modifizierung der Re-
gierungsvorlage bewogen hat, war die Frage der 
Anrechnungsbegrenzung. Es hat sich gezeigt, daß 
eine erschöpfende Aufzählung und Beschreibung 
aller gerechtfertigten Anrechnungsverbote im Ge-
setz nicht zweckmäßig ist. Wir haben uns darauf 
beschränkt, ausdrücklich zu erklären, daß die Schmä-
lerung der Betriebsrente durch dynamisierte Versor-
gungsleistungen, insbesondere durch die gesetzliche 

Rentenversicherung, und die Kürzung der Betriebs-
rente durch Versorgungsbezüge, die mehr als zur 
Hälfte mit eigenen Beiträgen finanziert wurden, 
nicht möglich sind. 

Ein anderes sehr komplexes Problem war für den 
Ausschuß die Frage der Insolvenzsicherung der Lei-
stungen der betrieblichen Altersversorgung. Es gab 
verschiedene Eckwerte; den einen setzte die SPD, 
den anderen der Bundesrat, den dritten die FDP. Im 
Ausschuß näherten sich alle Fraktionen diesem Pro-
blem anhand eines Denkpapiers der Bundesregie-
rung, und das war der Sache zweifellos förderlich. 
Gefunden wurde im Ausschuß eine Lösung, die für 
alle Seiten tragbar war. Träger der Insolvenzsiche-
rung wird ein privatwirtschaftlicher Versicherungs-
verein auf Gegenseitigkeit sein, der bereits gegrün-
det ist und am 1. Januar 1975 seine Arbeit aufnimmt. 
Sollte dieser Verein nicht funktionieren oder sich 
wieder auflösen, würde der Insolvenzschutz durch 
einen öffentlich-rechtlichen Träger, nämlich durch die 
Lastenausgleichsbank, gewährleistet. Mitglieder des 
Vereins müssen alle Arbeitgeber sein, die Versor-
gungszusagen gegeben haben, die vor Insolvenzen 
nicht geschützt erscheinen. Dies sind beliehene Le-
bensversicherungen, Direktzusagen und Unterstüt-
zungskassen. Befreit vom Insolvenzschutzzwang 
sind zwei Versorgungseinrichtungen: die unbe-
lastete Lebensversicherung und die Pensionskasse. 
Beide Institute der betrieblichen Altersversorgung 

so schien es dem Ausschuß — sind durch strenge 
Bestimmungen der Versicherungsaufsicht vor Pleiten 
geschützt. Gerade auch jüngste Vorkommnisse ha-
ben den Ausschuß in dieser seiner Überzeugung 
nicht wankend machen können. 

Aber weiter im Insolvenztext: Die Gemeinschaft 
aller Arbeitgeber haftet — so ist die Konstruktion — 
auf dem Wege einer Umlage für jene schwarzen 
Schafe in den eigenen Reihen, die pleite gegangen 
sind. Man schätzt, daß 1,5 Promille des Deckungs-
kapitals aller Versorgungszusagen für die Erfüllung 
der insolvenzbedingten Zahlungspflichten des Ver-
eins ausreichen. 

Der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit wird 
die Beiträge eintreiben. Die notwendigen Zahlungen 
werden die bereits vorhandenen Lebensversicherer 
auftragsgemäß leisten, und sie werden die Ver-
sorgungszusagen jener zu erfüllen haben, die in 
Konkurs gegangen sind. Darum geht es. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung — 
dies  soll nicht vergessen werden — hat sich schließ-
lich auch mit der Zusammensetzung der Gremien 
des Insolvenzsicherungsträgers befaßt. Er hat ein-
stimmig seine Erwartung ausgesprochen, daß die 
Arbeitnehmer über ihre Gewerkschaften angemessen 
daran beteiligt werden. 

In unserem Ausschuß und im mitberatenden Wirt-
schaftsauschuß ist die Frage aufgetaucht, was denn 
geschehe, wenn ein Unternehmen — die sichere 
Pleite vor Augen — schnell noch überzogene Ver-
sorgungsversprechen mache oder speziell zu diesem 
Zweck überhaupt Versorgungsversprechen gründe, 
also irreale Zusagen gebe, für die der Insolvenz-
sicherungsträger und damit alle Unternehmen ein- 
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stehen müßten. Der Ausschuß hat diesen Bedenken 
durch den § 6 a Abs. 5 Rechnung getragen. Er be-
sagt, daß Versorgungszusagen, die allein zum 
Zwecke der Inanspruchnahme des Insolvenzsiche-
rungsträgers gemacht werden, ungültig sind, und er 
nennt die Kriterien, die vor solchen Machenschaften 
schützen. Insonderheit wird der Insolvenzsicherungs-
träger das letzte Jahr vor der Pleite besonders auf-
merksam betrachten müssen. 

Als ein sehr schwieriges, ja als das schwierigste 
Problem bei diesem Gesetz erwies sich die Frage 
einer wie auch immer gearteten turnusmäßigen An-
hebung der Betriebsrenten. Im Anhörungsverfahren 
hatte der Sprecher des Bundesarbeitsgerichts, der 
Vorsitzende Richter Professor Stumpf, deutlich ge-
macht, daß die Richter diesem Probelm auch dann 
nicht ausweichen könnten, wenn der Gesetzgeber 
es aus seinem Bewußtsein verdrängen sollte. Diese 
Initialzündigung im Anhörungsverfahren hat be-
wirkt, daß sich die Debatte im Ausschuß erst einmal 
um die Frage drehte, ob man eine Dynamisierung 
der betrieblichen Altersversorgung gesetzlich vor-
schreiben könne oder nicht. 

Es hat sich sehr schnell herausgestellt, daß eine 
solche Entscheidung die Sozialleistung betrieblicher 
Altersversorgung für die Unternehmen zum unkal-
kulierbaren finanziellen Risiko machen würde und 
letztlich zu einem Abbau dieser Versorgungseinrich-
tung führen müßte. 

Die Debatte im Ausschuß ging über „Dynamisie-
rungspflicht", „Anpassungspflicht", „Verhandlungs-
pflicht", „Prüfungspflicht" und endete schließlich bei 
„Anpassung". Was ich genannt habe, waren alles 
Überschriften. Sie markieren die Stationen der Aus-
schußberatungen. Alle Fraktionen dieses Hauses 
wußten um die eben angedeuteten Schwierigkeiten. 
Während zwei Fraktionen der Auffassung waren, 
es wäre gut, die Frage in Form einer Entschließung, 
sozusagen als Appell des Bundestages an die Betei-
ligten, vorerst zu lösen und dann nach sorgfältigen 
gesetzlichen Regelungen zu suchen, meinte die an-
dere Fraktion — ich habe sie gerade in der Optik —
ein Hereinnehmen ins Gesetz sei jetzt und im Augen-
blick unerläßlich. 

Alle drei Fraktionen — das verdient hervorgeho-
ben zu werden — bemühten sich um eine einver-
nehmliche Lösung; sie ist einmal gefunden, einmal 
nicht gefunden worden. Es gibt mehrere Stationen. 
Dem Berichterstatter ist es versagt, sie im einzelnen 
hier zu schildern. Es hat sich bei den Beratungen her-
ausgestellt, daß alle wie auch immer gearteten 
Lösungen möglicherweise unerwünschte Haltungen 
in der betroffenen Wirtschaft heraufbeschwören 
könnten. Im Lande hat sich bei den Unternehmen 
der Argwohn geregt, der Gesetzgeber habe doch, in 
welcher Form auch immer, eine verkappte Form der 
Dynamisierung verfügt, und deshalb sei es jetzt 
schon ratsam, die bereits vorhandenen Altersversor-
gungseinrichtungen abzubauen. Alle drei Fraktionen 
— das darf ich betonen — haben diese Gefahr ge-
sehen, und um so eindringlicher war das Ringen um 
Lösungen. Sie werden heute über leider einander 
widersprechende Lösungen zu entscheiden haben. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Ergänzende!) 

Ich bin sicher, daß Sie eine vernünftige Entschei-
dung treffen werden, die das Institut „betriebliche 
Altersversorgung" nicht gefährdet; und darauf 
kommt es an. 

(Maucher [CDU/CSU] : Welches ist die ver-
nünftige Entscheidung?) 

Die neue Fassung des § 6 k ist Ihnen also auf die 
Seele gebunden; Sie haben sie zu entscheiden. 

Die Mitglieder des Ausschusses waren bei ihrer 
Entscheidung außerdem davon überzeugt, daß allen 
Arbeitgebern natürlich die gesellschaftspolitischen 
Grundsätze der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände gewärtig sind, die in der ein-
schlägigen Passage lauten — ich darf zitieren : 

Den Unternehmern wird empfohlen, laufende 
betriebliche Versorgungsleistungen in gewissen 
Zeitabständen hinsichtlich der Angemessen-
heit ihrer Höhe zu überprüfen und nach sorg-
fältiger Abwägung des sozialpolitisch Gebote-
nen und des wirtschaftlich Möglichen unter 
Orientierung am Anstieg der Lebenshaltungs-
kosten anzupassen. 

Diese Bekundung des BDA hat die Entscheidung im 
Ausschuß sehr erleichtert. Sie wird sicher auch 
Ihnen die Entscheidung erleichtern. 

Bei der Beurteilung dieses Gesetzentwurfs be-
dürfte der steuerrechtliche Teil eigentlich einer be-
sonders eingehenden Betrachtung. Er hat unsere 
Kolleginnen und Kollegen vom Finanzausschuß be-
sonders viel Arbeit gekostet. Um so dankbarer wa-
ren wir vom federführenden Ausschuß für die prä-
zisen und gleichwohl zügigen Beratungen. 

Nimmt man das Beratungsergebnis alles in allem, 
dann stellt man fest, daß im steuerrechtlichen Teil 
ein vernünftiges Verhältnis der steuerlich begün-
stigten Zuwendungen zu den tatsächlichen Leistun-
gen der betrieblichen Altersversorgung angestrebt 
wird. Denn — auch das sollten wir alle nicht ver-
gessen — 60 und mehr Prozent der betrieblichen 
Altersversorgung sind bislang nicht etwa durch die 
Unternehmen, sondern über den Weg der Steuer-
begünstigung von der Gemeinschaft aller Steuer-
zahler aufgebracht worden. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sie muß ja erst 
verdient werden!) 

Besonders die Unterstützungskassen hatten sich 
mehr und mehr zu Hausbanken diverser Unterneh-
men entwickelt, deren Leistungen in einem Miß-
verhältnis zum angesammelten Vermögen standen. 
Der Ausschuß hat dies mit Aufmerksamkeit gehört. 
Solche Erkenntnisse allerdings waren keineswegs 
neu. Mein Kollege Berichterstatter im Deutschen 
Bundestag, der CDU-Abgeordnete Pelster, formu-
lierte 1952 bei der Schlußberatung des Gesetzes 
über die Behandlung von Zuwendungen an Pen-
sionskassen und Unterstützungskassen bei den 
Steuern vom Einkommen und Ertrag — so hieß das 
Gesetz —, daß es darauf ankomme, den haushalts-
mäßigen und den sozialpolitischen Fragen, die mit-
einander im Widerstreit lägen, gleichermaßen ge-
recht zu werden. Pelster sprach damals davon, daß 
die soziale Funktion der Unterstützungskasssen ge- 
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ringer sei als die der Pensionskassen, und meinte, 
deshalb müßten beide steuerlich recht differenziert 
betrachtet werden. Pelster argwöhnte damals, 1952: 
Da die bei den Unterstützungskassen angesammel-
ten Mittel dem Unternehmen zum großen Teil auch 
als Betriebsmittel dienten, würden diese Kassen 
auch einmal mehr und minder — mehr und minder! 
— zu diesem Zweck gegründet. Die Fraktionen des 
damaligen Bundestages waren quer durch die Par-
teien damals der Hoffnung, mit dem Zuwendungs-
gesetz steuerlichen Mißbrauch ausschließen zu kön-
nen. Allerdings sprachen auch bedeutende Kenner 
der Szene, ein Dr. Heubeck beispielsweise, davon, 
daß mit dem Gesetz von 1952 den Unterstützungs-
kassen der Garaus bereitet werde. 

Es ist anders gekommen. Die Unterstützungskas-
sen blühten. Sie wurden zum interessantesten Zweig 
der betrieblichen Altersversorgung. Der Wille der 
Kollegen von 1952 — so meine ich, und so meinte 
der Ausschuß — soll jetzt, 22 Jahre später, ver-
wirklicht werden. Wieder, so hört man, stünden we-
gen der beabsichtigten steuerlichen Maßnahmen 
des Gesetzgebers die Unterstützungskassen vor 
dem Ruin. Ein Dr. Heubeck beispielsweise, so lese 
ich, rechnet dies allen Parlamentariern und allen 
Betrieben vor. 

Nun, die Mitglieder des Ausschusses wollten aus 
den UKs, den Unterstützungskassen, keine Stukas, 
keine Sturzkampfflugzeuge, machen. Deshalb haben 
sie sie gesetzlich gewissermaßen zu einem sanften 
Gleitflug genötigt. Der Wildwuchs wird zurückge-
schnitten — sanft, wie es dem gesetzgeberischen 
Heger zukommt. Steuerlich begünstigte Zuwendun-
gen sind nur noch in dem Umfang möglich, der in 
einem vernünftigen Verhältnis zu den zu erwarten-
den Leistungen steht. 

Im übrigen — auch das lassen Sie mich sagen —: 
Schon 1952 überwog die Sympathie der damaligen 
Parlamentskollegen für die betriebliche Altersver-
sorgung mit Rechtsanspruch. Auch insofern befin-
det sich der Ausschuß dieses Jahres bei seinen Be-
ratungen im historischen Gleichklang. 

Mißbräuche und Manipulationen allerdings sind 
bei Gesetzen von dieser Tragweite nicht auszu-
schließen. Deshalb hat sich der Ausschuß, einer An-
regung der Koalitionsfraktionen folgend, auf den in 
der Drucksache 7/2843, Seite 19, enthaltenen Ent-
schließungsentwurf verständigt, interfraktionell 
und damit wieder einmal einstimmig. Er verpflichtet 
die Bundesregierung, bis 1978 über die Entwicklung 
der betrieblichen Alterversorgung zu berichten und 
insbesondere auch darüber etwas auszusagen, wie 
sich das Institut der Insolvenzsicherung bewährt 
hat. Der Ausschuß meinte, es sei der richtige Weg, 
den Gesetzgeber immer dann einzuschalten, wenn 
sich Mißbräuche oder Fehlentwicklungen zeigen. 

Ich fasse zusammen und bedanke mich als Be-
richterstatter schon im voraus für Ihre Gelduld. 

Erstens. Alle Fraktionen haben sich bemüht, aus 
einem an sich schon recht respektablen Gesetzent-
wurf einen noch besseren zu machen. 

Zweitens. Dabei waren sie im Interesse der Sache 
um ein Höchstmaß an interfraktioneller Überein-
stimmung bemüht. 

Drittens haben sie keinen Zweifel daran gelassen, 
daß dieses Gesetz so zügig verabschiedet werden 
muß, daß es noch vor dem 31. 12. dieses Jahres 
in Kraft gesetzt werden kann. 

Viertens. Alle Fraktionen sind der Überzeugung, 
daß der vorliegende Gesetzentwurf geeignet er-
scheint, zu einem weiteren Ausbau der betrieb-
lichen Altersversorgung, insbesondere bei Klein-
und Mittelunternehmen, beizutragen. 

Fünftens. Alle Fraktionen glaubten, daß im 
steuerlichen Teil den betrieblichen Altersversor-
gungseinrichtungen im vertretbaren Ausmaß Be- 
und Entlastungen zuteil geworden sind. 

Ich darf Sie deshalb als Berichterstatter im Namen 
aller drei Fraktionen bitten, dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung und der Entschließung Ihre 
Zustimmung zu geben. Ich darf Sie bitten, die noch 
strittigen Punkte im Geiste der Beratungen, die uns 
über Monate hindurch bewegt haben, zu lösen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Eine allgemeine Aussprache wird 
nicht gewünscht. 

Ich rufe nunmehr die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 6 a, 6 b 
und 6 c auf. 

Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe den § 6 d auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 7/2896 ein interfraktioneller Antrag vor. Hier-
zu wird das Wort nicht gewünscht. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Dies ist einstimmig angenommen. 

Wer § 6 d in der soeben geänderten Fassung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Somit 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr §§ 6 e, f, g, h, i auf. Wer den 
aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe § 6 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 7/2906 
ein Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
FDP vor. Ich darf dazu gleich sagen, daß der Ände-
rungsantrag der CDU/CSU Drucksache 7/2909 im 
ersten Absatz mit diesem identisch ist. 

(Zuruf: Wortmeldung!) 

— Zu dem Antrag Drucksache 7/2909 Herr Franke 
(Osnabrück) ! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
stimmt, wie hier gerade gesagt worden ist, daß der 
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vorgelegte Antrag der Koalition mit dem der Oppo-
sition im ersten Absatz identisch ist. Der Antrag un-
terscheidet sich von unserer Initiative auf Druck-
sache 7/2909 lediglich dadurch, daß wir einen zwei-
ten Absatz hinzugefügt haben. Der Berichterstatter 
hat — es ist mir ein Bedürfnis, ihm das zu sagen, 
weil ich mich oft mit ihm streite — in seinem sehr 
sachlichen Bericht soeben darauf hingewiesen, daß 
die Frage der Anpassung der Betriebsrenten im 
Ausschuß eine lange und bewegte Geschichte hinter 
sich gebracht hat. Ich darf hinzufügen, daß die Frage, 
wenn ich die Debatte in meiner Fraktion einmal 
Revue passieren lasse, auch in meiner Fraktion eine 
heftige Debatte ausgelöst hat und, wie ich weiß, 
auch in den beiden anderen Fraktionen. 

Wir haben uns dann, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, als Fraktion nach langer Debatte mit 
großer Mehrheit für den Antrag auf Drucksache 
7/2909 entschieden, weil wir glauben, daß wir, wenn 
wir schon von der ursprünglich geplanten oder ein-
mal angesprochenen Dynamisierung — die halten 
wir alle nicht für tunlich — oder von einer Ver-
handlungspflicht abgewichen sind, doch die Versor-
gungsgeber durch den Hinweis auf § 315 im Bürger-
lichen Gesetzbuch dazu verpflichten sollten, doch 
mehr über die Anpassungs- und Prüfungsverpflich-
tung hinaus zu tun. Das ist mit Abs. 2 in unserem 
Antrag gemeint. 

Was war die Ausgangsposition einer solchen De-
batte? Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen in 
Ergänzung dessen, was Herr Lutz als Berichterstat-
ter eben richtig vorgetragen hat, mit Genehmigung 
der Frau Präsidentin einmal ein Zitat aus der Sach-
verständigenanhörung und hier des Richters beim 
Bundesarbeitsgericht, Herr Professor Stumpf, zur 
Kenntnis bringen. Herr Stumpf sagte nach sehr ein-
drucksvollen Ausführungen unter anderem: 

Wenn das gemeinsame Überlegen über eine An-
passung nicht zu einer billigen Regelung führt, 
wird eine Prozeßlawine die Folge sein. Die Ge-
richte werden dann gar nicht anders können, 
als nach einem Multiplikator oder nach einem 
bewährten Dynamisierungssystem, und sei es 
dem, das in der Sozialversicherung angewandt 
wird, 

— meine Damen und Herren, und sei es dem, das 
in der Sozialversicherung angewandt wird!  — 

der  Prozeßlawine Herr zu werden. Deswegen 
meine Bitte — ich rede nicht der automatischen 
Dynamisierung das Wort —: nicht dieses so 
verzweifelte Zurückgeben der Schwierigkeiten 
an eine Instanz, die zur Lösung dieses Problems 
wirklich nicht geeignet ist. Die Gerichte sind 
überfordert, wenn sie das tun sollen, was Sie 
als Leitsatz aufgestellt haben. 

— Mit „Sie" war das Parlament gemeint. — 

Die  Gerichte haben die Arbeitgeber aufgefor-
dert, bei Erreichen einer bestimmten Verteue-
rungsmarge mit den Arbeitnehmern zu verhan-
deln und eine billige Lösung anzustreben. Wenn 
das nur Proklamation bleibt, kommt die Welle 
wieder zu uns zurück. 

Wir glauben, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß wir mit dem Antrag zu § 6 k auf Druck-
sache 7/2909 dieser Empfehlung, dieser dringenden 
Bitte des federführenden Richters beim Bundes-
arbeitsgericht nachgekommen sind und dem Rech-
nung getragen haben. 

Wir wissen andererseits wohl, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, daß wir hier einen sehr 
schmalen Grat beschreiten, wenn es darum geht, 
wie wir einen solchen Paragraphen ausformulieren. 
Wir haben zum einen den schmalen Grat beschritten, 
daß die Gefahr besteht, daß die bestehenden Ver-
sorgungszusagen auf Grund einer automatischen 
Anpassung dann eventuell gekündigt bzw. ausge-
setzt werden; wir haben zum zweiten den schmalen 
Grat beschritten, daß für diejenigen 40 oder 45 % 
der Arbeitnehmer, die noch nicht in den Genuß einer 
solchen Versorgungszusage gekommen sind, eine 
Schwierigkeit, eine Barriere entstehen könnte, die 
letztlich dazu führt, daß es zu weiteren Versorgungs-
zusagen nicht kommt. Wir glauben aber trotzdem, 
meine Damen und Herren, daß wir mit dem, was wir 
von Professor Stumpf gehört haben, was zu einem 
großen Teil das Anliegen aller Fraktionen ist, und 
mit dem, was wir als Fraktion in der Drucksache 
7/2909 mit dem in Abs. 2 gezeigten Hinweis auf 
§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgelegt ha-
ben, unserer eigenen Forderung und Ihrer Forde-
rung, meine Damen und Herren, gerecht werden, 
hier zu einer verbesserten Leistung und zu einer 
Anpassungsnotwendigkeit auf Grund der Prüfungs-
pflicht zu gelangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich rufe jetzt gleich auch den Antrag Druck-
sache 7/2914 auf. Er wird in der Reihenfolge mitbe-
gründet. Jetzt hat erst Herr Abgeordneter Sund 
das Wort. 

Sund (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen! 
Meine Herren! Ich möchte eine Bitte an den Anfang 
stellen. Frau Präsidentin, Sie haben zugleich den 
Gruppenantrag der Kollegen Müller, Zink, Russe 
und Genossen aufgerufen, der hier noch nicht be-
gründet worden ist. Ich möchte gerne im Sinne der 
Ökonomie der Beratung auch auf diesen Antrag 
schon mit eingehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das können Sie, 
er ist ja schon mit aufgerufen!) 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege Sund, 
sind Sie damit einverstanden, daß Herr Müller die-
sen Antrag erst begründet? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Sund (SPD) : Frau Präsidentin, ich glaube, daß 
ich einigermaßen in der Lage bin, aus dem Wortlaut 
dieses Antrages, der uns hier vorliegt, und aus den 
Beratungen, so wie sie im Vorfeld gelaufen sind, 
erkennen zu können, wie die Begründung für den 
hier vorliegenden Antrag aussieht. 
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Die Situation ist insofern etwas kompliziert, als 
nach langen Beratungen zwischen den Fraktionen im 
Ausschuß und in ergänzenden Beratungen versucht 
worden ist, zur Regelung, die hier in § 6 k gefunden 
werden soll, eine einvernehmliche Lösung zu finden. 
Die Gründe für ein solches Bemühen liegen auf der 
Hand. Es sollte darum gehen, daß das Gesetz in 
seiner außerordentlichen Bedeutung nicht durch 
einen Dissens an einer relativ wenig bedeutsamen 
Stelle belastet werden sollte. Wenn wir die Dinge, 
die hier eben zur Begründung des Antrags vorge-
tragen worden sind, einmal abwägend dem gegen-
überstellen, was wir aus dem Bericht des Herrn Be-
richterstatters noch im Ohr haben, dann wird klar, 
wo die eigentliche Bedeutung dieses Gesetzes liegt 
und daß es sich hier lediglich um die Auseinander-
setzung in einer Einzelfrage handelt. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Legen wir doch einmal die Anträge, die hier vor-
liegen, nebeneinander. Ausgangspunkt der Diskus-
sion war — das hatte ich betont — die zunächst 
einvernehmliche Lösung, die im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung gefunden wurde und die heute 
in dieser Form von niemandem hier mehr vertreten 
wird. Da ist zunächst von Herrn Kollegen Franke 
(Osnabrück) eine Fassung des § 6 k begründet wor-
den, die aus zwei Absätzen besteht und wo in dem 
zweiten Absatz ausdrücklich noch einmal auf § 315 
Abs. 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Bezug 
genommen wird. Was heißt dies eigentlich? Wenn 
wir diesen Antrag dem Antrag der Koalitionsfrak-
tionen gegenüberstellen, dann fehlt lediglich dieser 
Verweis. Worin liegt der Unterschied? Es ist kein 
materieller Unterschied vorhanden, meine Damen 
und Herren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Dann stimmen 
Sie doch zu!) 

Hier kann man davon ausgehen, daß es sich ledig-
lich um eine Wiederholung handelt. Nehmen Sie 
doch den § 315 BGB zur Hand. Hier heißt es in 
Abs. 2 — ich darf das zitieren —: 

Die Bestimmung 

— nämlich der Leistung — 

erfolgt durch die Erklärung gegenüber dem an-
deren Teile. 

In Abs. 3 heißt es: 

Soll die Bestimmung nach billigem Ermessen 
erfolgen, so ist die getroffene Bestimmung für 
den anderen Teil nur verbindlich, wenn sie der 
Billigkeit entspricht. Entspricht sie nicht der 
Billigkeit, so wird die Bestimmung durch Urteil 
getroffen; das gleiche gilt, wenn die Bestim-
mung verzögert wird. 

— Ich habe Ihre Zwischenrufe sehr wohl verstan-
den: „Dann stimmen Sie doch zu!" Es geht doch hier 
nicht darum, in purer Rechthaberei zu verharren, 
sondern darum, daß wir nach sorgfältiger Prüfung 
festgestellt haben, daß hier materiell kein Unter-
schied ist. Die Formulierung des billigen Ermessens 
ist in der von der Koalition vorgelegten Entschlie-
ßung drin. Hier handelt es sich lediglich um eine 

wiederholende Aufzählung, auf die wir gut ver-
zichten können. 

(van Delden [CDU/CSU]: Wer hat denn das 
festgestellt, doch Graf Lambsdorff! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das glauben Sie doch 

selber nicht!) 

— Wenn ich dies nicht glauben würde, verehrter 
Herr Kollege, würde ich das nicht sagen. Was soll 
das Ganze? Sie haben damit eine Vorstellung ver-
bunden, daß Sie an dieser Sache festhalten wollen; 
das ist doch völlig klar. Damit wollen Sie doch 
etwas erreichen. Da steckt doch nichts Materielles 
für die Gesetzesbestimmung drin, das wissen Sie 
doch selber auch. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU) 

Nun einige Bemerkungen zu dem Gruppenantrag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eiertanz!) 

Hier geht es darum, daß der Versuch unternommen 
wird, den Betriebsrat in die Verhandlung einzube-
ziehen. Dazu sind ja in den Beratungen, vor allem 
im Ausschuß, eine ganze Reihe von Positionen aus-
getauscht worden. Wenn wir diese drei Vorstellun-
gen jetzt einmal nebeneinanderstellen, dann geht es 
darum, die Worte, die Kollege Franke hier gewählt 
hat, indem er von dem Versuch und dem Bemühen 
um Behutsamkeit gesprochen hat, weil es sich hier 
um eine wirkliche Gratwanderung handelt, noch 
einmal in unser Bewußtsein zu heben. Es geht dar-
um, daß wir uns bemühen müssen, die Ausweitung 
der betrieblichen Altersversorgung an keiner Stelle 
zu hindern. Wir haben alle miteinander Anlaß, Ein-
wände ernst zu nehmen, die erhoben werden, wenn 
es darum geht, eine solche von uns allen ge-
wünschte Ausweitung nicht zu beeinträchtigen. 

Zweite Bemerkung. Es handelt sich hier dar-
über besteht doch auch Einvernehmen — um eine 
freiwillige Leistung der Unternehmen bzw. um  eine 
Leistung, die auf freier Vereinbarung beruhend er-
bracht wird. Das hat Konsequenzen und das wissen 
wir. 

Drittens. Wir wollen kein Closed-shop-System. 
Wir würden, wenn wir diese Ausweitung in irgend-
einer Weise beeinträchtigen würden, eine Zweitei-
lung der Arbeitnehmerschaft hinsichtlich ihrer Ver-
sorgung erreichen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Amüsieren Sie sich doch ruhig, das ändert nichts 
an der Tatsache, daß die Dinge, die ich hier vor-
trage, richtig sind. Ihnen fällt doch zur Sache offen-
sichtlich gar nichts ein. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Es gibt eine gesicherte Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts, die in diesem Zusammen-
hang ebenfalls wirkt, die doch nicht aus der Welt 
ist, die weiterhin gilt. 

Was schließlich das Bemühen angeht, den Be-
triebsrat in das Verfahren mit einzubeziehen, so 
haben wir untereinander darüber Gedanken ausge-
tauscht und das abgewogen. Wir sind auch eine 
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ganze Strecke des Weges der Auffassung gewesen, 
daß es richtig und gut wäre, den Betriebsrat hier 
mit einzubeziehen, obwohl wir alle im Ausschuß 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Müller, das wissen Sie doch! — zu-
gleich auch gesehen haben, daß sich damit für den 
Betriebsrat der, zugegeben, die einzige Adresse 
ist, die sich da praktisch einstellen wird —, wenn er 
speziell in die Pflicht genommen wird, eine schwere 
Belastung ergibt. 

(Franke [Osnabrück] [CSU/CSU] : Goldene 
Sätze! 	Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Das ist doch alles so diskutiert worden. 

Und nun kommt noch etwas, und das ist nicht 
ganz uninteressant: Sie selber sind in den Ge-
sprächen, die wir geführt haben, den Weg mit uns 
zusammen gegangen und sind dabei auch an den 
Punkt gelangt, den Betriebsrat hier in die Verhand-
lung nicht mit einzubeziehen. Haben Sie das denn 
vergessen?! 

Schließlich: Wir alle wissen, daß bei der Unter-
suchung, die über die Entwicklung der betrieb-
lichen Altersversorgung in der Bundesrepublik bis-
her erfolgt ist, festgestellt wurde, daß eine Anpas-
sung in den einzelnen Betrieben in einem viel höhe-
ren Maße vorgenommen worden ist, als dies in 
der bisherigen Diskussion unterstellt wurde. Diese 
Dinge haben uns dazu gebracht, unseren Formulie-
rungsvorschlag hier vorzulegen und ihn als eine 
Grundlage dafür anzusehen, daß die Frage der An-
passung hier in einer solchen Weise gelöst wird, daß 
sie die Ausweitung der betrieblichen Altersversor-
gung in keiner Weise hindert. 

Ich bitte Sie daher namens meiner Fraktion, die-
sem unserem Antrag zuzustimmen und a) den vor-
gelegten Antrag der CDU/CSU und b) den Gruppen-
antrag aus den Reihen der CDU/CSU abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort zum Ände-
rungsantrag Drucksache 7/2914 hat Herr Abgeord-
neter Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Bis vor einer Stunde 
konnten wir die berechtigte Hoffnung haben, daß 
die interfraktionellen Verhandlungen zum Ziele füh-
ren würden. Aus dem Grunde ist unser Antrag 
etwas unter Zeitdruck entstanden, und nicht alle 
meine Freunde hatten die Möglichkeit, diesen 
Antrag zu unterschreiben — dies gilt insbesondere 
für meine Kollegen Mick, Vogt, Wawrzik und an-
dere —, weil er sehr schnell ins Parlamentssekre-
tariat mußte. Ich sage das hier, damit nicht der 
Eindruck entsteht, als ob er nur von einer kleinen 
Gruppe getragen würde. 

(Sund [SPD] : Wie viele andere sind das 
denn?! — Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg 

[SPD] ) 

— Sie haben es nötig zu rufen. Sie werden sich 
gegenüber den Betriebsräten sicherlich anläßlich 
der Betriebsrätewahlen auseinanderzusetzen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, § 6 k über die Ver-
handlungspflicht hat eine Vorgeschichte. Mein Kol-
lege Franke hat schon darauf hingewiesen, daß uns 
Herr Professor Stumpf, Senatspräsident beim Bun-
desarbeitsgericht, in der öffentlichen Sachverstän-
digenanhörung dazu einige sehr deutliche Worte ins 
Stammbuch geschrieben hat. Ich will nicht alles 
wiederholen, aber angesichts der Ausführungen des 
Kollegen Sund möchte ich hier noch einmal einen 
Satz aus dem Protokoll der öffentlichen Anhörung 
sehr deutlich in Erinnerung rufen. Herr Professor 
Stumpf hat gesagt: 

Die Gerichte haben die Arbeitgeber aufgefor-
dert, mit den Arbeitnehmern zu verhandeln und 
eine billige Lösung anzustreben. Wenn das nur 
eine Proklamation bleibt, kommt die Welle wie-
der zu uns zurück. Wir können uns dann der 
ungerechten, fast verlogenen Situation des 
Satzes „Mark gleich Mark" nicht verschließen 
und müssen zu Massenlösungen greifen, die die 
Pension genauso währungssicher machen wie 
die Forderung des Ölhändlers oder sonstiger 
Produzenten heute. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das war die Ausgangsbasis für diesen § 6 k, über 
den wir uns interfraktionell verständigt haben. Wir 
haben sogar eine bereits beschlossene Formulierung 
im Ausschuß auf Grund gewisser Bedenken in einer 
Sondersitzung des Auschusses noch einmal geän-
dert. Wir sind bei den Beratungen im Ausschuß da-
von ausgegangen, insbesondere die Gruppe, die 
immer interfraktionell verhandelt hat — ich darf 
sagen, daß das einvernehmlich erfolgt ist —, daß 
eine automatische Dynamisierung der Betriebsren-
ten unzweckmäßig wäre, da der Personenkreis, der 
durch Betriebsrenten begünstigt ist, nicht gefährdet 
werden soll. Aber eine Verhandlungspflicht im 
Sinne der Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts 
erschien uns notwendig. 

Hier liegen heute drei Anträge vor. In zwei An-
trägen ist die Verhandlungspflicht aus dem ur-
sprünglichen Antrag in eine einseitige Prüfung durch 
den Arbeitgeber umgewandelt worden. Während 
aber der Antrag der Fraktion der CDU/CSU die 
Überprüfung durch die Gerichte ausdrücklich be-
stätigt, wird von den Koalitionsfraktionen auch diese 
Überprüfung gestrichen. Ich muß sagen: Das scheint 
mir außerordentlich wenig zu sein. 

Lassen Sie mich auch noch auf etwas ganz Be-
sonderes hinweisen, was gegenüber dem im Aus-
schuß beschlossenen § 6 k nicht enthalten ist, wohl 
aber in diesem Änderungsantrag steht. Mit wem 
soll der Arbeitgeber verhandeln? Nach dem einen 
Antrag soll er nur einseitig prüfen. Mit wem soll 
er also verhandeln? Wir waren uns in den inter-
fraktionellen Gesprächen im Ausschuß darüber im 
klaren, daß es für die Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung der Betriebsrat zu sein hätte, weil 
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er ja auch im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes 
derjenige ist, der bei solchen Einrichtungen mitzu-
bestimmen hat. 

Wir glaubten auch, daß dann, wenn ein Arbeit-
nehmer aus dem Betrieb ausgeschieden ist, zwar 
nicht den jeweils vorhandenen Betriebsrat, aber 
dessen Vorgänger gewählt hat, der Betriebsrat auf 
jeden Fall eingeschaltet werden sollte. Das ist aus 
dem Antrag von der Koalition herausgenommen 
worden. 

In diesem Antrag ist ein zweiter Personenkreis 
nicht mehr enthalten; das sind die leitenden Ange-
stellten, die zum Teil die betrieblichen Pensions-
zusagen als einzige Altersversorgung haben. Wir 
haben im Zuge der Beratungen zur betrieblichen 
Altersversorgung eine Menge Briefe erhalten, in 
denen zum Ausdruck kam, daß gerade diese Pen-
sionen durch die allgemeine Teuerungswelle aufge-
fressen werden und somit der reale Wert nicht er-
halten bleibt. 

Es ging uns also darum, auf jeden Fall den realen 
Wert der Pensionszusagen zu erhalten. Der wesent-
liche Unterschied zum Antrag der Koalition und 
zum Teil zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion liegt 
aber darin, daß statt der Prüfungspflicht die Ver-
handlungspflicht im Sinne des Bundesarbeitsgerichts 
festgelegt wird. Herr Kollege Sund, Sie haben ge-
sagt: Das ist eine relativ wenig bedeutsame Stelle. 

Wir waren uns im Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung darüber im klaren, daß die Fragen der 
Erhaltung des realen Wertes eine außerordentlich 
wichtige und bedeutsame Angelegenheit ist und 
man nicht sagen kann, das sei eine wenig bedeut-
same Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Sie müssen das ganze Gesetz sehen!) 

Wir bitten Sie, diesem Antrag, der die Verhand-
lungspflicht begründet, der die Einbeziehung der 
Betriebsräte in diese Verhandlungen vorschreibt 
und ausdrücklich vorsieht, daß die leitenden Ange-
stellten in diese Überprüfungen im Sinne einer An-
passung einbezogen werden, Ihre Zustimmung zu 
geben. Ich glaube, das sind wir den Arbeitnehmern 
draußen schuldig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort der Abge-
ordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr 
Kollege Müller (Remscheid), Sie haben eben mit be-
grüßenswerter Deutlichkeit klargemacht — und da-
für bin ich Ihnen dankbar —, daß Ihr Gruppenantrag 
etwas grundsätzlich anderes will als Ihr Fraktions-
antrag. Dann brauchten Sie allerdings in die Klage-
rufe, daß Sie sich bis vor einer Stunde nicht haben 
einigen können, nicht auszubrechen. Sie hätten ja 
nur dem Fraktionsantrag Ihrer eigenen Fraktion zu-
zustimmen brauchen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben wir ja!) 

Dann wären wir bei der Prüfungspflicht ganz allge-
mein und wären von der Verhandlungspflicht, die 
wir nicht wollen und die wir für falsch halten, her-
unter. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die wollen ja die 
Gesetze!) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Lambsdorff, darf ich Sie bitten, zur Kenntnis zu 
nehmen, daß Kollege Müller gesagt hat, daß er 
deswegen so lange gewartet hat, weil er gehofft 
hat, daß sich die Koalition noch auf den interfrak-
tionell vorgelegten Antrag einigen wird. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Ich habe den Ein-
druck, Herr Kollege Franke, Sie müssen sich offen-
sichtlich um die Einigkeit innerhalb Ihrer Fraktion 
bemühen und nicht um die Einigkeit innerhalb der 
Koalition. Das machen wir schon selber. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Franke 
[Osnabrück] [CDU/CSU] : Das muß jeder!) 

Im übrigen sind durch die Formulierung des § 6 k 
in dem Koalitionsantrag — nur um das der Deutlich-
keit halber zu sagen — die leitenden Angestellten, 
wenn sie Versorgungsempfänger sind -- und das 
sind sie in den meisten Fällen —, ebenso erfaßt wie 
in dem Vorschlag, den Sie gemacht haben. 

Wenn es so wäre, meine Damen und Herren, daß 
wir uns nur über den § 315 bzw. die Bezugnahme 
darauf zu unterhalten hätten, dann, Herr Kollege 
Sund — das ist vollständig richtig —, hätten wir es 
mit einem peripheren Problem zu tun, und im Haupt-
problem wären wir uns einig. Aber dies ist eben 
nicht der Fall; wir sind uns im Hauptproblem nicht 
einig. 

Was Abs. 2 des vorgesehenen § 6 k, den die Koa-
lition im Gegensatz zur Opposition so nicht will, 
betrifft, so meine ich allerdings, wir sollten klarma-
chen, daß hier jedenfalls nach Auffassung der FDP 
eine gewisse materiell-rechtliche Bedeutung vor-
liegt. 

(Breidbach [CDU/CSU] : Einigkeit der Koa-
lition!) 

Der § 315 BGB — ich darf das ausführen, Herr Breid-
bach, und Ihre geneigte Aufmerksamkeit erbitten — 
bezieht sich auf Leistungspflichten, und der § 6 k, 
dessen Abs. 1 ja auch die Oppoistion ihre Zustim-
mung geben will, begründet in der jetzt vorliegen-
den Form eine Prüfungspflicht, für die § 315 BGB 
nach unserer Meinung nicht gilt. Davon ging aber 
§ 6 k Abs. 2 aus, der eben bestimmte, daß Abs. 2 
und 3 von § 315 BGB nicht „Anwendung", sondern 
„entsprechende Anwendung" finden, was dann kon-
sequent und logisch war. 

Der Prüfungsmaßstab ist allerdings billiges Er-
messen, wie das in § 6k Abs. 1 steht. Aber dies ist 
eben nicht eine Frage des § 315. Da wir in rechts-
systematischen Fragen etwas sensibel sind, möchten 
wir eine Vermischung dieses Rechtsinstituts mit der 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1974 	9067 

Dr. Graf Lambsdorff 
vorgesehenen Prüfungspflicht nicht vornehmen und 
deswegen diesen Abs. 2 ablehnen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Jenninger? 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, sind Sie mit mir einer Meinung, daß es, 
was die Prüfungspflicht betrifft, sicherlich diese Aus-
legung geben kann, daß aber der Antrag in Absatz 1 
in beiden Fassungen lautet: „und hierüber nach bil-
ligem Ermessen zu entscheiden", 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

daß also auch eine Leistung vorgesehen ist und des-
wegen der § 315 a folgerichtig als Auslegung für ein 
Schuldverhältnis angewendet werden kann? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Jen-
ninger, wir haben über dieses Thema in den letzten 
Tagen häufig gesprochen. Hier gibt es rechtssyste-
matisch unterschiedliche Ansichten, und wir bleiben 
bei der Ansicht, die wir hier vertreten haben, weil 
wir uns nicht in die Nähe der Verhandlungspflicht 
bringen lassen möchten. Ich will das auch gern be-
gründen. 

Der Antrag, meine Damen und Herren, der jetzt 
als Gruppenantrag vorgelegt wird — ebenso wie 
die ursprüngliche Ausschußfassung —, wirft doch 
sowohl stabilitätspolitische als auch sozialpolitische 
Probleme auf. Die stabilitätspolitischen Probleme 
müßten doch gerade Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, unter dem Gesichtspunkt Ihres 
Beschlusses vom 5. November sehen: keine Mehr-
ausgaben der öffentlichen Hände, keine Mehrbela-
stung der gewerblichen Wirtschaft. Dieser Antrag 
aber bedeutet, daß es eine erhebliche Mehrbela-
stung der gewerblichen Wirtschaft geben wird, daß 
Steuermindereinnahmen unvermeidlich sind 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der CDU/CSU: Stimmt doch nicht!) 

— ich darf das vielleicht eben noch begründen — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist einfach 
nicht wahr!) 

und daß es vermehrte Haushaltsrisiken in Bund, 
Ländern und Gemeinden geben muß. 

Meine Damen und Herren, ich will das begrün-
den. Wenn Sie eine Verhandlungspflicht einführen 
und wenn dann, was im wesentlichen unvermeidlich 
sein wird — ich wähle das jetzt nur einmal als 
Rechenbeispiel —, eine Anhebung um durchschnitt-
lich 7 % im Jahr als Verhandlungsergebnis heraus-
kommt, dann bedeutet das, daß Sie die notwendigen 
Rückstellungen von jetzt — grob geschätzt - 
10 Milliarden in der Gesamtwirtschaft schon auf min-
destens 20 Milliarden erhöhen müssen. Dies bedeu-
tet natürlich Steuerausfälle. Daran führt doch gar 
kein Weg vorbei, weil sich diese Rückstellungen 
ertragsmindernd auswirken. Und Haushaltsrisiken 
gibt es auch; denn daß Sie der öffentlichen Hand ein 

solches Verfahren auf die Dauer vorenthalten kön-
nen, ist ja wohl politisch nicht gut denkbar und 
wird sich auch nicht durchhalten lassen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Bitte sehr. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, würden Sie mir bestätigen, daß in dem 
Antrag auf Drucksache 7/2914 steht, daß eine Ver-
handlungspflicht nur alle drei Jahre besteht, daß sie 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation des 
Unternehmens stattzufinden hat und daß damit nicht 
expressis verbis gesagt worden ist, daß in jedem 
Jahr von Ihnen angeführten Erhöhungen durchge-
setzt werden können? 

Dr. 'Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Breid-
bach, ich will auf die unterschiedliche Behandlung 
einzelner Unternehmen nachher noch eingehen und 
werde auf Ihre Frage zurückkommen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Graf Lambsdorff, gestatten Sie noch eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Müller (Berlin)? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Wenn ich das auf 
meine Redezeit vergütet bekomme, Frau Präsiden-
tin, gerne. 

Präsident Frau Renger: Bitte, Herr Kollege 
Müller. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, sind Sie Meinung, daß die Betriebsräte 
und die Betroffenen, mit denen verhandelt werden 
soll, so unverantwortlich sind und ihre eigenen Ar-
beitsplätze gefährden, indem sie etwas verlangen 
und durchzusetzen versuchen, was nicht verkraftbar 
ist? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Ich bin ganz gewiß 
nicht dieser Ansicht. Aber wir sollten auch keine 
unnötigen Anreize in dieser Richtung in die Welt 
setzen. Das entspricht unserer Verantwortung, die 
wir wahrnehmen sollten. 

(Zuruf von der FDP: Sehr gut!) 

Wir sind natürlich ebenso wie alle in diesem 
Hause — so jedenfalls glaube ich — der Ansicht, 
daß es außerordentlich wünschenswert wäre, eine 
bessere Anpassung an die Kaufkraftentwicklung hin-
sichtlich der Altersbezüge der betrieblichen Alters-
versorgung zu erreichen. Insofern appellieren wir, 
wie es in dem ursprünglichen Entschließungsentwurf 
vorgesehen war, an die Arbeitgeber, sich einem sol-
chen Verfahren nicht zu entziehen, sondern das Ihre 
zu tun, um ihre freiwilligen Leistungen weiter zu 
verbessern. 

Aber Dynamisierungsgebote — oder nahezu Dy-
namisierungsgebote — helfen überhaupt nichts. Das 
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einzige, was hier wirklich hilft, ist konsequente Sta-
bilitätspolitik, die die hier gegebene Problematik in 
Zukunft verhindert und zu der wir einen guten 
Schritt nach vorne getan haben. 

(V o r s i t z : Vizepräsident von Hassel) 

Sozialpolitisch beruht die betriebliche Altersver-
sorgung — der Kollege Sund hat das dankenswer-
terweise eindeutig festgestellt auf einem frei-
willigen System, auf freiwilligen Zusagen. Bei der 
Regelung, die mit dem Gruppenantrag der CDU/ 
CSU-Kollegen vorgelegt worden ist, wird es mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit keine 
neuen Zusagen mehr geben. Im übrigen ist eine sol-
che Regelung — und hier komme ich auf die Grö-
ßenordnungsunterschiede und die Einzelverhältnisse 
der Unternehmen zurück — natürlich ausgesprochen 
feindlich und abträglich für diejenigen, die im mit-
telständischen Bereich arbeiten, d. h. sowohl für die 
gewerbliche Wirtschaft des Mittelstandes wie auch 
für die dort Beschäftigten. Denn darüber, daß ein 
kapitalintensives Unternehmen wie das RWE einen 
solchen Wunsch sehr leicht erfüllen kann, gibt es 
wohl keinen Zweifel. Aber der Elektromeister, der 
neben dem RWE seine Werkstatt unterhält und mit 
einer Reihe von Gesellen arbeitet, ist als lohninten-
sives Unternehmen dazu eben nicht in der Lage. 
Sie schaffen hier zwei Klassen von Arbeitnehmern 
und Begünstigten. 

(Härzschel [CDU/CSU] : Aber die haben wir 
schon!) 

— Sie tragen mit diesem Antrag nur dazu bei, diese 
Problematik zu verschärfen. Das wollen wir nicht. 

Das Ergebnis einer solchen Regelung wäre, daß 
der Besitzende in seinem Besitzstand geschützt wird, 
daß vielleicht seine Position gelegentlich auch ver-
bessert wird, daß Sie aber den Zugang für jüngere, 
für neue Berechtigte, die mit dieser Regelung be-
günstigt werden sollen, einfach zumachen. Es gibt 
dann ein nur ganz beschränktes Maß an neuen Zu-
sagen aus der betrieblichen Altersversorgung. Das 
allerdings wollen wir unter allen Umständen ver-
meiden. Wir wollen keine Regelungen, die irgendwo 
einen Sperriegel einbauen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Müller (Rem-
scheid) ? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Selbstverständlich. 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Graf Lambsdorff, ist Ihnen bekannt, daß in § 7 
Abs. 2 der Ausschußfassung festgelegt ist, daß von 
den §§ 2 bis 5, 6 k, 18 und 19 in Tarifverträgen abge-
wichen werden kann, und ist Ihnen damit bekannt, 
daß somit die Tarifvertragsparteien auf jeden Fall 
verhandeln können, und warum wollen Sie dann 
den Betriebsrat, der die unmittelbare Situation des 
Betriebes kennt, aus den Verhandlungen ausschal-
ten, aber den Tarifvertragsparteien diese Möglich-
keit geben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Mül-
ler (Remscheid), über die Betriebsratsproblematik 
will ich noch einige Worte sagen; das wird aber 
vor allem mein Kollege Hansheinrich Schmidt in der 
dritten Lesung tun. Hier sei nur soviel gesagt, daß 
der Antrag zu § 6 k die Mitwirkung des Betriebs-
rates in keiner Weise ausschließt, wie Sie sehr wohl 
wissen, und daß im übrigen natürlich die Frage be-
steht, die auch rechtssystematisch geklärt werden 
müßte, inwieweit der Betriebsrat für die Pensionäre, 
für die bereits Ausgeschiedenen, Verhandlungen 
führen kann und Verhandlungen führen soll, wenn 
das nicht tarifvertraglich vereinbart ist. Ihr Hinweis 
ist vollkommen zutreffend, soweit er sich auf diesen 
Punkt bezieht. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Breidbach? 

Dr. Graf Lambsdorff (FPD) : Bitte sehr! 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, nachdem Sie die Notwendigkeit einer 
konsequenten Stabilitätspolitik als wichtiger als das 
Anliegen des Änderungsantrages Drucksache 7/2914 
bezeichnet haben, möchte ich Sie fragen, ob Ihr Ver-
trauen in eine konsequente Stabilitätspolitik so er-
schüttert ist, daß Sie eine Dynamisierung, wie sie in 
dem Änderungsantrag Drucksache 7/2914 gefordert 
wird, nahezu voraussetzen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Breid-
bach, man kann sich natürlich auch an das linke Ohr 
fassen, indem man mit der rechten Hand über den 
Kopf greift. So ist auch Ihre Argumentation. Mit der 
Dynamisierung verstärken Sie die Inflation. Dies 
scheint bei Ihnen immer noch nicht klar zu sein; aus 
dieser Zwischenfrage kann ich das nur so entneh-
men. Mit Dynamisierung und mit Indexierung ver-
stärken Sie die Inflationswirkung. Vielleicht können 
wir uns darüber doch endlich einmal einigen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Blüm? 

Dr. Blüm (CDU/CSU) : Herr Graf Lambsdorff, wie 
erklären Sie sich den Widerspruch, der darin liegt, 
daß Herr Kollege Sund hier davon gesprochen hat, 
daß dies eine wenig bedeutsame Regelung wäre, 
während Sie hier vortragen, daß eine solche Rege-
lung, wie wir sie vorsehen, die betriebliche Alters-
versorgung verhindern oder rückgängig machen 
würde? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Blüm, 
Sie dürfen selbstverständlich schließen, was Sie 
mögen. Dieser Schluß wäre aber falsch. Sie haben 
nicht recht zugehört. Der Kollege Sund hat sich 
auf § 6 k Abs. 2 bezogen und dazu gesagt, daß es 
sich um eine nicht sehr bedeutsame Formulierung 
handelt, keineswegs aber um den Widerspruch zwi-
schen Ihrer Verhandlungspflicht und unserer Prü-
fungspflicht. Bitte nehmen Sie Ihrerseits von diesem 
Unterschied Kenntnis. 
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Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Breid-
bach? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Bitte sehr! 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, all das, was Sie jetzt sagen, haben Sie 
ja — das setze ich voraus — schon vor etwa vier 
Wochen gewußt. Warum haben Sie dann vor vier 
Wochen mit den interfraktionellen Antrag gestellt, 
§ 6 k praktisch mit dem gleichen Inhalt, wie er jetzt 
vorliegt, aufzunehmen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Breidbach, Sie 
meinen, warum wir diesen Paragraphen in die Aus-
schußfassung aufgenommen haben. Man kann auch 
klüger werden. Wir sind klüger geworden und zie-
hen aus unseren Erkenntnissen auch Schlußfolgerun-
gen. Wir beharren nicht auf dem, was wir einmal 
falsch angefangen haben. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Solche Besserung ist jedermann gestattet, und es 
wäre gut, Herr Kollege Breidbach, wenn wir gele-
gentlich auch aus Ihren Reihen hörten, daß Sie von 
einmal eingenommenen Positionen dann abgehen, 
wenn Sie sich sachlich haben überzeugen lassen, so-
weit letzteres überhaupt denkbar und möglich ist. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf des Abg. Dr. 
Ehrenberg [SPD]) 

— Herr Ehrenberg, über die Frage von Zuhören

-

Können und nicht Zuhören-Können können wir mit 
dem Kollegen Breidbach im Wirtschaftsausschuß 
vielleicht noch einmal ein paar Takte reden. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Es ist arro

-

gant, was Sie da sagen!) 

Meine Damen und Herren, was will denn eigent-
lich dieser Gruppenantrag der CDU/CSU? Um es mit 
aller Deutlichkeit von der politischen Seite her zu 
sagen — Herr Kollege Müller (Remscheid), Sie ha-
ben es ja freundlicherweise nicht nur angedeutet, 
sondern auch ausgesprochen —: Die CDU-Sozialaus-
schüsse wollen in die Betriebe gehen und die Be-
triebsratswahlen mit dem Hinweis vorbereiten, daß 
sie sich dafür eingesetzt hätten, eine quasi Dynami-
sierung einzurichten, während die Koalitionsfraktio-
nen dies abgelehnt hätten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er nicht 
gesagt!) 

Auf der anderen Seite wird der CDU-Wirtschaftsrat 
weiter durch die Gegend ziehen und erklären: Wir 
sind die eigentlichen Bewahrer von Stabilität und 
Ordnung im Bereich der Finanzen dieses Staates. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mit diesem Versuch las-
sen wir Sie hier nicht entkommen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : So haben wir 
nicht gewettet!) 

— Herr Kollege Jenninger, wir können uns über 
den sachlichen Hintergrund durchaus noch unterhal

-

ten. Wenn Sie mit diesem Gruppenantrag durch-
kämen, müßten Sie, Herr Kollege Müller, konse-
quenterweise allerdings auch die Überschrift des Ge-
setzes ändern. Sie müßten dann schreiben: „Gesetz 
zur Verhinderung der betrieblichen Altersversor-
gung", nicht aber: „Gesetz zur Verbesserung der be-
trieblichen Altersversorgung". 

(Lachen bei der CDU/CSU — Müller [Rem-
scheid] [CDU/CSU] : Was Sie da sagen, ist 

ja ausgesprochener Quatsch!) 

Meine Damen und Herren, wir lassen uns den we-
sentlichen Inhalt dieses Kernstücks sozialliberaler 
Reformpolitik wegen dieser Frage nicht schmälern, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

denn die Unverfallbarkeit und die Insolvenzsiche-
rung, die Kernstück dieses Gesetzes sind, sind ent-
scheidende Fortschritte auf dem Wege zur Verbes-
serung der sozialen Sicherung der Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Zu § 6 k liegen insgesamt drei Änderungsanträge 
vor. Es besteht kein Streit darüber, daß Antrag 
Drucksache 7/2906 der weitestgehende Antrag ist. 
Wir stimmen deshalb zunächst über diesen Antrag 
ab. Wer dem Antrag Drucksache 7/2906 seine Zu-
stimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das erste 
war fraglos die Mehrheit. Der Antrag ist angenom-
men. Damit entfällt die Abstimmung über die bei-
den anderen Anträge. 

Wer dem § 6 k in der soeben geänderten Fassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Ich bitte um die Gegenprobe. — Stimm-
enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe § 7 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wer dem § 7 seine Zustimmung zu geben wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ohne Gegen-
stimmen und Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe § 8 auf. Wortmeldungen liegen dazu nicht 
vor. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Ohne Gegenstimmen und Ent-
haltungen angenommen. 

Ich rufe § 9 auf. Zu § 9 liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktionen der SPD, der CDU/CSU und der FDP 
in Drucksache 7/2907 vor. Wird er begründet? —
Das ist nicht nötig. Wortmeldungen liegen dazu 
nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung über die-
sen interfraktionellen Änderungsantrag zu § 9. Wer 
ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Stimmenthaltungen? — Ohne Gegenstimmen und 
Enthaltungen angenommen. 

Wer dem § 9 in der soeben geänderten Fassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist § 9 in der soeben geänderten 
Fassung angenommen. 
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Vizepräsident von Hassel 
Ich rufe §§ 10, 11, 12, 12 a, 12b, 13, 14, 15, 16, 17, 

18, 19, 20, 20 a, 21, 22 sowie Einleitung und Über-
schrift auf. — Wortmeldungen liegen dazu nicht 
vor. Wir kommen zur Abstimmung über die soeben 
aufgerufenen Paragraphen. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Ohne Gegenstimmen und Enthaltungen angenom-
men. Wir haben damit die zweite Beratung beendet. 

Ich rufe die 
dritte Beratung 

auf. Das Wort hat Herr Abgeordneter Glombig. 

Glombig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen. Sie mich bitte zu Beginn der 
dritten Beratung, bei der ich ursprünglich nur vor-
hatte, das Gesetz selbst und seine positiven Aus-
wirkungen zu würdigen, im Interesse der histori-
schen Wahrheit zu den Ausführungen eines Teils 
der Opposition zu dem Abschnitt des Gesetzes, der 
sich mit der Verhandlungspflicht beschäftigt — oder 
mit der Prüfungspflicht oder mit der Anpassung, je 
nachdem, wie dieser Teil des Gesetzes überschrie-
ben ist — folgendes feststellen. Wir sind in die in-
terfraktionellen Verhandlungen mit einem Vorschlag 
der Koalition gegangen, der folgenden Wortlaut 
hatte: 

Der Arbeitgeber hat alle drei Jahre, erstmals 
bis zum 31. Dezember 1975, eine Anpassung der 
laufenden Leistungen der betrieblichen Alters-
versorgung zu prüfen und nach Anhörung des 
Betriebsrats hierüber nach billigem Ermessen 
zu entscheiden. Dabei sind insbesondere die so-
zialen Belange des Versorgungsempfängers im 
Hinblick auf die Entwicklung seiner Versorgung 
und die wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers 
zu berücksichtigen. 

Jeder Bezug auf den Betriebsrat oder auf einen be-
stimmten Abschnitt hinsichtlich dieser Prüfung, auf 
einen bestimmten Termin, ist auf Verlangen des Ver-
treters der CDU, unseres sehr verehrten Kollegen 
Franke, gestrichen worden. Daher kommt es, daß der 
Antrag der Koalition mit dem Antrag der CDU/CSU 
vollinhaltlich übereinstimmt und daß der völlig 
überflüsige Abs. 2 in dem Antrag der Koalition nicht 
wiederholt worden ist. Das wollte ich hier nur fest-
stellen, um klarzumachen, daß es sich bei diesem 
Antrag der Gruppe der CDU/CSU nicht um die An-
sicht der Mehrheit der CDU/CSU-Fraktion handeln 
kann und schon gar nicht um die Ansicht der Kolle-
gen Franke. Dieser Antrag trägt ja auch nicht seine 
Unterschrift. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Franke (Osnabrück) ? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Glombig! Darf ich Sie — auch um der historischen 
Wahrheit willen — fragen, ob zur Begründung der 
Streichung bezüglich Betriebsrat und Termin nicht 
auch die Frage eine Rolle gespielt hat — die letzt-
lich auch von Ihnen anerkannt worden ist —, daß,  

wenn man nur „Betriebsrat" stehen ließe, die Ver-
handlung über Versorgungsmöglichkeiten für leiten-
de Angestellte ausgeschlossen wäre? 

Glombig (SPD) : Die Verhandlungen mit den lei-
tenden Angestellten haben bisher ohne Betriebsrat 
stattgefunden und werden auch künftig ohne Be-
triebsrat stattfinden. Das braucht im Gesetz auch 
nicht besonders erwähnt zu werden. Das ist eine 
Überlegung, die hier überhaupt keine Rolle spielt. 
Aber das wissen Sie selbst, Herr Kollege Franke. 
Darüber brauchen wir uns im Augenblick nicht wei-
ter zu unterhalten. 

(Zuruf des Abg. Franke [Osnabrück] [CDU/ 
CSU]) 

Ich möchte im Namen der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion die Verabschiedung des Geset-
zes zur Verbesserung der betrieblichen Altersver-
sorgung begrüßen. Lassen Sie mich dazu drei Be-
merkungen machen. 

Meine erste Bemerkung: Die SPD-Bundestagsfrak-
tion betrachtet dieses Gesetz als eines der wichtig-
sten Reformprojekte der sozialliberalen Koalition 
in dieser Legislaturperiode. Die Reform der betrieb-
lichen Altersversorgung steht in ihrer Bedeutung 
gleichrangig neben der Reform der gesetzlichen Ren-
tenversicherung von 1972. Das sollte auch Anlaß 
sein, uns ins Gedächtnis zurückzurufen, wie sehr die 
soziale Sicherung im Alter seit dem Beginn der so-
zialliberalen Koalition im Jahre 1969 verbessert wor-
den ist. 

Künftig haben wir eine flexible Altersgrenze nicht 
nur in der gesetzlichen Rentenversicherung, sondern 
auch in der betrieblichen Altersversorgung. Die ge-
setzliche Rentenversicherung ist seit 1972 für jeder-
mann geöffnet, nachdem sie seit der Rentenreform 
von 1957 für große Gruppen der Bevölkerung ver-
sperrt war. Durch die Einführung der Renten nach 
Mindesteinkommen sind mehrere hunderttausend 
kleine Renten gezielt angehoben worden. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Auf An-
trag der CDU/CSU-Fraktion!) 

— Ja, das haben Sie — Gott sei Dank, möchte ich 
fast sagen — nicht beantragt. Die Konditionen, um 
die es hier geht, sind unterschiedlich gewesen. Aber 
der Antrag kam nicht von der CDU/CSU, sondern 
dieser Antrag kam von der sozialliberalen Koali-
tion, und dem sind Sie gefolgt. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Müller [Rem-
scheid] [CDU/CSU] : Das ist doch nicht die 

geschichtliche Wahrheit!) 

— Das ist nachzuweisen. Das ist die geschichtliche 
Wahrheit; die Voraussetzungen sind andere. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Die Un-
wahrheit!) 

Die Altershilfe für Landwirte ist erhöht und dyna-
misiert worden. Für die Arbeitnehmer der Land- und 
Forstwirtschaft ist ein Zusatzversorgungssystem ge-
schaffen worden, das die spezifischen Nachteile die-
ser Berufsgruppen in der Alterssicherung ausgleicht. 
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Glombig 

Besonders benachteiligte und von materieller Not 
bedrohte Bevölkerungsgruppen werden in die ge-
setzliche Alterssicherung einbezogen, so etwa die 
Behinderten durch das Gesetz über die Sozialver-
sicherung Behinderter; aber auch für die Strafgefan-
genen zum Beispiel sind sozialversicherungsrecht-
liche Vorschriften im neuen Strafvollzugsgesetz 
vorgesehen. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Geisenhofer? 

Geisenhofer (CDU/CSU): Herr Kollege! Wollen 
Sie nicht zur Kenntnis nehmen und anerkennen, daß 
der Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Einführung 
von Mindestrenten zwei Monate, bevor der Antrag 
der Koalition eingereicht wurde, dem Bundestag 
vorlag? 

Glombig (SPD) : Diese Anträge auf Mindest-
rente sind in einem ganz anderen Zusammenhang 
gestellt worden und — ich sage das noch einmal — 
unter ganz anderen Voraussetzungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

Sie gehörten doch nicht ursprünglich zum Konzept 
der Rentenreform des Jahres 1972. Diese Konzep-
tion ist von der sozialliberalen Koalition entwickelt 
worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch nicht 
wahr!) 

In ihm ist die Anhebung der kleinen Renten ein 
ganz wichtiger Bestandteil. Das kann in der Tat so-
wohl in den Protokollen des Ausschusses als auch 
in den Protokollen des Plenums jederzeit nachgele-
sen werden. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Frage des Abgeordneten Geisenhofer? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Kollege Glombig! 
Wollen Sie weiter zur Kenntnis nehmen, daß der 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion zur Einführung von 
Mindestrenten von einer Anwartschaftzeit von 
25 Jahren ausging, während der Entwurf der SPD/ 
FDP-Fraktion eine solche von 35 Jahren Versiche-
rungszeit gefordert hat? Insofern ist unser Antrag 
für die 1,2 Millionen Kleinstrentner wesentlich bes

-

ber gewesen. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Glombig (SPD) : Lieber Herr Kollege Geisen-
hofer, ich habe das ein paar Mal wiederholt. Sie 
scheinen überhört zu haben, daß die Voraussetzun-
gen, unter denen Sie die Anhebung der Kleinrenten 
wollten, andere waren als die, unter denen wir sie 
wollten. Aber eines steht doch fest: daß wir bei der 
Anhebung der Kleinrenten nicht völlig auf das Ver-
sicherungsprinzip verzichten können, und daß alles, 
was wir auf diesem Gebiet machen, Geld kostet, vor 
allem die Versicherten und den Steuerzahler, denen 
gegenüber wir auch eine Verantwortung haben. Wir 
haben gemeint, daß diese Verantwortung bis zu dem 

Punkte, den wir hier entschieden haben, entspre-
chend wahrgenommen sei. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zusatzfrage des Abgeordneten Franke 
(Osnabrück)? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Glombig, sind Sie sich darüber im klaren, daß Sie 
jetzt bestätigt haben, daß die Initiative doch von 
uns ausgegangen ist? 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU) 

Glombig (SPD) : Ich sage: Die Initiative ist von 
der Koalition ausgegangen. Wir haben in der Sache 
selbst, was die Voraussetzungen anging, in der Tat 
unterschiedliche Ansichten gehabt. Darüber haben 
wir uns auseinandergesetzt. An diesem Sachverhalt 
werden Sie auch durch weitere Zwischenfragen 
nichts ändern. Das ist der Tatbestand. 

Zweitens. Dank der zielstrebigen Sozialpolitik der 
sozialliberalen Koalition ist festzustellen, daß der 
Lebensabend unserer älteren Mitbürger heute sozial 
gesicherter ist als im Jahre 1969. Einen weiteren 
entscheidenden Beitrag dazu wird das Gesetz zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
leisten. Die grundsätzliche sozialpolitische Bedeu-
tung dieser Reform, meine Damen und Herren, liegt 
darin, daß die betriebliche Altersversorgung über 
ihre bisherige Ausgestaltung als eine rein frei-
willige Leistung und als bloßes Instrument betrieb- 
licher Personalpolitik der Unternehmer hinauswach-
sen wird. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Maucher? 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Kollege Glombig, Sie 
haben soeben gesagt, daß die Situation unserer Bür-
ger, vor allem der sozial Betroffenen, besser ge-
sichert sei als im Jahre 1969. Haben Sie eine genaue 
Statistik darüber, wie das Einkommen, die Kauf-
kraft und die allgemeine Situation sind? 

Glombig (SPD) : Ich kann Ihnen darauf sofort ant-
worten: Die Renten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sind von 1969 bis 1. Juli 1974 — einen 
neueren Stand habe ich nicht und hat keiner von 
uns — um 61,7 % gestiegen, mit Berücksichtigung 
des Wegfalls des von der CDU den Rentnern auf-
gebürdeten Krankenversicherungsbeitrags sogar um 
über 65 %. Das entspricht einer realen Steigerung 
von etwa 30 bzw. 34 %. Die letzte Rentenanpassung 
vom 1. Juli 1974 brachte den Rentnern einen realen 
Kaufkraftgewinn von etwa 4,3 % gegenüber dem 
Juli des Vorjahres. Eindeutiger kann diese Entwick-
lung zugunsten der Rentner wohl kaum dargestellt 
werden. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des 
Abgeordneten Maucher? 
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Maucher (CDU/CSU) : Herr Kollege Glombig, wie 
wollen Sie die Richtigkeit meiner Frage bestreiten, 
wenn ich Ihnen ein Beispiel sage: Eine Krieger-
witwe hat mit ihrer Rente im Jahre 1969 den Auf-
enthalt im Altersheim bezahlen können. Jetzt, im 
Jahre 1974, hat sie zu ihrer Rente einen Zuschlag 
in Höhe von 500 DM zu zahlen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ist in diesem Falle die Lebenssicherung noch ge-
währleistet? Die Sozialhilfe muß diesen Betrag bei-
steuern, während im Jahre 1969 nichts beigesteuert 
werden mußte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Glombig (SPD) : Die Realität ist in diesem Falle 
nichts anderes, als daß die Kosten für die Heim-
pflege und für die Krankenhauspflege aus verschie-
denen Gründen gestiegen sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eben!) 

die wir heute nicht erörtern wollen und auch nicht 
zu erörtern brauchen. Was die Kriegsopferrenten 
angeht, kann ich nur sagen, daß diese von 1969 bis 
1974, selbst bis zum 1. Januar 1974, sogar um etwa 
66 % gestiegen sind. Das sind real etwa 35 %. Die 
Witwenrenten — Sie sprachen eben von einer 
Witwe — sind heute sogar um nahezu 80 % höher 
als 1969. 

(Maucher [CDU/CSU] : Stimmt nicht!) 

Meine Damen und Herren, man kann die Erhöhung 
der Witwenrenten und der Beschädigtenrenten 
nicht unbedingt zu den Kosten in einem Altersheim 
in ein Verhältnis setzen. Das gäbe ein völlig schie-
fes Bild. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Müller 
(Berlin)? 

Glombig (SPD) : Nein, ich meine, jetzt sei es ge-
nug. Lassen Sie mich jetzt einmal zu meiner Erklä-
rung kommen! Ich meine, daß ich ja nun Ihre Fra-
gen ausreichend beantwortet habe; denn diese Fra-
gen hatten, zumindest zum Schluß, mit der Sache 
überhaupt nichts mehr zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe soeben auszuführen versucht, daß die 
grundsätzliche sozialpolitische Bedeutung dieser 
Reform darin liegt, daß die betriebliche Altersver-
sorgung über ihre bisherige Ausgestaltung als eine 
rein freiwillige Leistung und als bloßes Instrument 
betrieblicher Personalpolitik der Unternehmer hin-
auswachsen wird und daß dadurch die betriebliche 
Altersversorgung zu einer weiteren leistungsfähigen 
Institution der sozialen Sicherheit wird, die künf-
tig in der Lage sein wird, die ihr in den letzten 
Jahrzehnten zugewachsene Funktion als Ergänzung 
des Systems der gesetzlichen Alterssicherung auch 
wirklich zu erfüllen. 

Dieses Gesetz markiert den Übergang — ich darf 
es einmal so ausdrücken — von einer patriarcha-
lischen zu einer partnerschaftlichen betrieblichen 
Sozialpolitik. Das entspricht nach Auffassung der 

Sozialdemokraten einer zwingenden gesellschafts-
politischen Entwicklung, die vor der betrieblichen 
Altersversorgung nicht haltmachen konnte. Deshalb 
ist es nur konsequent, wenn das Gesetz den Lei-
stungscharakter der betrieblichen Altersversorgung, 
und zwar im Sinne einer Gegenleistung, stärker als 
bisher betont. Weil die betriebliche Altersversor-
gung in der heutigen Gesellschaft nicht mehr eine 
bloße Wohltätigkeitseinrichtung oder vielleicht 
auch Wohltätigkeitsveranstaltung der Arbeitgeber 
sein kann, mußten die drängenden sozialpolitischen 
Probleme der betrieblichen Altersversorgung wie 
die Unverfallbarkeit des Anspruchs, die Insolvenz-
sicherung, die flexible Altersgrenze und die Aus-
zehrung der Betriebsrenten — durch die dynami-
sche Anpassung der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf arbeitsrechtlichem Wege 
gelöst werden und nicht allein durch eine Neu-
ordnung der Steuervergünstigung für betriebliche 
Versorgungsleistungen. Das ist der Grundgedanke 
dieses Gesetzes. Nur eine solche arbeitsrechtliche 
Sicherung der betrieblichen Altersversorgung 
macht es möglich, daß sie ihre sozialpolitische Funk-
tion auch erfüllen kann. Es genügt nicht, die Schaf-
fung von betrieblichen Versorgungseinrichtungen 
durch die Unternehmer steuerlich zu fördern, viel-
mehr erfordert eine zeitgerechte Sozialpolitik, daß 
dem einzelnen Arbeitnehmer im Rahmen seiner be-
trieblichen Versorgungseinrichtung individuelle und 
notfalls einklagbare Rechtsansprüche auf betrieb-
liche Versorgungsleistungen eingeräumt werden. 

Die arbeitsrechtliche Lösung zur Sicherung der be-
trieblichen Altersversorgung entspringt der Konzep-
tion der Sozialdemokraten und der Gewerkschaften; 
daran gibt es wohl überhaupt keinen Zweifel. Des-
halb begrüßt es die SPD-Bundestagsfraktion ganz 
besonders, daß der nunmehr von der sozialliberalen 
Koalition vorgelegte Lösungsvorschlag auch die Zu-
stimmung der Opposition findet. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion begrüßt es  auch, daß sich die Arbeit-
geber den sozialpolitischen Erfordernissen nicht ver-
schlossen haben und diese bedeutsame Weiterent-
wicklung der betrieblichen Altersversorgung mit-
tragen wollen. Das entspricht nicht nur dem Inter-
esse der Arbeitnehmer, sondern auch dem wohlver-
standenen Interesse der Arbeitgeber, zumal dieser 
Gesetzentwurf in dem notwendigen Umfang steuer-
rechtlich der Tatsache Rechnung trägt, daß die Ar-
beitgeber sich freiwillig zur Erbringung von Ver-
sorgungsleistungen verpflichten. 

Und die letzte Bemerkung: Dieses Gesetz hat die 
Weichen für die Fortentwicklung der betrieblichen 
Sozialpolitik gestellt. Damit ist der Weg frei für die 
Ausgestaltung der betrieblichen Altersversorgung 
zu einem weiteren leistungsfähigen Instrument der 
sozialen Sicherheit. Was dazu durch gesetzgebe-
rische Maßnahmen geschehen konnte, ist nun ge-
schehen. Auf jeden Fall aber ist nichts geschehen — 
und darüber können wir eigentlich auch ganz froh 
sein —, was die Weiterentwicklung dieses Gesetz-
gebungsbereichs oder aber dieses Bereichs der be-
trieblichen Sozialpolitik hemmen könnte. 

Die Absicherung bestehender betrieblicher Ver-
sorgungsansprüche vor Verfall bei Arbeitsplatz- 
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Glombig 
wechsel und vor Auszehrung durch andere Sozial-
leistungen ist nur ein Anfang oder, besser gesagt, 
soll nur ein Anfang sein. Die sozialpolitische Weiter-
entwicklung, die weitere konkrete Ausgestaltung 
des sozialen Fortschritts, liegt jetzt bei den Sozial-
partnern. Ihnen kommt nach Verabschiedung des 
Gesetzes ein großes Maß an Verantwortung bei der 
Fortentwicklung dieses Rechtes zu. 

Die SPD-Bundestagsfraktion erwartet vor allem 
eine weitere Ausbreitung der betrieblichen Alters-
versorgung ohne Hemmnisse, eine weitere Ausbrei-
tung der betrieblichen Altersversorgung, die wir uns, 
wie die vorhergehende Debatte gezeigt hat, auch 
nicht so gern von der Opposition zunichte machen 
lassen wollen. Am Ende der durch dieses Gesetz 
eingeleiteten Entwicklung sollte eine betriebliche 
Altersversorgung für alle Arbeitnehmer stehen. 
Wenn das erreicht ist, hat dieses Gesetz, so meine 
ich, seinen ganzen Zweck erfüllt, nämlich noch mehr 
soziale Sicherheit im Alter für alle Arbeitnehmer, 
nach Möglichkeit ohne Ausnahme. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Franke (Osnabrück). 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Frak-
tion der CDU/CSU begrüßt das hier vorgelegte Aus-
schußergebnis, wenngleich hier und da aus der 
Sicht meiner Freunde punktuell ein anderes Ergeb-
nis wünschenswert gewesen wäre. Dennoch tragen 
wir das Gesamtergebnis. Neben der Rentenversiche-
rung und der privaten Vorsorge ist die betriebliche 
Altersversorgung für viele Arbeitnehmer — leider 
nicht für alle — eine gute Ergänzung ihrer Alters-
versorgung. Für große Teile der Beschäftigten, z. B. 
die leitenden Angestellten, ist die betriebliche Al-
tersversorgungszusage die einzige Möglichkeit, mit 
Erreichung der Altersgrenze versorgt zu sein. 

Wir freuen uns mit den Betroffenen, daß es ge-
lungen ist — allen drei Fraktionen gebührt der 
Dank —, den Zeitraum, nach dem eine Versorgungs-
zusage greift, in dem einen Fall von 15 Jahren auf 
12 Jahre herabzusetzen, wo die Zusage für die Be-
troffenen mindestens drei Jahre bestanden hat. 

Ein zweites Anliegen — und, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wer das nachliest, wird 
feststellen, die Vertreter aller Fraktionen haben 
sich in der ersten Lesung mit dieser Frage be-
schäftigt: Die Insolvenzsicherung der Versorgungs-
zusage bei Zahlungsunfähigkeit. Insbesondere Herr 
Kollege Zink hat in der ersten Lesung auf die Not-
wendigkeit der Insolvenzsicherung hingewiesen und 
diese Forderung ist durch den einstimmigen Aus-
schußbeschluß erfüllt worden. Besonders begrüßen 
wir als Fraktion der CDU/CSU, daß der Träger der 
Insolvenzsicherung nicht irgendein staatliches oder 
halbstaatliches Institut ist, sondern ein Pensions-
sicherungsverein in freier Trägerschaft. Da zur Auf-
lage gemacht wurde, diesen Träger bis zum 31. De-
zember zu errichten — sonst drohte ein anderer 
Träger , können wir froh sein, daß die Betriebe,  

die Altersversorgungszusagen gegeben haben, ihre 
Chance genutzt haben und, wie es im Gesetz heißt, 
der genannte „Träger die Erlaubnis der Aufsichts-
behörde zum Geschäftsbetrieb erhalten hat". 

Eine lange Auseinandersetzung hat es darüber 
gegeben — und wir haben eben bei der Debatte 
über die Anträge darüber schon gesprochen —, ob 
eine laufende Anpassung der Betriebsrente per Ge-
setz „befohlen" werden sollte. Eine Initiative aus 
den Reihen der Unionsfraktion heraus — eine Grup-
peninitiative, wenn Sie wollen — führte zu inter-
fraktionellen Verhandlungen. Am Ende der Ver-
handlungen war der § 6 k geboren. Aus allen Frak-
tionen — ich wiederhole: aus allen Fraktionen — 
kamen dann Bedenken, der § 6 k könnte im Sinne 
einer Indexierung wirken und darüber hinaus neue 
Versorgungszusagen verhindern. Ich habe es eben 
schon gesagt: In meiner Fraktion wurde darüber 
jedenfalls leidenschaftlich diskutiert. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Graf 
Lambsdorff? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege 
Franke, stimmen Sie mit mir darin überein, daß die 
Qualifizierung, die Sie eben gefunden haben — In-
dexierungswirkung, Verhinderungswirkung —, auch 
für den heute noch einmal vorgelegten Gruppen-
antrag aus den Reihen Ihrer Fraktion zutrifft? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Nein, lieber 
Graf Lambsdorff, da stimme ich Ihnen nicht zu. Das 
ist die Frage der Bemessung des schmalen Grats. Ich 
stimme Ihnen also in dieser Frage nicht zu. Hiermit 
haben wir den schmalen Grat nicht verkleinert. 

Nun, meine Damen und Herren, wir haben über 
diese Frage ja nicht im luftleeren Raum diskutiert, 
sondern die Brisanz dieser Frage wurde besonders 
durch die Urteile des Bundesarbeitsgerichts genährt. 
Ich habe Ihnen eben ein Zitat aus der Begründung 
vorgelesen. Hier ist eine Anpassung in einigen 
Fällen bewirkt worden. Ich verweise noch einmal 
ausdrücklich auf das, was Professor Stumpf zu die-
ser Frage gesagt hat. 

Trotz allem — obwohl wir in dieser Frage keine 
Einigkeit erzielen konnten —, trotz gewisser Schwie-
rigkeiten in der einen oder in der anderen Frage, 
die von dem Berichterstatter hier erwähnt worden 
sind, stellt der Gesetzentwurf über die betriebliche 
Altersversorgung, so wie er aus dem Ausschuß her-
ausgekommen ist — und der Ausschuß hat in der 
Schlußabstimmung einstimmig beschlossen —, ein 
Ergebnis dar, welches auch die Fraktion der CDU/ 
CSU mitträgt; sie zeichnet dafür mit verantwortlich. 
Insbesondere treten wir dafür ein, daß das Inkraft-
treten dieses Gesetzes zum 31. Dezember 1974 ge-
sichert sein muß. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wer die De-
batte in der zweiten Lesung und auch Teile der 
dritten Lesung als etwas Außenstehender mitver-
folgt hat, müßte beinahe den Eindruck gewonnen 
haben, daß wir uns heute lediglich über Anpassungs-
fragen, Anpassungsmodalitäten und dergleichen hin-
sichtlich der betrieblichen Altersversorgung unter-
halten. 

Ich glaube, es ist notwendig, gerade für uns Freie 
Demokraten, noch einmal sehr deutlich darauf hin-
zuweisen, daß es sich bei dem heute mittag zu ver-
abschiedenden Gesetzentwurf tatsächlich — auch 
Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
geben dies wohl zu — um ein sozialliberales Re-
formwerk handelt, das von Ihnen mitgetragen wird. 
Mit diesem Reformwerk werden — auch im gesetz-
lichen Rahmen — endgültig die Weichen für die 
Weiterentwicklung der betrieblichen Altersversor-
gung gestellt, Weichen, die wir alle in vielen Jahren 
der Diskussion gesucht haben und auf die ich im 
einzelnen noch zurückkommen darf. 

Lassen Sie mich ein Zweites vorwegbemerken. 
Wir sollten jetzt erkennen, daß die Auseinanderset-
zung der letzten 14 Tage — § 6 k so, § 6 k so, Ent-
schließung so und dergleichen mehr — nicht dazu 
gedient hat, der Öffentlichkeit deutlich zu machen, 
was hier heute wirklich verabschiedet wird und daß 
die Entscheidung — und hier möchte ich seitens der 
Freien Demokraten der Mehrheit dieses Hauses ganz 
besonders danken —, wie sie nunmehr gefallen ist, 
dem Ziel dieses Gesetzes am ehesten gerecht wird, 
nämlich nicht nur das festzuschreiben, das besser zu 
garantieren, was an Ansprüchen hinsichtlich der be-
trieblichen Altersversorgung vorhanden ist, son-
dern vor allem auch dafür zu sorgen und die Wege 
zu öffnen, daß die 40 % unserer Arbeitnehmer, die 
noch nicht in den Genuß einer betrieblichen Alters-
versorgung gekommen sind, möglichst bald in die-
sen Genuß kommen. Alle Formulierungen — wie sie 
zum Teil gewünscht worden waren —, die in Rich-
tung einer Indexierung, einer Verhandlungspflicht 
und dergleichen mehr gehen, hätten hier eine Hürde, 
vielleicht sogar eine Blockierung gebracht, wobei 
das Bestehende zwar geschützt, die Ausweitung aber 
so gut wie verhindert worden wäre. Ich glaube, die 
Entscheidung, die die Mehrheit in dieser Frage ge-
fällt hat — und die diejenigen Damen und Herren 
der Opposition, die einen Gruppenantrag gestellt 
haben, mittragen werden —, war richtig. 

Noch ein Drittes hierzu möchte ich auch klar 
sagen. Es geht auch uns Freien Demokraten nicht 
etwa darum, daß Betriebsrat und andere Gremien 
bei den Diskussionen, die sich im Rahmen der Prüf-
pflicht ergeben, ausgeschaltet werden. Es geht viel-
mehr darum, daß gewisse systematische Entwick-
lungen von vornherein im Gesetz festgeschrieben 
würden, die zu den negativen Ergebnissen führen 
könnten, die ich angesprochen habe. 

(Franke [Osnabrück] : Sie wollen doch den 
Betriebsrat ausschalten! — Zuruf des Abg. 

Müller [Berlin] [CDU/CSU]) 

In dem Augenblick, in dem ich eine Verhandlungs-
pflicht einführe, Herr Kollege Müller — ich will 
mich in die Diskussion eigentlich nicht mehr ein-
lassen, aber wenn Sie einen Zwsichenruf machen, 
muß ich es tun —, steht am Ende einer Verhandlung 
notwendigerweise ein Ergebnis — so oder so , 
das insgesamt nicht im Interesse der Weiterentwick-
lung dieses Gesetzes liegen kann 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— einen Moment, meine Damen und Herren! —, 
weil es Hemmnisse für die 40 % bringen kann, die 
heute noch keine betriebliche Altersversorgung ha-
ben. 

(Zuruf des Abg. Müller [Berlin] [CDU/ 
CSU] ) 

— Herr Kollege Müller, vielleicht lesen Sie einmal 
das Protokoll über die erste Beratung nach. Dann 
werden Sie feststellen, was ich in dieser ersten Be-
ratung zur Frage der Dynamisierung gesagt habe. 
Ich habe genau dasselbe gesagt, was ich hier für 
die Freien Demokraten wiederhole: Wir erwarten, 
daß diejenigen, die heute bereits in ihren Unterneh-
men eine betriebliche Altersversorgung haben, die 
Möglichkeit überlegen, diese an die Entwicklung 
anzupassen. Das wird mit dieser Prüfpflicht an-
geregt. Wir werden aber nichts festschreiben, was 
in irgendeiner Form für die übrigen 40 % der Ar-
beitnehmer und für die Unternehmen, die den Wil-
len haben, eine solche betriebliche Altersversorgung 
einzuführen, als Hemmnis wirkt. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Franke (Osna-
brück) ? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, sind Sie bereit, zuzugeben, daß Sie den 
§ 6 k in der Ausschußfassung ebenfalls mitgetragen 
haben? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Natürlich, Herr Kol-
lege Franke; da brauche ich gar nichts zuzugeben. 
Es ist selbstverständlich — es ist lange genug dar-
über diskutiert worden —, daß wir zunächst zu 
einem gemeinsamen Weg gekommen waren. Herr 
Kollege Franke, ich könnte eine Gegenfrage stel-
len. Sie haben im Ausschuß gesagt: Wir von der 
CDU/CSU-Fraktion sind für diese Verhandlungs-
pflicht. Inzwischen hat sich gezeigt, daß die CDU/ 
CSU-Fraktion in dem Sinne nie für die Verhand-
lungspflicht war. Sonst hätte es nämlich jetzt nicht 
einen Gruppenantrag gegeben. Also wollen wir 
das doch hier nicht nachvollziehen. Wir sind in 
der dritten Beratung. Wir können das fortsetzen, 
aber ich würde jetzt wirklich sagen, 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Herr 
Schmidt, eine Korrektur: Wir haben ja 

einen anderen Vorschlag gemacht, § 6 a!) 

— Soll ich jetzt darauf eingehen, was da noch alles 
drin war? 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Aber na-
türlich!) 

— Ich würde sagen: lassen wir das jetzt. 
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Im Interesse der vielen Dinge, die an Positivem 
im Regierungsentwurf bereits vorhanden waren und 
im Ausschuß gemeinsam getragen worden sind, ist 
es wohl notwendig, in dieser dritten Beratung noch 
einmal einiges Grundsätzliche zu sagen. Das wollte 
ich eigentlich auch tun. Meine Vorbemerkung er-
folgte nur auf Grund der vorherigen Debatte. 

Ich kann mich noch sehr gut erinnern, daß wir im 
Mai 1968 eine Kleine Anfrage eingebracht haben, 
die unter dem 1. Juli 1968 — Drucksache V/3119 — 
von  der damaligen Bundesregierung der Großen 
Koalition beantwortet wurde. Ausgangspunkt dieser 
Anfrage waren gewisse Äußerungen, die da und 
dort aufklangen, die betriebliche Altersversorgung 
in ihrer Eigenständigkeit anzuknacksen und sie 
möglicherweise auch in einen großen gesetzlichen 
Versicherungsrahmen einzuführen. Wir haben da-
mals bei dieser Kleinen Anfrage die Dinge geprüft. 
In der Antwort stellte sich erfreulicherweise heraus, 
daß diese zu hörenden Absichten nicht weiterver-
folgt wurden. Am konsequenten Ende des Weges 
des Nichtweiterverfolgens von gewissen Einbezie-
hungen in die Rentenversicherung und von anderen 
Ideen, die überall mal so auftauchten, steht nun die-
ser völlig eigenständige gesetzliche Weg für die 
Weiterentwicklung der betrieblichen Altersversor-
gung. Deshalb begrüßen wir Freien Demokraten es 
so sehr, daß mit der heutigen Verabschiedung von 
uns in diesem Bereich immer vertretene Vorstellun-
gen voll verwirklicht werden. 

Mit diesem Gesetz und mit den darin enthaltenen 
Vorschriften wird zum ersten die Eigenständigkeit 
der betrieblichen Altersversorgung als Teil unseres 
gegliederten Altersversorgungssystems eindeutig 
festgeschrieben. Zum zweiten wird die Stärkung der 
Rechte für geleistete Mitarbeit, aber auch die Mög-
lichkeit der notwendigen Mobilität eindeutig ge-
regelt. Zum dritten — und das ist für uns hinsicht-
lich dieser Weiterentwicklung eine ganz besondere, 
bedeutende Aufgabe — wird die freiwillige Basis in 
keiner Weise verlassen; es kommt in keiner Weise 
zu Zwangsergebnissen. Es ist ein klares Nein an 
manche Überlegungen hinsichtlich einer Zwangs-
versorgung — auch das hat es einmal gegeben — 
im Bereich der betrieblichen Altersversorgung. Zum 
vierten: Es werden keine Schranken eingebaut, diese 
betriebliche Altersversorgung auf alle Arbeitnehmer, 
vor allen Dingen auch im Bereich der mittleren und 
kleineren Unternehmen, auszudehnen. Deshalb be-
grüßen wir es ganz besonders, daß beispielsweise 
für diese kleineren und mittleren Unternehmen 
durch die bessere Möglichkeit, die Direktversiche-
rung in die betriebliche Altersversorgung einzube-
ziehen, Wege eröffnet werden, die Arbeitgebern mit 
nur drei, vier, fünf Beschäftigten die gleiche Möglich-
keit geben, ihren Arbeitnehmern eine zusätzliche 
Versorgung zu geben, wie sie in Großbetrieben 
über andere Möglichkeiten der betrieblichen Alters-
versorgung zum großen Teil bereits gegeben ist. 

Wir bedauern hier einen kleinen Schönheitsfeh-
ler, der aus Haushaltsgründen nicht zu vermeiden 
war. Wir hätten es für glücklich gehalten — viel-
leicht kann man das bei einer anderen Haushaltslage 
einmal überprüfen —, den Pauschalbetrag von 2400 
DM anzuheben, um vor allen Dingen älteren Arbeit

-

nehmern, die erst Anfang der fünfziger Jahre in 
den Genuß einer Zusage kommen, besser die Mög-
lichkeit zu geben, mit 63 oder 65 Jahren noch zu 
einem echten Versorgungsanspruch zu kommen. Das 
wird, wie gesagt, eine Frage sein, die wir vielleicht 
einmal unter anderen Haushaltsvoraussetzungen 
prüfen können, die zu realisieren aber im Augen-
blick eben nicht möglich war. 

Wir begrüßen es auch ganz besonders, daß durch 
die Differenzierung der Voraussetzung der ursprüng-
lich durchweg vorgesehenen 15jährigen Betriebszu-
gehörigkeit eine gute Einstiegsfrist für Unternehmen 
gegeben worden ist, die neu in die betriebliche Al-
tersversorgung einsteigen wollen. Durch die Spal-
tung — 12 Jahre Betriebszugehörigkeit und 3 Jahre 
Zusage als Grundlage für die Unverfallbarkeit — 
wird es sicher manchem Unternehmen in der näch-
sten Zeit, wenn dieses Gesetz verabschiedet ist, 
schneller möglich sein, die mit Schaffung einer be-
trieblichen Altersversorgung verbundenen Rück-
lagen usw. aufzubringen, als wenn wir diese Ein-
stiegsfrist nicht gewährt hätten — wieder im Inter-
esse der 40 %, die heute noch nicht im Genuß einer 
betrieblichen Altersversorgung sind. 

Ganz besonders, meine Damen und Herren — das 
möchte ich kurz als letzten Detailpunkt anspre-
chen —, sind wir sehr froh darüber, daß die zur 
ersten Lesung in dieser Frage noch nicht abge-
schlossene Diskussion über die Art der Insolvenz-
sicherung inzwischen zu dem für unsere Begriffe 
einzig möglichen Ergebnis einer privatrechtlichen 
Insolvenzsicherung geführt hat. Ich kann mich noch 
sehr gut erinnern, daß es zur Zeit der ersten Le-
sung noch eine ganze Reihe von Überlegungen gab, 
diese Insolvenzsicherung eventuell auf öffentlich-
rechtlichem Wege durchzuführen. Ich habe damals 
in der ersten Lesung — deshalb sind wir Freien 
Demokraten sehr froh, daß nunmehr diese Ergeb-
nisse so vor uns liegen — sehr eindeutig darauf 
hingewiesen, daß eine öffentlich-rechtliche Lösung 
den Charakter der Freiwilligkeit und der Eigenstän-
digkeit in einem sehr starken Maße tangieren würde. 
Daß sie darüber hinauf teurer werden würde und 
vieles andere, will ich hier nicht noch einmal er-
wähnen. 

In dem Zusammenhang begrüßen wir ganz beson-
ders — was sich vor etwa einem Jahr bei der ersten 
Lesung abzeichnete —, daß hier die Unternehmen, 
die heute bereits eine betriebliche Altersversorgung 
haben, aus Eigeninitiative bereit waren, über einen 
Versicherungsverein und die damit notwendige Soli-
darität zwischen Unternehmen ein Beispiel zu geben, 
daß man auch aktive Sozialpolitik im Bereich der 
Unternehmer betreiben kann. Wir würden es be-
grüßen, wenn man in Zukunft diesen Weg weiter 
beschritte. Die Frage, über die wir uns in nächster 
Zeit immer wieder einmal unterhalten müssen, lau-
tet, ob die einen etwas wollen und die anderen nein 
sagen, oder ob man sich nicht auf manchen Wegen 
entgegenkommt. Ich glaube, hier ist man sich im 
Interesse aller Betroffenen entgegengekommen, und 
man hat eine gute privatrechtliche Insolvenzsiche-
rung geschaffen. 
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Schmidt (Kempten) 

Deshalb begrüßen wir die in Gang gekommenen 
Bestrebungen ausdrücklich, die zu einem Versiche-
rungsverein und seiner Genehmigung geführt haben 
sowie zu einer Festschreibung der Insolvenzsiche-
rung im privatrechtlichen Bereich. Wir gehen fest 
davon aus, daß diese Lösung keine Schwierigkeiten 
bringen wird und daß es nicht notwendig sein wird, 
diese Hilfskonstruktion im Gesetz in irgendeiner 
Form in Anspruch zu nehmen. 

Ich glaube auch, nachdem wir das heute gemein-
sam tragen, können wir sagen, daß wir die in der 
ersten Lesung gestellte Frage, ob ein privater Trä-
ger das Problem in einem sozialpolitisch zufrieden-
stellenden Sinn lösen könne, eindeutig mit Ja beant-
worten können; denn wir alle tragen diese privat-
rechtliche Insolvenzsicherung. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Wir beide 
haben die Frage aber nicht gestellt!) 

Damit ist auch ein grundsätzlicher Punkt ange-
sprochen, bei dem wir vielleicht umdenken müssen. 
Es ist jedenfalls für uns Freie Demokraten nicht 
mehr so, daß man grundsätzlich davon ausgehen 
muß, daß Ansprüche an öffentliche Träger aus öf-
fentlichen Versicherungen immer sicherer, immer 
besser oder immer allein der richtige Weg sein 
müssen. Die gemischten flexiblen Systeme, wie wir 
sie hier in Partnerschaft und Solidarität haben, soll-
ten vielleicht in Zukunft in manchen anderen Berei-
chen näher ins Auge gefaßt werden. 

Ich darf zum Schluß für die Freien Demokraten 
noch einmal erklären: Wir sehen in der Verabschie-
dung dieses Gesetzes zur Verbesserung der betrieb-
lichen Altersversorgung einen erfolgreichen Meilen- 
und Markstein auf dem Wege, die betriebliche 
Altersversorgung als einen Teil des gegliederten 
Systems unserer Altersversorgung in ihrer Frei-
zügigkeit, Freiwilligkeit und Eigenständigkeit sozu-
sagen durch eine gesetzliche Hilfsstellung derart zu 
verankern und die Weichen so zu stellen, daß wir, 
wie ich hoffe, schon im ersten Bericht, der uns nach 
dem Entschließungsantrag vorgelegt wird, feststel-
len können, daß nicht mehr 60 %, sondern 70 % oder 
vielleicht sogar 80 % bereits in den Genuß einer 
betrieblichen Altersversorgung gekommen sind, und 
zwar auf Grund dessen, was wir hier heute verab-
schieden. Am Ende dessen sollte möglichst ein voll 
funktionierendes zweites Bein der Altersversorgung 
unserer Arbeitnehmer stehen, nämlich eben in Ge-
stalt dieser betrieblichen Altersversorgung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Herr Arendt. 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Heute beschließen Sie über 
eine der wichtigsten sozialpolitischen Gesetzesvor-
lagen dieser Legislaturperiode. Die betriebliche 
Altersversorgung soll als eine wertvolle Ergänzung 
der Sozialversicherung für die Arbeitnehmer und 

Versorgungsempfänger wirkungsvoller und sicherer 
gestaltet werden. 

Betriebliche Altersversorgungseinrichtungen gibt 
es seit über hundert Jahren; aber jetzt wird erst-
malig ein Gesetz verabschiedet, das zugunsten der 
Arbeitnehmer einen sozialen Rahmen dafür arbeits-
rechtlich absteckt. Es soll hierdurch ein Zustand 
beseitigt werden, der den Wert der betrieblichen 
Versorgungsversprechungen für die soziale Siche-
rung der Arbeitnehmer bisher stark beeinträchtigt 
hat. 

Ich nehme diese Gelegenheit zum Anlaß, denjeni-
gen Arbeitgebern meinen Dank auszusprechen, die 
schon bisher — auch ohne gesetzliche Verpflich-
tung — betriebliche Versorgungswerke geschaffen 
haben, die den sozialen Anforderungen entsprochen 
haben. Sie mögen dieses Gesetz als Bestätigung 
ihrer sozialen Weitsicht betrachten. 

Meine Damen und Herren, die betriebliche Alters-
versorgung ergänzt die Grundsicherung, die dem 
Arbeitnehmer durch die staatliche Sozialversiche-
rung gewährleistet ist. Der Arbeitnehmer darf er-
warten, daß ihm diese zusätzliche soziale Sicherung 
— zumindest nach einer mehrjährigen Tätigkeit im 
Betrieb — nicht mehr entzogen wird, wenn er aus 
dem Betrieb ausscheidet, der Betrieb zahlungsun-
fähig wird oder die Anrechnung einer dynamischen 
gesetzlichen Rente zu einer Auszehrung der Be-
triebsrente führen würde. Alle diese möglichen Fol-
gen sollen durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
unterbunden werden. 

Es soll gesichert werden, daß der Arbeitnehmer 
seine betriebliche Altersversorgung rechtzeitig, das 
heißt dann erhält, wenn er auch ein Altersruhe-
geld der gesetzlichen Rentenversicherung in An-
spruch nimmt und sich, aus welchen Gründen auch 
immer, aus dem Arbeitsprozeß zurückzieht. Diese 
Ziele werden auf folgende Weise verwirklicht: 

1. Die betrieblichen Versorgungsanwartschaften 
werden unter bestimmten Voraussetzungen unver-
fallbar. Diese Regelung stärkt das Vertrauen der 
Arbeitnehmer in den Bestand ihrer betrieblichen 
Altersversorgung. Die betriebliche Altersversorgung 
wird künftig keine „goldene Fessel" mehr sein, die 
den Arbeitnehmer davon abhält, einen angestrebten 
Betriebswechsel vorzunehmen. Daher wird die Mo-
bilität der Arbeitnehmer gefördert, der insbeson-
dere in Zeiten starker Strukturveränderungen in 
unserer Wirtschaft eine große Bedeutung zukommt. 

2. Die betriebliche Altersversorgung wird vor 
einer Auszehrung durch Anrechnungsbestimmun-
gen geschützt. War es bisher noch möglich, die be-
trieblichen Versorgungsrenten dadurch zu kürzen, 
daß die durch die Anpassungsgesetze steigenden 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung ange-
rechnet wurden, so wird dies künftig unterbleiben. 
Damit wird der Zweck der Rentenanpassung ge-
wahrt, die Renten zu erhöhen und nicht den Arbeit-
geber bei seinem Aufwand zur betrieblichen Alters-
versorgung zu entlasten. 

3. Der Leistungsbeginn der betrieblichen Alters-
versorgung soll an die Vorschriften der gesetz-
lichen Rentenversicherung angeglichen werden. Die 
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Bundesminister Arendt 
Einführung der flexiblen Altersgrenze in der gesetz-
lichen Rentenversicherung durch die Rentenreform 
des Jahres 1972 macht eine derartige Angleichung 
erforderlich. Die Arbeitnehmer sollen an der Inan-
spruchnahme des vorzeitigen Altersruhegeldes 
nicht dadurch gehindert werden, daß sie ihre Be-
triebsrenten erst zu einem späteren Zeitpunkt be-
ziehen können. Insoweit ist dies eine Abrundung 
der Rentenreform des Jahres 1972. 

4. Die betriebliche Altersversorgung soll auch 
dann gesichert sein, wenn der Arbeitgeber wegen 
Zahlungsunfähigkeit nicht mehr in der Lage ist, 
die Betriebsrenten auszuzahlen. Die Arbeitnehmer 
werden in diesen Fällen für ihre unverfallbaren 
Anwartschaften und ihre laufenden Versorgungslei-
stungen den Träger der Insolvenzsicherung in An-
spruch nehmen können. Der von der Wirtschaft ge-
gründete Pensions-Sicherungs-Verein wird diese 
Aufgabe übernehmen. Die Gründung dieses Vereins 
beweist, meine Damen und Herren, daß die Selbst-
verantwortung der autonomen Gruppen in unserer 
Gesellschaft sich auch in schwierigen Situationen 
bewährt. Die Vereinsgründung auf privatrecht-
licher Grundlage zeigt zugleich, daß der Staat 
sich zurückhalten kann, wo durch eigene Initiative 
geeignete Instrumente zur Verfügung gestellt wer-
den. 

5. Der Gesetzentwurf enthält schließlich auch 
eine Aussage zur Anpassung der betrieblichen Ver-
sorgungsleistungen. 

(Härzschel [CDU/CSU]: Das ist ja lachhaft!) 

In regelmäßigen Zeitabständen von drei Jahren 
soll der Arbeitgeber prüfen, ob die laufenden Ver-
sorgungsleistungen angepaßt werden können. Auf 
diese Weise sollen Lösungen gefunden werden, die 
die Interessen sowohl der Versorgungsempfänger 
als auch der Arbeitgeber berücksichtigen und zu 
Ergebnissen führen, die den sozialen Belangen und 
wirtschaftlichen Möglichkeiten Rechnung tragen. 

(Härzschel [CDU/CSU] : Das wird Abschmel

-

zung bedeuten!) 

Meine Damen und Herren, diese arbeitsrecht-
lichen Vorschriften werden durch steuerrechtliche 
Bestimmungen ergänzt. Mit ihnen werden zwei Ziele 
verfolgt: Die zusätzlichen Belastungen der Arbeit-
geber, die durch die arbeitsrechtlichen Vorschriften 
dieses Gesetzes entstehen, werden durch Verbesse-
rungen der steuerlichen Behandlung von Versor-
gungsaufwendungen erleichtert; andererseits wer-
den übermäßige Steuervorteile, die sich im Laufe 
der Jahre in Teilbereichen der betrieblichen Alters-
versorgung gebildet haben, auf ein vertretbares 
Maß zurückgeführt. Dieser Gesetzentwurf zeigt, in 
wie enger Weise Steuerpolitik und Sozialpolitik 
verbunden sind und wie über das Steuerrecht so-
ziale Belange wirkungsvoll gefördert werden kön-
nen. 

Alle diese Vorschriften sind in der heutigen De-
batte ausführlich dargestellt und beraten worden. 
Ich möchte zum Schluß in wenigen Strichen eine 
Gesamtbewertung des Gesetzeswerkes vornehmen. 
Dazu stelle ich folgendes fest. 

Die soziale Komponente der betrieblichen Alters-
versorgung ist schärfer herausgearbeitet worden. 
Diese Einrichtung hat immer einen Doppelcharakter 
gehabt. Sie war ebenso Finanzierungsinstrument des 
Unternehmens wie Bestandteil der betrieblichen 
Sozialpolitik. Oft war für Außenstehende, aber auch 
für viele Firmenangehörige, nicht eindeutig, was 
die Hauptsache und was der Nebeneffekt war. Das 
ist jetzt klar. Die betriebliche Altersversorgung ist 
in erster Linie eine freiwillige Sozialleistung der 
Betriebe geworden, keine indirekte Subvention an 
Großbetriebe mit sozialem Etikett. Die Steuerbegün-
stigung ist lediglich die flankierende Maßnahme. 

Ich sage weiter: Die Aufnahme der betrieblichen 
Altersversorgung ins kodifizierte Arbeitsrecht ver-
stärkt den Lohncharakter der Leistungsansprüche, 
nicht nur wie bisher gegenüber dem Finanzamt, son-
dern auch gegenüber dem Arbeitnehmer. Dieses Ge-
setz ist damit zugleich ein wichtiges Stück Reform 
des Arbeitsrechts. 

Meine Damen und Herren, die Arbeit an diesem 
Gesetz stand vom ersten Anfang an und Sie haben 
das im parlamentarischen Verfahren miterlebt - im 
Zeichen eines Solidaritätskonflikts. Denn je besser 
und je sozialer man die Regelungen der betrieblichen 
Altersversorgung festlegt, um so geringer kann die 
Chance werden, daß diejenigen Arbeitnehmer, de-
ren Betriebe eine solche Einrichtung noch nicht be-
sitzen, auch in den Genuß einer betrieblichen Alters-
versorgung kommen. 

Ich appelliere deshalb eindringlich an alle Betei-
ligten, in den Tarifverträgen, in den Betriebsverein-
barungen und in den Arbeitsverträgen die betrieb-
liche Altersversorgung stärker als bisher zu berück-
sichtigen. Wir wissen aus Meinungsumfragen, wie 
hoch Arbeitnehmer die betriebliche Altersversor-
gung schätzen. Ich hoffe, nein, ich bin sicher, daß 
dieses Gesetz zu einer weiteren Aufwertung der be-
trieblichen Altersversorgung führt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
sie mich mit einem Wort des Dankes schließen. Mein 
Dank gilt zunächst den autonomen Gruppen, die sich 
in der Sozialpolitischen Gesprächsrunde, in den Ver-
handlungen und Vorbereitungen zu diesem Gesetz 
mit Sachverstand und Engagement für die Weiter-
entwicklung der betrieblichen Altersversorgung ein-
gesetzt haben. Danken möchte ich ferner auch den 
beteiligten Ausschüssen — insbesondere dem feder-
führenden Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
aber auch dem Finanzausschuß —, die sich die Ar-
beit an diesem Gesetz nicht leicht gemacht haben und 
in vielen Beratungen den Entwurf, beispielsweise 
um den Komplex der Insolvenzsicherung, angerei-
chert haben. 

Die Mitarbeit aller hat sich gelohnt. Das Ziel der 
realen Reformen mit dem Blick auf das Machbare 
hat sich auch hier als fruchtbar erwiesen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen zur dritten Lesung 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache 
zur dritten Lesung. 
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Vizepräsident von Hassel 
Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 

Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das Gesetz ist einstimmig an-
genommen. 

Wir kommen dann noch zu den Ausschußanträgen. 
Sie finden sie auf Seite 19 der Drucksache 7/2843. 
Ich rufe zunächst den Antrag unter Ziffer II auf, wo-
nach die Bundesregierung ersucht wird, bis zum 
31. Dezember 1978 einen Bericht über die Erfahrun-
gen bei der Durchführung des Gesetzes vorzulegen. 
Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Dann kommen wir zur Ziffer III, in der beantragt 
wird, die eingegangenen Petitionen und Eingaben 
für erledigt zu erklären. Ich bitte um das Hand-
zeichen, wer zustimmt. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlos-
sen. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe 
Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
26. März 1973 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Kanada über den Luftver-
kehr 
— Drucksache 7/2691 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 
— Drucksache 7/2806 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Freiherr Dr. 
Spies von Büllesheim 

(Erste Beratung 128. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern. Wünschen diese 
das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

In der zweiten Lesung wird das Wort nicht be-
gehrt? — Ich schließe die zweite Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung in der zweiten Be-
ratung, die mit der Schlußabstimmung verbunden 
wird. Ich rufe auf die Art. 1, 2, Einleitung und Über-
schrift und verbinde die Abstimmung darüber mit 
der Schlußabstimmung. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung der Wirtschaftspläne des 
ERP-Sondervermögens für das Jahr 1975 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 1975) 
— Drucksache 7/2784 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Gleichzeitig rufe ich Punkt 8 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Vereinfachung und Beschleunigung gericht-
licher Verfahren (Vereinfachungsnovelle) 

— Drucksache 7/2729 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Gleichzeitig rufe ich Punkt 11 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 17. Dezember 1973 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Staat Israel über Soziale Sicherheit 

— Drucksache 7/2783 —  

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Gleichzeitig rufe ich Punkt 13 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Steuerberatungs-
gesetzes 
— Drucksache 7/2852 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Rechtsausschuß 

Das sind alles Vorlagen der Bundesregierung in 
erster Lesung. Ich glaube, ich kann gleichzeitig 
Punkt 10 der Tagesordnung aufrufen; denn mir ist 
gesagt worden, daß man sich entgegen ursprüng-
licher Überlegung verständigt hat, keine Erklärun-
gen und keine Begründungen dazu abzugeben. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Sech-
sten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
(6. KgfEÄndG) 
— Drucksache 7/2793 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Außerdem rufe ich den Zusatzpunkt 2 der Tages-
ordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Sechsten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
— Drucksache 7/2884 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Sie kennen die Überweisungsvorschläge des Älte-
stenrates; sie sind in der Tagesordnung ausgedruckt. 
Ist das Haus mit den vorgeschlagenen Überwei-
sungsvorschlägen einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch; dann ist so beschlossen. 
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Vizepräsident von Hassel 
Ich rufe nunmehr Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Sprung, Höcherl, Dr. Müller-Hermann, Leicht, 
Schedl, Spilker, Schmidhuber, Franke (Osna-
brück), Wohlrabe und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

betr. Sicherung von Einlagen im Kreditge-
werbe 
— Drucksache 7/2734 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Ich mache im übrigen darauf aufmerksam, daß wir 
vor der Fragestunde wahrscheinlich auch noch die 
Punkte 15 und 16 der Tagesordnung erledigen. Ich 
sage das deshalb, damit sich die entsprechenden 
Sprecher der Fraktionen bereithalten 

Zur Begründung hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Sprung. 

Dr. Sprung (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Ereignisse 
dieses Jahres im Kreditgewerbe haben mit aller 
Deutlichkeit gezeigt, daß die Einlagen von Privat-
personen, aber auch von kleinen und mittleren Unt-
ternehmen, durch die bestehenden freiwilligen Maß-
nahmen des Kreditgewerbes nicht in ausreichendem 
Maße gesichert sind. So ist zum Beispiel die im Her-
statt-Fall vom Bankverband praktizierte sogenannte 
Fallbeil-Lösung —bis zum Betrag von 20 000 DM be-
kamen die Einleger alles, über 20 000 DM gar nichts 
— in höchstem Maße fragwürdig. Sie führte zu viel-
fältigen Ungerechtigkeiten und stieß bei den Be-
troffenen auf keinerlei Verständnis. Auch das Fehlen 
eines rechtlichen Anspruchs, der „Wohltätigkeits-
charakter"dieserAktion, wurde in der Öffentlichkeit 
weithin als unbefriedigend empfunden. 

(Breidbach [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang ein 
Wort zu Herstatt. In diesem traurigen Fall, bei der 
Entscheidung über die Schließung der Bank und bei 
den folgenden zahlreichen Lösungsversuchen, hat 
sich keiner der Beteiligten, weder die Bundesbank, 
noch das Bundesaufsichtsamt, noch die Großbanken, 
noch die Großgläubiger, mit Ruhm bekleckert. Ge-
radezu als skandalös aber muß das Verhalten, Fi-
nassieren und Taktieren des Aufsichtsratsvorsitzen-
den und Mehrheitsaktionärs des Instituts, Hans Ger-
ling, bezeichnet werden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Im Namen der CDU/CSU-Fraktion appelliere ich von 
dieser Stelle aus noch einmal mit aller Eindringlich-
keit an die Vernunft und die Einsicht von Herrn Ger-
ling: Im Interesse von rund 7 000 privaten Gläubi-
gern, die nicht aus dem Feuerwehrfonds des Banken-
verbands entschädigt wurden, aber auch im Inter-
esse unseres gesamten wirtschaftlichen Ordnungs-
systems müssen die noch verbleibenden wenigen 
Tage genutzt werden, um den Vergleich bei Her

-

statt doch noch zustande zu bringen. Den gleichen 
Appell richte ich an die Bundesregierung, wohl wis-
send, daß ihr keinerlei rechtliche Möglichkeiten ge

-

geben sind. Trotzdem hege ich gewisse Zweifel, ob 
die Bundesregierung alles in ihrer Macht Stehende 
unternommen hat, um die Beteiligten, vor allem 
Herrn Gerling, zu einem Vergleich zu bringen. Ich 
frage die Bundesregierung, ob sie sich über die ver-
heerenden Folgen nicht nur für die verbleibenden 
Privatgläubiger im klaren ist, die das drohende 
Scheitern des Vergleichsverfahrens mit sich bringen 
muß. Was hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
sonstigen Möglichkeiten getan, und was will die 
Bundesregierung tun, um doch noch zu einer für die 
Privatgläubiger befriedigenden Lösung des Herstatt-
Falls zu kommen? 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] : Was für Mög-
lichkeiten gibt es denn?) 

— Ich meine, wir sollten das nicht hier, sondern im 
Anschluß daran noch einmal erörtern, Graf Lambs-
dorff. — Ich meine, es besteht höchstens öffentliches 
Interesse daran, daß das Verfahren Herstatt schnell 
und für alle Beteiligten befriedigend gelöst wird. 

Es ist aber nicht nur der Bereich des privaten 
Bankgewerbes, der mit dem Problem von Spekula-
tionsverlusten und Forderungsausfällen konfrontiert 
ist. Die Vorkommnisse bei der Westdeutschen Lan-
desbank und insbesondere bei der Hessischen Lan-
desbank, die Gerüchte über die Schwierigkeiten an-
derer öffentlich-rechtlicher Institute zeigen, daß auch 
dieser Sektor davon betroffen ist. Natürlich greift 
hier die Gewährträgerhaftung ein. Aber die Größen-
ordnungen sind so erheblich, daß es zu einer Über-
forderung der Gewährträger und letztlich zur Haf-
tung des unbeteiligten Steuerzahlers kommt, die 
nicht mehr zumutbar ist. Auch für diesen Bereich 
müssen daher wie im Bereich der Genossenschafts-
banken neue Überlegungen angestellt werden. 

Erforderlich ist allerdings eine Lösung, so meinen 
wir, die machbar und praktikabel ist. Die vom Bun-
desfinanzminister Apel in einer ersten, vorschnellen 
Reaktion auf den Herstatt-Fall in einem Pressege-
spräch dargelegten Vorschläge zur Einlagensiche-
rung sind dies nicht. Man muß den Eindruck gewin-
nen, daß der Bundesfinanzminister nicht ausreichend 
informiert war; anders kann ich mir die nicht prak-
tikablen, weit überzogenen Ankündigungen, die üb-
rigens bis heute nicht in schriftlicher Form vorlie-
gen, nicht vorstellen. Man scheint dies übrigens — 
vielleicht hat auch das inzwischen stattgefundene 
Hearing das Seine dazu beigetragen — mittlerweile 
auch im Bundesfinanzministerium und bei den Koa-
litionsfraktionen eingesehen zu haben. 

Angesichts dieser Situation hat die CDU/CSU-
Fraktion am 6. November ihre Initiative zur Siche-
rung von Einlagen im Kreditgewerbe eingebracht. 
Damit liegt erstmals ein konkreter Vorschlag auf 
dem Tisch, über den wir reden sollten. Im Hinblick 
auf die Lage im deutschen Kreditgewerbe und in 
vielen Branchen unserer Wirtschaft sind wir der 
Meinung, daß rasch und unverzüglich gehandelt 
werden muß. Wir schlagen deshalb eine Lösung vor, 
die schnell und unkompliziert zu verwirklichen ist, 
da sie auf bestehende Einrichtungen der Spitzenver-
bände des Kreditgewerbes aufbaut. Es soll lediglich 
ein gesetzlicher Rahmen geschaffen werden — den 
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halten wir allerdings für notwendig —, innerhalb 
dessen dem Kreditgewerbe weitgehende Möglichkei-
ten für eigene Lösungen belassen werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion lehnt also alle totalen 
Sicherungsmodelle, die den Kreditinstituten das Ri-
siko nehmen, und alle Lösungen, die indirekt zu 
einer Verstaatlichung oder zu einer größeren staat-
lichen Einflußnahme auf die Banken, vor allem die 
privaten Banken, führen oder führen könnten, ab. 

Nun, meine Damen und Herren, ein paar Worte 
zu den Hauptkriterien unseres Vorschlages. 

Erstens. Alle Spar-, Sicht- und Termineinlagen so-
wie Erlöse aus Sparbriefen von Privatpersonen und 
von kleinen und mittelständischen Unternehmen sol-
len abgesichert werden. 

Zweitens. Die Sicherung soll dadurch erfolgen, daß 
in Schwierigkeiten geratene Kreditinstitute entwe-
der vor dem Zusammenbruch aufgefangen werden 
oder aber im Vergleichs- bzw. Konkursfall für alle 
Gläubiger die Auszahlung der gesicherten Forderung 
bis zum Höchstbetrag von 50 000 DM gewährleistet 
ist. Dies soll für alle Konten, unabhängig von der 
Kontenhöhe, gelten; also nicht die Fallbeilmethode, 
sondern eine Basisbetragslösung. 

Drittens. Zur Aufbringung der Sicherungsmasse 
sollen die Spitzenverbände der Kreditinstitute Si-
cherungsfonds einrichten bzw. bestehende Fonds 
erweitern, die unverzüglich in der Lage sind, ihre 
Sicherungsaufgabe zu erfüllen. 

Dieser Vorschlag, der unseren auf dem Subsidia-
ritätsprinzip beruhenden ordnungs- und wirtschafts-
politischen Vorstellungen entspricht, verfolgt vor 
allem die folgenden Ziele. 

Aus sozialen Gründen müssen die privaten Ein-
leger und die kleinen und mittleren Geschäfts-
betriebe bindend vor dem Verlust ihrer Spargelder 
bzw. Geschäftsguthaben geschützt werden. Es geht 
nicht an, meiner Damen und Herren, daß diese Mit-
bürger, die in der Regel mit den Verhältnissen im 
Kreditgewerbe nicht ausreichend vertraut sind und 
auch nicht vertraut sein können, ständig in Gefahr 
schweben, ihre sauer verdienten Spargelder von 
heute auf morgen zu verlieren. Hier muß das Ver-
trauen, das diese Einleger, Sparer und kleine Ge-
werbetreibende, in unsere Banken und Sparkassen 
hatten, auf Grund der Vorkommnisse in den letzten 
Monaten jedoch zum Teil verloren haben, unbe-
dingt wiederhergestellt werden. 

Darüber hinaus geht es aber auch darum, das 
Vertrauen insbesondere in das private Bankgewerbe 
wieder zu stärken, damit im Interesse des Wettbe-
werbs im Kreditgewerbe der Trend zu den Groß-
banken und den öffentlich-rechtlichen Instituten ge-
stoppt wird. Daran muß sowohl dem Bankkunden 
als auch dem Wirtschaftspolitiker liegen. Denn nur 
leistungsfähige private Banken können die wich-
tige volkswirtschaftliche Funktion, den Wettbewerb 
in unserer marktwirtschaftlichen Ordnung aufrecht-
zuerhalten, voll wahrnehmen. 

Und ein weiterer Aspekt verdient Achtung. Im 
Hinblick auf die für 1975 und die Folgejahre unaus-
weichliche starke Inanspruchnahme des Kapital

-

marktes durch die öffentliche Hand muß alles ver-
mieden werden, was die Funktionsfähigkeit des Ka-
pitalmarktes und damit des Kreditgewerbes in 
Frage stellt. Weitere Herstatt-Fälle, meine Da-
men und Herren, müßten verheerende Folgen für 
die Verfassung des Kapitalmarktes in der Bundes-
republik und damit unmittelbar auch für die öffent-
lichen Finanzen haben. 

Schließlich noch ein Wort zu den öffentlich-recht -
lichen Kreditinstituten. Der Fall der Hessischen Lan-
desbank zeigt, wie sehr im öffentlich-rechtlichen 
Bereich die Gewährträgerhaftung überstrapaziert 
werden kann. Niemand wird das bestreiten, wenn 
man die Beträge betrachtet, um die es im Falle der 
Hessischen Landesbank geht. Hier scheint ein 
erster Schutzschirm, eine Art erster Graben, der vor 
der Gewährträgerhaftung steht, nämlich ein Siche-
rungsfonds, nicht nur zweckmäßig, sondern auch 
notwendig zu sein. Warum soll bei eintretenden 
Verlusten, wenn die Gewährträgerhaftung zum 
Zuge kommt, der gar nicht am Geschäftsverkehr mit 
den Instituten beteiligte Steuerzahler zur Kasse ge-
beten werden, vom Problem der Wettbewerbsver-
zerrung, die damit zugleich verbunden ist, einmal 
ganz abgesehen? Dies ist weder unabdingbar noch 
gerecht. 

Im Zusammenhang mit unserem Vorschlag ist nun 
kritisch bemerkt worden, daß alle nur denkbaren 
Regelungen die Konzentrationstendenzen im Kredit-
gewerbe fördern würden, auch wenn es sich nur 
um eine gesetzliche Rahmenregelung — wie von 
uns vorgeschlagen — handelt. Hier, meine ich, zei-
gen die Erfahrungen mit der Einlagensicherung in 
den USA — bisher wurden dort 20 000 Dollar ga-
rantiert; seit kurzem sind es 40 000 Dollar — ein 
gegenteiliges Ergebnis. Heute ist es in den USA so, 
daß mehr als zwei Drittel der gesamten Spareinla-
gen in Höhe von über 600 Milliarden Dollar durch 
die Einlagensicherung geschützt sind. Dies kann 
nur bedeuten, daß die Sparer nach und nach dazu 
übergegangen sind, ihr Guthaben auf verschiedene 
Kreditinstitute zu verteilen, um einen möglichst 
umfassenden Schutz zu erhalten. 

Ich bin der Meinung, daß auch bei uns eine Ein-
lagensicherung von zum Beispiel 50 000 DM, wie von 
uns vorgeschlagen, zu einer ähnlichen, dem Wett-
bewerb im Kreditgewerbe zuträglichen Entwicklung 
führen würde. Eines sollte jedoch allen Beteiligten 
klar sein: Tun wir nichts, meine Damen und Herren, 
lassen wir es so, wie es ist, dann sind heute schon 
die Tage der letzten unabhängigen Privatbanken 
gezählt. Der jetzige Zustand führt im deutschen 
Kreditgewerbe auf jeden Fall zur Konzentration im 
öffentlich-rechtlichen Sektor und bei den Großban-
ken; das haben die letzten Monate mit aller Deut-
lichkeit klargemacht. 

Meine Damen und Herren! Der Vorschlag der 
CDU/CSU-Fraktion liegt auf dem Tisch. Man wird 
sicherlich über die Höhe der Einlagensicherung und 
über die Aufbringung der Mittel für den Fonds, viel-
leicht auch über die Konstruktion des Fonds — wenn 
man dies nicht ganz den Spitzenverbänden über-
lassen will, wie wir es vorschlagen —, diskutieren 
können oder müssen; für mich steht jedoch außer 
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Zweifel, daß eine grundsätzlich andere Lösung nicht 
möglich ist. Sie wäre vor allem nicht rasch und nicht 
umgehend zu verwirklichen, was aber angesichts 
der momentanen Situation eine absolute Notwen-
digkeit wäre. 

Auch der Bundesfinanzminister scheint sich nach 
der wenig freundlichen Aufnahme, die seine vor-
eiligen Vorschläge in der Öffentlichkeit und bei 
allen Beteiligten gefunden haben, mittlerweile in 
einem fruchtbaren Umdenkungsprozeß zu befinden. 
Es wäre jedenfalls nicht überraschend, wenn aus dem 
Finanzministerium in den nächsten Wochen Vor-
schläge kämen, die unserem Modell sehr nahe 
kommen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns wohl alle 
darüber im klaren, daß gar keine Lösung des Pro-
blems am schlechtesten wäre. Auch die Spitzen-
verbände der Kreditwirtschaft stimmen darin zu, daß 
die bestehenden Einrichtungen weiter ausgebaut 
werden müssen. Die von uns vorgeschlagene Lösung 
ist nicht nur äußerst flexibel, sie baut auch auf be-
reits vorhandenen Ansätzen auf und beschränkt sich 
auf ein Minimum an staatlichen Eingriffen. Im Inter-
esse des Schutzes der Einleger, die ihre Spargelder 
oder kleinen Geschäftsguthaben völlig ohne eigenes 
Verschulden verlieren können, wäre es zu wün-
schen — ich appelliere deshalb an Sie links und 
rechts im Hause —, daß auch die Koalitionsfraktio-
nen einmal über ihren parteipolitischen Schatten 
springen und an einer raschen und befriedigenden 
Lösung auf der Basis der CDU/CSU-Initiative mit-
wirken. Ich meine, hierzu ist durch das Beispiel 
unserer Initiative zur Hilfe für die Besitzer niedrig

-

verzinslicher Wertpapiere ein lohnender Anfang ge-
setzt worden. Wir sollten im Interesse der betrof-
fenen Bürger so fortfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rapp (Göppingen). 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Sicherung der Sparer und 
der anderen Einleger gegen die Folgen von Bank-
zusammenbrüchen ist allemal eines hohen Engage-
ments wert, ganz gleich, ob man in erster Linie an 
die oft bösen Härten für die Betroffenen oder mehr 
an die Gefahren für die ganze Volkswirtschaft denkt, 
die von Bankpleiten ausgehen können. Insofern, 
Herr Dr. Sprung, Ihre Rede in Ehren, in hohen 
Ehren! 

Etwas anderes ist es allerdings, wenn man den 
vorliegenden Antrag der Opposition zu würdigen 
hat. Sie werden, meine Damen und Herren von der 
Opposition, davon auszugehen haben, daß wir die 
Sache mit dem Igel und dem Hasen durchschaut 
und begriffen haben und daß wir nicht willens sind, 
uns hier auf die Rolle des Fabel-Hasen einzulassen. 
Anders und sehr freundlich ausgedrückt: Wir freuen 
uns darüber, daß die Opposition mit der Vorlage 
dieses Antrags zu erkennen gibt, wie sehr sie all das 
begrüßt, was die Bundesregierung in der Konse-
quenz der Bankzusammenbrüche der letzten zwölf 

Monate zur Sicherung der Einlagen bereits in die 
Wege geleitet hat. 

Die Aufforderung an die Bundesregierung, tätig 
zu werden, ist entweder ein Irrtum aus Unkenntnis 
darüber, was die Bundesregierung bereits in Gang 
gesetzt hat, oder sie ist eben jener falsche Zungen-
schlag, der mich an die Fabel vom Igel und dem 
Hasen erinnerte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie war das 
noch?) 

Lassen Sie mich zunächst das Problem der soli-
darischen Einlagensicherung, das hier ansteht, durch 
zwei Vorbemerkungen eingrenzen und damit relati-
vieren. Einerseits hat es natürlich all die Jahre und 
Jahnzehnte im Kreditwesen Verluste gegeben, Ver-
luste in Milliardenhöhe, die nur deshalb nicht auf 
die Einleger durchgeschlagen haben, weil sie intern, 
in Gestalt entgangener Gewinn- und Vermögenszu-
wächse, oder aber auch zum Teil extern, nämlich 
über Steuerausfälle, geräuschlos ausgeräumt worden 
sind. Andererseits wird eine solidarische überbe-
triebliche Einlagensicherung stets nur Verluste auf-
fagen können, wie sie sozusagen normalerweise ins 
Kalkül zu ziehen sind. 

In diesem so abgesteckten Rahmen ist freilich die 
Feststellung zu treffen, daß die teilweise spektaku-
lären Einlagenverluste der letzten zwölf Monate 
— Herr Dr. Sprung hat mit der wünschenswerten 
Deutlichkeit zum Herstatt-Skandal das Nötige ge-
sagt — bei rechtzeitiger Vorsorge durch den Ban-
kenapparat selbst im Wege der Selbsthilfe hätten 
ausgeräumt und bereinigt werden können. In dieser 
Feststellung steckt durchaus Kritik und steckt ein 
Vorwurf. Für die Kreditwirtschaft gilt ja noch weit 
mehr als für jeden anderen Wirtschaftszweig, daß sie 
mit dem Vertrauen steht und fällt, das sie genießt. 
Jeder andere Wirtschaftszweig, die Wirtschaft im 
ganzen, hängt in einer so prekären Weise von der 
Funktionstüchtigkeit und auch der Strapazierbarkeit 
des Bankenapparates ab, daß — ich wage diesen 
Rückschluß — die Sicherheit der Spar- und sonsti-
gen Einlagen bei den Banken ein Politikum von ho-
hem Rang ist. Und nun ist sie zumindest nach dem 
Herstatt-Skandal auch zur politischen Aufgabe für 
Parlament und Regierung geworden, obwohl gerade 
das Kreditgewerbe in der ordnungspolitischen De-
batte stets für möglichst wenig Staat und für mög-
lichst viel Selbsthilfe plädiert hat. Nun ist sie 
gleichwohl zur politischen Aufgabe geworden, weil 
auf dem in Rede stehenden Gebiet zwischen diesem 
Anspruch und seiner Realisierung eine tiefe Lücke 
geklafft hat. 

Damit soll keineswegs verkannt werden, welche 
Schwierigkeiten die Realisierung eines jeden denk-
baren Lösungsansatzes bereitet, was gewiß auch 
mit dem schwierigen Charakter der „Ware Geld" 
zu tun hat, um die es hier ja geht. Deshalb wäre 
wohl jede Erwartung überspannt, die da meint, das 
Problem könne jetzt mit einem Streich seiner end-
gültigen Lösung zugeführt werden. Der Bankenver-
band selbst sprach in seinem letzten Geschäfts-
bericht von „Lernprozessen" und von „schmerz-
lichen Erfahrungen". Mehr Publizität, transparentere 
Bilanzen, bessere interne Aufsicht auch bei Perso- 
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nengesellschaften unter den Kreditinstituten wären 
Maßnahmen, die rasch und in Selbsthilfe verwirk-
licht werden könnten. 

Es kommt hinzu, daß die Einlagensicherung für 
sich allein und auf sich allein gestellt das Problem 
gar nicht würde lösen können, um das es hier geht. 
Sie wird vielmehr selber nur Bestand haben können 
als Teil eines nach zwei weiteren Richtungen hin 
ausgebauten Sicherungssystems: 

Erstens bedarf die gesetzliche überbetriebliche 
Einlagensicherung der Flankierung durch eine No-
velle zum Kreditwesengesetz, die eine wirksamere 
Bankenaufsicht zu gewährleisten hat. Würde man 
dies nicht tun, so könnte die überbetriebliche Ein-
lagensicherung geradezu wie eine Einladung an 
unseriöse Bankleiter wirken, waghalsige Geschäfte 
zu machen. Die Einlagen bei den Banken werden 
letzten Endes nur so sicher sein können, wie sicher 
die Positionen auf der Aktivseite der Bankbilanzen 
sind. Es ist bekannt, daß die Bundesregierung inten-
siv an der Kreditwesengesetznovelle arbeitet. Ich 
hielte es nicht für angezeigt, wenn die Bundesregie-
rung mit der Vorlage des KWG-Entwurfs so lange 
warten würde, bis auch der Entwurf des Einlagen-
sicherungsgesetzes steht. Der letztere wird einfach 
vom Schwierigkeitsgrad her länger dauern müssen. 
Gleichwohl ist an die Bundesregierung zu appellie-
ren — — 

(Dr.  Sprung [CDU/CSU] : Wollen Sie ein 
besonderes Gesetz haben?) 

— Jawohl, Herr Dr. Sprung, ein besonderes Gesetz. 
In Ihrem Antrag ist aber davon die Rede, daß das 
eingebettet sein soll in die KWG-Novelle. Dieses 
geht nicht, weil das eine früher zustande kommen 
kann als das andere. Gleichwohl ist an die Bundes-
regierung zu appellieren, die Arbeiten zur Einlagen-
sicherung mit größtem Nachdruck zu beschleunigen. 
Noch im Rahmen des geltenden Kreditwesengeset-
zes war es möglich, die Devisentermingeschäfte zu 
normieren. Es waren ja Exzesse auf diesem Gebiet, 
die zu der Herstatt-Pleite geführt haben. 

Zweitens mußte der gesetzlichen Einlagensiche-
rung als einer Sicherung gegen Bonitätsrisiken eine 
erste Auffangstellung gegen Liquiditätsrisiken vor-
geschaltet werden. Dies ist mit der Gründung der 
Liquiditäts-Konsortialbank GmbH unter maßgeb-
licher Beteiligung und Mitwirkung der Deutschen 
Bundesbank bereits geschehen. Hier handelt es sich 
darum, daß überall dort geholfen werden soll, wo 
ein an sich gesundes Kreditinstitut in Liquiditäts-
schwierigkeiten zu geraten droht. Der Antrag der 
Opposition, der in seinem Punkt 2 a eine derartige 
Einrichtung gegen Liquiditätsschwierigkeiten for-
dert, trägt das Datum vom 6. November 1974. Die 
Liqui-Bank, die hier gefordert wurde, ist bereits am 
12. September 1974 geschaffen worden. Dies, meine 
Damen und Herren, eine Randbemerkung zur Qua-
lifizierung des Antrags der Opposition. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU] : Keine Liquiditäts

-

hilfe!) 

Die Einlagensicherung im engeren Sinn des Wor-
tes ist somit und kann somit nur sein die dritte 

Säule eines umfassenden Sicherungssystems neben 
der Verbesserung des Kreditwesengesetzes und ne-
ben der Vorsorge gegen Liquiditätsstörungen. 

Was nun die Lösung dieser Aufgabe der Einlagen-
sicherung im engeren Sinn des Wortes so besonders 
schwierig macht, ist der Umstand, daß einzelne Grup-
pen des Kreditgewerbes bereits verbandseigene Ein-
richtungen geschaffen haben, während andere Grup-
pen abseits stehen und auf die große verbandsüber-
greifende Lösung warten, die nun wiederum jenen 
nicht genehm ist, welche in Selbsthilfe schon einiges 
getan haben. Dem Bundesfinanzminister blieb bei 
dieser Sachlage — Herr Dr. Sprung, um auch das 
noch zu qualifizieren, was da passiert ist - gar 
nichts anderes übrig, als mit seinem Apel-Plan — der 
Begriff hat sich so bereits kondensiert — einen ganz 
dicken Stein ins Wasser zu werfen, der Wellen 
schlug. Ein kleines Steinehen, das nur die Oberfläche 
gekräuselt hätte, würde die Dinge ebensowenig 
vorangebracht haben wie etwa die Anstöße in der 
Wettbewerbsenquête von 1968, deren Gekräusel sich 
mittlerweile längst verlaufen hat. Der dicke Stein 
des Ministers Apel hat, wie man hört, immerhin be-
reits bewirkt, daß der Sparkassenverband seine 
Sicherungseinrichtungen beschleunigt in Ordnung 
bringen will. Im Genossenschaftsbereich wurden ja 
schon vorher erhebliche Anstrengungen gemacht. 

Ich würde eine gesetzliche Regelung gut finden, 
die das Recht zur Annahme von Anlagen davon ab-
hängig macht, daß das betreffende Kreditinstitut 
in ein solidarisches Sicherungssystem eingebunden 
ist, das bestimmten, im Gesetz festzulegenden Min-
destanforderungen genügt, Mindestanforderungen 
in bezug auf die rechtliche Gestaltung der Träger-
schaft, die Haftung, die Mittelaufbringung und den 
betragsmäßig oder wie auch immer normierten Min-
destschutz für die Einleger, wobei eine Begrenzung 
auf natürliche Personen, wie die Opposition sie 
vorschlägt, kaum sinnvoll sein dürfte, freilich hin-
gegen Einlagen von Nichtbanken und solche von 
Banken durchaus eine unterschiedliche Behandlung 
erfahren können. 

Es ist heute nicht die Zeit und der Ort, auf Einzel-
heiten einzugehen. Als Merkposten nur einige 
Stichwörter, die auch die Schwierigkeit der Materie 
aufscheinen lassen sollen! Das auch außenwirt-
schaftlich akzentuierte Problem muß gesehen wer-
den, daß wir uns nicht mit einer umfassenden Ein-
lagensicherung Einlagen aus aller Herren Länder 
auf den Hals ziehen dürfen. Dies muß bei jeder 
Regelung gesehen werden. Die Abgrenzung von 
Liquiditäts- und Bonitätsschwierigkeiten — und für 
beide wird es unterschiedliche Sicherungseinrich-
tungen und unterschiedliche Haftungsverhältnisse 
geben — wird nicht einfach sein. Hier sind Mani-
pulationsmöglichkeiten auszuschließen. Ferner: Bei 
den zu gegebener Zeit im Ausschuß anzustellenden 
Überlegungen wird man auch die Sammelwert-
berichtigungen der Banken irgendwie einzubezie-
hen und neu zu bedenken haben. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren: Wenn 
wir der Überweisung des Antrags der Opposition 
an die Ausschüsse zustimmen, dann deshalb, weil 
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wir es gut finden, daß die CDU/CSU gut findet, was 
die Regierung da bereits in Angriff genommen hat. 

Ein Wort noch, to whom it may concern: Wer 
nicht begreifen will, worum es hier geht, würde 
sich nicht wundern dürfen, wenn wir schon beim 
nächsten Bankzusammenbruch eine wilde System-
debatte bekämen. Dies ist keine Drohung, sondern 
eine schlichte Feststellung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Als Kin-
der haben wir gelegentlich Portemonnaies an einem 
Zwirnsfaden befestigt, das auf den Gehweg gelegt, 
und wenn sich der angebliche Finder darüber 
bückte und es aufgreifen wollte, haben wir uns an 
seiner Überraschung und an seiner Enttäuschung 
geweidet. Dies mag Kindern zugestanden werden. 
Wer aber als Alleinaktionär einer pleite gegange-
nen Bank in dieser Form mit den enttäuschten Spa-
rern und Gläubigern umgeht, verdient allerschärfste 
Verurteilung. Insofern, Herr Dr. Sprung, schließen 
wir uns dem an: Das, was der Groß- und Allein-
aktionär der Herstatt-Bank in den letzten Wochen 
an Finassieren und an Täuschungsmanövern prak-
tiziert hat, kann alle diejenigen, die sich für die 
Aufrechterhaltung unserer Wirtschaftsordnung und 
der Position des Eigentümers in dieser Wirtschafts-
ordnung einsetzen, nur zur Verzweiflung bringen. 

Herr Kollege Sprung, Sie haben gesagt, die Bun-
desregierung solle ihre Möglichkeiten nutzen, um 
diesen Vergleich zustande zu bringen. Wir sollten 
uns darüber verständigen, welche Möglichkeiten es 
gibt, ob es überhaupt Möglichkeiten gibt. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU] : Rechtliche nicht!) 

Wir sind uns vielleicht auch einig darüber, Herr 
Sprung, daß es jedenfalls nicht die Möglichkeiten 
sind, die Ihr Parteifreund Felix aus Köln für Mög-
lichkeiten hält. — Vielen Dank, dann sind wir dar-
über klar. 

Meine Damen und Herren, zum hier vorliegenden 
Antrag wiederhole ich für die Fraktion der FDP 
einleitend, was wir schon in der wirtschaftspoliti-
schen Debatte nach der Sommerpause gesagt haben: 
Das Kreditwesengesetz bedarf einer gründlichen 
und sorgfältigen Novellierung, die auf der Grund-
lage einer guten Vorbereitung zu Beginn der näch-
sten Legislaturperiode in Angriff genommen wer-
den muß. Die inzwischen weitergeführte Diskus-
sion um Höchstkredite, Depositenbegrenzung und 
ähnliches hat deutlich werden lassen, wie komplex 
diese Aufgabe ist. 

Lassen Sie mich 	fast mehr zur Erheiterung 
hier nur den § 23 des KWG erwähnen. Die dort 
enthaltenen Regelungen, wie die Zinsfestsetzung 
bemessen sein sollte, sind so kontrovers, daß sie 
gar nicht zu erfüllen sind, nämlich 1. Unterstützung 
der Kreditpolitik, 2. Funktionsfähigkeit des Kredit-
gewerbes, d. h. ausreichende Zinsspanne, 3. Kredit

-

versorgung des Mittelstandes und 4. Förderung der 
Spartätigkeit. Dies, meine Damen und Herren, ist 
die Quadratur des Zirkels oder — besser gesagt — 
die  Vermischung von Gewerbeaufsicht und Geld-
politik im KWG, die das Gesetz teilweise so wider-
sprüchlich macht. 

Oder ein anderer Punkt: Warum ist eigentlich die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau kein Kreditinstitut 
im Sinne dieses Gesetzes? Da gibt es noch viele 
ähnliche Fragen. 

Eindeutig hat die FDP seit den sichtbaren Folgen 
der Herstatt-Pleite die schnelle Verbesserung der 
aufsichtsrechtlichen Möglichkeiten im KWG gefor-
dert. Bessere Prüfungsvorschriften, Sonderprüfer, 
Zwischenberichte der Prüfer an das Aufsichtsamt 
sind hier nur einige Stichworte. Wir bitten den 
Bundesfinanzminister erneut, diese Dinge vorzu-
ziehen und sie nicht durch das Thema Höchst-
kredite etc. zu beschweren. Hier tut schnelle Ab-
hilfe not. 

Schnell muß auch die in dem heute behandelten 
Antrag angesprochene Frage gelöst werden: Ein-
lagensicherung. Für uns beginnt das aber mit der 
Frage, ob es hier notwendig einer gesetzlichen Rege-
lung bedarf oder ob eine freiwillige Vereinbarung 
der Verbände des Kreditgewerbes vorzuziehen ist. 
Wir sind der letzteren Ansicht. Die freiwillige Rege-
lung ist flexibler, entspricht unserem wirtschaft-
lichen Ordnungssystem und kann schneller kommen. 
Sie muß auch schnell kommen, weil hier ein un-
abweisbares Bedürfnis des Publikums vorliegt. Des-
halb betrachten wir den vorliegenden Antrag der 
Opposition als eine nützliche Mahnung an die Be-
troffenen und erklären ausdrücklich: Kommt keine 
freiwillige Lösung in den nächsten Monaten zu-
stande, so werden wir gesetzlichen Maßnahmen zu-
stimmen. 

Wie aber soll eine Einlagensicherung aussehen? 
Sind alle Einleger zu schützen, in jeder Höhe? Soll 
es eine Solidarhaftung zwischen den verschiedenen 
Gruppen des Kreditgewerbes geben? Wie steht es 
mit der Wettbewerbsgleichheit? Verändern allzu 
rigorose Belastungen unsere strukturelle Landschaft 
im Kreditwesen? 

Zunächst einmal: Von den drei großen Gruppen 
— Genossenschaften, Sparkassen und private Ban-
ken - haben die Genossenschaften wohl das wir-
kungsvollste Einlagensicherungssystem entwickelt. 
Die Gewährsträgerhaftung der Sparkassen — und 
insofern, Herr Dr. Sprung, sind wir weitgehend 
einig — erscheint mir hier nicht voll vergleichbar, 
weil der unmittelbare Rückgriff auf öffentliches Ver-
mögen dem Einsatz eigener Mittel nicht gleichwertig 
gegenübergestellt werden kann. Wir begrüßen die 
Absicht der Sparkassenorganisation, diese Lücke zu  

schließen, soweit es nicht schon — allerdings noch 
in geringem Umfang — geschehen ist. Die größere 
Lücke besteht sicher bei den privaten Banken. Das 
ergibt sich zunächst aus ihrer Stellung im Markt- 
und im Wirtschaftssystem. Selbsthilfeeinrichtungen, 
bisher ausreichend, haben sich jetzt als unzulänglich 
erwiesen. Welche Mindestanforderungen müssen an 
sie gestellt werden? 
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Die FDP glaubt nicht, daß es richtig wäre, alle 

Einleger in voller Höhe unbedingt zu schützen. Dies 
könnte — müßte wahrscheinlich — zu einem Wett-
bewerb über unseriöse Einlegerkonditionen führen, 
und dann wären wir schnell bei dem Ruf nach einer 
neuen Zinsverordnung, nach einer Begrenzung der 
Höchstzinsen. Hinweise dieser Art im letzten Jahres-
bericht des Bundesverbandes Deutscher Banken ver-
ursachen bei uns Unbehagen. Wir wollen nicht, daß 
die liberalisierte Zinspolitik aufgegeben wird. Von 
ihrer Abschaffung wird nur der kleine und mittlere 
Einleger benachteiligt. Der Großkunde handelt auch 
bei einer Zinsverordnung Sonderkonditionen für 
sich aus. Das habe ich selber lange genug erlebt. 

Man könnte unseres Erachtens daran denken, Ein-
lagen bis zu 50 000 DM voll, von 50 000 bis 100 000 
DM mit 70 % und von 100 000 bis 200 000 DM mit 
50 % zu schützen — dies  nur als Beispiel, die Zahlen 
sollen in keiner Weise verbindlich sein —, also eine 
Staffelung vorzusehen. Dabei hätten wir keine Be-
denken, den Personenkreis einzugrenzen. Banken 
dürfen sicherlich nicht unter den Einlagenschutz fal-
len. Auch juristische Personen, Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, die nicht gemeinnützig sind, und 
Personenhandelsgesellschaften könnte man ausneh-
men. Allerdings sollten Spareinlagen natürlicher 
Personen möglichst in voller Höhe geschützt sein. 
Denn damit wäre auch der alte Streit über Wett-
bewerbsfähigkeit und Mündelsicherheit erledigt. 

Sicher wird es nötig sein, die Mitgliedschaft zu 
einem Prüfungsverband zur Voraussetzung der Be-
günstigung aus der Einlagensicherung zu machen. 
Diese Mitgliedschaft dürfte dann im Markt zu einer 
Art Gütesiegel werden, ohne das ein Bankunterneh-
men kaum an Einlagen käme. Daß ein paar Außen-
seiter übrigbleiben, stört nicht. Solche Insolvenz

-

fälle, wenn es zu ihnen kommt, sind auch bisher 
schon, weil ihr Volumen gering war, geräuschlos 
vom Gesamtgewerbe geregelt worden. Übrigens 
könnte man daran denken, den § 31 des Kredit-
wesengesetzes dahin zu ergänzen, daß die Erlaubnis 
zum Betreiben eines Bankgeschäftes u. a. von der 
Mitgliedschaft in einem Prüfungsverband abhängig 
gemacht wird. 

Eines aber ist wichtig: ein freiwilliges, gruppen-
spezifisches Sicherungssystem ist nur akzeptabel, 
wenn sich auch alle großen Zentralinstitute, z. B. die 
Girozentralen, einem Verfahren anschließen, das 
gleiche Belastungen — hier spielt der Wettbewerbs-
gesichtspunkt eine Rolle — für alle bringt. 

Wie ist ein solches System zu finanzieren? Schnell ' 
denkt man heutzutage an Umlagen, an die neuer-
dings beliebten Fonds. Aber es darf nicht übersehen 
werden, daß hier beträchtliche Kosten entstehen, die 
letztlich der Endverbraucher, der Kreditnehmer, 
zahlt. Mir erscheint der Gedanke einer Akzeptbank 
für das gesamte Kreditgewerbe, deren Akzeptfähig-
keit von den am Prüfungsverband beteiligten Kredit-
instituten nach der Höhe ihrer Quoten garantiert 
wird, attraktiv. Hier bedürfte es dann der liquiditäts-
mäßigen Hilfe der Deutschen Bundesbank, die für 
die Wechsel der Akzeptbank ein längerfristig lau-
fendes Rediskontkontingent zur Verfügung stellen 
müßte. Dies erscheint uns vertretbar und zumutbar. 

Dies ist geldpolitisch nicht oder kaum bedenklich. 
Wir übersehen dabei nicht, daß § 19 des Bundesbank-
gesetzes mit dem Verbot vorversprochener Prolon-
gationen großzügig ausgelegt werden müßte. Bei der 
seinerzeitigen Rediskontregelung für den Mittel-
stand ist dies aber schon einmal geschehen. Die so 
von der Akzeptbank bzw. von denjenigen, die sie 
garantieren, übernommenen Verluste müssen natür-
lich steuerlich ebenso berücksichtigt werden wie die 
Leistungen an einen durch Umlagen zu speisenden 
Fonds. 

Gegen eine solche Lösung könnte eingewandt 
werden, daß die zahlungspflichtigen Garantieinsti-
tute gerade dann zur Kasse treten müssen, wenn 
auch ihre eigene Wirtschaftslage nicht rosig ist. 
Wenn dieser Einwand beachtlich ist, so wäre eine 
Kombination von Fonds und garantierter Akzept-
bank denkbar. Die Zuführung an einen solchen 
Fonds könnte nach einem Promillesatz der Verbind-
lichkeiten gegenüber Nichtbanken berechnet wer-
den. Sollte er nicht ausreichen, so schiene mir eine 
Nachschußpflicht in Höhe eines bestimmten Teils 
der Sammelwertberichtigungen denkbar. 

Meine Damen und Herren, es gibt natürlich noch 
andere Vorschläge, etwa die Bildung eines Fonds 
durch mittelbare Teilverzinsung der Mindestreser-
ven. Dabei würde ein Teil der Mindestreserven in 
Bundestiteln angelegt werden, die Zinseinnahmen 
sollen den Fonds finanzieren. Wir teilen die Be-
denken der Bundesbank, daß die auch nur teilweise 
Verzinsung der Mindestreserven dieses nahezu 
letzte voll wirksame Mittel der Geldpolitik weniger 
effektiv machen würde. Der Zugriff auf die Mindest-
reserven soll ja auch eine Erhöhung der Zinsen 
bewirken. Dem könnten sich die Kreditinstitute sehr 
viel länger entziehen, wenn ihre Mindestreserve

-

guthaben verzinst würden. 

Ein Problem, meine Damen und Herren, steht am 
Schluß jeder Einlagensicherung: Soll und kann es 
das sogenannte Überlaufsystem, den horizontalen 
Ausgleich zwischen den Verbänden des Kreditge-
werbes, geben? Sollen die Verbände auch unterein-
ander für Konkursfolgen eintreten, wenn das Aus-
maß des Schadens so groß ist, daß der unmittelbar 
betroffene Verband es aus eigener Leistungskraft 
nicht schaffen kann? Meine Fraktion hält das für 
nötig. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU] : Wir auch!) 

Wir glauben allerdings, daß uns eine Wohlwollens-
erklärung der Verbände genügen sollte. Mehr wäre 
wahrscheinlich im gegenwärtigen Zeitpunkt zuviel 
verlangt, vor allem, wenn man an Genossenschaften 
und Gewährsträger denkt. 

Herstatt und andere Fälle, meine Damen und Her-
ren, haben aber die Erkenntnis verstärkt, daß das 
Kreditwesen übergeordnete Gemeinsamkeiten ver-
bindet, auch wenn verbandliche Vielfalt, die wir 
ausdrücklich bejahen, trennt. Diese Einsicht wird im 
Ernstfall zu Überlaufhilfen führen. 

Lassen Sie mich bitte zwei Schlußbemerkungen 
machen. Erstens. Einlagensicherung muß kommen; 
wenn nicht freiwillig — was wir hoffen —, dann 
gesetzlich. Zweitens. Auch ein Gesetz kann den Kon- 
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kurs im Kreditgewerbe nicht abschaffen. Es kann 
ihn als reale Möglichkeit in die weite Ferne rücken; 
das wollen wir. Aber der Konkurs gehört zum Wett-
bewerb. Wer den Konkurs abschaffen will, will die 
Marktwirtschaft abschaffen. Wir wollen das nicht. 

Für meine Fraktion stimme ich der beantragten 
Überweisung an die Ausschüsse zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen, Herr Porzner. 

Porzner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine 
verehrten Damen und Herren! Die Einlagensiche-
rung wird kommen. Deswegen begrüßt die Bundes-
regierung jeden Beitrag, der dabei hilft, den Sparer 
zu schützen. Ich möchte aber, Herr Dr. Sprung, den 
unterschwelligen Vorwurf, daß der Schwund an 
Vertrauen in unser Bankensystem durch die Bun-
desregierung herbeigeführt worden sein könnte, in 
aller Schärfe zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier hat es sich um ein falsches Management, um 
eine falsche Geschäftspolitik einer Privatbank und 
nicht um Kreditpolitik oder Geldpolitik der Bundes-
regierung gehandelt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe Ihren Ausführungen leider entnehmen 
müssen, daß Sie privatwirtschaftliche Verantwor-
tung einerseits und die Verantwortung des Gesetz-
gebers und der Regierung andererseits miteinander 
vermischen. 

Die Bundesregierung hat hinsichtlich der Ein-
lagensicherung ein Konzept mit folgenden wesent-
lichen Merkmalen entwickelt: Kreditinstitute dür-
fen Einlagen von Nichtbanken nur entgegenneh-
men, wenn sie einer Sicherungseinrichtung ange-
schlossen sind. Die Einleger erhalten einen Rechts-
anspruch auf Befriedigung ihrer Einlagen, soweit sie 
abgesichert sind; darüber muß man dann reden. 
Geschützt werden alle Einlagen von Nichtbanken 
innerhalb einer noch festzulegenden Grenze. Es wird 
Vorsorge getroffen werden müssen, daß die Ein-
leger in möglichst kurzer Zeit befriedigt werden. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU] : Jawohl, das ist 
wichtig!) 

Die Bundesregierung ist daran interessiert, daß 
die notwendigen Entscheidungen möglichst schnell 
getroffen werden können. Sie wird deswegen auch 
ihre Vorbereitungen beschleunigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Es ist vom Ältestenrat vorgeschlagen worden, 
den Antrag an den Finanzausschuß — federfüh-
rend — und an den Ausschuß für Wirtschaft — mit-
beratend — zu überweisen. — Ich sehe keinen 
Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf:  

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, FDP betr. Griechenland 
— Drucksache 7/2794 —
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Das Wort zur Begründung hat der Herr Abgeord-
nete Mattick. 

Mattick (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Deutsche Bundestag hat am 14. Fe-
bruar 1968 einen Antrag beschlossen, in dem er die 
Bundesregierung ersucht, unter drei Punkten Prü-
fungen in bezug auf das Verhältnis zu Griechenland 
vorzunehmen, und zwar dahin gehend, ob der Art. 8 
der Satzung des Europarates vom 5. Mai 1949 ange-
wendet werden soll. Ich würde diesen Bezug gern 
noch einmal deutlich machen, weil es darüber damals 
keine Einigkeit gegeben hat. Art. 8 verlangt: 

Jedem Mitglied des Europarates, das sich einer 
schweren Verletzung der Bestimmung des Ar-
tikels 3 schuldig macht, kann sein Recht auf 
Vertretung vorläufig entzogen werden. 

Aber der Art. 3 sagt: 

Jedes Mitglied des Europarates erkennt den 
Grundsatz der Vorherrschaft des Rechts und den 
Grundsatz an, daß jeder, der seiner Hoheitsge-
walt unterliegt, der Menschenrechte und Grund-
freiheiten teilhaftig werden soll. 

Es steht außer Zweifel, daß zu der Zeit, als der 
Bundestag den Beschluß gefaßt hat und sieben wei-
tere lange Jahre lang, gegen Art. 3 in Griechenland 
verstoßen worden ist. Wir sind jetzt in der glück-
lichen Lage, festzustellen, daß in Griechenland eine 
Änderung eingetreten ist und eine demokratisch 
gewählte Regierung mit sehr viel Mühen und 
Schwierigkeiten versucht, aus dem Chaos, das die 
Juntaherrschaft hinterlassen hat, herauszukommen. 

Daher meinen wir, daß es notwendig ist, den An-
trag, dem wir am 14. Februar 1968 gefolgt sind, durch 
einen neuen Beschluß ausdrücklich aufzuheben und 
die Bundesregierung zu ersuchen, alle Wege einzu-
leiten — so will ich das hier einmal sagen —, um 
Griechenland zu helfen und auch unsere Verbün-
deten und Freunde dazu zu veranlassen, dies ge-
meinsam mit uns zu tun. 

Inzwischen haben sich in den letzten Wochen die 
Nord-Atlantische Parlamentarierkonferenz, der Euro-
parat und die WEU mit Griechenland auseinander-
gesetzt. An allen Zusammenkünften waren Vertre-
ter der Griechen beteiligt, die als Gäste eingeladen 
worden sind. Sie haben ihre eigene Stellungnahme 
abgegeben. 

Ich kann zu meiner Freude feststellen, daß es eine 
volle Übereinstimmung darüber gibt, Griechenland 
mit allen Möglichkeiten gemeinsam zu unterstützen 
und die Türen zu öffnen, die in der Zwischenzeit ver-
schlossen waren. Insofern ist der Antrag in seinen 
Punkten 1 und 2 praktisch schon auf dem Wege, ob-
wohl wir hierzu noch nicht Stellung genommen 
haben. 
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Ich denke aber, daß es richtig ist, daß sich der 
Auswärtige Ausschuß, dem der Antrag hauptsächlich 
überwiesen wird, mit der Griechenlandfrage im all-
gemeinen beschäftigt und dem Hause eine Stellung-
nahme vorlegt, aus der unsere befreundeten Mächte 
und die Griechen selbst erkennen, zu welcher Auf-
fassung wir nach dieser Entwicklung kommen. 

Wir schließen uns der Empfehlung des Ältesten-
rates auf Überweisung an den Auswärtigen Aus-
schuß an. Ich weiß nicht, wieso auch noch der Haus-
haltsausschuß beteiligt werden soll; aber ich habe 
nichts dagegen, wenn er sich damit beschäftigt. Ich 
sehe, daß keine besonderen Kosten auf uns zukom-
men, die der Haushaltsausschuß zu bewilligen hat. 

Ich bitte, den Antrag dem Auswärtigen Ausschuß 
zur Beratung zu überweisen. Ich bitte ferner darum, 
daß wir uns dort beeilen, diesen Antrag zu verab-
schieden, damit wir hier eine Stellungnahme für 
Griechenland abgeben können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Opitz. 

Opitz (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Zum Antrag der Koalitions-
fraktionen betreffend Griechenland darf ich im Na-
men der FDP-Fraktion folgende Erklärung abgeben. 

Die FDP-Fraktion begrüßt es nachdrücklich, daß 
der Deutsche Bundestag nun auch formell durch den 
Antrag der Koalitionsfraktionen einen Schlußstrich 
unter das getrübte Verhältnis Griechenlands zur 
Europäischen Gemeinschaft während der Herrschaft 
der Obristen in Griechenland zieht. 

Zwei Punkte unseres Entschließungsantrags — 
Herr  Mattick sagte es bereits — können mittlerweile 
schon als erfüllt angesehen werden, und für die Be-
mühungen in dieser Richtung möchte ich der Bundes-
regierung, insbesondere dem Herrn Bundesaußen-
minister, danken. Der eine Punkt ist die erfolgte 
Wiederaufnahme Griechenlands in den Europarat, 
welche die Rückkehr Griechenlands in die demo-
kratische Völkergemeinschaft am augenfälligsten 
dokumentiert; der zweite Punkt ist die Bereitschaft 
der EG, das bestehende Assoziationsabkommen von 
1962 zu beleben, insbesondere auch die Einwilligung 
in Verhandlungen über ein zweites Finanzprotokoll. 

Die Bundesregierung hat mit dem Abschluß des 
Kapitalhilfeabkommens vom November 1974 be-
wiesen, daß sie nicht nur im Rahmen der EG, son-
dern auch direkt das ihr Mögliche tun will, um Grie-
chenland möglichst eng an die Gemeinschaft West-
europas heranzuführen. Wir wissen, daß die Her-
stellung der Bedingungen, die für eine künftig an-
gestrebte EG-Mitgliedschaft Griechenlands nötig 
sind, Zeit braucht; dies insbesondere auch deshalb, 
weil eine Reihe von Problemen schon in der Phase 
der sich verstärkenden Assoziation auftauchen. Diese 
gilt es zu lösen, bevor man im Assoziationsabkom-
men das angestrebte Endziel avisiert. Ich glaube, 
daß dieseWorte von unseren griechischen Freunden 
nicht als Absage unsererseits an Griechenland miß-
verstanden werden können, im Gegenteil, nur durch 

offenes Ansprechen der Probleme kann meiner Mei-
nung nach einer möglichen Enttäuschung und Miß-
verständnissen begegnet werden. 

Ich möchte für meine Fraktion nachdrücklich die 
abgewogenen Bedingungen der Bundesregierung 
begrüßen, die einerseits die demokratische Entwick-
lung Griechenlands unterstützen und andererseits 
damit gleichzeitig — das hoffe ich — die notwendige 
Stärkung des NATO-Bündnisses bewirken. Wir stim-
men dem Überweisungsvorschlag zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Antrag der Fraktionen der SPD 
und der FDP gibt mit Gelegenheit, in aller Kürze 
einige Bemerkungen zur Situation Griechenlands und 
zu den Wünschen, Griechenland noch enger an Eu-
ropa heranzuführen, zu machen. 

In seiner letzten Rede vor der Parlamentswahl 
vom 17. November hat Konstantin Karamanlis den 
Griechen zugerufen — ich zitiere — „Die Demokratie 
muß nicht nur wiederhergestellt werden, sondern 
ihre Grundlagen müssen auf Dauer gefestigt wer-
den." Ich glaube, daß wir alle dem griechischen Volk 
zu der Entscheidung der letzten Wahl gratulieren 
sollen und können, dazu, daß Ende Juli Karamanlis 
aus dem Exil, Mavros und andere aus der Verban-
nung zurückgekehrt sind und miteinander die Vor-
bereitungen legten, um eine solche freie, allgemeine 
und geheime Wahl wieder möglich zu machen. Dies 
war die erste Wahl nach zehn Jahren. Es war die 
erste freie Wahl nach 7 1/2 Jahren der Diktatur, und 
wir nehmen diesen Satz, den ich eben zitierte, von 
Karamanlis auch deshalb ernst, weil er auch den 
anderen europäischen Völkern und Staaten eine 
hohe Verpflichtung auferlegt, nämlich dafür zu sor-
gen, daß die Griechen, die dem Europarat nicht mehr 
angehörten und deren Verhältnis zur Kommission 
und zum ganzen europäischen wirtschaftlichen Ge-
meinschaftsbereich eingefroren war, nahe an Eu-
ropa heranzukommen, wonach sie immer wieder seit 
Ende Juli den dringenden Wunsch geäußert haben. 

Ich denke an die Reise, die der damalige Außen-
minister Mavros nach Paris, nach Bonn und nach 
Brüssel unternahm, und an seine Wünsche, die er 
hier jedem sagte, an die Bitten, an die Aufforderun-
gen, Griechenland, dessen innere wirtschaftliche 
Lage ja schwieriger geworden ist, dessen Inflations-
rate hoch ist, zu helfen, und ich denke, daß dies eine 
Aufgabe ist, der wir uns stellen sollten. 

Ich freue mich darüber, daß man beim Europarat 
nach der Rede des damaligen und jetzigen Vertei-
digungsministers Averoff — ich glaube, am 27. Sep-
tember dieses Jahres - durch Akklamation, wie 
damals Herr Hofer sagte, die Griechen wieder auf-
genommen hat und daß die formellen Vorausset-
zungen, die natürlich in einer freien, allgemeinen 
und geheimen Wahl bestehen, jetzt erfüllt sind, 
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Dr. Marx 

Griechenland auch wieder zum vollgültigen Mit-
glied des Europarates zu machen. 

(Vorsitz :  Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen) 

Ich denke auch daran, daß es wohl — Herr Kol-
lege Opitz und Herr Kollege Mattick haben eben 
schon darauf hingewiesen — natürlich nicht ganz 
einfach sein wird, dem oft gehörten Wunsch, daß 
Griechenland ein volles Mitglied der EWG werden 
soll, nahezutreten. Wenn ich die letzten Verhand-
lungen, die Papaliguras für die Griechen jetzt in 
Brüssel geführt hat, recht verstanden habe, so ist — 
so  schreiben auch eine Reihe von Zeitungen — 
dann, wenn es ums Geld geht, manches sehr freund-
liche Wort der Ermunterung und der Zustimmung 
ein wenig leiser geworden. Das liegt aber nicht nur 
an den Geldfragen, sondern es liegt einfach auch an 
der Tatsache, daß die Griechen heute nicht mehr 
mit einem Europa der Sechs, sondern mit einem 
Europa der Neun verhandeln und daß es dadurch 
natürlich einige zusätzliche Schwierigkeiten gibt, 
die wir etwa bei der Frage der Agrarprodukte und 
ihres Hereinnehmens in das andere Europa alle 
gesehen und erlebt haben. 

Ich will das im enizelnen gar nicht vertiefen, 
sondern nur sagen: Unser Eindruck ist, daß sich 
beide Seiten, die Mitglieder der Europäischen Ge-
meinschaft und die Griechen, darüber klar sind, 
daß es einer stufenweisen Zuordnung zu Europa 
bedarf. 

(Eilers [Wilhelmshaven] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Es gab im belgischen Fernsehen ein kurzes Inter-
view mit Papaligouras, in dem er davon sprach, 
man werde in Kürze einen verantwortlichen Zeit-
plan vorlegen, so daß ich glaube, wir sind auf dem 
richtigen Wege. Wir wollen den Griechen ausdrück-
lich eben nicht nur durch Worte, sondern auch 
durch konkretes politisches Handeln helfen, diesen 
Weg zu gehen, den sie selbst so sehr zu gehen 
wünschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eilers [Wil

-

helmshaven] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, darf ich noch eine 
Bemerkung hinzufügen. Es gibt natürlich Fragestel-
lungen, die sich im Zusammenhang mit dem Austritt 
der Griechen aus der militärischen Organisation der 
NATO ergeben. Ich will die Begründungen, die da-
für gegeben worden sind, hier weder noch einmal 
nennen noch diskutieren, sondern ich möchte sagen 
— ich denke, alle Teile des Hauses sind der glei-
chen Meinung —: Wir haben sehr viel Vertrauen 
darin, daß die verantwortlichen Kräfte in Regie-
rung und Opposition in Athen Fragen ihrer eigenen 
Sicherheit und Fragen der Organisation ihrer eige-
nen Verteidigung recht bedenken und sich dann 
entsprechend entscheiden. 

(Eilers [Wilhelmshaven] : Sehr richtig!) 

Eine Bemerkung kann man vielleicht noch an-
fügen, nämlich daß die Westeuropäische Union als 
ein Instrument angesehen werden könnte, das es 

Griechenland ermöglicht, nicht nur politisch und 
ökonomisch, sondern auch auf dem Wege der ge-
meinsamen Verteidigungsorganisation ein Stück 
näher an Europa heranzukommen, zu dem es auf 
Grund seiner Geschichte, auf Grund seiner Ideale, 
die uns bis zum heutigen Tage prägen, gehört. 

Daher, meine Damen und Herren, möchte ich 
auch unter den Einschränkungen, die die Zeit mit 
sich bringt, weil sich ein Teil der Anträge sozu-
sagen erledigt hat, nicht nur verbal dem Inhalt der 
Darlegungen meiner Fraktion zustimmen, sondern 
am Ende noch einmal unseren politischen Willen 
ausdrücken, daß wir Griechenland als ein vollgül-
tiges Mitglied im politischen Europa und, wenn die 
Bedingungen bei uns, in den anderen europäischen 
Ländern und in Griechenland selbst herangereift 
sind, auch als Vollmitglied in der EWG sehen 
möchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eilers [Wil-
helmshaven] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen zu Punkt 15 liegen nicht 
vor. Ich schließe die Beratung. Ich schlage Ihnen vor, 
die Vorlage dem Auswärtigen Ausschuß — feder-
führend — und dem Haushaltsausschuß — mitbera-
tend — zu überweisen. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, da die Debatte über 
den Bericht des Wehrbeauftragten möglicherweise 
doch etwas länger dauert, schlage ich vor, daß wir 
die Sitzung jetzt unterbrechen und um 13.30 Uhr wie-
der mit der Fragestunde beginnen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.04 bis 
13.30 Uhr) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, die unterbrochene Sit-
zung ist wieder eröffnet. 

Wir treten in die 

Fragestunde 
— Drucksache 7/2857 — 

ein. Die Dringlichkeitsfrage auf Drucksache 7/2888 
vom 4. Dezember wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Herrn Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes 
auf. Zur Beantwortung steht Frau Parlamentarische 
Staatssekretärin Schlei zur Verfügung. Die erste 
Frage 112 wird von Herrn Abgeordneten Hansen 
gestellt: 

Auf welche Weise beabsichtigt die Bundesregierung, auf die 
Vorwürfe gegen den Bundesnachrichtendienst zu reagieren, er 
hätte Journalisten als Agenten angeworben, sowie illegale In-
landsaufklärung betrieben und dabei bundesrepublikanische Poli-
tiker und Parteien ausgespäht? 

Bitte, Frau Kollegin! 
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Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Hansen, nach seiner Dienstan-
weisung wird der Bundesnachrichtendienst auf inner

-

politischem Gebiet nicht tätig. Seine Aufgabe ist 
die Auslandsaufklärung. Soweit Inlandsaufklärung 
betrieben wurde, war dies nicht auftragsgemäß. Die 
Inlandsaufklärung — und darunter fällt auch die von 
Ihnen angesprochene Sammlung von Material über 
Politiker und Parteien — hat die Bundesregierung 
bereits im Jahre 1969 nach Übernahme der Regie-
rungsverantwortung durch die sozialliberale Koali-
tion durch eine entsprechende Anweisung des da-
maligen Chefs des Bundeskanzleramts Professor Dr. 
Ehmke ausdrücklich untersagt. Sie findet nicht mehr 
statt. Derartige Vorgänge betreffen also ausschließ-
lich die Vergangenheit. 

Sie wissen, Herr Kollege, daß diese Frage auch 
Gegenstand des 2. Untersuchungsausschusses des 
Deutschen Bundestages ist. Die Bundesregierung hat 
entsprechend dem Beweisbeschluß des Ausschusses 
Material dazu vorgelegt. 

Um es noch einmal anders auszudrücken: Die Bun-
desregierung ist den in den letzten Monaten erho-
benen Vorwürfen gegen den Bundesnachrichten-
dienst zuvorgekommen. Sie hält nach wie vor eine 
Verbindung des Nachrichtendienstes zu Journalisten 
zum Zwecke der Inlandsaufklärung für nicht zu-
lässig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Frau Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, dem Bundestag einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, der die Tätigkeit des BND end-
lich auf eine gesetzliche Grundlage stellt und der 
die Inlandsaufklärung und damit die Anwerbung 
von V-Leuten in der Bundesrepublik strikt unter-
sagt und wirksame Kontrollmöglichkeiten schafft, 
wie sie z. B. im Hirsch-Bericht sowie im Bericht der 
Kommission „Vorbeugender Geheimschutz" vorge-
schlagen worden sind? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Die Bundesregierung wird keinen Gesetz-
entwurf vorlegen. Sie wird aber die ihr vorliegen-
den Erkenntnisse aus dem von Ihnen zitierten Be-
richt benutzen, um weitgehende organisatorische 
Notwendigkeiten durchzusetzen, Herr Kollege 
Hansen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Hält die Bundesregierung die 
Agententätigkeit von Journalisten für einen gehei-
men Dienst grundsätzlich für vereinbar mit den aus 
Art. 5 des Grundgesetzes abgeleiteten Sonderrech-
ten dieses Berufsstandes? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, das ist eine Zuständigkeit 
des Berufsstandes, nicht der Bundesregierung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Frau Staatssekretär, nach Ihrer 
ersten Erklärung — die ich hier nicht interpretieren 
darf — möchte ich dennoch fragen, ob die Bundes-
regierung nicht endlich bereit ist, in der Öffent-
lichkeit klar und eindeutig — wie es im übrigen 
Vertreter aller Fraktionen, auch der Regierung, 
andernorts, leider unter Ausschluß der Öffentlich-
keit, getan haben — Aufgaben und Funktionen des 
Auslandsnachrichtendienstes darzulegen und auch 
darauf hinzuweisen, daß die Mitarbeit in diesem 
Dienst nicht nur legal ist, sondern den Interessen 
unseres Staates dient; um damit endlich der Ver-
teufelung und auch der Zerstörung dieser sensiblen 
Institution Einhalt zu gebieten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, was ich jetzt sage, bezieht sich auch 
auf eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Han-
sen. Ich wäre den Damen und Herren im Hause 
dankbar, wenn sie auf die Einhaltung der Richt-
linien für die Fragestunde, die knappe und klare 
Zusatzfragen ohne Wertung erfordern, achten 
würden. 

Bitte, Frau Staatssekretär. 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Es sind ja bereits organisatorische Hin-
weise erfolgt. Es sind klare Dienstanweisungen er-
folgt, und nach diesen Dienstanweisungen wird ge-
handelt, Herr Kollege Baier. Die Dinge, die hier 
meistens vorgetragen werden, gehören absolut in 
die Vergangenheit. Ich glaube, das bestätigt das, 
was Sie eigentlich durchsetzen wollen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Meinecke. 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Frau Staats-
sekretär, nachdem in der Öffentlichkeit Teile des 
Mercker-Berichtes und auch Namen von angeblichen 
BND-Agenten bekanntgeworden sind, darf ich Sie 
fragen, ob Sie die Absicht haben, die Namen zu 
nennen und auch den Mercker-Bericht der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Wir sind nicht dabei, die Namen bekannt-
zugeben. Wir sind bereit, weiterhin in den zuständi-
gen Gremien über diese Dinge zu beraten und dort 
Rede und Antwort zu stehen. Der Mercker-Bericht 
wird zu einem Teil veröffentlicht, soweit das mit 
der Erstellung des Mercker-Berichts zu vereinbaren 
ist, bei der zugesagt wurde, daß einzelne Positionen 
der Geheimhaltung unterworfen bleiben. Aber sehr 
wichtige Teile des Mercker-Berichts werden der 
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Gansel. 
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Gansel (SPD) : Frau Kollegin, treffen die schwe-
ren Vorwürfe der Bespitzelung und des Versuchs, 
mißliebige Journalisten — ich denke an den Fall 
Sebastian Haffner — ihrer Existenz zu berauben, zu, 
und auf welche Weise sollen die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft gezogen werden? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Über diese Dinge können wir in der Öffent-
lichkeit nicht verhandeln, Kollege Gansel. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abg. Hirsch und dann 
noch des Herrn Abg. Dr. Arndt. 

Dr. Hirsch (FDP) : Frau Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß der Bundes-
nachrichtendienst im wohlverstandenen Interesse 
unseres Staates handeln würde und schutzwürdig 
wäre, wenn er sich mit politischer Inlandsaufklärung 
beschäftigt? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Der Inlandsauftrag liegt nicht vor, und 
dementsprechend werden Zuwiderhandlungen, falls 
sie stattfinden, sicherlich dienstrechtlich geahndet. 
Aber es finden keine Zuwiderhandlungen statt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Zu einer letzten Zusatzfrage der Herr Abgeordnete 
Arndt (Hamburg). 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Frau Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß der Versuch, ein in der 
Verfassung verankertes Kontrollgremium auch für 
den Bundesnachrichtendienst zu schaffen, am Ende 
der 5. Legislaturperiode daran gescheitert ist, daß 
sich die Abgeordneten der CSU in diesem Hause in 
der dritten Lesung dagegen ausgesprochen haben? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ich gehörte damals noch nicht dem Hohen 
Hause an. Ich bin auch nicht der zuständige Ressort-
verwalter dieser Arbeit. Aber ich kann annehmen, 
daß Ihr Erinnerungsvermögen Sie nicht trügt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 113 des Abg. Hansen auf. 

Hält die Bundesregierung die Kontrolle des Bundesnachrich-
tendienstes durch das Vertrauensmännergremium und den Haus-
haltsausschuß des Bundestages sowie durch den Bundesrechnungs-
hof für ausreichend? 

(Reddemann [CDU/CSU] : Er war auch nicht 
im Hause! Das war Geschichtsklitterung, 

was er da getrieben hat!) 

-- Herr Kollege, Sie können einen Zwischenruf ma-
chen, aber keine Zusatzfrage stellen. 

Bitte, Frau Staatssekretär! 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Hansen, die parlamentarische 
Kontrolle des Bundesnachrichtendienstes und der 
Nachrichtendienste überhaupt soll der Gefahr vor-
beugen, die im Mißbrauch dieser mit nachrichten

-

dienstlichen Mitteln arbeitenden Behörden liegen 
kann. Nach den Erfahrungen der Bundesregierung ist 
dieser Zweck durch das parlamentarische Vertrau-
ensmännergremium und durch den Unterausschuß 
„Bundesnachrichtendienst" des Haushaltsausschus-
ses des Deutschen Bundestages erreicht worden. Der 
Bundesrechnungshof hat im Rahmen der Rechnungs-
prüfung das Haushalts- und Verwaltungsgebaren des 
Bundesnachrichtendienstes zu kontrollieren. Die Bun-
desregierung hat 1969 auf Veranlassung des damali-
gen Chefs des Bundeskanzleramts für den Bundes-
rechnungshof dadurch bessere Prüfungsmöglichkei-
ten geschaffen, daß sie ihm Vorgänge im Bundes-
nachrichtendienst zugänglich macht, die vorher ab-
geschottet waren. Die Intensivierung dieser Kon-
trolle hat sich als sehr zweckmäßig erwiesen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Hansen (SPD) : Trifft es zu, daß der BND, wie 
öffentlich verlautbart, über eigenes Vermögen ver-
fügt, das nicht im Haushalt ausgewiesen ist und 
damit nicht der Kontrolle durch den Haushaltsaus-
schuß oder den Bundesrechnungshof unterliegt? Wo-
her stammt dieses Vermögen, und wozu wird es ver-
wendet? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, das sind drei Zusatzfragen gleichzeitig. 
Ich kann der Frau Staatssekretär hier nur nachdrück-
lich empfehlen, lediglich eine Zusatzfrage jeweils zu 
beantworten. Sie würden sonst auf diese Weise zu 
sechs oder zehn Zusatzfragen im Laufe einer solchen 
Debatte kommen. 

(Hansen [SPD] : Herr Präsident, ich folge 
hier nur einer allgemein geübten Praxis!) 

— Nein, Herr Kollege, Sie wissen genau: Auch ein 
allgemein üblicher Brauch ist bei mir eben nicht 
möglich, wenn er sich nicht im Rahmen der Ge-
schäftsordnung hält. 

Bitte, Frau Staatssekretär! 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Nachdem ich dem Fragesteller ein Kompli-
ment — dem Philologen — gebe, möchte ich antwor-
ten: Kollege Hansen, es trifft nicht zu, was Sie eben 
formuliert haben. Der Bundesnachrichtendienst ver-
fügt nicht über Vermögen, das nicht der Kontrolle 
des für ihn zuständigen Unterausschusses des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages und 
der Kontrolle des Bundesrechnungshofes unterliegt. 
Beide Kontrollgremien haben vollkommene Über-
sicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Hansen, Sie haben die Möglichkeit 
einer weiteren Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Frau Staatssekretär, was hat die 
Bundesregierung bisher zur Aufklärung solcher Vor-
würfe getan, der BND habe Rüstungsgeschäfte be-
trieben? Und geht das Bundeskriminalamt dem im 
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Hansen 
Zusammenhang mit Waffengeschäften des BND öf-
fentlich geäußerten Mordverdacht in irgendeiner 
Weise nach? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Hansen, ich bitte um Nachsicht. Auch 
diese Frage steht nicht in dem notwendigen unmit-
telbaren Zusammenhang mit der von Ihnen einge-
reichten Frage. Ich überlasse es aber der Frau Staats-
sekretärin, ob sie diese Frage, weil es die zweite Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten ist, beantworten 
will. 

(Baier [CDU/CSU] : Bitte ablesen!) 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Hier wird immer der Vorwurf des Ab-
lesens seitens der vortragenden Staatssekretäre er-
hoben. Aber bis jetzt habe ich auch noch immer ge-
sehen, daß auch die aus dem Hause gestellten Fra-
gen bereits aufgeschrieben waren. 

(Heiterkeit — Zuruf von der CDU/CSU: 
Und die Antworten darauf!) 

Jetzt gebe ich auf Ihre Frage, was die Bundes-
regierung bis jetzt zur Aufklärung der Vorwürfe 
getan hat, mit Genehmigung des Präsidenten die fol-
gende Antwort. Die Behauptung, der Nachrichten-
dienst habe Rüstungsgeschäfte betrieben, ist neu. 
Seine früheren Verbindungen — also seine vor die-
ser Regierung bestehenden Verbindungen — zu 
Waffenhandelsfirmen beinhalten nicht Rüstungs-
geschäfte. — Diese Verbindungen wurden von dem 
jetzigen Präsidenten des Dienstes im Benehmen mit 
der sozialliberalen Regierung bereits 1969/70 ein-
gestellt, Herr Hansen. 

Der zweite Teil Ihrer Frage, der auf einen Mord-
verdacht zielt, ist von mir nur so zu beantworten, 
daß uns, also der Bundesregierung, nicht bekannt 
ist, welcher Fall von Ihnen hier gemeint ist, welcher 
Fall mit dem Bundesnachrichtendienst in Zusammen-
hang stehen soll, welcher Fall eines Mordverdachts 
gemeint sein könnte. Uns im Hause ist jedenfalls 
nichts bekannt, Herr Kollege Hansen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, was die Antworten der 
Bundesregierung betrifft, so möchte ich doch sagen, 
daß die Frau Staatssekretärin mit Recht auf exakte 
schriftliche Vorbereitung ihrer Antwort Wert legt. 
Das ist auch der Sinn der Fragestunde. Daß die Frau 
Staatssekretärin in freier Rede an diesem Pult durch-
aus ihren Mann steht — wenn ich das mal so sagen 
darf —, das haben wir alle in guter Erinnerung. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Woher kannte Sie denn 
die Zusatzfrage? Reddemann [CDU/CSU] : 

Sie war hellseherisch informiert!) 

Eine Zusatzfrage des Kollegen Gansel. 

Gansel (SPD) : Ich spreche frei. Das Jackett brau-
che ich wohl nicht auszuziehen, um zu zeigen, daß 
ich keine Schummelzettel mit mir führe. 

Frau Kollegin, haben Sie in Ihrer Doppelrolle als 
Staatssekretärin und Abgeordnete in Zusammenhang 
mit der jetzt in Frage stehenden Kontrolle des Bun-
desnachrichtendienstes Verständnis dafür, wenn ein 
Abgeordneter sich nicht damit zufriedengibt, daß 
seine Fragen mit Hinweis auf die Vertraulichkeit der 
Angelegenheit erledigt werden. 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Nein, dafür habe ich kein Verständnis. Ich 
bitte, die Möglichkeiten, sich Auskünfte geben zu 
lassen, voll zu nutzen. Es gibt nicht nur die Möglich-
keit, in der mündlichen Fragestunde die nötigen 
Informationen zu bekommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, darf ich 
auf die eingangs gestellte Frage zurückkommen und 
daran anknüpfend fragen, ob Sie nicht mit mir der 
Auffassung sind, daß die Aufgaben der Exekutive 
gegenüber der Legislative auf den Kopf gestellt wer-
den, wenn hier ein Mitglied der Legislative das von 
ihr zu kontrollierende Organ, nämlich die Exekutive, 
fragt, ob sie sich ausreichend kontrolliert fühlt. 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Das ist eine interessante Frage, und die 
Antwort dazu fällt mir im Augenblick sehr schwer. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Reiser. 

Reiser (SPD) : Frau Staatssekretärin, ist denn die 
Bundesregierung der Meinung, daß ein so kleines 
Abgeordnetengremium ausreicht, künftig die Finan-
zen und die Finanzmanipulationen des Bundesnach-
richtendienstes zu kontrollieren und zu überprüfen, 
oder gibt es da womöglich weitergehende Vorschläge 
von Ihnen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ich möchte auf Ihre Frage nicht eingehen; 
denn das würde ja eine Bestätigung der von Ihnen 
unterstellten Manipulation bedeuten. Ich bin der An-
sicht — nicht nur ich, sondern auch große Teile der 
Verantwortlichen in den Fraktionen —, daß das aus-
reicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen; 
Ich rufe auf Frage 114 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Miltner: 

Hat die Bundesregierung bei der Berufung von Staatssekretär 
Bölling zum Regierungssprecher die übliche Sicherheitsüberprü-

fung durch die zuständigen Behörden veranlaßt, und ist das Er-
gebnis dieser Sicherheitsüberprüfung bei der Berufung berück-
sichtigt worden? 

Bitte, Frau Staatssekretärin! 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Dr. Miltner, bei der Berufung 
von Staatssekretär Bölling zum Regierungssprecher 
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Parl. Staatssekretär Frau Schlei 
ist entsprechend den Richtlinien für die Sicherheits-
überprüfung von Bundesbediensteten — das ist ein 
Beschluß der Bundesregierung vom 15. Februar 
1971 — die vorgeschriebene Sicherheitsüberprüfung 
von dem dafür zuständigen Geheimschutzbeauftrag-
ten des Bundespresseamtes unverzüglich in die 
Wege geleitet worden. Das Ergebnis konnte daher 
bei der Berufung des Staatssekretärs Bölling zum 
Regierungssprecher noch nicht vorliegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage, Herr Kollege! 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Darf ich daraus schlie-
ßen, daß sich die Regierung darüber hinweggesetzt 
und die Berufung vorgenommen hat, bevor die 
Sicherheitsüberprüfung abgeschlossen war? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Sie hat sich über nichts hinweggesetzt, Kol-
lege Miltner. Sie ist so verfahren, wie schon einmal 
verfahren wurde, als wir einen Pressesprecher über-
nommen haben, der nicht vorher Parlamentarier war. 
Sie hat sich nach den pragmatisch notwendigen Din-
gen gerichtet. In jedem Falle hat der Bundeskanzler 
selbst, der Regierungschef also, die Verantwortung 
für die Zwischenzeit zu übernehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. Bitte, Herr Kol-
lege! 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Hat die Bundesregie-
rung nicht gerade den Fall Guillaume zum Anlaß 
genommen, die Sicherheitsüberprüfung etwas stren-
ger und so durchzuführen, daß die Berufung nicht 
vor deren Abschluß erfolgt? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, wir halten diese Dinge nicht 
für vergleichbar. Die Regierung — zu ihr gehört der 
Regierungssprecher — muß handlungsfähig sein. 
Dies ist also auch nicht durchzuführen gewesen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatssekre-
tärin, halten Sie die Auffassung nicht für richtig, daß 
die Handlungsfähigkeit der Bundesregierung gerade 
dadurch in extreme Gefahr geraten kann, daß sich 
später bei der Sicherheitsüberprüfung herausstellt, 
daß man den Mann doch nicht hätte einstellen sol-
len? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Nein, mit so einem Extrem hat bei uns nie-
mand gerechnet, weil wir unserem Bundeskanzler 
zutrauen, eine richtige Entscheidung zu treffen und 
auch die notwendige Verantwortung für diese Zeit 
übernehmen zu können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Redde-
mann. 

Reddemann (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
da ich annehme, daß die Untersuchung des Herrn 
Kollegen Bölling meines Berufskollegen inzwi-
schen — abgeschlossen ist, darf ich die Frage stellen, 
ob Herr Bölling nun tatsächlich, wie vor diesem 
Hohen Hause gesagt wurde, nur Mitarbeiter der 
ersten FDJ-Zeitschrift oder deren Chefredakteur war. 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Diese Frage ist in diesem Zusammenhang 
nicht mehr zu behandeln. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Wieso nicht?) 

Über Einzelheiten einer Untersuchung würde hier 
sowieso nicht berichtet werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Frau Staatssekre-
tärin, können Sie bestätigen, daß es von jeher not-
wendigerweise eine Sonderregelung für sogenannte 
geborene Geheimnisträger, d. h. Wahlbeamte wie 
Oberbürgermeister, wie Minister usw., gegeben hat, 
die natürlich erst nach ihrer Berufung geheimüber-
prüft werden können, weil ihr Einsatz von der Wahl, 
Ernennung usw. abhängt? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, das trifft zu. Jeder Minister, 
der nicht vorher Parlamentarier war, wird in solcher 
Situation nicht erst ein halbes Jahr pausieren und 
dann anfangen, sondern er wird von Anfang an 
seine Amtsgeschäfte übernehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe Frage 115 des Herrn Abgeordneten Dr. Milt-
ner auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, das Datum des Abschlußbe-
richts der Sicherheitsbehörden über diese Sicherheitsüberprüfung 
sowie dessen Ergebnis mitzuteilen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Dr. Miltner, die Sicherheitsprüfung ist 
inzwischen abgeschlossen worden. Es ist aber, wie 
ich vorhin zum Kollegen Reddemann sagte, nicht 
üblich, daß das Ergebnis oder sonstige Einzelheiten 
aus den Sicherheitsakten öffentlich bekanntgegeben 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben zwei Zusatzfragen. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
darf ich fragen, warum die Sicherheitsprüfung in 
einem so überaus sicherheitsempfindlichen Fall erst 
nach einem geraumen Zeitraum von etwa — ich 
nehme an — einem halben Jahr abgeschlossen wer-
den konnte, vielleicht auch erst nach Einreichung 
meiner Frage? 
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Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Weil sehr gründlich geprüft wird, auch bei 
jemandem, der bereits amtiert, und weil bei Herrn 
Bölling einige Schwierigkeiten für die Überprüfung 
dadurch gegeben waren, daß er längere Auslands-
aufenthalte in seiner journalistischen Tätigkeit vor-
zuweisen hatte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage, Herr Kollege. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
kann der relativ lange Zeitraum bis jetzt zum Ab-
schluß der Sicherheitsüberprüfungen nicht als Zei-
chen dafür gewertet werden, daß ein schneller Ab-
schluß der Sicherheitsüberprüfungen auf Schwierig-
keiten gestoßen ist, was ja voraussetzte, daß mög-
licherweise sicherheitsrelevante Erkenntnisse aufge-
taucht sind? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Es ist — ich denke, Sie werden sich darüber 
freuen — nicht so gewesen, daß Schwierigkeiten be-
sonderer Art vorgelegen haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, nach 
den hoffentlich unberechtigten Spekulationen, die 
da und dort angestellt worden sind, und nach Ihrem 
Hinweis, daß Sie hier nicht näher auf die Sicher-
heitsüberprüfung eingehen können, möchte ich fra-
gen, ob die Bundesregierung bereit ist, dem parla-
mentarischen Vertrauensmännergremium in der 
nächsten Sitzung das Ergebnis der Überprüfung mit-
zuteilen, um die ganze Diskussion zu beruhigen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Es muß überprüft werden, ob dies ein 
Gegenstand ist, der dort erörtert werden kann. Ist 
die Prüfung positiv, Herr Kollege Baier, wird das 
sicher geschehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Walte-
mathe. 

Waltemathe (SPD) : Frau Staatssekretärin, kön-
nen Sie im Hinblick auf die Besorgnisse der Oppo-
sition bestätigen, daß Herr Bölling Regierungs-
sprecher bleibt? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Er bleibt! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Gerster 
(Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Staatssekre-
tärin, hat die Sicherheitsüberprüfung des Herrn Böl-
ling zu einem Gespräch in dieser Sache mit Herrn 

Bölling geführt; wenn ja, wer hat dieses Gespräch 
wann geführt? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Der zuständige Beamte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 116 des Herrn Abgeordneten Ger-
lach (Obernau) auf: 

Hat die Bundesregierung entgegen den geltenden Vorschriften 
und unter Mißachtung der Erfahrungen aus der Spionageaffäre 
Guillaume Herrn Bölling vor vollständigem Abschluß der Sicher-
heitsüberprüfung bereits zum Regierungssprecher ernannt, und 
warum ist sie bejahendenfalls nicht in gleicher Weise verfahren 
wie bei dem in Aussicht genommenen Referenten für die Kon-
takte zu Parteien, Verbänden und Kirchen im Kanzlerbüro, 
Herrn Männing, der vor Abschluß der Sicherheitsüberprüfungen 
nicht eingestellt wurde und nach deren negativem Ausgang An-
fang September 1974 auf das Amt verzichten mußte? 

Frau Staatssekretärin! 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Die Bundesregierung, Herr Kollege Ger-
lach, hat nicht gegen bestehende Vorschriften ver-
stoßen, als sie Herrn Staatssekretär Bölling zum 
Chef des Presse- und Informationsamtes der Bundes-
regierung ernannte. Die Richtlinien für die Sicher-
heitsüberprüfung enthalten keine Bestimmung, nach 
der die Ernennung oder Einstellung eines Bedien-
steten an die Bedingung geknüpft ist, daß die 
Sicherheitsüberprüfung abgeschlossen ist. 

Damit kann Notwendigkeiten der Praxis Rech-
nung getragen werden; das haben wir vorhin schon 
gestreift. Im Normalfall, etwa bei der Einstellung 
eines Bediensteten, dürfte es selbstverständlich sein, 
daß wir das zweckmäßigste Verfahren einsetzen. 
Die Einstellung wird erst nach dem Abschluß der 
Sicherheitsüberprüfungen vorgenommen. 

Der Unterschied zum Normalfall und zu dem von 
Ihnen bemühten Vergleichfall, auf den ich hier 
nicht näher einzugehen brauche, ohne daß ich da-
durch einen von Ihnen behaupteten negativen Aus-
gang der Sicherheitsüberprüfung des Bewerbers 
Männing hier auf den Tisch lege, liegt auf der Hand. 
Es ist kein Vergleich. Der Unterschied besteht darin, 
daß bei der Ernennung des Regierungssprechers und 
Chefs des Presseamtes im Zuge einer Regierungs-
umbildung Gesichtspunkte von ganz anderem poli-
tischem Gewicht zur Diskussion stehen, außerdem 
die Arbeitsfähigkeit des Regierungsmechanismus. 
Das steht im Vordergrund. 

Die Tätigkeit vor Abschluß der Sicherheitsüber-
prüfung, die sich in einem solchen Fall zwischen 
der Ernennung und dem Abschluß der Sicherheits-
überprüfung ergibt, wird vom Regierungschef ver-
antwortet, dem der Lebensweg sowie der berufliche 
und politische Werdegang in diesem Fall bekannt 
waren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU): Wann, datums-
mäßig genau, wurde die Sicherheitsprüfung abge-
schlossen? 
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Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Es ist nicht üblich, darüber Auskunft zu 
geben. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Kann ich Ihrer 
Antwort entnehmen, daß diese Sicherheitsüberprü-
fung erst nach Einbringung meiner Fragen abge-
schlossen worden ist? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Sie ist nach einer ungefähr halbjährigen 
Uberprüfung abgeschlossen worden. Das muß Ihnen 
doch genügen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Ist das ein 
Staatsgeheimnis?) 

— Es ist kein Staatsgeheimnis. Ich glaube aber 
nicht, daß ein Unterschied von fünf Tagen Sie sehr 
glücklich machen würde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 117 des Herrn Abgeordneten 
Gerlach (Obernau) auf: 

Liegen bei den Sicherheitsbehörden über Herrn Bölling Er-
kenntnisse vor, die die Bundesregierung im Interesse der Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland hier nicht vortragen kann? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Kurze Antwort, Herr Abgeordneter: Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage, Herr Kollege! 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Hält es die Bun-
desregierung vom Sicherheitsstandpunkt aus und in 
Anbetracht der Erfahrungen aus dem bekannten 
Spionagefall Guillaume für vertretbar, daß bei mög-
licherweise noch so vagen Verdachtsmomenten 
ein hoher Regierungsbeamter in einer eminent 
sicherheitsempfindlichen Position amtiert, während 
vergleichbare Kontakte üblicherweise zur Ableh-
nung eines Bewerbers für den öffentlichen Dienst 
führen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ich glaube, diese Frage hätten Sie schon 
vorher stellen sollen, Herr Kollege Gerlach, denn 
zu der Frage, ob Erkenntnisse vorliegen, gehört 
eigentlich diese Zusatzfrage nicht mehr. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Dann darf ich 
fragen, ob die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Sicherheitsüberprüfung auch Erkenntnisse des Bun-
desnachrichtendienstes verwertet hat. 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Sie hat sich der Nachrichtendienste sozu-
sagen als Kontrollorgan bedient. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Frau Staatssekre-
tärin, wenn Ihre Antwort auf die Frage des Kol-
legen Gerlach lautete: „Es liegen keine Erkennt-
nisse vor, die im Interesse der Sicherheit hier nicht 
vorgetragen werden können", wäre es dann nicht 
der Position des Regierungssprechers dienlicher, 
wenn Sie uns hier in wenigen nüchternen Worten 
das Ergebnis dieser Uberprüfung mitteilen würden? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, Sie 
haben soeben, wenn ich richtig verstanden habe, ge-
sagt, daß sich die Regierung der Nachrichtendienste 
als Kontrollorgan bedient. Darf ich Sie fragen, wel-
che Kontrolle die Nachrichtendienste bei der Bundes-
regierung ausüben. 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Nicht bei der Bundesregierung, sondern Sie 
wissen ganz genau, daß die Nachrichtendienste 
Dinge verfolgen, die eben verfolgt werden müssen, 
und daraus Erkenntnisse gewinnen, die sie vortra-
gen. Im übrigen darf ich doch wohl hier darauf hin-
weisen, daß wir uns in einem Rechtsstaat befinden 
und daß wir dann auch zu akzeptieren haben, was 
von diesen Organen ermittelt, angegeben, geprüft, 
gewertet und schließlich zur Entscheidung gebracht 
wird. 

(Baier [CDU/CSU] : Kontrollorgan?!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Miltner. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
nachdem Sie vorgetragen haben, daß keine sicher-
heitsrelevanten Erkenntnisse vorgelegen haben, 
möchte ich fragen: warum hat dann die Sicherheits-
überprüfung ein halbes Jahr gedauert? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ich habe vorhin zu erklären versucht, daß 
sehr gründlich viele Kontaktpersonen von Herrn 
Bölling befragt wurden. Dazu gehören auch Kon-
taktpersonen im Ausland. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 118 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst auf: 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 16. November 1974 zu, die 
Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in Ost

-

Berlin habe einen Westdeutschen, gegen den wegen eines Ver-
kehrsdelikts eine Geldstrafe festgesetzt worden war, ohne aus-
reichende Hilfe gelassen, und was gedenkt die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — zu tun, um Reisenden in Zukunft ähnliche 
schikanöse und menschenrechtswidrige Behandlungen zu ersparen? 

Frau Staatssekretärin! 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Jobst, die Darstellung in der 
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Parl. Staatssekretär Frau Schlei 
Tageszeitung „Die Welt" ist unrichtig. Der Fahrer 
— ich will hier seinen Namen nicht nennen —, der 
bei einem Besuch in der DDR einen Verkehrsunfall 
verursacht hatte, wurde in der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland in einem dreivier-
telstündigen Gespräch in dem Maß beraten, wie es 
zu jenem Zeitpunkt möglich war. Der Fahrer hatte 
nach seinen Auskünften zu der Zeit noch keinen 
rechtsverbindlichen Strafbescheid erhalten. Die Stän-
dige Vertretung vermittelte für diesen Fahrer den 
Kontakt zu einer Westberliner Filiale seiner Rechts-
schutzversicherung. Diese empfahl das Hinzuziehen 
eines bestimmten Rechtsanwaltes. Auch mit dessen 
Büro stellte die Ständige Vertretung die Verbindung 
her. Der Fahrer wurde dann gebeten, die Ständige 
Vertretung über den Fortgang seiner Angelegenhei-
ten zu unterrichten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
nach den Zeitungsmeldungen soll es sich so zuge-
tragen haben, daß die einzige Hilfe, die die Dienst-
stelle für diesen betroffenen Fahrer geleistet hat, 
die war, eine Verbindung mit dem Rechtsanwalt her-
zustellen. Ist das richtig, oder hat hier die Ständige 
Vertretung mehr an Hilfe geleistet? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ich habe schon eben in der Antwort ge-
sagt, daß sie zwei Verbindungen hergestellt hat: die 
zur Versicherung und die zu einem Rechtsanwalt, 
und sie hat die übliche Beratung erteilt, die in die-
sem frühen Zeitpunkt erteilt werden kann. Eine 
weitere Hilfe mit Finanzmitteln war nicht notwen-
dig, erstens, weil der Fahrer genug Finanzmittel 
besitzt, und zweitens, weil er später bezahlen und 
sich selbst helfen konnte. 

Im übrigen habe ich schon gesagt, daß dieser Ar-
tikel der „Welt" als nicht wahr, als nicht zutreffend 
zurückzuweisen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Jobst zu einer weiteren Zu-
satzfrage. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
kann die Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
in der DDR in die Lage versetzt werden, in solchen 
Situationen besser zu helfen und den Betroffenen 
Mittel in westlicher Währung zur Verfügung zu 
stellen, damit den ausgesprochenen Strafen sofort 
begegnet werden kann? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ja, Herr Kollege, in Notfällen kann man 
sofort helfen. Bloß in diesem Fall war in beiden 
Punkten — Dringlichkeit und fehlende eigene Mit-
tel — kein Notfall gegeben. Ausreichende eigene 
Mittel waren vorhanden. Im übrigen richtet sich das 
ungefähr nach den Regelungen, wie sie auch für 
andere Vertretungen gelten. Man kann nur im Not-
fall aushelfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 119 des Herrn Abgeordneten Sau-
ter (Epfendorf) auf: 

In welchen Sprachen und in welcher Auflagenhöhe werden die 
Wohngeldfibeln für ausländische Arbeitnehmer hergestellt? 

Frau Staatssekretär! 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Sauter, Sie fragen nach der 
Auflagenhöhe der Wohngeldfiebel. Die erste Auf-
lage der Wohngeldbroschüre für ausländische Ar-
beitnehmer in Höhe von 770 000 Stück wurde vom 
Presse- und Informationsamt im Juli 1971 heraus-
gegeben. Es erschienen je 150 000 Exemplare in tür-
kischer, serbokroatischer, italienischer, spanischer 
und griechischer sowie 20 000 in portugiesischer 
Sprache. Dann mußte im Juli 1974 eine zweite Auf-
lage mit 370 000 Exemplaren hergestellt werden. Sie 
verteilt sich auf fünf Sprachfassungen, und zwar 
türkisch 100 000 Stück, serbokroatisch 95 000 Stück, 
italienisch 85 000 Stück, spanisch 50 000 Stück und 
griechisch 40 000 Stück. Diese Aufteilung entspricht 
in etwa den Anteilen der am meisten in der Bundes-
republik vertretenen Nationalitäten der ausländi-
schen Arbeitnehmer. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter! 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Frau Staatssekre-
tärin, können Sie mir bestätigen, daß die jeweils 
herrschenden politischen Verhältnisse und die je-
weiligen Regime überhaupt keinen Einfluß auf die 
Höhe der Auflage und auf das Erscheinen von 
Wohngeldfibeln oder sonstigen Informationsschrif-
ten der Bundesregierung haben? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Aber selbstverständlich hat das keinen Ein-
fluß. Hier gab es eine Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesanstalt für Arbeit und dem Presse- und In-
formationsamt. Die Übersetzung übernahm der DGB 
kostenlos, Herr Kollege.  

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Wenn Sie das 
jetzt so sagen, warum sind dann die portugiesi-
schen Gastarbeiter wesentlich schlechter als andere 
Gastarbeiter bedient worden? Sie haben selber zu-
gegeben, daß die Portugiesen hinsichtlich der Auf-
lagenhöhe stark benachteiligt worden sind. 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Nein, das hat sich zunächst nach der An-
zahl gerichtet, und dann gab es bei der zweiten 
Auflage eine strenge Reduzierung der Mittel. Dabei 
hat, wenn Sie so wollen, diese kleinere Gruppe eben 
schlechter abgeschnitten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Nord-
lohne. 
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Nordlohne (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
darf ich Sie fragen, wer diese Wohngeldfibeln für 
die ausländischen Arbeitnehmer in unserem Lande 
verteilt? Geschieht das möglicherweise auch durch 
die Bewilligungsstellen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ja, das geschieht durch karitative Ver-
bände und durch solche Verbände, bei denen sich 
ausländische Arbeitnehmer gern Rat und Hilfe ho-
len: Caritasverband, Arbeiterwohlfahrt und andere 
Verbände. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Und die Bewilli

-

gungsstellen?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke Ihnen, Frau Staatssekretärin, für die Be-
antwortung der Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramts 
und rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
125 bis 128 und 138 bis 140 steht Herr Staatsmini-
ster Wischnewski zur Verfügung. Ich werde aus 
diesem Grunde diese Fragen in der genannten Rei-
henfolge aufrufen und nehme an, daß die Frage-
steiler damit einverstanden sind. Sonst müßte je-
weils gewechselt werden. 

Ich rufe als erste Frage die Frage 125 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) auf. - Der 
Herr Abgeordnete ist nicht im Saal. Deshalb wer-
den diese und die von ihm weiter eingebrachte 
Frage 126 schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Herr Abgeordneter Dr. Müller-Hermann hat um 
schriftliche Beantwortung der beiden von ihm ein-
gereichten Fragen 127 und 128 gebeten. Die Ant-
worten werden ebenfalls als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 138 des Herrn Abge-
ordneten Jäger (Wangen) auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der Bundesminister 
des Auswärtigen, Genscher, in bezug auf die Europäische Ge-
meinschaft gesagt haben soll: „Wir ziehen den Karren, die ande-
ren sitzen darauf, und wir füttern sie auch noch", und hat der 
Minister bejahendenfalls damit die Auffassung der Bundesregie-
rung zum Ausdruck gebracht? 

Herr Staatsminister! 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Jäger, die zitierte Meldung trifft 
nicht zu. Der Bundesminister des Auswärtigen hat 
vielmehr in einer Sendung des Zweiten Deutschen 
Fernsehens am 26. Mai 1974 unterstrichen, daß wir 
als Deutsche ein ganz erhebliches Eigeninteresse am 
Bestand des Marktes und seiner Fortentwicklung 
haben. Außerdem betonte er, daß wir bereit sind, 
unsere Beiträge zu leisten, sofern sie auch von An-
strengungen der anderen Länder begleitet werden, 
damit sie ihre Wirkung für Europa und damit für 
alle Mitgliedstaaten, uns eingeschlossen, haben kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 139 des Herrn Abgeordne-
ten Jäger (Wangen) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit zuzugestehen, daß der politische 
und wirtschaftliche Nutzen, den die Bundesrepublik Deutschland 
aus der Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften zieht, 
weitaus größer ist, als der für die Gemeinschaften zu erbringende 
finanzielle Aufwand? 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Jäger, die Bundesregierung muß 
das nicht „zugestehen". Sie hat vielmehr, wie schon 
in der Antwort auf Ihre erste Frage zum Ausdruck 
gebracht ist, nie einen Zweifel daran gelassen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland sowohl aus politi-
schen als auch aus wirtschaftlichen Gründen ihren 
festen Platz in der Europäischen Gemeinschaft hat. 
Sie ist stets bereit, die aus unserer Mitgliedschaft in 
der Gemeinschaft entstehenden Verpflichtungen zu 
erfüllen. Dies ist das selbstverständliche Korrelat 
der Vorteile, die uns aus der Mitgliedschaft erwach-
sen. Eine Aufrechnung des Nutzens und der Ver-
pflichtungen in Mark und Pfennig ist weder möglich 
noch sinnvoll. In den Augen der Bundesregierung 
gibt es für uns keine Alternative zur Mitgliedschaft 
in der Europäischen Gemeinschaft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, wie verträgt sich diese positive Antwort, die 
Sie eben auf meine Frage gegeben haben, mit den 
Ausführungen, die der Herr Bundeskanzler in einem 
kleinen Kreis gemacht haben soll und die in dieser 
Woche im „Spiegel" wiedergegeben worden sind 
— ich zitiere, was der Bundeskanzler ausweislich 
eines Tonbandes wörtlich gesagt haben soll —: Wie 
weit sollen denn eigentlich die Opfer gehen, die die 
deutsche Gesellschaft gegenüber den europäischen 
Partnerländern zu erbringen hat?, und nach denen 
er letzten Endes das Resümee zieht: In Wirklichkeit 
geht es nur um unser Geld? 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich habe derartige Ausführungen des Herrn 
Bundeskanzlers nicht gehört. Da ich seine europa-
politischen Vorstellungen aus vielen Kabinett-
sitzungen sehr genau kenne, kann ich mir auch nicht 
vorstellen, daß er solche Ausführungen gemacht hat. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Sie 
kennen ihn erst aus dem Kabinett?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger 
(Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, kann ich aus Ihrer Antwort schließen, daß Sie 
diese Ausführungen, so wie sie dastehen, zwar für 
unwahrscheinlich halten, daß sie aber nicht in der 
Lage sind, zu dementieren, daß der Inhalt dieses 
Tonbandes vom „Spiegel" richtig wiedergegeben 
wird? 
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Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich bitte um Entschuldigung; dies war doch 
gar nicht in der Frage enthalten, die Sie gestellt 
haben. Das ist eine Zusatzfrage, die sich auf ein 
völlig anderes Gebiet bezieht, Herr Präsident. Ich 
bin gerne bereit, mich darüber zu informieren und 
dann eine Aussage dazu zu machen. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU] : Entschei

-

den Sie denn das?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, um einmal etwas zur 
Praxis zu sagen: Bei den beiden Zusatzfragen des 
Fragestellers läßt der amtierende Präsident dem 
Fragesteller einen gewissen Spielraum, auch wenn 
sie nicht unmittelbar mit der Ausgangsfrage im Zu-
sammenhang stehen. Es obliegt dem Vertreter der 
Bundesregierung, nach seiner Entscheidung zu ant-
worten. Der Herr Staatsminister hat hier klargelegt, 
wie er diese Frage beurteilt. Damit ist der Fragen-
komplex abgeschlossen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Die Entscheidung 
trifft aber der Präsident, nicht der Frage

-steller!) 

Die Frage 140 wird auf Wunsch des Fragestellers, 
des Herrn Abgeordneten Gierenstein schriftlich be-
antwortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister! 

Die nächsten Fragen werden von Herrn Staats-
minister Moersch beantwortet. Die Frage 120 wird 
auf Wunsch des Fragestellers, des Herrn Abgeord-
neten Engelsberger, schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Das gleiche gilt auch für die Frage 121 des Herrn 
Abgeordneten Freiherr von Fircks. 

Ich rufe die Frage 122 des Herrn Abgeordneten 
Rollmann auf: 

Hat das deutsche Generalkonsulat in Hongkong den stellver-
tretenden Wirtschaftsminister, Herrn Chang Kwang-shih, der 
Republik China, der in der Bundesrepublik Deutschland Gesprä-
che über private Investitionen auf der Insel Taiwan führen 
wollte, das Einreisevisum in die Bundesrepublik Deutschland 
verweigert, und wenn ja, wie hält sie das mit der Entwicklung 
des Außenhandels mit der Republik China für vereinbar? 

Herr Staatsminister! 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Ich beantworte die Frage wie folgt: 
Es trifft zu, daß dem stellvertretenden Wirtschafts-
minister Taiwans, Herrn Chang, kein Einreisevisum 
erteilt wurde. Der Grund für die Entscheidung war, 
daß die Bundesrepublik Deutschland nur mit der 
Volksrepublik Chima diplomatische Beziehungen 
unterhält und amtliche Kontakte zu Taiwan nicht 
bestehen. Unser Außenhandel mit Taiwan hat sich 
dennoch — auch in den letzten Jahren sehr gün-
stig entwickelt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist 
es so, daß auch anderen Beamten der Regierung von 

Taiwan die Einreise in die Bundesrepublik Deutsch-
land bisher verweigert worden ist? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Da müßten Sie mich nach Einzelheiten fragen. Ich 
kann Ihnen nur sagen, daß offensichtlich ein Mit-
glied der dortigen Verwaltung unter einer falschen 
Berufsbezeichnung ein Einreisevisum bekommen hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wäre 
es dann, wenn die Regierung in dieser Frage so 
außerordentlich sensibel ist, nicht zu empfehlen, auch 
die Wirtschaftsbeziehungen mit Taiwan abzubrechen 
und mit diesem Lande keinen Außenhandel — der 
Außenhandel war für uns bisher sehr lukrativ — zu 
treiben? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Rollmann, Sie haben gleich zwei Wer-
tungen, die nach der Geschäftsordnung nicht zulässig 
sind, in Ihre Frage einbezogen. Ich bitte aber den 
Herrn Staatsminister, in der Sache zu antworten. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Rollmann, ich glaube, keine Bundes-
regierung hat seit 25 Jahren einen Zweifel daran 
gelassen, daß Wirtschaftsbeziehungen und diploma-
tische Beziehungen nicht unbedingt kongruent sind. 
Warum sollte hier eine andere Methode eingeführt 
werden, als sie seit 25 Jahren in diesem Lande prak-
tiziert wird? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 123 des Herrn Abgeordneten 
Reddemann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen einen Resolutionsentwurf einzubringen, in 
dem sich jedes Mitglied der Weltorganisation verpflichtet, Luft-
piraten kein Asyl zu gewähren, sie in den Staat auszuliefern, in 
deni sie ihren Überfall begangen haben oder nach dem Straf-
recht für Entführungen anzuklagen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, darf ich Ihre beiden Fragen zu-
sammen beantworten? Das würde die Sache erleich-
tern. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Nein!) 

Herr Abgeordneter, es bestehen bereits drei Kon-
ventionen über Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Luftpiraterie und anderer Anschläge gegen die 
Sicherheit des Luftverkehrs: 1. das Abkommen von 
Tokio vom 14. September 1963 über strafbare Hand-
lungen an Bord von Luftfahrzeugen, 2. das Haager 
Übereinkommen vom 16. Dezember 1970 zur Be-
kämpfung der widerrechtlichen Inbesitznahme von 
Luftfahrzeugen und 3. das Übereinkommen von 
Montreal vom 23. September 1971 zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit 
des Luftverkehrs. Außerdem hat die Generalver-
sammlung der UNO mit der Resolution Nr. 3034 vom 
18. Dezember 1972 einen Ad-hoc-Ausschuß für die 
Erarbeitung konkreter Vorschläge zur Lösung des 
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Terrorismusproblems eingesetzt. Dem Ausschuß ist  

es  bisher aber nicht gelungen, sich über das Wesen 
des Terrorismus und über die notwendigen Gegen-
maßnahmen zu verständigen. 

Die Bundesregierung hat ihrerseits versucht, die 
Wirkung der drei Übereinkommen zu erhöhen. Sie 
hat nämlich zusammen mit anderen Staaten vorge-
schlagen, in die Übereinkommen selbst, in die Sat-
zung der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 
ICAO oder in ein neues Übereinkommen Bestim-
mungen über Sanktionen gegen Staaten einzuarbei-
ten, die den drei Konventionen nicht beitreten oder 
sie nicht befolgen. All diese Versuche haben nicht 
die nötige Mehrheit gefunden. Bei dieser Sachlage 
verspricht sich die Bundesregierung von der Ein-
bringung eines Resolutionsentwurfs in der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen keine weitere 
Wirkung. Nach den Übereinkommen von Den Haag 
und Montreal sind die Vertragsstaaten verpflichtet, 
Flugzeugentführungen und sonstige Anschläge ge-
gen die Sicherheit des Luftverkehrs mit schweren 
Strafen zu bedrohen, ihre Gerichtsbarkeit für diese 
Straftaten zu begründen und alle Verdächtigen ent-
weder auszuliefern oder den eigenen Strafverfol-
gungsbehörden zu überantworten. Diese beiden 
Übereinkommen entsprechen daher bereits weit-
gehend dem in Ihrer Frage angeregten Konventions-
entwurf. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, 
da uns allen bekannt ist, daß die bisherigen Konven-
tionen nicht gereicht haben, möchte ich die Frage 
stellen, ob die Bundesregierung bereit ist, mit Regie-
rungen der arabischen Staaten spezielle Kontakte 
über das Memorandum aufzunehmen, das bereits in 
der letzten Woche ergangen ist, mit dem Ziel, gege-
benenfalls auch auf die PLO einzuwirken, von sich 
aus ein Ende von Luftpiratenakten zu erklären. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich hatte gestern im Auswärti-
gen Ausschuß Gelegenheit, unsere Schritte vorzu-
tragen. Ich konnte nur darauf hinweisen; Sie verste-
hen, daß es nicht üblich ist, diplomatische Schritte in 
der Öffentlichkeit zu erläutern. Aber Sie werden 
vielleicht aus der Liste der Staaten, die dieses Über-
einkommen ratifiziert haben, gesehen haben, daß 
sich darunter auch arabische Staaten befinden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Reddemann (CDU/CSU) : Darf ich daraus schlie-
ßen, daß die Bundesregierung dieses Thema weiter-
hin auf der Tagesordnung sieht und nicht wegen der 
Ergebnislosigkeit der bisherigen Konventionen dar-
auf verzichtet, weitere Schritte zu unternehmen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Das dürfen Sie daraus schließen. Die Bundesregie

-

rung hat durch ihr bisheriges Handeln auch keinen 
Anlaß gegeben, diese ihre Bereitschaft etwa in Frage 
zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Staatsminister, ich glaube, die Frage 124 des 
Herrn Abgeordneten Reddemann 

Wird die Bundesregierung die Initiative ergreifen, in der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen eine Konvention zu 
beantragen, durch die sich die Mitglieder der UNO verpflich-
ten, Luftpiraterie als Verbrechenstatbestand in ihr staatliches 
Strafgesetz aufzunehmen? 

ist damit praktisch beantwortet. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Ist schon erledigt!) 

- Damit sind beide Fragen beantwortet. 

Ich rufe die Frage 129 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Vertritt die Bundesregierung in allen Fällen von Gebietserwerb 
durch Gewalt den von Botschafter von Wechmar vor den Verein-
ten Nationen in der Nahostfrage eingenommenen Standpunkt, 
daß ein solcher Gebietserwerb unzulässig und daher rechtsun-
wirksam sei? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung vertritt 
die Auffassung, daß die Beachtung des völkerrecht-
lichen Gewaltverbots eine der Grundlagen der inter-
nationalen Rechtsordnung und der internationalen 
Ordnung überhaupt ist. Sie ist dementsprechend der 
Auffassung, daß Erwerb von Gebiet durch Gewalt-
anwendung völkerrechtlich nicht statthaft ist. Sie 
macht dabei keine Einschränkungen für bestimmte 
Fälle. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Dürfen wir also davon 
ausgehen, daß die Bundesregierung in allen Fällen 
von Gebietserwerb durch Gewalt an dessen Rechts-
unwirksamkeit und an der Rechtsunwirksamkeit der 
Folgen vor einer friedensvertraglichen Regelung 
festhält, auch dann, wenn es sich um Rechte handelt, 
die sich auf Deutschland beziehen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich hatte mir als Zusatzfrage, 
die Sie stellen würden, folgende Formulierung aus-
gedacht; ich darf sie vorlesen. Ich hatte gedacht, Sie 
würden fragen: Ich verstehe Sie also dahin, daß die 
Bundesregierung in keinem Fall Gebietserwerb 
durch Gewalt als völkerrechtlich zulässig und rechts-
wirksam ansieht? Ich hätte geantwortet: Sie verste-
hen mich richtig. Ich habe das übrigens im Zusam-
menhang mit der Haltung der Bundesregierung zum 
Nahost-Konflikt vor diesem Hause bereits ausge-
führt. Ich verweise auf meine Antwort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gerlach (Obernau) 
vom 25. April 1974 in der 95. Sitzung, Anlage 31 zum 
Sitzungsprotokoll. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja! 
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Dr. Czaja (CDU/CSU) : Können Sie mir auf meine 
kurze Zusatzfrage eindeutig erklären, daß sich die-
ser Standpunkt auch auf die Rechtslage Deutsch-
lands bezieht? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Was die Lage in Deutschland betrifft, so hat die 
Bundesregierung nichts anderes getan, als zu den 
bestehenden Grenzen zu erklären, daß sie nicht mit 
Gewalt verändert werden können. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Im übrigen sind die Rechtsausführungen der Bun-
desregierung in der Ratifizierungsdebatte so aus-
führlich gewesen, Herr Abgeordneter, daß ich mir 
eine Wiederholung ersparen kann. Ich bin allerdings 
in der Lage und auch bereit, sie hier noch einmal 
vorzulesen. Ich habe sie mir vornotiert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka! 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister! 
Sind Ihre Ausführungen dahin gehend auszulegen, 
daß die Annexion von Estland, Lettland, Litauen, 
Ostpolen, der Karpatenukraine und von Bessarabien 
völkerrechtswidrig sind? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat sich 
dazu in einer schriftlichen Antwort auf die Frage des 
Herrn von Fircks erneut geäußert. Ich darf auf diese 
Antwort verweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 130 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Vertritt die Bundesregierung, die nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 als Vertretung des frei-
heitlich reorganisierten Teil Deutschlands auch die Rechtsposi-
tionen des Deutschen Reichs zu wahren und an keiner Minderung 
seiner Rechtspositionen — auch nicht durch konkludentes Han-
deln — mitzuwirken verpflichtet ist, den Standpunkt, daß ein 
Gebietserwerb als Folge einer Gewaltanwendung zu Lasten 
des rechtsfähigen und fortbestehenden Deutschen Reichs ohne 
Friedensvertrag nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts, 
insbesondere nach der dem Kellog-Pakt, der Stimson-Doktrin 
und der Resolution 242 des UN-Sicherheitsrats zugrunde liegenden 
Rechtsnorm, unzulässig ist? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung hat zu keiner Zeit und keinem 
ausländischen Staat gegenüber anerkannt, daß in 
bezug auf Deutschland eine Ausnahme von der 
Regel bestünde, daß Gebietserwerb durch Gewalt 
völkerrechtlich unzulässig ist. Sie hat in keinem 
Fall anerkannt, daß in bezug auf Deutschland Ge-
bietserwerb durch Gewalt statthaft wäre. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Darf ich dann davon aus-
gehen, daß die Bundesregierung dem Standpunkt 
ausdrücklich widerspricht, daß Deutschland und die 
Deutschen zeitweise außerhalb der allgemeinen Re-
geln des Völkerrechts in der Lage der Rechtlosig-
keit und eines Straffriedens gestellt werden darf? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter! Ich glaube, die Fragestunde ist 
wenig geeignet, den Fall, den Sie in der Frage ge-
nannt haben — das war der Fall der Resolution 
bei den Vereinten Nationen —, in extenso in eine 
Parallele etwa mit der Lage in Europa selbst zu 
bringen. Denn der Ausgangspunkt, der zu dieser 
Lage in Europa geführt hat, sollte hier ebenfalls be-
dacht werden. Ich kann dazu auf das verweisen, 
was ich hier in der Fragestunde bereits wiederholt 
vorgetragen habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, darf 
ich Sie um die Beantwortung der Frage 130, die 
keine Verbindung herstellt, bitten und noch einmal 
fragen, ob ich davon ausgehen darf, daß die Bun-
desregierung dem Standpunkt ausdrücklich wider-
spricht, daß Deutschland und die Deutschen zeit-
weise außerhalb der allgemeinen Regeln des Völ-
kerrechts in die Lage der Rechtlosigkeit und eines 
Straffriedens gestellt werden dürfen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat den 
Erklärungen, die sie über die Ratifizierung der Ver-
träge abgegeben hat, nichts hinzuzufügen. Ihr Stand-
punkt ist unverändert. Er ist ausführlich dargelegt 
worden. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
halten Sie es für eine ausreichende Vertretung der 
deutschen Interessen, wenn der Vertreter der Bun-
desregierung vor den Vereinten Nationen zum 
gewaltsamen Gebietserwerb in Ländern, die nicht 
gerade in unserer unmittelbaren Nachbarschaft lie-
gen, klare Erklärungen abgibt, während Sie als Ver-
treter der Bundesregierung hier im Bundestag um 
klare Fragen, die sich auf Deutschland beziehen, 
wie die Katze um den heißen Brei herumschleichen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, Zusatzfragen, die Wertungen 
dieser Art enthalten, sind nach den Regeln der Ge-
schäftsordnung nicht zulässig. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich rufe die Frage 131 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Becher (Pullach) auf: 

Billigt die Bundesregierung das Verhalten des Botschafters von 
Wechmar, der sich am 19. November 1974 vor dem Plenum der 
UNO für das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser und für 
den Rückzug Israels aus den 1967 besetzten Gebieten aussprach? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, aus dem vollständigen Wortlaut 
der Erklärung des Vertreters der Bundesrepublik 
Deutschland in der Palästina-Debatte vom 19. No-
vember 1974 und aus seiner Erläuterung zum Stimm- 
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Staatsminister Moersch 
verhalten vom 22. November 1974 ergibt sich, daß 
die von Ihnen genannten beiden Punkte lediglich 
zwei aus der Gesamtkonzeption der ausgewogenen 
Nahostpolitik einseitig herausgegriffene Elemente 
darstellen. Dies vorausgeschickt, stelle ich fest, daß 
sich die Haltung der Bundesregierung zur Nahost-
frage unverändert auf die Entschließung 242 des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und die 
Stellungnahme der Staaten der Europäischen Ge-
meinschaft vom 6. November 1973 gründet. Das um-
schließt die Auffassung der Bundesregierung, daß 
das Existenzrecht Israels in anerkannten und siche-
ren Grenzen unverzichtbar ist. Im Rahmen dieser 
Politik der Bundesregierung hält sich die Erklärung, 
die der Botschafter der Bundesrepublik Deutsch-
land vor den Vereinten Nationen am 19. November 
1974 abgegeben hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Becher! 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsmi-
nister, hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
sich ihr Botschafter im ersten Teil seiner Erklärun-
gen vor der UNO in dem Augenblick zum Selbst-
bestimmungsrecht der Palästinenser bekannt hat, 
als es durch den Auftritt Arafats als Argument für 
die Vernichtung des Staates Israel gehandhabt 
wurde? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich meine, Herr Abgeordneter, es ist nicht berech-
tigt, den Zusammenhang, den Sie in der Frage her-
gestellt haben, herzustellen. Ich habe darauf ver-
wiesen, daß wir am 6. November 1973, als wir der 
UNO noch nicht angehört haben, zur Resolution 
Nr. 242 einen Standpunkt eingenommen haben. Es 
wäre ganz falsch gewesen, wenn der Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Erklärung zu 
unserem Verhalten einen anderen Standpunkt ein-
genommen hätte, etwa aus Gründen, wie Sie sie 
eben genannt haben. Es war notwendig, diesen 
Standpunkt noch einmal zu verdeutlichen, weil es 
auch notwendig war, auf die Existenzberechtigung 
und das Recht Israels, in anerkannten und sicheren 
Grenzen zu leben, hinzuweisen. Eine Regelung im 
Nahen Osten, die nicht auf beide Elemente Rück-
sicht nimmt, wird nach heutiger allgemeiner Über-
zeugung in der Welt wohl keine Regelung sein 
können, die wirklich den Frieden bringt. Der Ver-
treter der Bundesrepublik Deutschland hat nichts 
anderes getan, als die Elemente noch einmal dar-
zustellen, die nach unserer Auffassung für eine 
friedliche Entwicklung notwendig sind. Das hat 
nichts mit einer Kommentierung oder einer Billi-
gung oder einem Eingehen auf Erklärungen anderer 
zu tun. Es war eine abgestimmte Erklärung; sie war 
auch im Kreise der neun europäischen Staaten ab-
gestimmt. 

(Dr. Arndt [SPD] : Haben Sie, Herr Dr. 
Becher, sich vor 30 Jahren auch schon so 

für die jüdischen Belange interessiert?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, wird das Bekenntnis, das unser Botschafter 
dankenswerterweise im zweiten Teil seiner Ausfüh-
rungen zur Existenz Israels zum Ausdruck gebracht 
hat, nicht durch das Verhalten bei der von Ihnen 
zitierten Abstimmung über die Palästina-Resolution 
der UNO in Frage gestellt, die den Palästinensern, 
wie es dort wörtlich heißt, ein Vorgehen mit allen 
Mitteln zugesteht? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich hatte jetzt leider keine Ge-
legenheit, dieses falsche Zitat, das sich in der Frage 
des Grafen Stauffenberg befindet, zu berichtigen. 
Ich bin aber gerne bereit, Ihnen den Wortlaut zu 
geben; dann werden Sie feststellen, daß Ihre Frage 
in dem wirklichen Wortlaut keine Grundlage hat. Es 
wird nämlich von den Mitteln, die in der Charta der 
Vereinten Nationen vorgesehen sind, gesprochen. 
Das ist etwas anderes als „mit allen Mitteln". 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wenn die Selbstbestimmung ein unverzichtbares 
Recht ist, wie erklärt es sich dann, daß Herr von 
Wechmar kein Wort über das Selbstbestimmungs-
recht der Israelis verloren hat? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, Ihre Frage unterstellt etwas, 
was nicht richtig ist; denn es ist in der Rede aus-
drücklich davon gesprochen worden. Ich bedaure, 
daß Sie offensichtlich Opfer einer Berichterstattung 
einer Agentur geworden sind, die erwiesenermaßen 
unvollständig war. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Ich habe den Text 
der Rede hier!) 

— Ich habe ihn ebenfalls hier. Dann müßten wir 
verschiedene Sprachen sprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Metzger. 

Metzger (SPD) : Herr Minister, ist es richtig, daß 
der jetzige Standpunkt der Bundesregierung zu 
Israel der Politik früherer Bundesregierungen in die-
ser Frage voll entspricht? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Wir haben keinen Anlaß, zu sagen, daß sich an die-
ser Politik etwas geändert hat. Es war immer die 
Politik aller Bundesregierungen, eine friedliche Re-
gelung im Nahen Osten zu begünstigen und dabei 
auf die Rechte aller Beteiligten Rücksicht zu nehmen, 
weil eine solche friedliche Entwicklung anders nicht 
möglich wäre. Das ist eine ausgewogene Politik. 
Ich möchte von den Kritikern dieser Politik gerne 
einmal andere Vorschläge hören. Die habe ich bisher 
leider vermißt. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Ist beim Wortlaut der Er-
klärung des Herrn von Wechmar die Notwehr- 
und Selbstverteidigungssituation des israelischen 
Volkes ebenfalls abgewogen und gewogen worden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich habe die Frage akustisch nicht verstanden. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Ich wiederhole sie: Ist 
beim Wortlaut der Erklärung des Herrn von Wech-
mar die Notwehr- und Selbstverteidigungssituation 
des israelischen Volkes ebenfalls abgewogen und 
gewogen worden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Wie aus der Erklärung hervorgeht, Herr Abgeord-
neter. 

Vizepräsident Dr.  Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die nächste Frage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Becher (Pullach), die Frage 132, auf. 

Ist die Bundesregierung bereit, vor der UNO auch die am 
14. Dezember 1973 eingereichte Petition der deutschen Vertrie-
benen zu vertreten, welche die Beachtung ihrer Menschenrechte, 
ihres Rechts auf die angestammte Heimat und ihres Selbstbe-
stimmungsrechts verlangt? 

Herr Staatsminister! 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Sie sollte wohl in einer anderen Reihenfolge auf-
gerufen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Nein, Herr Kollege, ich werde anschließend an diese 
Frage die Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka, 
die Frage 137, aufrufen. Aber jetzt rufe ich zu-
nächst die Frage 132 auf. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, Eingaben zu Menschenrechts-
fragen werden bei den Vereinten Nationen zunächst 
von einer Arbeitsgruppe des Unterausschusses zur 
Diskriminierungsverhütung und zum Schutz von 
Minderheiten geprüft. Dieser entscheidet darüber, 
ob die Eingabe an den Unterausschuß weitergelei-
tet wird. Die Mitglieder beider Gremien werden in 
ihrer persönlichen Eigenschaft, nicht als Vertre-
ter von Regierungen gewählt. Die Bundesregierung 
hat deshalb keine Möglichkeit, auf die Behandlung 
der Petition Einfluß zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, wie vermag die Bundesregierung den Vor-
wurf doppelter Einstellung oder zumindest der 
Unterlassung pflichtgemäßer Vertretung legitimer 
Interessen des eigenen Volkes abzuwehren, wenn 
sie den Palästinensern das Recht auf Selbstbestim-
mung in der angestammten Heimat zubilligt, sich 

aber offenbar nur aus formellen Gründen auf der 
anderen Seite weigert, einer Petition der deutschen 
Heimatvertriebenen Gehör zu verschaffen, welche 
die gewaltlose Erfüllung des gleichen Rechts für 
sie in Anspruch nimmt? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, der Vorgang ist anders. Sie hat 
sich keineswegs geweigert, sondern die Bundes-
regierung hat in den Stellungnahmen vor den Ver-
einten Nationen ihre Position in dieser Frage klar 
bezogen. Der Herr Minister hat Ihnen in einem Brief 
die Gründe dargelegt, warum in diesem Verfahren 
eine direkte Einwirkung der Bundesregierung nicht 
möglich ist. Ich darf mich auf diesen Brief beziehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Unter Hinweis 
auf den Brief des Herrn Ministers, der sich ja auch 
nur auf die formellen Ursachen des Nichteintretens 
bezieht, möchte ich doch fragen: Muß die Bundes-
regierung durch ihr Verhalten nicht den Eindruck 
bestätigen, sie vertrete im vorliegenden Fall das 
Recht auf Selbstbestimmung der Heimat nur dort, 
wo es mit Bomben und Granaten verfochten wird, 
nämlich von Herrn Arafat, nicht aber dort, wo es 
auf dem Wege gewaltloser, geistiger und politischer 
Bekundung angestrebt wird? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung hat keinerlei Anlaß zu einer 
solchen Fragestellung gegeben. Ich habe bereits auf 
die Stellungnahme der Bundesregierung zum Selbst-
bestimmungsrecht und zu den Menschenrechten vor 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen ver-
wiesen. Ihnen ist auch bekannt, was die Bundes-
regierung veranlaßt hat, gerade in diesem Fall eine 
Haltung einzunehmen, wie sie in dem Brief darge-
stellt worden ist. Ich glaube, es ist nicht sinnvoll, 
wenn ich den Brief hier verlese; denn sonst hätten 
Sie ja keinen internen Briefwechsel geführt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung 
bereit, weiterhin zu prüfen, ob es irgendwelche poli-
tischen und rechtlichen Mittel gibt, daß die Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutschland bei den 
Vereinten Nationen diese von 150 000 Deutschen, 
4 amtierenden Ministerpräsidenten der Länder und 
2 ehemaligen Bundeskanzlern unterschriebene Peti-
tion angemessen unterstützt? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung hat diese Prüfung vorgenom-
men, und sie hat ihren Standpunkt dargelegt. Ich 
kann dem nichts hinzufügen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 137 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hupka auf: 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Welchen Schluß zieht die Bundesregierung aus dem Satz von 

Botschafter von Wechmar, gesprochen am 19. November 1974 
vor den Vereinten Nationen während der Debatte über Israel: 
„Wir betrachten es als unzulässig, Gebiete durch Gewaltanwen-
dung zu erwerben und halten es für notwendig, daß Israel die 
territoriale Besetzung beendet" für ihre eigene Politik ange-
sichts der Annexion Ostdeutschlands jenseits von Oder und 
Neiße durch die Volksrepublik Polen und die Sowjetunion? 

Herr Staatminister, ich darf die Frage in diesem Zu-
sammenhang anfügen. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege, zunächst darf ich wie bei meinen 
bisherigen Antworten zu diesem Thema — auf den 
vollen Wortlaut der Erklärung hinweisen, die der 
Vertreter der Bundesrepublik Deutschland vor der 
UNO am 19. November 1974 und am 22, November 
1974 abgegeben hat. Diese Erklärungen beruhen auf 
der Grundlage der Sicherheitsrats-Entschließungen 
Nr. 242 vom 22. November 1967 und Nr. 338 vom 
22. Oktober 1973 sowie der Nahost-Erklärung der 
Außenminister der Staaten der Europäischen Ge-
meinschaft vom 6. November 1973. 

Der Grundsatz, gewaltsamen Gebietserwerb nicht 
anzuerkennen, leitet sich aus dem völkerrechtlichen 
Gewaltverbot ab. Das Gewaltverbot, wie es u. a. in 
Art. 2 Nr. 4 der Charta der Vereinten Nationen aus-
gedrückt ist, liegt der Politik dieser Bundesregierung 
ebenso wie derjenigen ihrer Vorgängerinnen seit 
jeher zugrunde. Die Bundesregierung muß deshalb 
nicht, wie Sie unterstellen, eine auf diesen Grund-
sätzen beruhende Aussage ihres Vertreters vor der 
UNO zum Anlaß nehmen, Schlüsse für ihr eigenes 
zukünftiges Verhalten zu ziehen. 

Was die Bedeutung des völkerrechtlichen Gewalt-
verbots für Europa betrifft, so darf ich Sie auf die 
Antworten verweisen, die ich heute dem Kollegen 
Czaja und am 25. April dem Kollegen Gerlach gege-
ben habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist 
nicht durch die Verträge von Moskau und Warschau 
genau das Gegenteil von dem geschehen, was jetzt 
Herr von Wechmar vor den Vereinten Nationen ge-
sagt hat, nämlich die widerspruchslose Hinnahme 
und Zustimmung zu Annexionen und Okkupationen 
durch die Bundesregierung? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Nein, Herr Abgeordneter. Ich sehe mich gezwungen, 
noch einmal diese Position zu verdeutlichen. Die 
Bundesregierung hat weder durch den Art. 3 des 
Moskauer Vertrags vom 12. August 1970 noch durch 
den Art. 1 des Warschauer Vertrags anerkannt, daß 
zu Lasten Deutschlands ein Gebietserwerb durch Ge-
walt zulässig wäre. Durch Art. 3 des Moskauer Ver-
trags ist klargestellt, daß die Grenzen in Europa in 
ihrem gegenwärtigen Verlauf dem völkerrechtlichen 
Gewaltverbot unterstehen. Damit wird nichts dar-
über ausgesagt, wie diese Grenzen zustande gekom-
men sind. Das gleiche gilt für Art. 1 des Warschauer 
Vertrags. In diesem Artikel haben die Bundesrepu-
blik Deutschland und die Volksrepublik Polen über

-

einstimmend festgestellt, daß die Grenze an Oder 
und Neiße die Westgrenze Polens bildet. Eine Aus-
sage darüber, wie diese Grenze zustande gekommen 
ist, ist auch in Art. 1 des Warschauer Vertrags nicht 
gemacht worden, und zwar bewußt nicht, Herr Ab-
geordneter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Können Sie mir darin 
zustimmen, Herr Staatsminister — indem wir den 
Satz von Herrn von Wechmar vor den Vereinten 
Nationen wieder aufgreifen —, daß die gegenwärtige 
Situation von Ostdeutschland einschließlich des Nor-
dens von Ostpreußen völkerrechtswidrige Annexion 
ist? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die tatsächlichen Umstände, un-
ter denen im Jahre 1945 die Oder-Neiße-Linie ent-
standen ist, sind Ihnen doch wohl bekannt. Was die 
daraus entstandene Grenze angeht, so hat sich die 
Bundesregierung allein darauf festgelegt, daß die 
Grenze an Oder und Neiße die Westgrenze der 
Volksrepublik Polen ist. Sie hat sich nicht auf eine 
Bewertung der in der Vergangenheit liegenden Vor-
gänge eingelassen. Im übrigen möchte ich auch in 
diesem Zusammenhang auf meine Antworten auf 
die Fragen vom 25. April noch einmal verweisen so-
wie auf die ausführlichen Beratungen hier. Ich habe 
auch nicht den Eindruck, Herr Abgeordneter, daß es 
inzwischen allgemein vergessen worden sei, daß 
diese Entscheidung am 8. Mai 1945 gefallen ist. Ich 
habe noch ein Datum im Kopf, das der 1. September 
1939 ist. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Und der 17. Sep-
tember 1939 auch!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatsminister, 
sind Sie bereit, dem Anfragesteller zu bestätigen, 
daß ich selbst als Berichterstatter des Rechtsaus-
schusses dieses Hauses in der Debatte der zweiten 
Lesung der beiden genannten Verträge hier aus-
drücklich für den Rechtsausschuß und damit für die-
ses Haus erklärt habe, daß die Verträge weder eine 
Annexion noch eine Billigung einer solchen An-
nexion darstellen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich zweifle nicht, daß Sie richtig 
zitiert haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wür-
den Sie im Zusammenhang mit Ihrer vorletzten Ant-
wort bestätigen, daß der gemeinsame Vertragswille 
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Dr. Czaja 
beider Verträge ausschließlich den — im übrigen 
völkerrechtlich gebotenen und von mir voll be-
jahten — Verzicht auf Gewaltanwendung und Ge-
waltdrohung gegen Demarkationslinien und Gren-
zen enthält? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich glaube, ich habe mich sehr 
deutlich ausgedrückt. Ich habe in Erwartung Ihrer 
Zusatzfragen die Antwort diesmal schriftlich vorbe-
reitet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die nächste Frage des Herrn Abgeordneten 
Haase (Fürth) auf: 

Bedeuten die Rede des deutschen UN-Botschafters von Wech-
mar von den Vereinten Nationen und das Abstimmungsverhalten 
der Bundesrepublik Deutschland bei der UN-Resolution über 
Palästina eine Veränderung der deutschen Außenpolitik gegen-
über Israel? 

Herr Staatsminister! 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Nein, Herr Abgeordneter, das bedeutet sie nicht. 
Die Bundesregierung ist vielmehr unverändert der 
Auffassung — wie ich soeben dargelegt habe —, 
daß zum Ziel ihrer ausgewogenen Nahostpolitik das 
Existenzrecht Israels in anerkannten und sicheren 
Grenzen gehört. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Haase (Fürth) (SPD) : Herr Staatsminister, könnte 
es nicht sein, daß durch die Bezugnahme auf die 
europäische Haltung in der Frage der Nahostpolitik 
und der Stellung zu Israel die freundschaftliche 
Haltung der Bundesrepublik ins Zwielicht kommen 
kann, da — das ist eine Frage — wohl nicht ange-
nommen werden kann, daß alle europäischen Län-
der die gleiche Auffassung von der Nahostpolitik 
haben, wie sie die Bundesregierung vertritt? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich muß in zwei Teilen antwor-
ten. Ich hatte den Eindruck, daß es der gemeinsame 
Wille des Bundestags ist, wo immer es möglich ist, 
eine gemeinsame Haltung der neun Staaten zu 
Fragen von vitaler Bedeutung für diese neun Staaten 
zu erarbeiten. Die Bundesregierung hat dies, nicht 
immer mit Erfolg, versucht. Es gab ja Fälle, wo 
verschiedenartig abgestimmt worden ist. 

Was diese spezielle Frage betrifft, so besteht kein 
Grund zu der Annahme, daß unsere Haltung in den 
Beziehungen etwas zum Nachteil der Bundesrepublik 
verändert hätte. Es besteht aber Grund zu der Aus-
sage, daß Staaten, die früher vielleicht eine etwas 
abweichende Meinung hatten und früher auch durch-
aus abweichend votiert hatten, sich in diesem Punkt 
der gemeinsamen Auffassung der Neun genähert 
haben. Und das halte ich für einen Erfolg unserer 
Bemühungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeord-
neter. 

Haase (Fürth) (SPD) : Verneinen Sie damit den 
Eindruck, der möglicherweise auch entstanden ist, 
daß sich die deutsche Außenpolitik eher dem Stand-
punkt derjenigen europäischen Staaten genähert hat, 
die eine sehr differenzierte Haltung zu Israel gehabt 
haben? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, da müssen Sie sich etwas deut-
licher ausdrücken. Die Bundesregierung hat jeden-
falls hier dargestellt, daß sie keine Änderung ihrer 
Politik vorgenommen hat, und die objektiven Um-
stände, die ich hier dargelegt habe, sprechen für 
diese Haltung. Daß es Empfindungen gibt, die ganz 
unterschiedlich und zum Teil gegenteilig bewertet 
werden, ist mir bekannt. Gelegentlich hat die Bun-
desregierung darin, daß sie sozusagen von zwei 
Seiten unter Feuer genommen wird, eine Bestätigung 
gesehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wenn sich die Haltung der Bundesregierung zu 
Israel nicht gewandelt hat, warum steht in der Rede 
von Herrn Wechmar nur etwas über das Selbstbe-
stimmungsrecht des palästinensischen Volkes und 
kein Wort, eben expressis verbis, über das Selbst-
bestimmungsrecht von Israel? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich habe vorhin den Satz über 
Israel zitiert. Aber Sie verkennen hier ein bißchen, 
daß es sich um eine Debatte handelte, die einen An-
trag zu einem Resolutionentwurf der Palästinenser 
betroffen hat. Es ist ganz selbstverständlich, daß 
dann, wenn eine Debatte auf Grund eines Antrages 
— den nicht wir gestellt hatten — über die Frage 
der Palästinenser geführt wird, die Erklärung der 
Bundesregierung vor allem auf das Palästinenser-
problem eingehen mußte, daß dabei aber die Aus-
gewogenheit der Politik durch eine klare Bestäti-
gung unserer bisherigen Haltung dokumentiert 
wurde, nämlich die Bejahung des Rechts Israels, in 
anerkannten und gesicherten Grenzen zu leben. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das ist, als ob man 
das Lebensrecht nur eines siamesischen 

Zwillings bestätigt!) 

Und das bedeutet das Selbstbestimmungsrecht. Was 
sollte das sonst bedeuten? Ich habe nicht den Ein-
druck, daß das ein besonderes Problem sei. Das 
Problem ist vielmehr, daß der Staat Israel das Recht 
auf sichere Grenzen hat. Daß wir dies wiederholt 
haben, was allgemeine Meinung ist, kann doch nicht 
zu dem Schluß führen, wir hätten etwas anderes ge-
macht. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Blumen-
feld. 

Blumenfeld  (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
würden Sie mir beipflichten, wenn ich sage, daß es 
sicherlich zweckmäßig wäre, in Zukunft den Bot-
schafter bei den Vereinten Nationen oder den Ver-
treter der Bundesregierung in internationalen Orga-
nisationen mit deutlicheren, klareren und besseren 
Argumenten auszurüsten, damit an der Haltung der 
Bundesregierung, die Sie hier eben ausgedrückt ha-
ben, kein Zweifel entstehen kann? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Nein, Herr Abgeordneter, ich kann Ihnen nicht bei-
pflichten. Es wäre auch ganz falsch, den Eindruck zu 
erwecken, hier hätte eine Botschaft oder ein Bot-
schafter sozusagen aus eigenem Antrieb gehandelt. 
Das widerspricht eindeutig dem ganzen Hergang. 
Der Botschafter hat eine Rede vorgetragen, die 
selbstverständlich mit uns zu Hause abgestimmt 
war. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Metzger. 

Metzger (SPD) : Herr Staatsminister, ist die Bun-
desregierung bereit, die von Ihnen eben hier wieder-
gegebene Haltung gegenüber Israel auch im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft zu vertreten? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung hat diese Haltung vertreten, 
und sie hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß 
sie diese Haltung in der Europäischen Gemeinschaft 
immer vertreten wird. Die Gesamtsituation der Euro-
päischen Gemeinschaft in der letzten Zeit beweist, 
daß sich diese Staaten nähergekommen sind, und 
zwar im Sinne einer Politik, die wir für ausgewogen 
halten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 135 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wittmann auf. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es allein Sache 
des Deutschlandfunks und seiner Gremien ist, in Übereinstim-
mung mit dem geltenden Recht über Größe und Aufgabenbereich 
seines Studios Berlin und den Umfang von dessen Tätigkeit zu 
entscheiden, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
allein der Wortlaut des Vier-Mächte-Abkommens maßgeblich sein 
kann und nicht „bekannte Standpunkte der Teilnehmer des Ab-
kommens", womit die Sowjetunion widerrechtlich ein Recht bean-
spruchen würde, die Befolgung ihrer jeweiligen Auslegung des 
Abkommens von der Bundesregierung und dem Senat von Berlin 
verlangen zu können? 

Bitte, Herr Staatsminister! 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, den ersten Teil Ihrer Frage be-
antworte ich unter dem Hinweis auf die Regelungen 
der Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten im 
Gesetz über die Errichtung von Rundfunkanstalten 
des Bundesrechts vom 29. November 1960 mit Ja. 
Dabei obliegt der Bundesregierung entsprechend 
den Regelungen über Landesrundfunkanstalten eine 

beschränkte Rechtsaufsicht. Diese bezieht sich auf 
Maßnahmen oder Unterlassungen, die das vor-
erwähnte Bundesrundfunkgesetz verletzen. 

Was die Auslegung des Viermächte-Abkommens 
vom 3. September 1971 anbetrifft, so ist dafür ent-
sprechend den Regeln des Völkerrechts der Wort-
laut des Abkommens und der dazugehörigen Doku-
mente maßgeblich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Ich ver-
stehe Sie dann also richtig, daß Sie „bekannte 
Standpunkte der Teilnehmer des Abkommens" — 
wie es die Sowjetunion formuliert, etwas, was nicht 
in dem Viermächte-Abkommen steht — nicht als 
Interpretationsgrundlage für das Viermächte-Ab-
kommen ansehen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich habe vor diesem Hause 
schon dargelegt, daß für die Interpretation und Kom-
mentierung des Viermächte-Abkommens die Signa-
tarmächte zuständig sind. Wir stehen in all diesen 
Fragen in engem Kontakt mit den drei Westmäch-
ten, die hier die Verantwortung haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU): Ist die 
Bundesregierung bereit, die Auffassungen und die 
Bemühungen des Deutschlandfunks hinsichtlich der 
Rechte, die er in Berlin auf Grund Artikel 5 des 
Grundgesetzes wahrnimmt, auch gegenüber den Sig-
natarmächten zu unterstützen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, es besteht kein Anlaß, eine 
hypothetische Frage zu beantworten. Die Bundes-
regierung hat sich so verhalten, wie es den Inter-
essen des Deutschlandfunks entspricht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Die Frage 133 des Herrn Abgeordneten Graf Stauf-
fenberg wird auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 136 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hupka auf. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bis heute Punkt 4 der 
„Information" zum Warschauer Vertrag bezüglich der Unterrich-
tung des Deutschen Roten Kreuzes durch das Polnische Rote 
Kreuz nach Vorlage der Listen der Aussiedlungswilligen durch 
das Deutsche Rote Kreuz nicht erfüllt worden ist, und was ge-
denkt die Bundesregierung zu tun, damit diese Unterrichtung 
„über das Ergebnis der Prüfung übermittelter Anträge durch die 
polnischen Behörden" so schnell und so umfangreich wie möglich 
erfolgt? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung ist vom 
Deutschen Roten Kreuz ständig umfassend über die 
Entwicklung der Zusammenarbeit mit dem Polni-
schen Roten Kreuz bei der Lösung der humanitären 
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Staatsminister Moersch 
Probleme im Sinne der „Information der Regierung 
der Volksrepublik Polen" unterrichtet worden. Der 
Bundesregierung ist daher auch der Stand des Ver-
fahrens bei Punkt 4 der „Information" bekannt. 

Zur hier vorgesehenen Übermittlung von Prü-
fungsergebnissen zu Ausreiseanträgen kann ich fol-
gendes feststellen. Das Polnische Rote Kreuz hat 
das Deutsche Rote Kreuz zwar zeitweilig in gewis-
sem Umfange von den Entscheidungen der Wojewod-
schaftsbehörden über Ausreiseanträge in Kenntnis 
gesetzt. Für die Mehrheit der vom Deutschen Roten 
Kreuz übermittelten Unterlagen wurde jedoch bis-
her kein Prüfungsergebnis mitgeteilt. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Wie Sie wissen, 
ist die Bundesregierung in Gesprächen mit der 
Regierung der Volksrepublik Polen bemüht, die sich 
aus der unvollständigen Erfüllung der „Information" 
ergebenden Fragen zu klären. Hierzu zählt auch 
die von Ihnen angesprochene Frage, daß das Pol-
nische Rote Kreuz nicht die in Ziffer 4 der „Infor-
mation" vorgesehene Ermächtigung erhalten hat und 
daß daher die geplante umfassende Zusammen-
arbeit der Rotkreuzgesellschaften bisher nicht ver-
wirklicht werden konnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Sieht die Bundesregie-
rung darin, Herr Staatsminister, eine Verletzung der 
„Information" zum Warschauer Vertrag durch die 
polnische Regierung? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung hat in den Gesprächen deut-
lich gemacht, daß in diesem Punkte die Erklärung 
nicht erfüllt worden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Könnten Sie mir darin 
zustimmen, Herr Staatsminister, daß es sehr leicht 
wäre, wenn nun endlich die Prüfungsergebnisse aus 
Polen vorlägen, zu einer Übereinstimmung in den 
Zahlen zu kommen, nachdem polnischerseits immer 
wieder die vom Deutschen Roten Kreuz ermittelte 
Zahl von über 280 000 Aussiedlungswilligen in Frage 
gestellt wird? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich würde diesen Gedanken gern einmal nachprüfen. 
Es ist uns mitgeteilt worden, daß die letzte Über-
sendung der Liste am 11. Dezember erfolgen soll. 
Danach wird man dann sicherlich ein klareres Bild 
bekommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 60 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst auf: 

Was hat die Bundesregierung anläßlich der deutsch-italieni-
schen Kreditverhandlungen unternommen, um die Italiener zur 
Einhaltung ihrer wiederholten Zusage, das Pal-Farbfernseh-Sy-
stem einzuführen, zu bewegen, und welche Konsequenzen zieht  

sie aus den in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 15. No-
vember 1974 berichteten neuen Fakten, die eine gegenteilige 
Entwicklung in Italien beweisen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, der erste Teil der Frage be-
zieht sich offensichtlich auf den am 30./31. 8. 1974 
in Bellagio vereinbarten Währungskredit der Deut-
schen Bundesbank an die Banca d'Italia. Dieser Kre-
dit der Deutschen Bundesbank ist nicht von einer 
Zusicherung der italienischen Regierung abhängig 
gemacht worden, das PAL-Farbfernsehsystem in Ita-
lien einzuführen. 

Die italienische Regierung hat bislang noch keine 
Wahl zwischen dem deutschen PAL- und dem fran-
zösischen SECAM-Farbfernsehsystem getroffen. Die 
in dem Artikel der FAZ vom 15. 11. 1974 angespro-
chenen Bemühungen, dem SECAM-System schon vor 
einer offiziellen Entscheidung in Italien zum Durch-
bruch zu verhelfen, werden von einer Gruppe priva-
ter Industrieller getragen, die sich hierbei privat-
betriebener Relaisstationen bedient. Die italienische 
Regierung hat sich in der Vergangenheit zwar wie-
derholt positiv zu PAL geäußert, aber stets in un-
verbindlicher Form. Die Bundesregierung ist daran 
interessiert, daß das PAL-Farbfernsehsystem auch 
in Italien eingeführt wird. Es ist aber allein Sache 
der italienischen Regierung, in Abwägung aller in-
nen-, wirtschafts- und außenpolitischen Interessen 
hierüber eine souveräne Entscheidung zu treffen. 
Die Bundesregierung unterstützt im Rahmen der ihr 
gegebenen Möglichkeiten und der ihr gesetzten 
Grenzen die Bemühungen der deutschen Industrie, 
dem PAL-Verfahren in Italien zum Durchbruch zu 
verhelfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn 
die Bundesregierung mit Recht daran interessiert ist, 
daß das PAL-Fernsehsystem in Italien eingeführt 
wird, sind Sie nicht der Meinung, daß es bei den 
Kreditverhandlungen mit Italien im Interesse der 
Verbesserung der Auftragssituation der deutschen 
Elektroindustrie und der Sicherung der Abeitsplätze 
angebracht und, ich meine, sogar geboten gewesen 
wäre, darauf hinzuwirken, daß Italien das deutsche 
PAL-Fernsehsystem übernimmt, nachdem doch auch 
in weiten maßgeblichen Kreisen in Italien die Nei-
gung besteht, das deutsche System zu übernehmen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich hatte die Frage verneint und 
mache darauf aufmerksam, daß es hier am Ende ja 
nicht um eine Regierungsentscheidung gegangen ist, 
sondern um eine Entscheidung der Notenbanken. 
Wir haben in anderen Besprechungen mit den italie-
nischen Partnern keinen Zweifel daran gelassen, daß 
wir diesen Wunsch nachdrücklich unterstützen. Aber 
hier ist eine privatrechtliche Frage nicht mit einer 
staatsrechtlichen Frage oder einer Frage der Noten-
banken zu koppeln gewesen. Das hätte sicherlich 
nicht im Interesse aller Betroffenen und der Sache 
selbst gelegen. Wir sahen also keinen Anlaß, das in 
diesem Zusammenhang direkt aufzugreifen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß in Italien nicht nur die Presse, 
sondern auch der zuständige Industrieverband sowie 
das italienische Fernsehen an dem deutschen PAL-
System interessiert sind, und hätte man nicht bei 
dieser Gelegenheit, wenn die Bundesrepublik oder 
die Deutsche Bundesbank einen so hohen Kredit 
gibt, diese Frage damit verbinden können? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich glaubte das beantwortet zu 
haben. Aber ich mache Sie darauf aufmerksam, daß 
es offensichtlich innerhalb Italiens Entscheidungs-
einflüsse gibt, die wir nicht beurteilen können. Ich 
bin gern bereit, Ihnen im privaten Gespräch ein paar 
Hinweise zu geben. Vielleicht können Sie darauf 
einwirken. Sie haben da möglicherweise mehr Kon-
takte als wir. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amtes beantwortet. Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Justiz. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. de With zur 
Verfügung. Die erste Frage ist von dem Herrn Ab-
geordneten Brandt (Grolsheim) eingereicht, die 
Frage 41: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, darauf hin-
zuwirken, daß die Beamten des allgemeinen Vollzugsdienstes 
nach einheitlichen Grundsätzen aus- und fortgebildet und die 
Ausbildung insgesamt entsprechend der sich verändernden Auf-
gabenstellung verbessert wird? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege, die Bundesländer 
betreiben die Ausbildung und Fortbildung der Be-
amten des allgemeinen Vollzugsdienstes in eigener 
Zuständigkeit und haben diesen Gegenstand in Aus-
bildungs- und Prüfungsordnungen geregelt, die in 
den Grundsätzen nicht wesentlich voneinander ab-
weichen. Die jeweiligen Ausbildungskurse und ande-
ren Ausbildungsmaßnahmen orientieren sich an den 
jeweils in den Ländern gegebenen Ausbildungs-
bedürfnissen und Ausbildungsmöglichkeiten. Eine 
Verbesserung ist auch im Hinblick auf die sich 
wandelnden Aufgaben der Vollzugsanstalten kaum 
von einer Vereinheitlichung, sondern allenfalls von 
einer Intensivierung und Umorientierung der Aus-
bildungsmaßnahmen zu erwarten. 

Für die Neuorientierung der Vollzugsaufgaben 
soll das Strafvollzugsgesetz einen Beitrag leisten, 
das gegenwärtig in den Bundestagsausschüssen be-
raten und nach dem Vorschlag der Bundesregierung 
auch Aufgaben des Strafvollzuges festlegen wird. 

Weitergehende bundesgesetzliche Regelungen 
müssen, sofern sie beamtenrechtlichen Inhalts sind, 
die verfassungsmäßige Zuständigkeit der Länder für 
beamtenrechtliche Regelungen beachten, die dem 

Bund nur eine Kompetenz zur Rahmengesetzgebung 
belassen. Soweit die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes für den Strafvollzug detailliertere Regelun-
gen zuläßt, muß berücksichtigt werden, daß unter-
schiedliche regionale Gegebenheiten, die zu einer 
Verschiedenheit in den bisherigen Regelungen ge-
führt haben, einer Vereinheitlichung entgegen-
stehen. 

Der Strafvollzugsausschuß der Länder hat sich 
noch bei seiner 39. Tagung im Oktober 1973 mit der 
Frage der Erarbeitung einheitlicher Ausbildungs- 
und Prüfungsvorschriften für den mittleren Dienst 
im Strafvollzug befaßt. Er hat eine Vereinheitli-
chung für wünschenswert angesehen, war aber der 
Auffassung, daß dies in absehbarer Zeit wegen der 
vorhandenen Unterschiede in Detailfragen nicht zu 
erreichen ist. 

Die Bundesregierung, Herr Kollege, ist bestrebt, 
in-1  Rahmen der gegebenen Möglichkeiten gemein-
sam mit den Ländern die Probleme des Strafvoll-
zugs und namentlich auch der Ausbildung und Fort-
bildung der Vollzugsbeamten zu lösen. Soweit eine 
fördernde Mitarbeit außerhalb der Gesetzgebung in 
Betracht kommt, muß die Bundesregierung ihre Auf-
merksamkeit in erster Linie doch auf den erhebli-
chen Nachholbedarf an bundesgesetzlichen Rege-
lungen für den Strafvollzug richten. Das Strafvoll-
zugsgesetz befindet sich in der Beratung, eine No-
vellierung der Rechtsverordnung über den Vollzug 
des Jugendarrestes wird gegenwärtig bearbeitet, 
bundesrechtliche Regelungen über den Jugendstraf-
vollzug und den Vollzug der Untersuchungshaft 
sind dringend notwendig. Hinter diesen Aufgaben 
muß zur Zeit die Förderung anderer Aufgaben zu-
rücktreten, die in erster Linie in der Verwaltungs-
zuständigkeit der Länder stehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Brandt (Grolsheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
kann man trotz der Schwierigkeiten, die sich aus 
Zuständigkeitsfragen ergeben und die ich sehe, 
davon ausgehen, daß die Bundesregierung zumin-
dest weiterhin darauf hinwirken wird, daß die Min-
destvoraussetzungen, die sich im Zusammenhang 
mit den Aufgaben des Vollzugsgesetzes ja auch 
wandeln, festgelegt und neu überdacht werden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Daß dies ein Anliegen der 
Bundesregierung ist, Herr Kollege, davon können 
Sie mit Sicherheit ausgehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine weitere Zusatzfrage? 

Ich rufe dann die Frage 42 des Herrn Abgeord-
neten Brandt (Grolsheim) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance, die Forderung 
nach einer Bundesakademie far den Strafvollzug zu verwirk-
lichen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Die Landesjustizverwaltungen 
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Parl. Staatssekretär Dr. de With 
betreiben die vorbereitenden Arbeiten für eine Bun-
desakademie in engem Kontakt mit dem Bundes-
ministerium der Justiz, aber in eigener Zuständig-
keit. Zuletzt ist der 40. Tagung des Strafvollzugs-
ausschusses der Länder Mitte Oktober dieses Jah-
res über den Sachstand berichtet worden. Danach 
läßt sich ein genauer Zeitpunkt für die Errichtung 
der Bundesakademie noch nicht absehen. Im einzel-
nen ist über den Fortgang der Arbeiten folgendes 
auszuführen: 

Der Bundesminister der Justiz hat die Entschlie-
ßung des Deutschen Bundestages vom 25. Mai 1965, 
die auf den Abschluß eines Abkommens über die 
Errichtung, Aufgaben und Finanzierung eines zen-
tralen Instituts zur Ausbildung und Fortbildung von 
Strafvollzugsbediensteten zielte, mit einem Schrei-
ben vom 28. Juni 1965 den Landesjustizverwaltun-
gen übermittelt. Anschließend hat ein von der 
32. Justizministerkonferenz eingesetzter Unteraus-
schuß Grundlagen für überregionale Fortbildungs-
kurse ausgearbeitet und vorgeschlagen, die Errich-
tung einer zentralen Ausbildungsstelle so lange zu-
rückzustellen, bis ausreichende Erfahrungen bei der 
Durchführung der überregionalen Fortbildungskurse 
gesammelt worden seien. Die 33. Justizminister-
konferenz hat sich am 29. Oktober 1965 diesem Vor-
schlag angeschlossen. Die in diesen Kursen gesam-
melten Erfahrungen sind ausgewertet worden und 
haben zu dem Beschluß der 38. Justizministerkonfe-
renz am 31. Oktober 1969 geführt, den Strafvoll-
zugsausschuß der Länder zu beauftragen, detail-
lierte Vorschläge über Standort, Kapazität, Lehr-
pläne und Ausstattung einer zentralen Fortbildungs-
stätte für Vollzugsbedienstete auch im Hinblick 
auf den voraussichtlichen Kostenbedarf zu erarbei-
ten. 

Die 40. Justizministerkonferenz hat am 27. Okto-
ber 1971 die vorn Strafvollzugsausschuß der Länder 
vorgelegte Konzeption gebilligt und die Errichtung 
einer Akademie für Strafvollzug im Grundsatz be-
schlossen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU / CSU] : Die 
Antwort soll kurz und knapp sein!) 

Die Bemühungen der Landesjustizverwaltungen rich-
ten sich zur Zeit darauf, auf der Grundlage eines be-
stimmten, in der Gemeinde Nümbrecht zu errichten-
den Projekts die Finanzierung zu sichern und den 
Abschluß einer entsprechenden Vereinbarung vor-
zubereiten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe Frage 43 des Herrn Abgeordneten Dr. Hirsch 
auf: 

Gibt es Stellungnahmen im wissenschaftlichen oder politischen 
Bereich, nach denen die zwangsweise Ernährung eines Unter-
suchungshäftlings zur Abwehr seines Selbstmords als unmensch-
lich betrachtet wird, und schließt sich die Bundesregierung dieser 
Auffassung an? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege, Stellungnahmen 
im wissenschaftlichen Bereich, nach denen die 
zw angsweise Ernährung eines Untersuchungshäft-
lings, der die Nahrungsaufnahme verweigert, als un-
menschlich betrachtet werden, sind der Bundesregie-

rung nicht bekannt. Bei Ihrer Frage nach Stellung-
nahmen im politischen Bereich denken Sie offenbar 
an Äußerungen des Herrn Kollegen Carstens, über 
die ausführlich in der Presse berichtet worden ist. Es 
entspräche wohl nicht dem Sinn einer mündlichen 
Anfrage, daß der Vertreter der Bundesregierung 
jetzt hier einen lückenlosen Überblick über die von 
Politikern des Bundes und der Länder im Anschluß 
an diese Äußerung in der Öffentlichkeit gemachten 
Bemerkungen gibt. 

In der Sache vertritt die Bundesregierung die Auf-
fassung, daß — auch unter verfassungsrechtlichem 
Aspekt — an der Zulässigkeit zwangsweiser künst-
licher Ernährung eines Untersuchungshäftlings, der 
sich zum Hungerstreik entschlossen hat, nicht ge-
zweifelt werden kann. Droht dem Häftling ein le-
bensgefährdender Zustand, besteht darüber hinaus 
die Verpflichtung der zuständigen Behörden, ihn 
auch gegen seinen Willen künstlich zu ernähren. 

Es liegt aber auf der Hand, daß sich schwierige 
Situationen ergeben können, wenn sich der Betrof-
fene mit allen Kräften gegen die Zwangsernährung 
wehrt. Ob dabei unter Umständen ein Punkt erreicht 
werden kann, bei dem sich im Hinblick auf den Be-
troffenen und aus der Sicht des die Zwangsernäh-
rung durchführenden Arztes hinsichtlich der Art und 
Weise noch möglicher Zwangsernährung Grenzen 
unter dem Gesichtspunkt der Zumutbarkeit für beide 
Teile ergeben, ist eine schwierige Frage. Ihre Be-
antwortung hängt von den tatsächlichen Umständen 
jedes einzelnen Falles ab, wobei der Beurteilung 
durch die Ärzte sicher eine besondere Bedeutung 
zukommt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Staatssekretär, gibt es bei 
den Häftlingen der Baader-Meinhof-Gruppe 

(Zurufe von der CDU/CSU: Bande!) 

— Sie können den Wortfetischismus ruhig weiter

-

betreiben, wenn Ihnen das Spaß macht — einen kon-
kreten Anlaß, die Durchführung der Zwangsernäh-
rung in einem Fall als unmenschlich zu betrachten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Jusitz: Ich sehe einen solchen Fall nach 
den uns vorliegenden Unterlagen nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine weiteren Zusatzfragen. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Klein [Göttin-
gen] ) 

- Herr Dr. Klein, nach der Geschäftsordnung müs-
sen Sie sich jeweils hier melden, und ich habe keinen 
Druck auf den Knopf von Ihnen registriert. Nur da-
nach kann ich mich richten. Ich bitte um Verständnis 
dafür. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hirsch auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Änderung des § 330 c 
StGB dahin gehend vorzuschlagen, daß die unterlassene Hilfe-
leistung bei dem drohenden Selbstmord eines Untersuchungs-
häftlings in Zukunft straffrei gestellt wird? 
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Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Die Anwendbarkeit des § 330 c 
StGB auf Fälle der unterlassenen Hilfeleistung in 
Selbstmordfällen ist umstritten. Die Bundesregierung 
hält es nicht für eine Aufgabe der Gesetzgebung, 
diese Auslegungsfragen zu klären. Ihre Frage, ob 
eine Änderung des § 330 c StGB vorgeschlagen 
werde, kann ich also verneinen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Staatssekretär, besteht 
ein Anlaß, bei den vorliegenden Fällen davon zu 
sprechen, daß ein Kriegszustand bestehe, der zur 
Folge habe, daß man sich gleichsam in einem rechts-
freien Raum befinde, in dem man alles ohne Rück-
sicht auf geltendes Recht und Gesetz tun und lassen 
könne? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Her Abgeordneter Hirsch, ich habe mir Ihre Frage 
noch einmal angesehen. Ich kann den in der Ge-
schäftsordnung geforderten unmittelbaren Zusam-
menhang hier nicht sehen. Sie haben aber selbstver-
ständlich das Recht, zwei Zusatzfragen zu stellen, 
die einen Zusammenhang mit der von Ihnen ein-
gereichten Frage herstellen. 

Dr. Hirsch (FDP): Danke! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind Sie in der Lage und, wenn ja, bereit, 
dem Hohen Hause zu schildern, wie eine zwangs-
weise künstliche Ernährung durchgeführt wird, und 
können Sie mit hinreichender Sicherheit ausschlie-
ßen, daß bei dieser Prozedur dem Häftling innere 
Verletzungen zugefügt werden? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Klein, ich bin hier in der glei-
chen Lage wie bei dem Kollegen Hirsch. Ich habe 
zwar Verständnis dafür, daß Sie die vorhin nicht 
mehr zum Zug gekommene Zusatzfrage gern stellen 
würden, aber Ihre Frage schließt sich nicht an die 
Frage des Herrn Abgeordneten Hirsch an. 

Ich muß daher die nächste Frage des Herrn Ab-
geordneten Nordlohne aufrufen. 

(Gansel [SPD] : Ich hatte aber gedrückt!) 

Entschuldigen Sie, Sie hatten tatsächlich gedrückt, 
Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Kollege sind sie der Auf-
fassung, daß die Diskussion dieses Themas eigent-
lich in das Gebiet der Reform des Strafvollzuges 
gehört, und sind Sie in Anbetracht auch der medi-
zinischen Umstände bei dem Tod des Untersuchungs-
häftlings Meins der Auffassung, daß eine zügige 
und großzügige Reform des Strafvollzuges hier auch 

mehr Sicherheit für Untersuchungshäftlinge schaf-
fen und somit auch ein Beitrag zur inneren Sicher-
heit dieses Staates sein könnte? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Die Frage steht kaum noch in dem geforderten Zu-
sammenhang, aber, Herr Staatssekretär, ich über-
lasse es Ihnen, ob Sie die Frage beantworten wollen. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Es sind zumindest beide Be-
reiche angesprochen: der Bereich des Strafvollzugs 
und der Bereich des Vollzugs der Untersuchungs-
haft. Es gibt in beiden Bereichen entsprechende Vor-
schriften: in der Untersuchungshaftvollzugsordnung 
Nr. 58 und in der Dienst- und Vollzugsordnung 
Nr. 193. 

Wie sie wissen, stehen wir jetzt in den Beratun-
gen des Strafvollzugsgesetzes. Dort wird — ich 
glaube, es ist § 89 — zu beraten sein, inwieweit die 
Vorschrift intensiver gefaßt werden kann. Ich glau-
be nicht, daß es notwendig ist, den derzeitigen Zu-
stand — Nr. 58 der Untersuchungshaftvollzugsord-
nung — zu ändern, zumal der Richter davon abwei-
chen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, nachdem ich die Frage wieder auf-
genommen habe. Ich bitte nur, achtzugeben, daß Sie 
in dem Zusammenhang bleiben. 

Erhard (Bad Schwalbach) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie für die Bundesregierung der Meinung, daß 
man ohne Änderung des § 330 c eine Klarstellung 
über die Grenze der Zwangsernährungspflicht in der 
Strafvollzugsordnung etwa so erreichen kann, wie 
das die Bundesregierung bisher vorgeschlagen hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich meine, man muß viererlei un-
terscheiden: 1. die Zulässigkeit von entsprechenden 
Maßnahmen. 2. die Pflicht, die strafrechtlich nicht 
sanktioniert ist, zu entsprechenden Maßnahmen, 3. 
die Möglichkeit der Anwendung des § 330 c und 4. 
die Frage, inwieweit eine Garantenstellung und — 
wegen der Garantenstellung — eine Teilnehmer-
schaft an einem möglichen Tötungsdelikt vorliegt. 
Ich bin nicht sicher, ob hier Raum ist, diese sehr kom-
plizierten Fragen detailliert im Wege des Frage-  
und-Antwortspiels auszuhandeln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, darf ich Sie fragen, nachdem Sie auf Nr. 58 der 
Untersuchungshaftvollzugsordnung hingewiesen ha-
ben, ob Sie mir bestätigen können, daß in dieser Be-
stimmung nur die Frage der Zulässigkeit, die Sie 
in Ihrer ersten Antwort behandelt haben, geregelt 
ist, daß aber nicht die Frage geregelt ist, unter 
welchen Voraussetzungen die Verpflichtung besteht 
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Vogel (Ennepetal) 

und ob es Voraussetzungen gibt, unter denen diese 
Verpflichtung nicht besteht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, es ist natürlich ein klarer Fall, daß 
die Frage nicht in dem hier geforderten Zusammen-
hang steht. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Sie schließt 
doch an die Antwort an!) 

-- Wir haben das Problem längst ausdiskutiert, daß 
sich eine Frage nicht auf die Antwort, sondern auf 
die ursprünglich gestellte Frage beziehen muß. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Nordlohne auf: 

Wie viele Untersuchungs- und Strafgefangene, die als Mit-
glieder oder Sympathisanten der Baader-Meinhof-Bande gelten, 
gibt es z. Z. in der Bundesrepublik Deutschland? 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Der Bun

-

desregierung ist die Erörterung dieses Fra

-

genkomplexes offensichtlich unangenehm! 
Gegenruf des Parl. Staatssekretärs Dr. de 

With: Herr Kollege, keineswegs!) 

— Herr Staatssekretär, die Frage des Herrn Abge-
ordneten Nordlohne war schon aufgerufen, und ich 
wollte ihm die Möglichkeit geben, daß auch seine 
Frage noch beantwortet wird. Bitte! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Präsident, ich bitte, beide 
Fragen im Zusammenhang beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Der Fragesteller ist einverstanden. Ich rufe deshalb 
auch die Frage 46 des Herrn Abgeordneten Nord-
lohne auf: 

Wie viele Mitglieder dieser Bande sind der am 13. September 
1974 durch Ulrike Meinhof vor Gericht verlesenen Aufforderung 
zum „Hungerstreik" gefolgt und müssen bis heute in Kranken-
häusern der Vollzugsanstalten künstlich ernährt werden? 

Bitte! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Vorab darf ich darauf hinwei-
sen, daß der Vollzug der Straf- und Untersuchungs-
haft in den Zuständigkeitsbereich der Justizverwal-
tungen der Länder fällt. Ich habe die Justizverwal-
tungen der Länder fernschriftlich um Auskunft ge-
beten. Aus dem von diesen mitgeteilten Zahlenmate-
rial ergibt sich folgendes: 

In den Vollzugsanstalten der Länder befinden 
sich 89 Untersuchungs- und Strafgefangene, die zu 
der von Ihnen angesprochenen kriminellen Baader-
Meinhof-Vereinigung als Mitglieder oder Sympathi-
santen gerechnet werden können. 59 Häftlinge sind 
in den Hungerstreik getreten; davon werden 14 
Häftlinge in Krankenanstalten behandelt. 28 Per-
sonen haben den Hungerstreik zwischenzeitlich auf-
gegeben; 31 Häftlinge befinden sich noch im Hun-
gerstreik. 

Ich darf ergänzend darauf verweisen, daß diese 
Zahlen nach dpa-Meldungen von gestern nacht 
möglicherweise um zwei vermindert werden müs

-

sen. Aber eine entsprechende Bestätigung von 
seiten der Länderjustizverwaltungen liegt mir nicht 
vor. 

Ich darf ferner darauf hinweisen, daß diese Ge-
samtzahlen sich aus den kurzfristig eingeholten 
Stellungnahmen der Länder zusammensetzen und 
daher in der zur Verfügung stehenden Zeit nicht 
überprüft werden konnten. Es kann daher nicht aus-
geschlossen werden, daß, bedingt durch kurzfristige 
Verlegung von Häftlingen, hier und da eine Doppel-
zählung vorgekommen ist. Das würde aber die Ge-
nauigkeit der Gesamtzahlen sehr wahrscheinlich 
nur unwesentlich beeinflussen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung bereit, über die Haftbedingun-
gen dieser Untersuchungs- und Strafgefangenen 
eine Dokumentation in der Form zusammenzustel-
len, wie sie der Senator für Justiz in Berlin bezüg-
lich der Vollzugsanstalten Berlins Anfang Novem-
ber dieses Jahres angefertigt und den Mitgliedern 
dieses Hauses zugänglich gemacht hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich meine, dies zu tun dürfte 
in erster Linie Sache der Länder sein. Aber ich sehe 
nicht, daß irgendwelche Einwendungen dagegen 
bestehen, daß dies im Benehmen mit den Ländern 
geschehen könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage; die Fragestunde ist abge-
laufen, Herr Kollege. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
wegen der stationären Behandlung von zwei im Hun-
gerstreik befindlichen Baader-Meinhof-Mitgliedern 
eine Intensivstation der Universitätsklinik in Mainz 
geräumt werden mußte und die Zivilbevölkerung 
dadurch in ihrer ärztlichen Versorgung erheblich 
beeinträchtigt ist? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Diese Zusatzfrage steht natürlich nur sehr bedingt 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Stationäre Behand-
lung!) 

in dem geforderten unmittelbaren Zusammenhang 
mit der ursprünglichen Frage. 

(Zuruf: Nein!) 

Meine Damen und Herren, ich muß leider fragen, 
wer hat hier „Nein!" gerufen? 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Wie in der 
Schule: „Wer war das?"!) 

Herr Abgeordneter Maucher, ich rüge Sie. 

Es liegt bei Ihnen, Herr Staatssekretär, ob Sie die 
Zusatzfrage noch beantworten wollen, und damit 
sind wir am Ende der Fragestunde. 
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Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich kann nicht bestätigen, daß 
Ihre in Frageform gekleidete Behauptung zutrifft, 
daß dadurch die Versorgung anderer Kranker be-
hindert worden sei. Ich kann aber soviel sagen, daß 
es eine Verpflichtung der zuständigen Behörden ist, 
unter Umständen einen Gefangenen — losgelöst von 
einem bestimmten Namen — einer Intensivstation 
zuzuführen, wenn eine Gefahr besteht, die in einer 
Strafanstalt nicht behoben werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Damit sind wir am Ende der Fragestunde. Die Fragen 
A 52, 53, 58, 59, 77, 78, 83, 84 und 105 sind von den 
Fragestellern zurückgezogen. Die übrigen nicht be-
handelten Fragen werden schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe zunächst die Punkte 17 und 20 bis 24 der 
Tagesordnung auf. 

17. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
der von der Bundesregierung beschlossenen 
Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 12/74 — Zollkontingente 
für Walzdraht und Elektrobleche — 2. Halb-
jahr 1974) 
— Drucksachen 7/2577, 7/2763 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Suck 

20. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Verordnung des Rates über die 
Ausdehnung des mit Verordnung (EWG) Nr. 
3590/73 vom 28. Dezember 1973 eröffneten 
Gemeinschaftszollkontingents für Zeitungs-
druckpapier der Tarifstelle 48.01 A des Ge-
meinsamen Zolltarifs auf bestimmte Papiere 
der Tarifstelle 48.01 E 
— Drucksachen 7/2078, 7/2765 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Suck 

21. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
zweite Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 
über Zusatzstoffe in der Tierernährung 
— Drucksache 7/2482, 7/2785 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Büchler (Hof) 

22. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung 
der Verordnung (EWG) Nr. 121/67 hinsichtlich 
der bei einem erheblichen Preisrückgang auf 

dem Schweinefleischsektor zu ergreifenden 
Maßnahmen 
— Drucksachen 7/2606, 7/2786 —

Berichterstatter: Abgeordneter Kiechle 

23. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu den von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschläge der EG-Kommission für 

einen Entwurf eines Beschlusses des Assozia-
tionsrats EWG—Türkei zur Änderung des Be-
schlusses Nr. 4/72 über die Begriffsbestim-
mung für „Erzeugnisse mit Ursprung in ..." 
oder „Ursprungserzeugnisse" der Türkei zur 
Anwendung von Anhang Nr. 6 Kapitel I des 
Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

eine Verordnung des Rates (EWG) zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 428/73 über 
die Anwendung bestimmter vom Assozia-
tionsrat EWG—Türkei gefaßter Beschlüsse 
— Drucksachen 7/2475, 7/2787 —

Berichterstatter: Abgeordneter Sauter (Epfen-
dorf) 

24. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu dem Antrag der Bundes-
regierung betr. Veräußerung des Flugplatz-
geländes in Trier-Euren an die Stadt Trier 
— Drucksachen 7/2583, 7/2789 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

Es handelt sich um Anträge der Ausschüsse zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs und zu Vor-
schlägen der Kommission der Europäischen Gemein-
schaft. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? Das ist nicht der Fall. Ich frage, ob das Wort 
zur Aussprache begehrt wird. — Auch das ist nicht 
der Fall. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß wir der 
Einfachheit halber gemeinsam abstimmen? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Wir kommen zur 
Abstimmung über die Ausschußanträge auf den 
Drucksachen 7/2763, 7/2765, 7/2785, 7/2786, 7/2787, 
7/2789. Wer zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Keine Gegenstim-
men. Stimmenthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 18 und 19 der Tagesordnung 
auf: 

18. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der von der Bun-
desregierung erlassenen Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 
13/74 — Erhöhung des Zollkontingents 1974 
für Bananen) 
— Drucksachen 7/2555, 7/2764 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

19. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der von der Bun-
desregierung erlassenen Zweiunddreißigsten 



9110 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode - 134. Sitzung , Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1974 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Verordnung zur Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung 
— Drucksachen 7/2556, 7/2766 	 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

Es handelt sich um Berichte des Ausschusses für 
Wirtschaft, von denen das Haus nur Kenntnis zu 
nehmen braucht, wenn nicht Anträge aus der Mitte 
des Hauses vorliegen. Ich stelle fest, daß keine 
Anträge gestellt sind; es liegen weder schriftliche 
noch mündlich gestellte Anträge vor. 

Das Haus hat von den Berichten auf den Druck-
sachen 7/2764 und 7/2766 Kenntnis genommen. 

Meine Damen und Herren, nach den interfraktio-
nellen Vereinbarungen soll Punkt 6 nach Punkt 12 
aufgerufen werden. Zunächst also Punkt 12: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Finanzierung ölpreisbedingter Zahlungs-
bilanzdefizite von Mitgliedstaaten im Rahmen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
— Drucksache 7/2860 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Finanzausschuß 

Wer wünscht zu Punkt 12 das Wort? — Die Bun-
desregierung. Herr Bundesfinanzminister! 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Bundesregierung legt Wert darauf, zu diesem 
Tagesordnungspunkt heute mit Ihnen ein Gespräch 
zu haben, weil am Anfang der nächsten Woche diese 
Frage wie andere Fragen auf der sogenannten 
Gipfelkonferenz in Paris eine Rolle spielen werden. 
Es scheint mir angemessen zu sein, daß der Deutsche 
Bundestag im Rahmen der ersten Lesung dieses Ge-
setzentwurfes seine Meinung so sagt, daß unsere 
Partner wissen, woran sie sind. Aus diesem Grunde 
möchte ich im Namen der Bundesregierung unseren 
Gesetzentwurf begründen. 

Meine Damen und Herren, im Jahresbericht 1974 
kommentiert der Weltwährungsfonds die Lage der 
Weltwirtschaft mit den Worten — ich zitiere —: 

Um die Mitte des Jahres 1974 lag die Weltwirt-
schaft in den Wehen einer starken und weit-
verbreiteten Inflation, einer Verlangsamung des 
wirtschaftlichen Wachstums, und war konfron-
tiert mit einem massiven Ungleichgewicht im 
internationalen Zahlungsverkehr. 

In dem Jahresbericht des Weltwährungsfonds wird 
weiter gesagt, daß diese Situation die nationalen 
Regierungen wie die internationale Gemeinschaft 
vor die umfassendsten und schwierigsten Probleme 
seit dem Ende des zweiten Weltkrieges stellt. Wir 
kommen zu dem Ergebnis, daß dieser Analyse nichts 
hinzuzufügen ist. Wir befinden uns in der Tat in der 
schwierigsten Situation nach 1945. 

Vor diesem durchaus düsteren Hintergrund müs-
sen wir unsere eigene Situation sehen. Unsere 
eigene Situation sieht so aus, daß — ohne daß 

wir unsere eigenen Probleme verniedlichen oder 
wegwischen wollen — die Bundesrepublik zu der 
Handvoll von Ländern unter den 130 Mitgliedslän-
dern des Währungsfonds gehört, die für sich die 
Probleme des Ölschocks weitgehend gelöst haben. 
Wir haben die massive Erhöhung der Öl - und Roh-
stoffpreise - von April 1973 bis Ende Oktober 1974 
sind die 01- und Rohstoffpreise um über 100 % ge-
stiegen — inzwischen durch eine Verbesserung unse-
rer Exporterlöse bezahlt und bezahlen können. Wir 
haben auf Grund unserer Stabilitätspolitik die nied-
rigsten Preissteigerungsraten aller westlichen Indu-
strieländer. Die neuen Zahlen für November sagen 
uns, daß die Preissteigerungsrate rückläufig ist. Sie 
wird im November zwischen 6,6 % und 6,7 % liegen. 
Während die Preissteigerungsraten bei uns also eher 
eine fallende Tendenz haben, bewegen sich um uns 
herum die Preise wie in einer Springflut nach oben. 
Die 20 %-Marke scheint in vielen Partnerländern 
erreicht, in manchen bereits übersprungen zu sein. 

Meine Damen und Herren, wir können nicht über-
sehen, daß wir dank unserer Politik für mehr soziale 
Gerechtigkeit, soziale Sicherheit und Mitbestimmung 
in unserem Lande den sozialen Frieden ungleich 
stärker abgesichert haben, als dies vergleichbare 
Industrieländer getan haben. Bei uns werden eben 
die ökonomischen Probleme nicht auf dem Rücken 
einer oder mehrerer Gruppen gelöst. 

Meine Damen und Herren, ein letztes Kriterium, 
um die Situation unseres Landes in der Weltwirt-
schaft beurteilen zu können: Wir haben im Gegen-
satz zu anderen wichtigen Ländern auch 1974 wieder 
einen realen Zuwachs des Bruttosozialprodukts ge-
habt. Die OECD in Paris schätzt, daß das reale 
Bruttosozialprodukt in Japan  um 3 1 /2 %  und in den 
USA um rund 2 % abnimmt. Bei vielen unserer Part-
ner finden wir lediglich eine Stagnation des realen 
Bruttosozialprodukts. 

Schließlich wird die Stabilität unserer Wirtschaft 
auch in einer anhaltenden Tendenz zur Höher-
bewertung der D-Mark gegenüber anderen wichti-
gen Währungen ausgedrückt. Ich gebe dies bewußt 
wertneutral wieder, enthalte mich also jeder Be-
wertung dieser Tendenz. Es muß aber festgestellt 
werden, daß sich der Außenwert der D-Mark seit 
Ende 1972 gegenüber dem US-Dollar um 25 %, ge-
genüber dem französischen Franc um 15,1 %, gegen-
über der italienischen Lira sogar um 43 % und ge-
genüber dem Pfund Sterling um 26 % verbessert hat. 

Wir könnten also heute und hier feststellen: unser 
Land ist mit der Rohstoffpreisexplosion fertig ge-
worden; die weltweite Währungsunruhe betrifft uns 
nicht; wir haben keine schwerwiegenden Export- 
und keine schwerwiegenden Währungssorgen. Daß 
diese Haltung nicht durchzuhalten wäre, wissen wir 
alle. Wir alle wissen, daß unser Land in einer Weise 
vom Außenhandel abhängig ist, daß die Sorgen 
unsere Partner auch unsere eigenen Sorgen sind. 
Die Bundesrepublik Deutschland lebt mit ihren euro-
päischen Nachbarn in einer Solidargemeinschaft. Ge-
rade wegen unserer günstigen Situation können wir 
uns der Mitverantwortung für die Zahlungsbilanz-
probleme unserer Partner nicht entziehen. Würden 
wir dies versuchen, dann würden wir sie geradezu 
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dazu drängen, ihre Zahlungsbilanzprobleme mit 
Handelsrestriktionen zu lösen, und damit unserer 
exportabhängigen Wirtschaft Schaden zufügen. In-
sofern sind Zahlungsbilanzschwierigkeiten unserer 
Partner heute, wenn wir nicht mithelfen, sie zu lin-
dern, Zahlungsbilanz- und Beschäftigungsprobleme 
unseres Landes von morgen. 

Für uns ist — und hier spreche ich hoffentlich für 
alle politischen Kräfte in diesem Hause — die Er-
haltung der Europäischen Gemeinschaft nicht nur 
eine politische und moralische Verpflichtung, son-
dern auch die Vertretung wohlverstandenen Eigen-
interesses. Vorteile der europäischen Integration 
sind auch unserem Lande in reichem Maße zugute 
gekommen. Die EG-Länder nehmen allein fast die 
Hälfte unseres Exports auf. Sie bieten damit unseren 
Unternehmen einen großen Absatzmarkt, sichern 
unseren Arbeitnehmern ihre Arbeitsplätze. 

Wir stellen in diesen Wochen und Monaten fest, 
daß selbst die europäische Agrarpolitik trotz sehr 
hoher Kosten und der Notwendigkeit ihrer kriti-
schen Durchleuchtung auch Vorteile für uns bringt. 
Ich sage das auch als Finanzminister. Manche unse-
rer Ernährungsprodukte wie Getreide und Zucker 
müßten von uns auf dem Weltmarkt heute schon 
sehr viel teurer gekauft werden, als wir sie zur Zeit 
in der Europäischen Gemeinschaft beziehen. 

Weil wir bereit sind, sowohl aus solidarischen 
politischen Überlegungen als auch in Verteidigung 
unseres eigenen Interesses den Fortbestand der 
Europäischen Gemeinschaft zu sichern, hat die Bun-
desregierung den Plan der Europa-Anleihe, der seit 
vielen Monaten debattiert war, stets positiv bewer-
tet. Ziel dieses Planes ist, wie Sie wissen, die Rück-
schleusung von Devisenreserven. Die Europäische 
Gemeinschaft soll in die Lage versetzt werden, bei 
den ölexportierenden Ländern Kredite aufzunehmen, 
die dann an notleidende Mitgliedstaaten weiterge-
reicht werden, um ihre ölpreisbedingten Zahlungs-
bilanzdefizite zu mildern. Dabei gehen wir aller-
dings davon aus, daß kein kurzfristiges Geld ein-
gesetzt werden darf; das, was wir bei den ölexpor-
tierenden Ländern aufnehmen, muß mindestens 
Geld für fünf Jahre sein. Wir denken auch nicht 
daran, daß auf diese Art und Weise bei den Mit-
gliedsländern Haushaltsfinanzierung betrieben wird; 
diese Mittel sollen ausschließlich zum Ausgleich der 
Zahlungsbilanz eingesetzt werden. 

Wir bitten Sie heute um Ihre Zustimmung dazu, 
daß 1975 von der Gemeinschaft Kredite bis zu 
3 Milliarden Dollar aufgenommen werden können, 
daß diese Gelder mit wirtschaftspolitischen Auf-
lagen verbunden werden und an einzelne notlei-
dende Mitgliedstaaten weitergereicht werden. 

Natürlich kann die Gemeinschaft diese Mittel auf 
dem Weltmarkt nur dann aufnehmen, wenn alle 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft ge-
meinsam die Haftung für diese Anleihe überneh-
men. Wir haben durch unsere Verhandlungen sicher-
gestellt, daß wir nicht gesamtschuldnerisch haften 
können. Unsere Haftung begrenzt sich auf maximal 
44,04 %; das ist der doppelte deutsche Anteil am 
Währungsbeistand, der innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft verabredet ist. Das heißt mit anderen 

Worten, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
daß wir bis etwa 1,3 Milliarden Dollar haften. Wir 
haben -- so hoffen wir — eine Konstruktion gefun-
den, die diese Haftungsgrenze auch nicht über-
schreitbar macht. 

Wir sollten allerdings weder Ihnen noch unseren 
Partnern verheimlichen, daß diese 3 Milliarden Dol-
lar Europa-Anleihe, die auf diese Art und Weise 1975 
über die Gemeinschaft aufgenommen werden kön-
nen, nicht ausreichen, um die Zahlungsbilanzpro-
bleme unserer Partner zu lösen. In diesem Jahre 
werden die EG-Partner mit negativer Zahlungsbilanz 
26 Milliarden Dollar Zahlungsbilanzdefizite haben; 
davon sind 15 bis 18 Milliarden Dollar ölpreis-
bedingt. 

Damit wird klar, daß das Instrument der Europa-
Anleihe nur Hilfe zur Selbsthilfe sein kann. Es soll 
aber auch nur Hilfe zur Selbsthilfe sein, denn wir 
sind ja als Bundesrepublik nicht in der Lage, uns 
an die Stelle eigener Anstrengungen unserer Part-
nerländer zur Lösung der eigenen Probleme zu set-
zen. Deshalb gehen wir auch davon aus, daß es bei 
3 Milliarden Dollar Europa-Anleihe für 1975 bleibt. 
Denn, meine Damen und Herren, wir müssen auch 
die Leistungsfähigkeit unserer eigenen Volkswirt-
schaft im Auge behalten, und wir müssen unseren 
Partnern sagen, daß es denkbar und nicht völlig 
ausgeschlossen ist, daß wir aus diesen Bürgschafts-
verpflichtungen eines Tages in Anspruch genom-
men werden. Deshalb können wir den Weg der 
Europa-Anleihe nicht leichtfertig und beliebig wie-
derholbar weitergehen. 

Wir müssen vielmehr versuchen -- dieser Ver-
such wird in den nächsten Wochen und Monaten 
verstärkt werden müssen —, die Last der ölpreis-
bedingten Zahlungsbilanzdefizite auf breitere 
Schultern zu legen. Hier müssen insbesondere Orga-
nisationen wie der Internationale Weltwährungs-
fonds eingeschaltet werden. Aber, meine Damen 
und Herren, ich bin auch dagegen, daß wir den öl-
exportierenden Ländern ihre Verantwortung an 
der Lösung der ölpreisbedingten Zahlungsbilanz-
ungleichgewichte und der daraus abzuleitenden 
Schwierigkeiten zu leicht machen und zu sehr ab-
nehmen. Ihnen darf zuviel des Risikos nicht abge-
nommen werden. 

Es kommt hinzu, daß bis dato die Währungs-
reserven der wichtigsten Partner innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft sich gut entwickelt 
haben. Das ist eigentlich ein erstaunliches Phäno-
men. So haben die Währungsreserven Englands von 
Ende 1973 bis Ende September 1974 um 0,7 Mil-
liarden Dollar zugenommen, die von Italien um 
1,2 Milliarden Dollar hier spielt natürlich auch 
das bilaterale Geschäft, das wir mit den Italienern 
gemacht haben, eine Rolle —, und Frankreichs 
Devisenreserven betragen unverändert 8,5 Milliar-
den Dollar. Es ist eigentlich absurd, wenn man sich 
diese Zahlen ansieht, festzustellen, daß es nur ein 
einziges Land gibt, bei dem die Devisenreserven 
abgenommen haben, nämlich die Bundesrepublik 
Deutschland. Aber wir haben weiterhin fast die 
Hälfte der Devisenreserven der EG; das sind 
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32,5 Millarden Dollar, die auf der hohen Kante 
liegen. 

Ich wies bereits darauf hin, daß wir nur Hilfe zur 
Selbsthilfe leisten können. Dennoch, meine Damen 
und Herren, werden wir auch in Zukunft - wir soll-
ten uns hier keine Illusionen machen — unter den 
Druck unserer Partner kommen. Die hohen Devisen-
reserven unseres Landes, die vergleichsweise gute 
wirtschaftliche Lage wie auch unser hoher Anteil 
am Welthandel werden unsere Partner mit Sicher-
heit dazu führen, weitere Leistungen von uns zu 
verlangen. Uns wird es aufgegeben sein, immer 
Kompromißmöglichkeiten zu finden, die weder un-
sere eigene Leistungsfähigkeit über Gebühr strapa-
zieren noch unsere Partner aus dem nationalen eige-
nen Obligo entlassen. In jedem Falle hat es keinen 
Zweck, international auf uns Druck auszuüben mit 
dem Ziel, mehr aus uns herauspressen zu wollen, 
als wir geben können oder geben wollen. 

Mir scheint wichtig zu sein, daß wir international 
die Politik so organisieren, daß die nationale und 
die internationale Wirtschaftspolitik aufeinander 
abgestimmt werden. Für mich bleibt Feind Nummer 
Eins weiterhin die Inflation, die es zu bekämpfen 
gilt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

ich bleibe dabei, daß wir vor allem in den nächsten 
Wochen sicherstellen müssen, daß europäische Wirk-
lichkeit nicht allein darin besteht, daß wir in dieser 
speziellen Notsituation hinsichtlich der Zahlungs-
bilanzungleichgewichte zusammenfinden und ge-
meinsame Lösungen finden. Wichtig scheint mir zu 
sein, daß unsere Partner mit uns zusammen wissen, 
daß Solidarität keine Einbahnstraße ist, daß sich 
Solidarität nicht auf einem Felde allein bewähren 
und bewegen kann, sondern daß unsere Partner mit 
uns zusammen auch in anderen Bereichen Solidarität 
üben. Ich denke hier insbesondere an den Bereich 
der Energieversorgung. Hier heißt es, zusammenzu-
stehen und auch die Aktionen über die EG-Länder 
hinaus mit den USA zu verknüpfen. 

Meine Damen und Herren, wir legen Ihnen dieses 
Projekt heute nicht nur deshalb vor, weil wir mei-
nen, nicht warten zu können, bis der Bundeshaushalt 
1975 verabschiedet ist — denn diese Bürgschaft ge-
hört natürlich eigentlich in den Bürgschaftsrahmen 
des Haushalts hinein —; wir haben auch einen poli-
tischen Grund. Wir sind der Meinung, der Deutsche 
Bundestag sollte zu diesem Projekt seine Meinung 
sagen. Nur auf diese Art und Weise können wir ge-
meinsam auch die Probleme, die mit diesem Weg 
der Europa-Anleihe geschaffen werden, debattieren, 
entscheiden und tragen. Sie sollen heute und in den 
nächsten Wochen, wenn wir über diesen Gesetzent-
wurf beraten, wissen, daß es in dieser Europa-
Anleihe auch belastende Dimensionen gibt. Sie wer-
den mich fragen: Wann kommt die nächste Tranche? 
Ich habe unseren Partnern gesagt, wir dächten ei-
gentlich nicht daran, 1975 eine neue Tranche aufzu-
legen; wir seien der Meinung, drei Milliarden Dollar 
als Beitrag der Gemeinschaft zur Linderung der öl-
preisbedingten Zahlungsbilanzdefizite seien das, was 
wir tragen könnten. Dennoch, meine Kolleginnen 
und Kollegen: eine neue Tranche kommt. Dann,  

meine ich, sollten wir erneut im Deutschen Bundes-
tag über diese Frage debattieren. Dies ist keine tech-
nische Frage, die nur den Haushaltsausschuß an-
ginge, sondern eine politische Frage, eine politische 
Frage auch insofern, als wir, wir Parlamentarier, auf 
diese Art und Weise Gelegenheit haben, zu prüfen, 
ob europäische Wirklichkeit und europäischer Fort-
schritt so aussehen, daß wir ein finanzielles Opfer 
bringen, dafür aber politische Ergebnisse für Europa 
und auch für unser Land bekommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Sprung. 

Dr.  Sprung  (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die west-
lichen Industrienationen, aber nicht nur diese, stehen 
seit der Erhöhung der Ölpreise vor einer völlig 
neuen Situation. Sie stehen vor einer völlig neuen 
Situation sowohl im Hinblick auf ihre weitere wirt-
schaftliche Entwicklung als auch im Hinblick auf die 
Bewältigung der finanziellen Belastungen, die mit 
der Ölpreisanhebung verbunden sind. Die Vervier-
fachung des Ölpreises hat Verzerrungen und Ver-
werfungen im internationalen Zahlungs- und Wäh-
rungssystem hervorgerufen und Ungleichgewichte in 
den Zahlungsbilanzen geschaffen oder bestehende 
Ungleichgewichte verstärkt, die in der Wirtschafts-
geschichte ohne Beispiel sind. Die Auswirkungen 
dieser Veränderungen auf die einzelnen Volkswirt-
schaften, die im übrigen noch lange nicht bereits voll 
eingetreten sind, sind vor allem in zwei Richtungen 
zu sehen. 

Erstens. Die Preiserhöhungen bedeuten einen zu-
sätzlichen Inflationsstoß mit allen sich daraus erge-
benden Konsequenzen für die Produktion und die 
Beschäftigung. 

Zweitens. Die nationalen Devisenreserven strömen 
in kürzester Frist in die erdölfördernden Staaten 
mit der Folge einer totalen Umdisposition gegen-
über dem bisherigen Zustand. Die Höhe des Devisen-
transfers wird auf rund 60 Milliarden Dollar pro 
Jahr geschätzt, eine, wie jeder zugeben wird, phan-
tastischen Summe. 

Nun wäre das Problem schon schwierig genug zu 
lösen, wenn es sich nur um die Ölpreiserhöhung und 
den damit verbundenen zusätzlichen Inflationsstoß 
handelte. Ja selbst der Abfluß der Devisenreserven 
in die erdölproduzierenden Staaten wäre noch zu 
bewältigen, wenn die Ölländer die ihnen zufließen-
den Devisen dazu verwendeten, damit zusätzliche 
Einfuhren aus den ölimportierenden Industrielän-
dern zu finanzieren, und wenn als weitere Bedin-
gung hinzukäme, daß die Devisen mehr oder we-
niger in gleicher Höhe dorthin zurückflössen, woher 
sie kamen. 

Aber gerade eben dieses beides ist nicht der Fall, 
und da liegt die ganze Problematik der Ölpreis-
erhöhungen. Die Ölländer erhalten Devisen, die 
sie auch nicht annähernd für zusätzliche Importe 
verwenden können, und sie legen die überschüssi-
gen Devisenbeträge dort an, wo es ihnen gefällt. 
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Und es gefällt ihnen nur in wenigen Ländern und 
vor allem nicht oder nur zum Teil in denjenigen 
Ländern, von denen sie die Devisen für Erdöl-
importe erhielten. Dazu einige Zahlen: 

Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
schätzt in diesen Tagen, daß im ganzen Jahre 1974 
den ölfördernden Ländern ungefähr die schon ge-
nannten 60 Milliarden Deviseneinnahmen zuflie-
ßen werden. Von den in den ersten neun Monaten 
zugeflossenen Beträgen seien etwa 45 % in tra-
ditioneller Weise angelegt worden, nämlich in US-
amerikanischen und britischen Regierungsanleihen. 
Der Gesamtbetrag dürfte sich etwa wie folgt auf 
die einzelnen Länder verteilen: 8 Milliarden Dol-
lar auf die USA, 4 Milliarden Dollar auf Großbri-
tannien, 12 Milliarden Dollar auf den Euro-Markt 
und 3 Millionen Dollar auf andere europäische 
Staaten. Diese Zahlen und ihre Aufteilung, d. h. 
ihre Anlage in den einzelnen Ländern, zeigen das 
ganze Dilemma, in dem wir stecken, zeigen insbe-
sondere das ganze Dilemma für die Mitgliedstaaten 
der EG. Nicht nur fließen die Devisen nur auf be-
stimmte Märkte zurück; die Rückflüsse in die Mit-
gliedstaaten der EG dürften zusammengenommen 
außerdem erheblich geringer sein als die ölpreis-
bedingten Zahlungsbilanzdefizite der Mitgliedstaa-
ten von voraussichtlich 15 bis 20 — Herr Minister, 
Sie haben 18 gesagt —, also von 18 Milliarden 
Dollar im Jahre 1974. 

Diese Situation für die Mitgliedstaaten der EG 
in ihrer Gesamtheit hat zu dem Ratsbeschluß vom 
21. Oktober geführt, auf den internationalen Märk-
ten Mittel aufzunehmen, um denjenigen Mitglied-
staaten Kredite zu gewähren, die mit keinen aus-
reichenden Rückflüssen von Devisen rechnen dür-
fen und somit nicht in der Lage sind, ihre ölpreis-
bedingten Zahlungsbilanzdefizite wieder auszuglei-
chen. Als erste Maßnahme ist die Aufnahme einer 
Anleihe in der Größenordnung von 3 Milliarden 
Dollar vorgesehen. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem Ratsbeschluß 
und dem darauf fußenden Gesetz über die Finan-
zierung ölpreisbedingter Zahlungsbilanzdefizite von 
Mitgliedstaaten im Rahmen der EG grundsätzlich 
zu. Sie stimmt damit auch der Übernahme von Bürg-
schaften, Garantien und sonstigen Gewährleistun-
gen durch die Bundesregierung in Verbindung mit 
der Gewährung von Krediten aus den aufgenom-
menen Mitteln zu. Die CDU/CSU-Fraktion geht mit 
der Regierung darin einig, daß es besser ist, den 
Mitgliedstaaten, die ihre ölpreisbedingten Zahlungs-
bilanzdefizite nicht mehr finanzieren können, über 
die Gewährung von Krediten zu helfen als sie auf 
den Weg von Handelsrestriktionen zu drängen, die 
in der Tat unabsehbare Folgen für den internatio-
nalen Handel und unsere eigene Volkswirtschaft 
haben würden. Herr Minister, Sie haben darauf be-
reits nachdrücklich hingewiesen. Ebenso ist die 
Überlegung zutreffend, daß es nicht nur im Inter-
esse der Gemeinschaft liegt, sondern auch im eige-
nen Interesse, wenn in den Defizitländern Krisen-
situationen verhindert werden, die den Bestand der 
Gemeinschaft in Frage stellen oder bedrohen wür-
den. Die Gemeinschaft ist und kann nicht nur eine 

Schönwettergemeinschaft sein, wie das viele Jahre 
lang der Fall war. Sie muß sich auch in Krisenzeiten 
bewähren, und gerade in ihnen war vom Gemein-
schaftsgeist, insbesondere im letzten Jahr, kaum 
etwas zu spüren. Jeder Mitgliedstaat glaubt, in 
nationalen Alleingängen das Heil suchen zu müs-
sen. Insofern ist es zu begrüßen, daß mit der vorge-
sehenen Gemeinschaftsanleihe endlich wieder Ver-
nunft zum Zuge zu kommen scheint und sich auch 
wieder so etwas wie ein Gemeinschaftsgeist zeigt 
und entfaltet. 

Wenn ich so für die CDU/CSU-Fraktion die grund-
sätzliche Zustimmung zu dem vorliegenden Gesetz-
entwurf erklären darf, so möchte ich auf der anderen 
Seite aber doch darauf hinweisen, daß die vorgese-
hene Gemeinschaftsaktion ganz strikt, Herr Minister 
— Sie haben das ja schon unterstrichen —, auf den 
Zweck zu begrenzen ist, auf den sie ausgerichtet ist. 
Es muß außer Zweifel stehen und absolut sicherge-
stellt sein, daß die aufgenommenen Mittel aus-
schließlich für die Finanzierung ölpreisbedingter 
Zahlungsbilanzdefizite der Mitgliedstaaten der EG 
eingesetzt werden. Es wäre verhängnisvoll und 
würde jede künftige Aktion ähnlicher Art diskredi-
tieren — und wir werden ja, das haben Sie ange-
kündigt, weitere Aktionen solcher Art zu erwarten 
haben —, wenn diese strenge Zweckbindung in 
Frage stünde. Denn, meine Damen und Herren, ma-
chen wir uns nichts vor, der Betrag von 3 Milliarden 
Dollar ist zwar keine Kleinigkeit, doch die Defizite 
der EG-Staaten reichen in ganz andere Größenord-
nungen hinein — die Zahlen sind bereits genannt 
worden , und das Problem des Recyclings ist für 
die Gemeinschaftsländer mit der vorgesehenen An-
leihe von 3 Milliarden Dollar nur im Ansatz in An-
griff genommen worden. Von gleich entscheidender 
Bedeutung ist, daß die Kreditgewährung an einzelne 
Mitgliedstaaten mit klaren, eindeutigen und stren-
gen wirtschafts- und stabilitätspolitischen Auflagen 
verbunden wird. Wir meinen, daß Artikel 5 des Rats-
beschlusses vom 21. Oktober insoweit unzureichend 
ist, als in ihm nur von wirtschaftspolitischen Auf-
lagen zur Wiederherstellung des Zahlungsbilanz-
gleichgewichts die Rede ist. 

In der Begründung zum vorliegenden Gesetzes-
entwurf wird weitergehend erklärt, daß die Bundes-
regierung bei der Durchführung der Kreditaktionen 
besonderes Augenmerk darauf richten wird, daß die 
Mittelvergaben unter strengen wirtschaftspolititi-
schen und stabilitätsorientierten Auflagen erfolgen. 
Aber auch das, Herr Minister, reicht unseres Er-
achtens noch nicht aus. Das ist im Grunde nichts wei-
ter als eine Goodwill-Erklärung. Was fehlt, ist eine 
eindeutige Verpflichtung des Rates, die Kreditge-
währung von strengen wirtschaftspolitischen und 
stabilitätsorientierten Auflagen abhängig zu ma-
chen. Eine Verpflichtung des Rates! 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
kann durch den Ratsbeschluß und durch das vorlie-
gende Gesetz bei Rückzahlungsschwierigkeiten der 
gewährten Kredite in erheblichem Umfang finanziell 
in Anspruch genommen werden. Sie sollte daher 
auch die Möglichkeit nutzen, die sie dank ihrer er-
heblichen Devisenreserven hat, den anderen Staaten 
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über die Kreditbedingungen zu helfen, eine strikte 
Stabilitätspolitik zu betreiben. Wir alle wissen, daß 
das Problem der Ölpreiserhöhung von Dauer ist. 
Auch die Schwere des Problems ist bekannt. Klar 
sollte aber auch sein, daß ohne eine strikte Stabili-
tätspolitik Kreditgewährungen der vorgesehenen 
Art vertane Aktionen sein würden. Das Recycling 
der Ölmilliarden der ölproduzierenden Länder ist 
zwar nur ein Kurieren an Symptomen und nur kurz- 
und mittelfristig eine Maßnahme, um mit dem Pro-
blem der Zahlungsdefizite infolge der Ölpreiserhö-
hung fertig zu werden. Auch das haben Sie kurz an-
gerissen, Herr Minister. Doch auch selbst kurz- und 
mittelfristig kann es nur funktionieren, wenn das 
Recycling von einer strikten Stabilitätspolitik der 
Defizitländer begleitet ist. Der Gemeinschaftsgeist 
drückt sich nicht nur darin aus, daß diejenigen Mit-
gliedstaaten, die selbst keine Schwierigkeiten für 
die Finanzierung ihrer Öleinfuhren haben, ihre Kre-
ditwürdigkeit bei der Mittelbeschaffung für andere 
Mitgliedstaaten einsetzen. Gegen den Gemein-
schaftsgeist würde auch gehandelt werden, wenn die 
Verpflichtung der Defizitländer zu einer strengen 
Stabilitätspolitik als eine mißbräuchliche Ausnut-
zung wirtschaftlicher Stärke angesehen würde. 

Nun noch einige Worte zu dem vorgesehenen Ge-
setzentwurf selbst und zu seinen einzelnen Bestim-
mungen! Meine Damen und Herren, würde die Re-
gierung jahrelangem Brauch gefolgt sein, hätte sie 
statt des vorliegenden Gesetzentwurfs einen Nach-
tragshaushalt eingebracht. Das aber hat sie aus 
naheliegenden Gründen nicht getan. Das Argument, 
daß die Sache eilbedürftig sei und deshalb ein Nach-
tragshaushalt — nicht der Haushalt 1975! — aus-
schied, zieht, meine ich, nicht. Entscheidend war, daß 
man gleichzeitig auch eine ganze Reihe anderer 
Änderungen und zusätzlicher Ausgaben hätte mit 
aufnehmen müssen. Seit kurzem präsentiert die Bun-
desregierung ständig neue Vorlagen mit außer- und 
überplanmäßigen Ausgaben, so vor kurzem unter 
anderem für den Umtausch von Gelsenberg- gegen 
Veba-Aktien in einem Betrag von 145,5 Millionen 
DM, allein in dieser Woche gleich drei neue Vor-
lagen, nämlich überplanmäßige Ausgaben im Zusam-
menhang mit dem Einzelplan 14 in Höhe von 
103 Millionen DM, Zuschüsse an die Träger der 
Krankenversicherung der Landwirte in Höhe von 
85 Millionen DM und Diskontzahlung für unverzins-
liche Schatzanweisungen in Höhe von 100 Millionen 
DM. Herr Minister, in der Sache ist gegen diese 
Vorlagen und die Notwendigkeit auch dieser Aus-
gaben überhaupt nichts einzuwenden, jedoch müßte 
formell dafür der Weg eines Nachtragshaushalts ge-
wählt werden. Eine Debatte darüber hätte allerdings 
gezeigt, in welch auswegslose Situation die Bundes-
finanzen bereits in diesem Jahr durch die neuesten 
Steuerschätzungen vom November geraten sind, vom 
nächsten Jahr im Augenblick noch ganz zu schwei-
gen. 

Wir wenden uns mit Nachdruck gegen dieses Ver-
fahren, da es einer Entwicklung Vorschub leistet, 
die niemand wünschen kann. Der Überblick über 
die öffentlichen Finanzen geht damit mehr und mehr 
verloren. 

Daneben dürfte aber auch ein anderer Gesichts-
punkt eine Rolle gespielt haben. § 1 des vorliegen-
den Gesetzentwurfs, in dem es heißt, daß die von 
der Bundesregierung beabsichtigte Zustimmung zur 
Aufnahme und Gewährung von Krediten im Gegen-
wert von bis zu 3 Milliarden Dollar gebilligt wird, 
ist an sich völlig überflüssig. Hinsichtlich der Ver-
pflichtung und eventuellen finanziellen Leistung, die 
auf die Bundesrepublik aus der Aufnahme der Ge-
meinschaftsanleihe und der Kreditgewährung aus 
den aufgenommenen Mitteln zukommen können, ge-
nügt voll und ganz § 2, der die Ermächtigung zur 
Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonsti-
gen Gewährleistungen enthält. Die Regierung hat 
offensichtlich Angst, oder — ich sollte vielleicht nicht 
ganz so weit gehen — sie sieht sich in der Lage, die 
Möglichkeit wahrzunehmen, sich vom Parlament den 
Rücken stärken zu lassen, nicht allein zu entscheiden, 
obgleich sie es ohne weiteres hätte tun können. Das 
ist immerhin eine bemerkenswerte Tatsache, und es 
läßt verschiedene Schlüsse zu. Die CDU/CSU-Frak-
tion wird darauf im zuständigen Ausschuß noch zu-
rückkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete von Bülow. 

von Bülow (SPD) : Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die SPD-Fraktion wird dem Ent-
wurf des Gesetzes über die Finanzierung ölpreisbe-
dingter Zahlungsbilanzdefizite von Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft zustimmen. 

Die Debatte über diesen Gesetzentwurf über die 
EG-Anleihe vollzieht sich auf einem außerordent-
lich ernsten politischen Hintergrund mit der Gefahr 
einer drohenden weltweiten Wirtschaftskrise. Wir 
haben nicht nur eine weltweite Inflation mit Preis-
steigerungsraten in einem Jahr in Frankreich von 
14,7 %, in Großbritannien von 17,1/%, in Italien von 
24,6 %. Auch die Arbeitslosenquoten sind steil in die 
Höhe gegangen. In der Bundesrepublik liegt die 
Quote jetzt bei 2,4 %, in Irland bei 7 %, in den USA 
geht sie ebenfalls bereits über die 7 % hinaus. Das, 
was hier in Angriff genommen wird, sind die Pro-
bleme der Handels- und Leistungsbilanz. Während 
die OECD-Länder, die Industrieländer im Jahre 1973 
insgesamt noch einen Handelsbilanzüberschuß von 
9 Milliarden Dollar erzielten, wird 1974 dieses Plus 
von 9 Milliarden Dollar durch ein Defizit von 31 Mil-
liarden Dollar abgelöst. Das einzige Land oder mit 
das einzige Land, das noch Überschüsse erzielt, wird 
die Bundesrepublik mit 8 Milliarden Dollar sein. 
Frankreich wird ein Defizit von 6 Milliarden, Italien 
ein Defizit von 7,5 Milliarden und Großbritannien ein 
solches von 10 Milliarden Dollar haben. Diese Krise 
in der Zahlungs- und Leistungsbilanz kann zu einer 
großen Wirtschaftskrise innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft und damit zu Tendenzen führen, die 
diese Europäische Gemeinschaft stören könnten. 

Der französische Präsident Valéry Giscard 
d'Estaing hat in seiner Pressekonferenz vom 24. Ok-
tober 1974 auf die Gefahren hingewiesen. Er hat er- 
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läutert, daß alle Kurven der Entwicklung, die heute 
überhaupt nur greifbar seien, auf eine Katastrophe 
hinzeigten und daß die Gefahr eines Abstiegs für 
ganz Europa an die Wand gemalt sei. Drei Faktoren 
seien anzuführen: die weltweite Inflation, die völlige 
Desorganisation des internationalen Währungs-
systems, das brüske Ansteigen bestimmter Rohstoff-
preise. Darauf ist vorhin schon hingewiesen worden. 
Die Aufgabe, die Ölmilliarden — 60 Milliarden Dol-
lar —, die in den arabischen Ländern angehäuft wer-
den, wieder in den internationalen Währungskreis-
lauf hineinzugeben ist das Gebot der Stunde. Wege 
dafür sind in großem Umfang noch nicht gefunden 
worden. Das ist eine internationale Aufgabe. Nicht 
umsonst richten sich alle Konferenzen, auch die Kon-
ferenz und die Diskussion, die der Bundeskanzler in 
diesen Tagen in den Vereinigten Staaten haben wird, 
fast ausschließlich auf diese Problematik. Das muß 
international gelöst werden. Das Interesse der Bun-
desrepublik muß dabei im Auge behalten werden. 
Wir haben ein lebenswichtiges Interesse an der Auf-
rechterhaltung des Welthandels. Wir haben ein In-
teresse an der internationalen Arbeitsteilung. Denn 
ein Viertel bis ein Fünftel unseres Bruttosozialpro-
dukts, unserer Wertschöpfung ruht darin, daß wir 
mit diesem internationalen Welthandel verflochten 
sind. Es würde eine erhebliche Einbuße an Volksein-
kommen bedeuten, wenn wir auf unsere eigenen 
Grenzen zurückgeworfen würden. 

Deshalb hat die Bundesrepublik konsequent eine 
Politik betrieben, den Partnerstaaten in ihren wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten zu helfen, um ein Aus-
brechen in eine Verengung des Welthandels zu ver-
meiden. Wir haben bilateral einen Beistandskredit 
an Italien gegeben und geben jetzt diese Anleihe, 
zu der wir unsere Zustimmung geben müssen, im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft in Höhe von 
maximal 3 Milliarden Dollar einschließlich Zinsen 
zum Ausgleich ölpreisbedingter Zahlungsbilanzdefi-
zite. Wir können das tun, weil die Bundesrepublik 
die höchsten Währungsreserven innerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaft hat und weil unsere Lei-
stungsbilanz immer noch aktiv ist. Die Bedingungen, 
unter denen das Geld ausgezahlt werden soll, müs-
sen im einzelnen noch vereinbart werden. Sie wer-
den nicht zur Haushaltsfinanzierung unserer europä-
ischen Partner dienen, sondern das Geld wird direkt 
den Notenbanken übermittelt. Die Gelder werden 
unter wirtschaftspolitischen Auflagen gezahlt. Nur 
müssen wir natürlich sehen, daß Kredite dazu füh-
ren können, sich das Leben auf eine Reihe von Jah-
ren oder auch nur von Monaten etwas komfortabler 
zu machen. Das ist das Problem, das mit diesen Mil-
liarden verbunden ist. Es müssen also ernsthafte, 
aber auch realistische Auflagen damit verbunden 
sein. 

Die Kredite werden von den Mitgliedstaaten ver-
bürgt, von der Bundesrepublik mit 22 % minimal, 
44 % maximal. Unsere maximale Belastung wird 
bei totalem Ausfall der 44 % ungefähr 3,4 Milliar-
den DM betragen. Dieses Risiko, so meine ich, ist 
angesichts der Gefahr, die bei einer Einengung des 
Welthandels besteht, durchaus tragbar. Allerdings 
muß darauf hingewiesen werden, daß im Haushalts-
gesetz 1975 bereits Gewährleistungsermächtigungen 

in flöhe von 91 Milliarden DM vorgesehen sind. Um 
diese 3,3 Milliarden DM wird hier erhöht werden. 

Herr Sprung, ich muß Sie darauf hinweisen, diese 
Erweiterung des Gewährleistungsrahmens wird 
selbstverständlich im Laufe der Haushaltsberatung 
in das Haushaltsgesetz eingearbeitet werden. Es ist 
also keineswegs so, daß wir hier etwa zu einem 
Nachtragshaushalt gezwungen werden. Ein Nach-
tragshaushalt müßte sich ja auf das Jahr 1974 be-
ziehen. Diese Ölmilliarden werden allenfalls im 
Jahre 1975 wirksam. Also muß die Sache im Haus-
haltsgesetz 1975 geregelt werden. Dieses ist noch 
nicht verabschiedet. Man kann allenfalls darüber 
reden, ob man einen Ergänzungshaushalt vorlegen 
muß, um den Gewährleistungsrahmen zu erweitern. 
Wir müssen darauf achten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland gerade nach der Steuerreform die Gren-
zen der Tragbarkeit erkennt. Wir müssen weiter 
darauf achten, daß die Risiken, die sich aus diesen 
Krediten ergeben, einigermaßen überschaubar blei-
ben. Es kann sich in den nächsten Monaten nicht um 
eine Vielzahl von derartigen Tranchen handeln; das 
muß alles einigermaßen im Rahmen bleiben. 

Nun möchte ich Ihre Aufmerksamkeit noch auf die 
Problematik der Rechtsgrundlage richten, weil das 
die Einschaltung des Parlaments in das, was von der 
Europäischen Kommission und vom Rat beschlossen 
wird, betrifft. Als Rechtsgrundlage ist hier die Gene-
ralklausel des Art. 235 des EG-Vertrages angezogen. 
Darin heißt es: 

Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft er-
forderlich, um im Rahmen des Gemeinsamen 
Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und 
sind in diesem Vertrag die hierfür erforder-
lichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erläßt 
der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommis-
sion und nach Anhörung 

— wie gesagt, nicht Mitbestimmung — 

der  Versammlung die geeigneten Vorschriften. 

Kredite sind normalerweise Einnahmen — auch der 
Europäischen Gemeinschaft — und würden den 
Finanzvorschriften des Art. 199 ff. des EG-Vertrages 
unterliegen. Die Finanzverfassung der Europäischen 
Gemeinschaft kennt eine solche spezielle Ermächti-
gung nicht. Deshalb hat man sich, da man diese Be-
stimmung nicht anziehen konnte, auf die Kredit-
aufnahme durch einen Agenten geeinigt. Das ist ein 
rettender Einfall; er ist problematisch. 

Es ist gut, so meine ich, daß die Bundesregierung 
sowohl bei der Aufnahme der Kredite als auch bei 
ihrer Absicherung innerhalb des Gewährleistungs-
rahmens angesichts der Bedeutung, die dahinter-
steht, den Weg des Zustimmungsgesetzes gewählt 
hat. Es wird dies ein Präzedenzfall für die Zukunft 
sein. Aber die Europäischen Gemeinschaften müssen 
sich überlegen, ob sie sich nicht langfristig das In-
strumentarium verschaffen, das notwendig ist, um 
derartige Kreditoperationen am Weltmarkt im eige-
nen Namen durchführen zu können. Ähnliches gilt 
ja auch für die Gewährleistung. Allerdings haben 
wir hier den Art. 115 des Grundgesetzes mit der 
Notwendigkeit einer Ermächtigung durch Gesetz. 
Hier sind die Mitwirkungsrechte des deutschen Par- 
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laments auf jeden Fall gesichert, nicht jedoch die 
des Europäischen Parlaments und die unserer Mit-
gliedstaaten. 

Dieser Währungsbeistand ist von höchster Eil-
bedürftigkeit. Angesichts der weit über den un-
mittelbaren sachlichen Inhalt der Gesetzesvorlage 
hinausgehenden politischen Bedeutung des Vor-
gangs spreche ich namens der SPD-Fraktion zu der 
Vorlage die Zustimmung aus, und zwar sowohl zu 
§ 1 des Gesetzentwurfes, der die Billigung der Kre-
ditaufnahme der Europäischen Gemeinschaft zum 
Ausdruck bringt, als auch zur Einräumung der Ge-
währleistung nach Art. 115 des Grundgesetzes bis 
zur Höhe von 1,3 Milliarden Dollar zu Lasten des 
Bundeshaushalts künftiger Jahre. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP) : Frau Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Wenn wir es etwas 
pointiert sehen wollen, so bestand die Gemeinschaft 
bisher aus dem gemeinsamen Agrarmarkt und aus 
der Zollunion; jetzt besteht sie zusätzlich aus ge-
meinsamen Zahlungsbilanzsorgen. 

Nach Schätzungen der Brüsseler Kommission wer-
den die neun Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft in diesem Jahr für ihre Ölimporte etwa 
40 Milliarden Dollar mehr als 1973 ausgeben müs-
sen. Von Januar bis September 1974 haben Frank-
reich, Italien, Großbritannien, die Niederlande, 
Irland und Dänemark über ihre Notenbanken ins-
gesamt 12 Milliarden Dollar auf dem Devisenmarkt 
aufgenommen, um das durch die Ölpreiserhöhungen 
entstandene Zahlungsbilanzdefizit zu finanzieren. Die 
schon ohnehin schwierige Zahlungsbilanzsituation 
für einen Teil der EG-Länder steigerte sich durch 
die Ölpreiserhöhung ins Unerträgliche. Der Herr 
Bundesfinanzminister hat dazu detaillierte Angaben 
gemacht. 

Auch nach Meinung des Sachverständigenrates 
ist dies ein gefährlicher Prozeß, aus dem eine ernst-
hafte Bedrohung für die Freiheit des Handels und 
des Kapitalverkehrs erwächst, eine Bedrohung, die 
uns alle trifft. In dieser Situation geht es darum, 
den so betroffenen EG-Ländern zum einen das Ge-
fühl der Solidarität durch die Gemeinschaft zu ver-
mitteln und zum anderen durch gemeinsame An-
strengungen die Folgen zu mindern. 

Die FDP-Fraktion ist der Auffassung, daß die 
Bundesrepublik hier nach Maßgabe ihrer Möglich-
keiten Hilfe zur Selbsthilfe bieten muß, daß aber 
diese Hilfe nur durch und in der Gemeinschaft 
realisiert werden kann. Wer sich aber durch das 
Gebot der Solidarität nicht zu gemeinsamer Anstren-
gung veranlaßt sieht, sei daran erinnert, daß die 
Bundesrepublik auf Grund ihrer besonderen Situa-
tion als exportorientiertes Land ein fundamentales 
Interesse daran haben muß, daß die Europäischen-
Gemeinschafts-Partner für unsere Produkte auf-
nahmebereit bleiben und nicht aus ihren eigenen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten heraus in letzter 

Konsequenz zu einer Abschließung ihrer Märkte 
kommen. 

Wir meinen, daß die Darlehensgewährung zur 
Finanzierung ölpreisbedingter Zahlungsbilanzdefi-
zite in der Form, wie sie die Regierung hier vor-
gelegt hat, dann einen Beitrag zur Gesundung der 
betroffenen Länder leistet, wenn die Gemeinschaft 
die Weiterleitung der Darlehen mit entsprechenden 
Auflagen versieht. Herr Kollege Sprung fordert hier 
strenge Stabilität der Defizitländer. Ich darf es viel-
leicht noch ausweiten: strenge Stabilität für alle 
Länder. 

Es stimmt hoffnungsvoll, daß Italien, dem in der 
Vergangenheit aufgrund seiner besonderen Zah-
lungsbilanzanspannungen bereits besondere Kredit-
vergünstigungen eingeräumt wurden, in seiner am 
2. Dezember durch Ministerpräsident Moro abgege-
benen Regierungserklärung ein scharfes wirtschaft-
liches Sanierungsprogramm vorgesehen hat, das 
unter anderem eine rigorose Bekämpfung der Infla-
tion und eine Bereinigung des hohen Defizits in sei-
ner Zahlungsbilanz vorsieht. 

Wir wollen die Wiedergesundung aller EG-Part-
ner in gemeinsamer Anstrengung. Meine Fraktion 
hat deshalb kein Verständnis für einige Vorschläge, 
England und Italien von EG-Verpflichtungen — 
wenn auch nur befristet — zu befreien. Die Folgen 
einer solchen Politik wären verheerend. Ich zitiere 
mit Genehmigung der Frau Präsident aus der Wo-
chenzeitschrift „Die Zeit" vom 29. November 1974: 

Die Zollschranken würden niedergehen in 
Europa; die Niederlassungsfreiheit geriete in 
Gefahr; Kontingentierungen im gemeinschafts-
internen Handel wären unvermeidbar. Der Kon-
voi der Minderbemittelten, der von der euro-
päischen Geleitspitze abgehängt werden soll, 
würde wahrscheinlich nie wieder nach vorne 
aufschließen können. Das soziale und wirtschaft-
liche Gefälle in Europa würde sich vergrößern 
und am Ende auch den wohlhabenderen Ländern 
gefährlich werden. Funktionsunfähigkeit würde 
zum Verfall führen. 

Dies ist nicht die Zielvorstellung unserer Politik, 
und es kann eigentlich auch nicht die Zielvorstel-
lung einer Partei in diesem Bundestag sein. 

Eine Kreditaufnahme mit dem Ziel der Rückzah-
lung von Devisenüberschüssen der erdölproduzie-
renden Länder an die EG-Mitgliedstaaten, die ihre 
ölpreisbedingten Zahlungsbilanzdefizite nicht mehr 
finanzieren können, kann aber nicht die einzige 
Maßnahme zur Verbesserung der Situation sein. 
Wir begrüßen deshalb, daß sich die Außenminister 
der Europäischen Gemeinschaft in ihrer Beratung 
am vergangenen Dienstag darauf geeinigt haben, 
die seit langem diskutierte Verwirklichung eines 
europäischen Regionalfonds für die Gipfelkonferenz 
vorzusehen. Auch dies wird ein weiterer Schritt zur 
Konsolidierung der Gemeinschaft sein. 

Frau Präsident, meine Damen und Herren, jede 
Gemeinschaft benötigt das solidarische Handeln 
ihrer Mitglieder, und das nicht allein in guten Zei-
ten, sondern vor allem in Krisen. Dazu wollen wir 
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unseren Beitrag leisten. Die FDP-Fraktion wird dem 
vorliegenden Gesetzentwurf zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 
Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung an den 
Haushaltsausschuß — federführend — sowie an den 
Wirtschaftsausschuß und den Finanzausschuß — mit-
beratend —. Wer dem zustimmt, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe nun die Punkte 6 a) und 6 b) der Tages-
ordnung auf: 

a) Beratung des Energieprogramms der Bundes-
regierung 
— Drucksache 7/1057 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung der Ersten Fortschreibung des Ener-
gieprogramms der Bundesregierung 
— Drucksache 7/2713 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Haushaltsausschuß 

Zur Einführung hat Herr Bundesminister Fride-
richs das Wort. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen! Meine Her-
ren! Die Bundesregierung hat mit der Fortschreibung 
des Ihnen vorliegenden Energieprogramms die Kon-
sequenzen aus der Ölkrise des letzten Winters ge-
zogen, die wir nunmehr ein Jahr hinter uns haben. 
Ich glaube, daß die Bundesregierung sagen kann, 
daß ihre Politik während der kritischen Monate 
richtig war; denn wir haben die Lage besser über-
winden können als andere Länder mit vergleich-
baren Abhängigkeiten. 

Die Gefahr, vor der wir stehen, ist aber, daß mit 
nur einjährigem Abstand geglaubt wird, wir befän-
den uns wieder in Sicherheit, obwohl dies nicht der 
Fall ist. Es gibt zwar keine akuten Versorgungs-
schwierigkeiten, aber, meine Damen und Herren, 
die Konfrontation im Nahen Osten und die Gefah-
ren, die dort lauern, bestehen fort. Wir alle wissen, 
daß wir bei einer Zuspitzung der dortigen Situation 
unverzüglich vor neue Energieversorgungsprobleme 
gestellt werden. 

Wir wissen, daß wir die Abhängigkeit vom Erd-
öl auf absehbare Zeit nicht aufheben können, 
bestenfalls vermindern können. Wir wissen auch, 
daß, wenn die großen Erdölerzeugerländer Öl nicht 
als ein ökonomisches Gut, sondern als eine politische 
Waffe betrachten, die Auswirkungen über Preise 
und Beschäftigung weit hinausgehen bis hin in die 
Existenzfragen der westlichen Welt. Wir können die 
Augen nicht davor verschließen, daß sich in der 
internationalen Energielandschaft zwei Blöcke ge

-

genüberstehen, nämlich die Industrieländer und die 
Erzeugerländer. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, 
daß die Industrienationen den Schock des letzten 
Winters noch nicht überwunden haben. Die Produ-
zenten andererseits sprechen — vielleicht nicht ein-
mal ganz zu Unrecht — von einer jahrzehntelangen 
Übervorteilung — auch Ausbeutung genannt —, die 
sie nun überwinden wollen. Sie befürchten, daß die 
industrialisierten Länder, wenn sie sich zusammen-
täten, sie wieder in jene alte Position zurückdrän-
gen würden. 

Dieses Klima des gegenseitigen Argwohns ist ge-
wiß nicht geeignet, zu einer neuen und vertrauens-
vollen Zusammenarbeit zwischen den Produzenten- 
und Verbraucherländern zu kommen, die wir für not-
wendig halten, um die weltwirtschaftlichen Probleme 
auf Dauer zu lösen. Die Bundesregierung hat daher 
vor der Ölkrise bereits eine neue Politik der be-
wußten Zusammenarbeit und Kooperation mit den 
Rohölförderländern auf einer breiten Front begon-
nen und sie hat — vor anderen Verbraucherlän-
dern — das Interesse dieser Förderländer an einer 
bestmöglichen Nutzung der Rohstoffreserven aner-
kannt. Die Bundesregierung unternimmt deshalb 
alles in ihren Kräften Stehende, um zur Entspan-
nung der Lage im Nahen Osten aus außenpoliti-
schen, aber auch aus wirtschaftspolitischen Gründen 
beizutragen. 

Dies setzt Vertrauen und Verständnis für die wirt-
schaftlichen und politischen Gegebenheiten der bei-
den Blöcke voraus. In der gegenwärtigen politischen 
und wirtschaftlichen Situation kommt es darauf an, 
die Verkrampfung im Verhältnis von Produzenten- 
zu Verbraucherländern zu lösen, um wenigstens eine 
Gesprächsbasis zwischen beiden zu schaffen. Wir 
haben daher den Dialog zwischen beiden nachhaltig 
unterstützt. 

Aber ein solches Gespräch muß, insbesondere in 
seiner Anfangsphase, gründlich vorbereitet werden. 
Nichts wäre in einer sensiblen und unter Vorbe-
halten von beiden Seiten stehenden Situation ge-
fährlicher als ein nicht gründlich vorbereiteter Be-
ginn für eine vertrauensvolle Aussprache über die 
wechselseitigen Probleme. Das Risiko eines Miß-
verständnisses muß vermieden werden; es könnte 
durch Fensterreden und Positionspapiere eher be-
günstigt werden. 

Deshalb ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 
einer Konferenz sorgfältige Vorgespräche voraus-
gehen müssen, in denen auch die Verständigungsbe-
reitschaft der einzelnen Teilnehmer ausgelotet und 
getestet werden muß. Zu dieser Vorbereitung des 
Dialogs gehört selbstverständlich auch, daß die Ver-
braucherländer untereinander darüber wenigstens 
einig sind, welche prinzipielle Position sie gegen-
über den Produzentenländern einzunehmen beabsich-
tigen. Ich gebe mich keinen Illusionen hin, daß eine 
solche Verständigung schon zwischen den Verbrau-
cherländern nicht leicht zu erreichen sein wird —
allein wegen unterschiedlicher Interessenlagen und 
unterschiedlicher Abhängigkeiten. Um so schwie-
riger wird eine Einigung zwischen unseren Inter-
essen und denen der bedeutenden Ölproduzenten 
sein. 
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Dennoch ist dies der einzige Weg, um Konfron-

tationen zu vermeiden, die notwendige Energiever-
sorgung zu sichern und damit zugleich die indu-
strielle Entwicklung in den Rohölförderländern zu 
beschleunigen. Meines Erachtens ist es falsch, wenn 
sich Stimmen in den Förderländern gegen diesen 
Versuch der Verbraucherländer erheben. Ich glaube, 
daß dies nur darauf beruht, daß es Förderländer gibt, 
die noch nicht erkannt oder nicht voll erkannt haben, 
daß eine industrielle Entwicklung ihres Landes nur 
in einer Zusammenarbeit mit den Verbraucherlän-
dern — sprich: den großen Industrienationen — 
möglich ist. 

Ich bin nämlich davon überzeugt, daß die Förder-
länder einen Dialogpartner brauchen, der seinerseits 
weiß, was er will, der die Chancen der Kooperation 
kennt, der aber auch bereit ist, die berechtigten In-
teressen der Produzentenländer anzuerkennen und 
in sein Konzept mit einzubeziehen. Die Bundesregie-
rung wird alles tun, um gerade diesen Akzent der 
internationalen Zusammenarbeit zu verdeutlichen, 
und die gestern abend begonnenen Gespräche des 
Bundeskanzlers und des Bundesaußenministers in 
Washington dienen ebenfalls diesem Ziel. 

Es ist keine Frage, daß die Ö lpreiserhöhungen 
die Weltwirtschaft hart getroffen haben. Es ist eben-
so keine Frage und es kam in der vorangegangenen 
Debatte über das Recycling zum Ausdruck, daß der 
internationale Inflationstrend dadurch einen neuen 
Schub erhalten hat und daß die so dringend notwen-
dige Stabilitätspolitik insbesondere auch in anderen 
Ländern der Welt schwerer geworden ist. Ungleich-
gewichte im internationalen Handels- und Zahlungs-
verkehr haben sich verstärkt, und es ist ein Umver-
teilungsprozeß und ein Prozeß der Machtverschie-
bung zugunsten der Erzeugerländer in Gang gekom-
men. Es würde unabsehbarer Schaden für die Welt-
wirtschaft und auch für unsere Volkswirtschaft ent-
stehen, wenn es nicht gelingen würde, die Energie-, 
Handels- und Währungsprobleme zu lösen und die 
Weltmärkte, von denen wir als eine der größten 
Exportnationen der Welt in hohem Maße abhängig 
sind, funktionsfähig zu halten. Die Bundesrepublik 
Deutschland trägt hier gerade wegen ihres hohen 
Anteils am Welthandel eine besondere Verantwor-
tung. Deswegen sind wir froh, daß es uns gelungen 
ist, zu Beginn dieses Jahres die sehr akute Gefahr 
von Kurzschlußhandlungen in Form von protektio-
nistischen Außenhandelsrestriktionen durch ein am 
30. Mai 1974 vereinbartes Standstill-Abkommen in 
der OECD zu bannen. 

Es wäre angezeigt, an dieser Stelle noch etwas 
über Recycling zu sagen. Aber angesichts der vor-
angegangenen Debatte möchte ich mir dies ersparen 
und auf den Inhalt dieser Debatte verweisen, die sich 
aber nahtlos in diese Energiedebatte einfügt. 

Die Bundesregierung hat in der Fortschreibung 
nachdrücklich ihren Willen bekundet, die notwen-
digen internationalen Lösungen als Flankierung 
und Ergänzung der nationalen Maßnahmen voran-
zubringen, und sie hat gleichzeitig mit der Fort-
schreibung des Energieprogramms das Internatio-
nale Energieprogramm gebilligt. Erstmals — das ist 
anders als in der kritischen Situation vor einem 

Jahr — sind damit Vereinbarungen der Mehrzahl 
der Industrieländer über eine weitreichende Zusam-
menarbeit in der Energiepolitik getroffen worden. 
Die Bundesregierung begrüßt, daß dieses Programm 
breit getragen wird. Sie begrüßt aber insbesondere, 
daß sich Länder wie die Schweiz, Schweden, Oster-
reich, Spanien und die Türkei den ursprünglichen 
Verhandlungspartnern angeschlossen haben. Wir 
hoffen, daß auch ein Sonderabkommen mit Norwe-
gen bald geschlossen werden kann, das ja bei der 
Energie in einer besonderen Position ist, und wir 
hoffen natürlich auch, daß Lösungen für eine Teil-
nahme Frankreichs an dieser Zusammenarbeit zu 
finden sind. Wir wissen, daß die bisherige Nicht-
teilnahme Frankreichs ein Schönheitsfehler am Ge-
samtkonzept und in Europa ist. Aber wir lassen uns 
nicht davon abbringen, alles daranzusetzen, diesen 
Schönheitsfehler zu beseitigen. 

Inzwischen ist der Krisenmechanismus vorläufig 
in Kraft getreten, die Energieagentur zur Durch-
führung des Programms hat im Rahmen der OECD 
ihre Arbeit aufgenommen, und wir begrüßen inso-
weit auch die Vorschläge, die der amerikanische 
Außenminister Kissinger und sein Finanzminister 
gemacht haben. Dabei gibt es aber wichtige gene-
relle Orientierungspunkte für die Zusammenarbeit, 
die für uns von Bedeutung sind: Wir gehen mit 
allen Beteiligten davon aus, daß erstens die ergrif-
fenen Maßnahmen im Einklang mit den Notwendig-
keiten der Wirtschaftsentwicklung der Welt und 
der einzelnen Volkswirtschaften bleiben müssen, 
zweitens die Zusammenarbeit so organisiert wird, 
daß der freie Welthandel und die Funktionsfähig-
keit der Weltmärkte nicht gestört wird, drittens 
neben der Aktivierung der eigenen energiepoliti-
schen Kräfte Ziel die Kooperation mit den Erzeu-
gerländern ist. 

Wir betrachten das Internationale Energiepro-
gramm nicht als Gegenpol zu einer gemeinsamen 
Energiepolitik der Europäischen Gemeinschaft. Es 
stellt im Gegenteil eine große Chance für die Ge-
meinschaft dar, sich daran zu beteiligen. Wir tre-
ten daher konsequenterweise für den Beitritt der 
Gemeinschaft zum Internationalen Energiepro-
gramm und für die Entwicklung einer gemeinsamen 
Haltung der EG-Staaten ein. Wir könnten uns einen 
überflüssigen Graben zwischen der gemeinsamen 
Energiepolitik und dem Internationalen Energie-
programm nicht leisten. 

Für die Energiepolitik im Innern der Gemein-
schaft hat die Kommission ein umfangreiches Pa-
ket von Vorschlägen unterbreitet. Wir sind offen 
für diese Vorschläge, und wir erwarten, daß die 
Gipfelkonferenz wenigstens Orientierungen für die 
weitere Entwicklung gibt und der Energie-Minister-
rat Mitte Dezember Fortschritte erreichen kann. Wir 
halten es für unerläßlich, daß in Europa weiterhin 
die Prinzipien eines freien Energiemarktes gelten. 
Mengen- oder Wertplafonds für Ölimporte mit dem 
Ziel der Energieeinsparung mögen in dem einen 
oder anderen Land sinnvoll sein. Für die Bundes-
republik Deutschland sind sie kein brauchbares In-
strument; denn die gemeinsame Energiepolitik muß 
gleichzeitig den freien Verkehr innerhalb der Ge- 
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meinschaft gewähren. Eingriffe in Mengen und 
Preise können für uns nur bei ernsten Versorgungs-
krisen ein notwendig werdendes Instrument sein. 
Die Bundesrepublik ist mit ihrer weltoffenen Öl-
politik und mit der bestehenden Marktstruktur auf 
die Flexibilität des Marktes angewiesen. Wir wol-
len den bestehenden begrenzten Wettbewerbsspiel-
raum nicht noch zusätzlich einengen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte an dieser 
Stelle sagen, daß diese Maximen auch bei dem Be-
mühen gelten müssen, zunächst Frankreich und da-
mit die Europäische Gemeinschaft zum Beitritt zur 
internationalen Agentur zu bewegen. Anders ausge-
drückt: Wir erstreben die Gemeinsamkeit in der Ge-
meinschaft, aber der Preis muß in einer bestimmten 
Relation zu dem erzielbaren Erfolg stehen. Wir sind 
der Auffassung, daß als erster Schritt neuer effek-
tiver Anstrengungen die Energieeinsparung und die 
Entwicklung der Energieressourcen in der Gemein-
schaft in Angriff genommen werden müssen. 

Lassen Sie mich nun zu einigen Punkten der Fort-
schreibung zwei kurze Anmerkungen machen. 

Die Bundesregierung hält es für richtig, sich ge-
genwärtig auf eine Förderkapazität bei der Stein-
kohle von 94 Millionen Tonnen für das Jahr 1980 
einzustellen. Wir müssen uns dabei im klaren sein, 
daß eine Schätzung der Absatzchancen der deutschen 
Steinkohle im Jahre 1980 mit größeren Risiken als 
jede frühere Schätzung belastet ist. Die Sicherheit 
der deutschen Energieversorgung erfordert es aber, 
in dieser Lage die derzeitige Förderkapazität vor-
zuhalten. Wir sind uns bewußt, daß diese Politik 
auch weiterhin beachtliche Anstrengungen der Berg-
bauunternehmen verlangt. Ohne eine gewisse staat-
liche Absicherung werden die Unternehmen des 
Bergbaus nicht in der Lage sein, dieses Ziel zu 
erreichen. Zur Flankierung dieser Politik sieht die 
Fortschreibung daher zusätzliche Investitionshilfen 
vor. 

Die Erhaltung der derzeitigen Förderung setzt 
neben zusätzlichen Investitionen aber auch voraus, 
daß die heute im Bergbau beschäftigten Menschen 
bereit sind, auch weiterhin dieser schwierigen Ar-
beit nachzugehen, und daß es uns gelingt, auch 
wieder jüngere Menschen für diesen Beruf zu ge-
winnen. Die Bundesregierung wird deshalb die be-
stehenden sozialen Absicherungen für die Berg-
leute voll aufrechterhalten. 

Eine weitere Flankierung für das kohlepolitische 
Ziel liegt in den Absatzhilfen. Durch das vor weni-
gen Tagen im Parlament verabschiedete Dritte Ver-
stromungsgesetz wird der Absatzbereich Elektrizi-
tätswirtschaft abgesichert. 

Der zweite große Abnehmer für die deutsche 
Kohle ist die Stahlindustrie. Bisher wurde der Koks-
bedarf der deutschen Stahlindustrie voll, d. h. aus-
schließlich aus deutscher Kohleförderung gedeckt. 
Das ist nicht das Ergebnis eines normalen ökono-
mischen Prozesses, sondern die Folge eines bisher 
exklusiven Verbundes und bestehender Einfuhrbe-
schränkungen. Die damit verbundene Belastung für 
die deutsche Stahlindustrie im Vergleich zu ihren 
ausländischen Konkurrenten ist in der Vergangen-

heit zumindest zu beachtlichen Teilen durch staat-
liche Kokskohlebeihilfen ausgeglichen worden, die 
von Bund und Bergbauländern gemeinsam zu tra-
gen waren. 

Nebenbei gesagt zeigt aber die jetzige ange-
spannte Lage, in der wohl keine Stahlindustrie der 
Welt so gut versorgt ist wie die deutsche, daß die 
traditionell enge Bindung zwischen Kohle und Stahl 
nicht nur Nachteile, sondern auch Vorteile hat. 

In der Fortschreibung gehen wir bei der Absiche-
rung im Eisen- und Stahlbereich einen neuen Weg. 
Die Änderung auf den Energiemärkten der Welt 
läßt es gerade längerfristig geraten erscheinen, 
einem so großen Kohleverbraucher wie der deut-
schen Stahlindustrie begrenzte Einfuhren von 3 Mil-
lionen Tonnen und damit auch unternehmerische 
Initiativen in Kohlerevieren anderer Länder zu er-
möglichen. Die Bundesregierung setzt bei dieser 
Politik allerdings voraus, daß die bestehenden Lie-
ferbeziehungen zwischen Kohle und Stahl, insbe-
sondere der bekannte Hüttenvertrag zwischen Ruhr-
kohle und Stahlindustrie, der veränderten Situation 
angepaßt werden. Um es deutlich zu sagen: Die An-
passung des Hüttenvertrags an die veränderte Si-
tuation ist die Voraussetzung für die Zulassung von 
beschränkten Importmengen für die deutsche Stahl-
industrie. Dieser Vertrag, in Zusammenhang mit der 
Gründung der Ruhrkohle-AG in einer völlig anderen 
Situation geschlossen, muß den jetzigen Gegeben-
heiten angepaßt werden. Sonst würde er sich syste-
matisch zu einem Vertrag zu Lasten Dritter entwik-
keln, wir können sagen: zu Lasten des Staates oder 
auch der Steuerzahler. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Es kann auf die Dauer nicht die Aufgabe der öffent-
lichen Hand sein, an den jeweiligen Weltmarktpreis 
gebundene und damit zum Teil hohe Kokskohle

-

Beihilfen zu leisten, die uns an anderer Stelle im 
Bundeshaushalt fehlen. Auch für den Haushalt er-
öffnet damit die von der Bundesregierung vorge-
nommene Neuorientierung Möglichkeiten der Ein-
sparung bzw. Umschichtung. Dieser Zielsetzung müs-
sen die Verhandlungen zwischen Kohle und Stahl 
über eine Änderung des Hüttenvertrages Rechnung 
tragen. 

Die Bundesregierung behauptet nicht, mit dem 
Energieprogramm und der Fortschreibung dieses 
Programms alle Probleme gelöst zu haben; das sollte 
man zugeben. Denn die Lösung dieser Probleme 
kann einfach nur Schritt für Schritt angegangen wer-
den, ungeachtet der Unsicherheiten von außen. 

Um dieses schrittweise Ringen um Problemlösun-
gen geht es auch bei einem Thema, das in diesem 
Programm angeschnitten ist; ich meine das Thema 
„Umweltschutz und Energieversorgung". Wir kön-
nen — dies sollte man ungeschminkt sagen — in 
unseren engen Grenzen nicht ein Industriestaat mit 
entsprechendem Energiebedarf sein und zugleich von 
einer idyllischen Landschaft und völlig problemloser 
Umwelt träumen. Wir brauchen nicht nur Ölimporte, 
Kohle- und Gasförderung, wir brauchen auch Raf-
finerien, Kraftwerke, 01-, Gas- und Stromleitungen, 
Pumpstationen, Häfen und Läger, nicht irgendwo, 
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sondern hier in unserem Lande. Dabei wollen wir 
uns nichts vormachen: Die Fortschritte beim Bau 
und bei der Genehmigung besonders von Kraftwer-
ken und Raffinerien sind noch nicht so, wie sie sein 
müssen, wenn wir unsere energiepolitischen Ziele 
fristgerecht erreichen wollen. Dafür gibt es eine 
Reihe von Gründen, die von falsch programmierten 
Bürgerinitiativen über die Angst einzelner Verwal-
tungsstellen bis zu jenen Hemmnissen reichen, die 
mit jeder Bürokratie zwangsläufig verbunden sind. 
Ich möchte hier sagen: Wenn es uns nicht gelingt, 
auf diesem Gebiet rascher als in den vergangenen 
Jahren voranzukommen, dann werden sich für eine 
ausreichende Energieversorgung in den 80er Jahren 
und in den 90er Jahren Schwierigkeiten ergeben, die 
dann nur schwer zu überwinden sein werden. Das 
bedeutet nicht, daß wir uns über berechtigte Be-
sorgnisse unserer Bevölkerung hinwegsetzen und 
etwa im Sicherheitsbereich auch nur irgendein Risiko 
eingehen können. Dies bedeutet, daß Fortschritte in 
der Energiepolitik die Umwelterfordernisse beim 
Ausbau der Energiekapazitäten sachgerecht und 
frühzeitig berücksichtigen. 

Meine Damen und Herren, es kann darüber nicht 
einfach endlos debattiert werden. Die energiewirt-
schaftlichen Daten verlangen zu bestimmten Termi-
nen Entscheidungen. 

In unserer Gesellschaftsordnung und freiheitlichen 
Welt verlangt die Verwirklichung dieser beiden An-
liegen auch die Einsicht eines jeden einzelnen Bür-
gers. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß sowohl 
die Energieversorgung — das heißt konkret: Licht, 
Wärme, zukunftssichere Arbeitsplätze und ein 
quantitativ und qualitativ ausreichendes Waren-
angebot — als auch sauberes Wasser, reine Luft 
und Erholungsräume zur Umweltqualität gehören. 
Wir werden diese Probleme weiterhin in aller 
Offenheit diskutieren, damit jeder einzelne Bürger 
weiß, worum es geht, und zwischen welchen beiden 
Notwendigkeiten entschieden werden muß. 

Ich bin mir der Tatsache bewußt, daß die Kom-
plexität der Materie erhebliche Anforderungen an 
den einzelnen bzw. an sein Vertrauen in die Red-
lichkeit und Sachkunde der Exekutive stellt. Wenn 
ich Exekutive aus diesem Gebiet sage, meine ich 
insbesondere Bund und Länder; denn die Geneh-
migungskompetenzen sind ja verteilt. 

Andererseits scheint es mir, daß gerade in der 
Bundesrepublik Deutschland am wenigsten Anlaß 
zu dem manchmal übersteigerten Mißtrauen gegen-
über Genehmigungsbehörden besteht. Wir haben 
klare Zuständigkeitsregelungen, die die staatlichen 
Aufsichtspflichten und die Interessen der staat-
lichen Energiebehörden voneinander abgrenzen. Ge-
rade die Entwicklung in der Kerntechnik, die zu-
nehmend von einzelnen Gruppen kritisiert wird, 
war von Anfang an durch das Bemühen des Staates 
um den Schutz seiner Bürger vor nuklearen Risiken 
gekennzeichnet. Aber die Sicherung unserer Ener-
gieversorgung verlangt eben auch den zügigen 
Ausbau von Kernkraftkapazitäten. 

(Zuruf von der FDP: Sehr richtig!) 

Eine nüchterne und sachliche Einstellung der Bür-
ger zu den energie- und umweltpolitischen Maßnah-
men von Bund und Ländern ist auch bei der recht-
zeitigen Bereitstellung geeigneter Standorte für den 
Ausbau der Energieanlagen nötig. Dies verlangt 
Vorsorge bei der Auswahl der Standorte und zügige 
Entscheidungen. Dabei muß sich die Energiewirt-
schaft darüber im klaren sein, daß sie bei der Stand-
ortwahl den Erfordernissen der Umwelt von vorn-
herein Rechnung tragen muß und daß hinter diesem 
Anliegen im Einzelfall mitunter auch betriebswirt-
schaftliche Rentabilitätsüberlegungen zurücktreten 
müssen. 

Ich möchte hier allerdings hinzufügen, daß dies 
nicht damit abzutun ist, indem man das Stichwort 
„Verursacherprinzip" in den Mund nimmt; denn 
wenn Rentabilitätsüberlegungen zurücktreten ge-
genüber berechtigten Umweltbelangen , dann be-
deutet dies doch ganz einfach, daß die erzeugte 
Energie teurer wird. Dies trägt nicht der Verursa-
cher, sondern am Ende selbstverständlich der Ver-
braucher. 

Das heißt, bei dem notwendigen Maß an Versor-
gungssicherheit kann das notwendige Maß an Um-
weltfreundlichkeit eben nur über den Preis erreicht 
werden. Wir müssen bereit sein, im Interesse des 
Lebens in unserem Lande diesen Preis zu zahlen. Ich 
will hinzufügen, daß wir bei Maßnahmen und organi-
sierten Maßnahmen gegen Energiestandorte und 
Produktionsanlagen draußen zwischen den Maß-
nahmen und den Befürchtungen gegenüber Kern-
kraftanlagen und denen gegenüber anderen Ener-
gieerzeugungsanlagen zu unterscheiden haben. Bei 
den anderen ist es meistens die Belastung der Luft 
oder des Wassers, die zu Protesten Anlaß gibt. Wir 
müssen ganz einfach in Rechnung stellen, daß es 
bei Kernkraftanlagen sehr häufig der Angstkomplex 
ist, der bei den Menschen in diesem Lande hinzu-
kommt. 

Deshalb haben die beteiligten Ressorts — das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie, 
der Bundesinnenminister und der Bundeswirtschafts-
minister — eine Aufgabe darin gesehen, in den 
nächsten Jahren eine möglichst einsehbare und ob- 
jektive Aufklärung über diese Dinge zu starten, da-
mit der Angstkomplex beseitigt wird und wir die 
Dinge auf das Maß an objektiver Belastung der 
Umwelt zurückführen. 

Energiepolitik, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, war in diesem Hohen Hause meist ein Feld, 
bei dem Meinungsverschiedenheiten im Detail ge-
genüber einem starken Miteinander im Grundsätz-
lichen zurücktraten. Die Zusammenarbeit bei der 
Beratung des ersten Energiesicherungsgesetzes war 
ein Beispiel davon, die Zusammenarbeit bei der Be-
ratung des Verstromungsgesetzes ein zweites. Ich 
hoffe, daß die Beratungen des Zweiten Energie-
sicherungsgesetzes, die im Anschluß an diese De-
batte stattfinden, ebenso dieses Maß an Gemein-
samkeit erkennen lassen wie die Besprechung über 
die Fortschreibung des Energieprogramms, mit der 
die Bundesregierung den Versuch macht, die Her-
ausforderungen anzunehmen, die im letzten Winter 
auf die Bundesrepublik Deutschland zugekommen 
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sind, und mit der sie den Versuch macht, die Kon-
sequenzen aus neuen Daten zu ziehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Russe. 

Russe (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Herr Minister, Sie 
haben zur Einführung in diese Debatte einen Be-
richt über teilwese sehr aktuelle, teilweise mit dem 
Programm und seiner Fortschreibung, wie es auf 
der Tagesordnung steht, zusammenhängende Fra-
gen gegeben. Wir sind mit Ihnen der Auffassung, 
daß wir uns in diesem ersten Jahr nach der Ölkrise, 
besser gesagt: nach der Energiekrise nicht dem trü-
gerischen Schluß hingeben dürfen, daß nun alles 
wieder in Ordnung sei. Von daher sind wir also ge-
halten, uns weiterhin mit aller Kraft der Problema-
tik einer gesicherten Energieversorgung zu widmen. 

Lassen Sie mich eine zweite Bemerkung zu Ihrer 
Einführung machen: Wir sind mit Ihnen der Auffas-
sung — dies war immer unsere Position, und sie 
wird es auch zukünftig in Übereinstimmung mit 
Ihnen bleiben , daß die Interdependenz der Wäh-
rungs-, Außenhandels- und Energiepolitik nicht 
außer acht gelassen werden darf. Gäbe man sich 
hier einer anderen Orientierung hin, würde dies 
schwerwiegende, fürchterliche Konsequenzen haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Reuschenbach? 

Russe (CDU/CSU) : Verzeihen Sie, Herr Kollege 
Reuschenbach; lassen Sie mich jetzt erst einmal in 
aller Ruhe für meine Fraktion vortragen, was wir zu 
diesem Programm festgestellt wissen wollen. Sie 
wissen, daß ich sonst nicht kneife; aber hier geht es 
zunächst einmal darum, daß auch wir unsere Mei-
nung zur Kenntnis geben. Sie wollten ja absolut 
diese Debatte. Wir sind dazu bereit, und deshalb 
unsere Stellungnahme insgesamt. Sie haben nachher 
Gelegenheit, dazu im einzelnen Stellung zu nehmen. 
Sie sind ja wohl der nächste Redner. 

Meine Damen und Herren, mit der reichlich ver-
zögerten Vorlage dieses fortgeschriebenen Energie-
programms hat die Bundesregierung zweifellos Kon-
sequenzen — allerdings sehr späte Konsequenzen — 
aus der im vergangenen Jahr etwa um die gleiche 
Zeit eingetretenen Entwicklung im Gesamtbereich 
Energie 

(Zuruf von der SPD: Sie hat doch zwischen

-

durch gehandelt!) 

und vor allem aus der veränderten Lage hinsichtlich 
der Preise und der Mengen im Ölsektor gezogen. 
Dabei folgte sie, wenn auch überwiegend nur mit 
Absichtserklärungen, zum Teil auch Aufforderungen 
meiner Fraktion, so z. B. bei der heimischen Stein-
kohle endlich auf das unsinnige Gesundschrumpfen 
zu verzichten, wie es noch im Septemberprogramm 
1973 von der Bundesregierung beabsichtigt war. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD) 

Das wollen Sie doch wohl nicht bestreiten. Ich 
erinnere Sie an die Debatte am 18. Januar dieses 
Jahres, in der ich diese Einlassung schon einmal 
vertreten habe und mir der Herr Minister aus seiner 
damaligen Schau entsprechend entgegengetreten ist. 
Lesen Sie das doch nach; dann können Sie doch 
nicht zu einer solchen Reaktion kommen. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

Wir haben zu jeder Zeit und an allen Stellen 
immer wieder darauf hingewiesen, daß die Kohle 
unser sicherster Energieträger ist und daß sie bei 
der gegebenen und sicher zu erwartenden Ölpreis-
entwicklung für uns gleichzeitig eine präterpropter 
kostengünstige Versorgungsreserve darstellt. Wir 
unterstützen deshalb grundsätzlich, daß das Kabinett 
der Kohle für die kommenden zehn Jahre eine so 
gesicherte Größenordnung in der gesamten Energie-
versorgung unseres Landes einräumen will, etwa der 
gegenwärtigen technischen Förderkapazität im deut-
schen Steinkohlenbergbau entsprechend. Genau die-
sen Ansatz haben wir, ob Ihnen das paßt oder nicht, 
bereits in unserem Energieprogramm vom Novem-
ber 1972 intendiert und verdeutlicht. Damals sind 
wir nicht, jedenfalls nicht von allen, verstanden 
worden, und es hat viele Leute gegeben, die ange-
sichts des damaligen, für alle geradezu faszinierend 
niedrigen Ölpreises eine solche Forderung für ab-
surd hielten. Heute beweist sich, wie richtig diese 
damalige Grundsatzforderung war und ist. Ich ver-
weise auf unsere Anträge zur Energiepolitik vom 
29. November 1973 und vom 11. Dezember 1973. 
Auch dort können Sie nachlesen, daß unsere Frak-
tion nicht bereit war, den von Ihnen auf den 
Weg gebrachten Gesundschrumpfungsprozeß mitzu-
machen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
auf folgendes verweisen: Die großen Mineralöl-
gesellschaften in den Vereinigten Staaten von Nord-
amerika kaufen seit langem Kohlezechen, um sich 
sozusagen das zweite zukunftsträchtige Standbein 
neben dem Öl zur Verfügung zu halten. Könnte die 
natürliche Verknappung von Rohstoffen, hier auch 
Naturvorkommen von Kohle, bei Fortschreibung 
dieser Entwicklungstendenzen nicht eines Tages 
dazu führen, daß Kohle-Anbieterpositionen erwach-
sen, die mit der Position der heutigen Ölscheichs be-
schreibbar sind, mit den dann bekannten negativen 
Konsequenzen? Ist insofern — ich frage auch dies — 
nicht Sorge angebracht, ob mit Hilfe etwa von 
Importkohle der Steinkohlebedarf bei uns langfristig 
ausreichend sicher gedeckt werden kann? Herr 
Minister, hier würde sich dann das Problem, das Sie 
mit dem Hüttenvertrag angesprochen haben, unter 
Umständen potenzieren, wenn nämlich dann die Ge-
fahr oder die Tatsache nicht ausreichender Importe 
gegeben wäre. 

Die Ruhrkohle-AG ist seit etwa vier Wochen 
arbeitskräftemäßig absolut ausgelastet. Man könnte 
den Mut haben, zu sagen: Der Bergmannsberuf hat 
offensichtlich wieder die Zugkraft erlangt, die er 
jahrzehntelang gehabt hat. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Dank 
einer vernünftigen Energiepolitik dieser Re-

gierung! — Lachen bei der CDU/CSU) 
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— Herr Kollege Wolfram, das glauben Sie doch 
selbst nicht, was Sie da gesagt haben. Ich werde 
Ihnen das noch beweisen. Ich weiß ja, wie Sie dies-
bezüglich immer wieder Dinge behaupten, von denen 
Sie selbst nicht überzeugt sein können, weil sie ein-
fach nicht stimmen. Aber Sie haben trotzdem immer 
wieder die Kühnheit, es zu behaupten. Aber dadurch 
wird es nicht wahrer. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Die Berg

-

leute wissen es besser!) 

— Das ist richtig, da fragen Sie mal Ihre Kumpels! 

Hinzu kommt, daß die Ruhrkohle-AG es sich 
leisten kann, ihr Know-how und ihre ihr Know-how 
tragenden Experten ins Ausland zu schicken und sich 
dort zusätzlich „Kohlebeine" zu erschließen; eine 
Entwicklung, von der ich meine, daß sie zweifellos 
den richtigen Weg geht. 

Aber lassen Sie mich, nachdem ich als ein Mann 
aus dem Ruhrgebiet mit Begeisterung zunächst zur 
Kohle gesprochen habe, nunmehr auf den systema-
tischen Teil des uns vorliegenden ersten Fortschrei-
bungsergebnisses eingehen. 

Zunächst dies: Absichtserklärungen, die wir in 
großer Zahl in diesem Programm finden, sind für 
uns noch keine schlüssige Politik. Wir gehen einig 
mit Ihnen in dem beschreibenden Teil dieses Ener-
gieprogramms. Aber dieser beschreibende Teil 
nimmt einen ganz erheblichen Teil ein. Es bleibt 
aus diesem Grund schon ganz entschieden die Frage 
zu stellen, ob die hier zusammengetragenen Positio-
nen so lange in den Schubläden des Ressorts ver-
bleiben mußten, ob es nicht möglich gewesen wäre, 
die seit dem vergangenen Winter gewonnenen Er-
fahrungen viel früher auf den Tisch zu legen. Wir 
haben Hinweise, daß dies möglich gewesen wäre, 
und die CDU/CSU bedauert deshalb ausdrücklich, 
daß wir erst jetzt, mehr als ein Jahr nach dem ersten 
Programm und mehr als ein Jahr nach dem Eintritt 
der Versorgungsschwierigkeiten in unserem Land, 
zu dieser Bestandsaufnahme gekommen sind. 

Wir wollen uns nicht mit Ihnen von der Koalition 
und der Bundesregierung über die Bestandsauf-
nahme streiten. Wir müssen allerdings für das ge-
samte daraus abgeleitete Programm die Feststellung 
treffen, daß es ein — erlauben Sie mir diesen etwas 
laxen Ausdruck — außerordentlich „geschöntes" Pro-
gramm ist. Denn dieses Programm enthält eine Viel-
zahl von erwarteten, befürworteten und angenom-
menen Entwicklungslinien für die Primärenergie-
darbietung in unserem Land, wie sie sich aus den 
heute überschaubaren oder abzuschätzenden Markt-
daten für die Zeit bis 1985 ergeben. Es enthält aber 
nicht — und eben das halten wir für einen ganz ent-
scheidenden Mangel dieses Papiers oder dieses Pro-
gramms — eine klare, strategisch durchgehende Po-
sition für den Fall, daß z. B. die bis 1985 erwarteten 
Ölmengen nicht oder aber nur zu einem solchen 
Preis zur Verfügung stehen, der die vorgesehenen 
Einsatzmengen der Bundesrepublik illusorisch macht. 
Das ist das Problem der Lagebeurteilung in den für 
unser Land als Hauptlieferanten für Erdöl in Frage 
kommenden Ländern, die Sie in Ihrem Programm —
zugegeben — als nicht ausreichend kalkulierbar an

-

sehen. Dies haben Sie, Herr Minister, vorhin auch 
zutreffend hervorgehoben. Aber gerade deshalb und 
im Gegensatz zu Ihnen ist dieser skalierte, — von 
mir aus mit Varianten, minus, minus und folgende —, 
kalkulierbare und mit Pflicht zu kalkulierende Un-
sicherheitsfaktor für unsere Ölversorgung zu unter-
stellen. Aus diesem zu kalkulierenden Risikofeld der 
Versorgung müßte man in bezug auf alle anderen 
Energieträger und das 01 und seine Einsatzmengen, 
wie wir meinen, eine andere Strategie oder andere 
Strategien entwickeln als die — ich wiederhole — 
geschönte Darstellung von Erwartungen, wie sie 
sich in Ihrem Programm wiederfinden. Die CDU! 
CSU, meine Damen und Herren, hat nicht die Ab-
sicht, die sich im Ölgeschäft auch in der nächsten 
Zukunft dennoch abzeichnenden Marktchancen als 
nicht gegeben anzusehen. Aber wir sind der Mei-
nung, daß das mit den politischen Unwägbarkeiten 
der Nahostländer verbundene Versorgungsrisiko als 
ein zu unterstellendes Faktum angesehen werden 
muß, aus dem sich eine eindeutige Strategie zum 
Mineralöleinsatz ableiten läßt. 

Nun zum Öl selbst! Die vorgesehene Verminde-
rung des Mineralöleinsatzes von gegenwärtig 55 % 
des Gesamtenergieverbrauchs auf 44 % im Jahre 
1985 ist im Grundsatz zu begrüßen, bedeutet aber — 
und das muß man sehen, meine Damen und Her-
ren — hinsichtlich der absoluten Einsatzmengen eine 
erhebliche Steigerung in den vor uns liegenden Jah-
ren, deren Möglichkeit wir weniger günstig beurtei-
len als Sie. Im übrigen ist an dieser Stelle anzumer-
ken, daß die Europäische Gemeinschaft sich auf ein 
weit stärkeres Zurückdrängen des Öleinsatzes ver-
ständigt hat, als dies in diesem Programm getan 
wird. Nun, Herr Kollege Springorum wird nachher 
für uns dazu noch ergänzende Ausführungen ma-
chen. Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang er-
gänzend darauf hinweisen, daß die Absicht der Bun-
desregierung, die Bundesrohölreserve jetzt auf 
4 Millionen Tonnen festzulegen und im Laufe der 
nächsten Jahre auf 10 Millionen Tonnen aufzustok-
ken, sicher zu unterstützen ist. Wie aber wollen Sie 
den damit verbundenen Pferdefuß der Finanzierung 
dieser 10 Millionen t erklären, wenn Sie selbst fol-
gendes bemerken — und ich zitiere aus Ihrem Pro-
gramm —: 

Der Zeitplan für die Durchführung der Aufstok-
kung wird von den Möglichkeiten des Bundes-
haushalts bestimmt. 

Wir alle wissen doch um die Situation des Haus-
halts. Die Erklärungen des Finanzministers sind 
Ihnen wie uns gleichermaßen bekannt. Können wir 
da zuversichtlich sein, was die Erhöhung unserer 
Versorgung, der Versorgungssicherheit im Rahmen 
des „nach Maß" gearbeiteten Bundeshaushalts an-
geht? Ich finde, die Bundesregierung muß sich hierzu 
sehr viel konkreter und präziser äußern, als es in 
dem Programm geschieht. Da muß eine Finanzie-
rungsplanung stehen oder meinetwegen jetzt einge-
leitet werden, die Klarheit über die Vorhaben und 
über die zeitlichen Abläufe gibt. 

Im übrigen an dieser Stelle noch eine Anmerkung. 
Die jetzt einzulagernden 4 Millionen t Mineralöl 
kosten heute etwa genauso viel wie seinerzeit vor 
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einem Jahr - im alten Programm - die vorgesehe

-

nen 10 Millionen t. Sie können daran sehen, meine 
Damen und Herren von der Regierungskoalition: Die 
Inflation frißt nicht nur ihre Kinder; sie frißt auch 
ihre Väter. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Noch einmal zurück zur Steinkohle. Sie halten 
eine Steinkohlenreserve von ebenfalls 10 Millionen t 
für erforderlich. Wir sind der gleichen Meinung, 
fragen Sie allerdings, warum Sie eine solche Not-
wendigkeit erst vorn Jahre 1977 ab begründen und 
erst von 1977 an die entsprechenden Finanzierungs-
mittel vorsehen. Wir sind der Auffassung, die An-
lage einer Kohlenreserve hätte schon in der Mitte 
dieses Jahres vorgenommen werden müssen. 

(Reuschenbach [SPD] : Mit Dienstverpflich

-

tung oder wie?) 

— Ach, hören Sie doch auf. Herr Kollege Reuschen-
bach, der Zwischenruf überzeugt Sie doch selbst 
nicht. Sie wissen doch selbst, was in der Mitte die-
ses Jahres noch auf Halde war. Das wissen Sie doch! 

(Zurufe von der SPD) 

Ich kann mir vorstellen, daß Sie spätestens an 
dieser Stelle fragen, woher das Geld hätte kommen 
sollen. Nun, meine Damen und Herren, Sie dürfen 
eben nicht so viel z. B. für das Aufblasen von Stel-
len- und Organisationsplänen verbraten. Energie-
sicherung ist für unsere Volkswirtschaft, aber auch 
gerade für unsere Verteidigung, die wichtigste Ge-
meinschaftsaufgabe. Wenn einem die Versorgungs-
sicherheit nach den Erfahrungen des vergangenen 
Winters tatsächlich am Herzen läge, hätte man 
schon längst handeln müssen. Jetzt aber muß man 
endlich die dazu erforderlichen Daten setzen. 

Jeder Fachmann weiß, daß der Ausbau z. B. neuer 
Kohlekapazitäten rundweg acht Jahre in Anspruch 
nimmt. Daraus ergibt sich die Konsequenz, daß alles 
das, was wir heute nicht tun, 1980 einfach nicht zur 
Verfügung steht. Deshalb nochmals: Was hier fehlt, 
ist die durchgehende strategische Konzeption der 
Regierung für das, was nach 1980 zur Verfügung 
stehen soll und deshalb heute begonnen werden 
muß. 

Zum Stichwort Braunkohle kann ich nur fest-
stellen, daß die Bundesregierung die Braunkohle in 
ihrem Programm nur in einer einzigen Teilziffer, 
Nummer 61, geradezu stiefmütterlich behandelt hat. 
Wir als CDU/CSU-Fraktion schätzen die Bedeutung 
der Braunkohle für die Energieversorgung viel hö-
her ein als Sie von den Koalitionsfraktionen, die Sie 
mit den Sonderabschreibungen nach dem Steuer-
änderungsgesetz 1973 entsprechende finanzielle Hil-
fen geben wollen. Dieses Kapitel ist unzulänglich. 

Jeder weiß, daß, wenn man von der Aufschließung 
neuer Braunkohlenfelder spricht, zweifellos der 
Hambacher Forst gemeint ist und daß seine Auf-
schließung Milliarden erfordert, bevor überhaupt 
mit der Förderung der Braunkohle begonnen wer-
den kann. 

Wir müssen uns alle miteinander die Frage stel-
len, ob es sich, wenn es um Begünstigungen seitens  

der öffentlichen Hand geht, wirklich um „klassische" 
Subventionen handelt oder ob die Zulassung von 
Sonderabschreibungen und z. B. die eventuelle Aus-
setzung der Vermögensteuer bis zur Inbetriebnahme 
sowie gegebenenfalls Beihilfen zu möglichst zins-
verbilligtem Kapital nicht Maßnahmen strategischer 
Art für ein Energiekonzept sind, die mit dem schlich-
ten Subventionscharakter nichts mehr zu tun haben. 

Fachleute sollten wissen, daß die in diesen Ge-
bieten anfallende Braunkohle nicht, wie wir dies bis-
her hauptsächlich getan haben, allein in konventio-
nellen Kraftwerken zur Stromerzeugung verwandt 
werden sollte, vor allem dann nicht, wenn das Kern-
reaktorprogramm eines Tages erfüllt ist. Dann muß 
nämlich Braunkohle in verstärktem Maße zur Ver-
gasung zur Verfügung stehen. Das ist ein Aspekt, 
den wir beleuchten müssen, über den sich Ihr Pro-
gramm allerdings ziemlich ausschweigt. 

Zum Stichwort Gas. Wir können zwar in den 
kommenden Jahren bis etwa 1980 — vorausgesetzt, 
Ihr Tableau geht mengen- und preismäßig nicht 
völlig schief mit ausreichender Erdgasversorgung 
rechnen. Insofern halten wir die Politik der Diversi-
fizierung der  Erdgasimporte im Grundsatz für rich-
tig. Ich bitte allerdings zu bedenken, daß sich auf 
Grund der enorm ansteigenden Erdgasimportabhän-
gigkeit zumindest ähnliche Schwierigkeiten im Ver-
sorgungssicherheitsbereich auf dem Gassektor er-
geben könnten, wie wir sie beim Öl erlebt haben. 
Zwar verringert die Verteilung der Erdgasbezüge 
auf verschiedene Kontinente und Länder tendenziell 
diese Gefahr, aber in bezug auf die politische Labili-
tät einiger Lieferländer läßt sie sich zumindest nicht 
ganz ausschließen. Diese Betrachtung sollte man 
nicht nur im Hinterkopf haben. 

Im Zusammenhang mit Kohle und Gas ist es not-
wendig, bereits heute darauf hinzuweisen, daß wir 
zunächst der Kohlevergasung und später auch der 
Kohleverflüssigung ganz intensive und aktive Auf-
merksamkeit schenken müssen, weil eben dies die 
Möglichkeit umfaßt, den zweifellos steigenden Gas-
bedarf aus heimischen und vor allem deutschen, in 
gewissem Umfang auch aus europäischen Quellen 
zu decken. Dabei wird die Prozeßwärme aus dem 
Hochtemperaturreaktor zur Vergasung von Braun-
kohle, aber auch von Steinkohle eine besondere Be-
deutung erhalten. 

Übrigens tritt mit dieser Entwicklung der Verga-
sung von Kohle mit Hilfe von Prozeßwärme der bis-
her sicherlich einzigartige Fall ein, daß in einer An-
lage sowohl Elektrizität als auch Gas erzeugt werden 
könnte. Ich behaupte in Übereinstimmung mit mei-
nen Fachkollegen aus der Fraktion, daß dies einen 
völlig neuen Abschnitt in der Energiewirtschaft er-
öffnet. Hierzu wird sich Herr Kollege Lenzer später 
noch einlassen. 

Meine Damen und Herren, zum Thema Kernener-
gie. 

(Zuruf des Abg. Dr. Graf Lambsdorff [FDP]) 

- Sie wollten doch die Debatte, Graf Lambsdorff. 
Wir wollten sie ja vertagen. Jetzt müssen Sie sich 
das auch anhören. Jetzt müssen Sie hier — wenn Sie 
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so wollen — die Zeit absitzen, bis Sie die letzte 
Stellungnahme von uns zur Kenntnis erhalten haben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion stimmt mit der Absicht der Regierung 
überein, die Installierung einer Kernkraftwerkslei-
stung für 1985 von 45 000 MW anzustreben. Wir 
wären wie Sie sicherlich glücklich darüber, wenn 
man sogar die 50 000 MW erreichen könnte. Wenn 
Sie allerdings, meine Damen und Herren von der 
Regierungskoalition, davon ausgehen, daß die Be-
lange des Umweltschutzes und der Energiepolitik 
gleich bewertet werden müssen — insofern sind wir 
für Ihre vorherige Einlassung dankbar, Herr Mini-
ster, aber wir wollen trotzdem ergänzend noch ein-
mal unsere Meinung dazu feststellen; ich habe im 
Prinzip nichts gegen diese Gleichbewertung —, so 
müssen Sie sich allerdings fragen lassen, was Sie 
bisher dazu getan haben, um die Planungs- und 
Genehmigungsverfahren so zu beschleunigen und die 
Standortfragen der Kernkraftwerke mit den notwen-
digen Bauvorhaben so in Einklang zu bringen, daß 
dieser Zielkonflikt, der sich aus Ihrem Papier ergibt, 
nicht auftritt. 

(Zuruf von der SPD: Warum sagen Sie das?) 

Die CDU/CSU-Fraktion hat in ihrem Antrag zur 
Energiepolitik vom 11. Dezember 1973, also vor 
einem Jahr, die Bundesregierung ausdrücklich aufge-
fordert, dafür Sorge zu tragen, daß die Planungs-  
und Genehmigungsverfahren für Bau- und Inbe-
triebnahme aller Energieversorgungsanlagen, insbe-
sondere von Kernkraftwerken, vereinfacht und die 
Fristen dafür abgekürzt werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß über Landesentwicklungspläne eine langfristige 
Standortplanung für Raffinerien und Kraftwerke 
sichergestellt wird und daß in diesem Zusammen-
hang die Entscheidungskompetenzen bei Bund, Län-
dern und Gemeinden zusammengefaßt und koordi-
niert werden. 

(Abg. Dr. Böhme [Freiburg] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege, jetzt nicht. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ja, Sie hören es nicht gern, daß Sie ein Jahr 
nichts getan haben. So ist doch die Tatsache, nicht 
anders. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Gegenwärtig müssen wir doch feststellen, daß 
allein mehrere Jahre nur für die Vorklärung der 
Standorte erforderlich sind. Wir fordern Sie des-
halb erneut auf, meine Damen und Herren, unver-
züglich umfassende Maßnahmen zur Verbesserung 
und Verkürzung des Genehmigungsverfahrens, zur 
Realisierung des verstärkten Einsatzes von Kern-
kraftwerken einzuleiten. Solche Maßnahmen wären 
etwa, die im Rahmen der Abwicklung des atom-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens vorgesehenen 

Aufgaben von Bund und Ländern im Detail ganz 
eindeutig abzugrenzen 

(Dr. Böhme [Freiburg] [SPD] : Sie reden völ-
lig an der Sache vorbei!) 

und technische Richtlinien und Weisungen zur Ver-
einheitlichung und Harmonisierung der Genehmi-
gungsverfahren zu erlassen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Also wissen Sie, Ihre Einlassung wird auch nicht 
dadurch besser, daß Sie sie oft wiederholen. Was 
Sie sagen, stimmt nämlich nicht. 

Lassen Sie mich diesen Fragenkomplex vielleicht 
noch anders, plastischer darstellen. Neue Kern-
kraftwerke werden zur Zeit, auch wenn bereits An-
lagen des gleichen Konzepts mit gleichem Standort 
begutachtet und genehmigt wurden, in vollem Um-
fang und in allen Einzelheiten erneut durchgeführt 
und begutachtet. Bei erprobten Kernkraftwerks-
anlagen müßte und könnte eine einmalige Typen-
genehmigung für einen zu bestimmenden Zeitraum 
ausgesprochen werden. Das Genehmigungsverfah-
ren wäre dann im wesentlichen auf die Standort-
genehmigung zu beschränken. Der Aufwand für die 
technische Prüfung des einmal genehmigten Typs 
würde eingespart bzw. sich auf allenfalls denkbare 
technische Teiländerungen oder Verbesserungen 
beschränken. Mir ist dabei die Problematik der 
Notwendigkeit einer weitgehenden Standardisie-
rung von Kernkraftwerken, ihrer Komponenten und 
Systeme in Hindeutung auf eine mögliche Fest-
schreibung der Technik in diesem Zeitraum durch-
aus bewußt. Im Verlauf einer solchen Zeitspanne 
oder danach ist die Eingabe eines dann wieder zu 
standardisierenden Typs mit einer geänderten, an-
gepaßten oder neuen Technik in das Genehmi-
gungsverfahren durchaus möglich und praktikabel. 
Im übrigen müßte man tatsächlich dafür Sorge tra-
gen, daß die zuständigen Genehmigungsbehörden 
insbesondere personell, aber auch fachlich in die 
Lage versetzt werden, den wachsenden Aufgaben 
nachzukommen, wie Begutachtung, Bewältigung der 
anfallenden Einwendungen Dritter — die berühmten 
Masseneinwendungen —, die Hinzunahme der Ge-
nehmigungsverfahren, die Frage der Aufsicht über 
die steigende Zahl im Betrieb befindlicher Kraft-
werke und anderes mehr. 

Meine Damen und Herren, um nicht mißverstan-
den zu werden — ich wiederhole es an dieser 
Stelle —: Es wendet sich niemand gegen den not-
wendigen und den verpflichtenden Umweltschutz 
— jedenfalls werden Sie das von unserer Frak-
tion nicht hören —, aber solange die Bundesregie-
rung nicht bereit ist, unverzüglich eindeutige Ab-
stimmungskriterien zwischen dem notwendigen Um-
weltschutz und dem verstärkten Einsatz von Kern-
kraftwerken zu nennen, solange bleiben die Vor-
haben in der Kernkraftwirtschaft graue Theorie. 

Bei den heute erforderlichen Planungs- und Bau-
zeiten und der weiterhin zu befürchtenden Kosten-
explosion in diesem Bereich steht in zehn Jahren 
eben nur das an Kernenergie zur Verfügung, was 
heute in allen Instanzen positiv entschieden wird. 
Sie schreiben zu diesem Thema zwar an allen mög- 
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lichen Stellen, daß entsprechende Maßnahmen ein-
geleitet sind, in der Praxis aber erleben wir ziemlich 
genau das Gegenteil von dem, was notwendig wäre. 
Das Programm bedarf also auch an dieser Stelle 
einer stärkeren Konkretisierung. 

Lassen Sie mich ein anderes Stichwort aufgreifen: 
Energieeinsparung. Die Bundesregierung gibt in 
dem Kapitel F einen vorzüglichen Versprechenskata-
log. Sie erwartet, daß es zu einem wesentlich ratio-
nelleren Energieeinsatz kommt und sie wird, so 
sagt sie, ergänzende Maßnahmen ergreifen, sie wird 
ein Gesetz zur verbindlichen Einführung erhöhten 
Wärmeschutzes im Neubau schaffen und ähnliches 
mehr. Alles Zukunft, meine Damen und Herren! 
Warum haben Sie beispielsweise bei der Vergabe 
öffentlicher Hochbauvorhaben nicht schon längst 
entsprechende Wärmeschutzbedingungen zur Ener-
gieeinsparung zur Pflicht gemacht? 

(Lenzer [CDU/CSU] : Siehe Bundeskanzler

-

amt!) 

— Ich komme darauf. — Es gibt Hinweise dafür, 
daß etwa das in Bau befindliche Bundeskanzleramt, 
hier in unserer Nachbarschaft, von diesen ganzen 
Absichtserklärungen Ihres modernen und fortge-
schriebenen Energieprogramms in diesem Bereich, 
nämlich Energieeinsparung, völlig unberührt ge-
blieben ist. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Alles nur 
Sprüche! — Sehr richtig! bei der CDU/CSU 
— Zuruf des Abg. Dr. Böhme [Freiburg] 

[SPD]) 

Darin war und ist eine Klimatisierungs- und Hei-
zungsanlage, wie in einem Riesenglashochhaus, vor-
gesehen. 

(Lenzer [CDU/CSU] : Das reinste Aquarium!) 

Im Nachhinein, so kann man jedenfalls hören, sind 
lüftbare Fenster eingeführt worden, die Energie-
anlage selbst aber bleibt bestehen und kostet, wie 
man erfahren kann, jährlich 1,2 Millionen DM für 
Energieaufwand. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, wie 
wollen Sie dies z. B. in Übereinstimmung bringen 
mit dem, was Sie in Ihrem Programm zur Energie-
einsparung geschrieben haben! 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Da 
war das alte Kanzleramt billiger! — Heiter

-

keit bei der CDU/CSU) 

— Sie wissen das, Herr Kollege Carstens. — Wir 
halten die Verzögerungen, mit der längst gewon-
nene Einsichten in die Tat umgesetzt werden, für 
nicht vertretbar, wenn nicht sogar verhänignisvoll. 

Meine Damen und Herren, europäische Energie-
politik ist ein schwer erziehbares Kind. 

(Reuschenbach [SPD] : Mit Ihnen als Vater!) 

Wer weiß dies inzwischen nicht. Die CDU/CSU- 
Fraktion befürwortet ganz entschieden, daß unsere 

Versorgungs- und Sicherheitsprobleme in eine euro-
päische und darüber hinausgehende internationale 
Konzeption der Verbraucherländer eingebettet wer-
den müssen. 

(Dr. Böhme [Freiburg] [SPD]: Sehr richtig!) 

Völlig einverstanden mit Ihnen, Herr Minister, 
wenn Sie dies vorhin ausdrücklich noch einmal fest-
stellten. Aber auf diesen sehr wesentlichen Aspekt 
werde ich nicht näher eingehen; dies wird mein 
Kollege Springorum gleich im einzelnen noch tun. 
Nur eine Feststellung dazu von mir noch: Was die 
Bundesregierung auf diesem Betätigungsfeld bisher 
nicht getan hat, ist entschieden mehr als das, was sie 
erreicht hat oder was sie noch anstrebt. 

Wenn ich jetzt noch auf einige Finanzierungsüber-
legungen eingehe, so nicht mit der Absicht, mich 
mit den wirklich außerordentlich schwierigen Pro-
blemen der arabischen Ölmilliarden und der daraus 
resultierenden Defizite in den europäischen Ver-
braucherländern zu beschäftigen. Wir führen zwar 
heute eine energiepolitische Debatte, aber — der 
Minister hat es zu Anfang mit Recht gesagt — dies 
erscheint mir in diesem Zusammenhang wichtig: 
Wir alle sind uns darüber im klaren, daß wir in der 
nächsten Zukunft ein „wahnsinniges" Geld für die 
Investitionen im Energiebereich brauchen werden. 
Dabei muß es grundsätzlich zur Aufgabe der Energie-
versorgungsunternehmen gehören, sich das Kapital 
zur Finanzierung ihrer Investitionen auf dem Ener-
giesektor selbst zu beschaffen. Unsere Energiewirt-
schaft hat in den zurückliegenden Jahren im großen 
Durchschnitt nahezu die Hälfte der Investitionen 
aus eigenen Mitteln aufgebracht. Unter der Voraus-
setzung, daß keine politischen Preise erzwungen 
werden, muß dieses Prinzip auch beibehalten wer-
den. 

Das aber setzt voraus, daß bei der Preispolitik der 
Energieversorgungsunternehmen dieser Beitrag für 
Investitionen lassen Sie es mich etwas deutlicher 
sagen — ein anerkannter, kalkulierter Posten sein 
muß. Materiell ist er ohnehin zu einem Teil, und 
zwar zu einem nicht unerheblichen Teil, eine Be-
rechtigung für die durch die Inflation zu gering ge-
wordenen Abschreibungen. 

Wir werden also in der Zukunft in der Energie-
wirtschaft den Kapitalmarkt verstärkt in Anspruch 
nehmen müssen. Das bedeutet, daß ein nicht uner-
heblicher Teil der Kapitalströme zur Energiewirt-
schaft geleitet werden muß. Damit hier niemand 
auf dumme Gedanken kommt: Ich meine damit keine 
Lenkung. Wenn man aus anderen Investitionsbe-
reichen diese Mittel aber nicht abzweigen kann —
und davon müssen wir wohl ausgehen —, dann ist 
es dringend erforderlich, einen Teil der den Öllän-
dern für das Mineralöl gezahlten hohen Preise in 
den volkswirtschaftlichen Kreislauf zurückzuführen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger) 

Aber neben diesem von uns allen sicher als not-
wendig, wenngleich auch als problematisch erkann-
ten Weg sollten unsere Bürger in diesem Lande 
durch Beteiligung am Eigenkapital der Energiever- 
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sorgungsunternehmen starker als bisher zur Fin-
nanzierung der Investitionen beitragen und beitra-
gen können. 

Auf die Initiative meines Fraktionskollegen Burg-
bacher hin ist im Aktienrecht eine Bestimmung ver-
ankert, daß Unternehmen von allgemeinem Inter-
esse auch neue Mehrstimmrechtsaktien einführen 
können. Es könnte ein Weg — ich betone: ein 
Weg — unter anderem darin gesehen werden, daß 
die Energieversorgungsunternehmen stimmrechts-
mäßig mehrheitlich bei der öffentlichen Hand — 
oder wo auch immer sie sein mögen — verbleiben, 
daß aber das Aktienkapital der Unternehmen noch 
stärker in die Hände der Bürger gelegt wird. 

Sie wissen, meine Damen und Herren von der 
Regierungskoalition, daß Eigentumspolitik immer 
unsere Initiative gewesen ist und nicht Ihre. Sie 
wissen auch, daß die Volksaktien unsere Erfindung 
waren. Wer auch immer über die heutigen Kurse 
lamentiert, sollte sich darüber klar sein: Für diese 
Entwicklung der Kurse ist die schlechte Wirtschafts-
politik verantwortlich, nicht das Volksaktienprinzip. 

(Zuruf von der SPD: So einfach ist das!) 

Im übrigen darf ich an dieser Stelle die Anmer-
kung machen — das muß erlaubt sein —, daß das 
unter meinem Vorsitz im Jahre 1968 erarbeitete 
Modell der CDU zu einer Deutschen Energie-AG 
die Eigentumsbeteiligungen breiter Schichten unse-
res Volkes wie selbstverständlich mit einschloß. Daß 
solche Überlegungen in Ihrem Konzept fehlen, über-
rascht, glaube ich, nur wenige. 

Wir sind in der ersten Lesung. So spät auch das 
Papier gekommen ist, liegt es doch noch nicht lange 
genug vor, um alle Aspekte eingehend kritisch, aber 
vielleicht auch positiver als geschehen, würdigen zu 
können. Dies hier ist und war ein erster Durchgang 
zum fortgeschriebenen Energieprogramm der Bun-
desregierung. Dies waren nur einige kurze kritische 
Anmerkungen. 

(Zuruf von der SPD) 

— Es kommt noch mehr; warten Sie ab! 

Wir werden als CDU/CSU-Fraktion die Position 
dieses Papiers in den Beratungen der Ausschüsse 
sehr eingehend prüfen. Wir werden uns Zeit dazu 
nehmen. Wir lassen uns in dieser Frage nicht unter 
Druck setzen, wie es in letzter Zeit bei Ihnen immer 
mehr die Übung geworden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alles muß schon vorgestern verabschiedet sein, was 
übermorgen erst möglich oder früh genug. Wir las-
sen uns nicht unter Druck setzen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion stellt abschlie-
ßend fest, daß sie Teile des Energieprogramms in 
ihrer Zielsetzung unterstützt, daß sie allerdings eine 
klare strategische Linie zur Verminderung des Ab-
hängigkeitsgrades von politisch sehr instabilen 
Außenbedingungen völlig vermißt. Darüber hinaus 
muß der größte Teil der Absichtserklärungen so  

konkretisiert werden, daß sich für die Herstellung 
eines höheren Maßes an Versorgungssicherheit für 
unser Land klare, eindeutige Handlungsmaximen 
ableiten lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Reuschenbach 
[SPD]: Hurra!) 

— Herr Reuschenbach, das ist typisch für Sie! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
heutige Energiedebatte ist nicht die erste und wird 
nicht die letzte sein, die dieses Parlament führt; in 
der Geschichte der deutschen Energiepolitik in der 
Zeit nach dem zweiten Weltkrieg kommt ihr aber 
sicherlich ein besonderer Stellenwert zu: 

Zum ersten Male legt eine Bundesregierung ein 
in sich geschlossenes Energieprogramm und die erste 
Fortschreibung und Aktualisierung dieses Pro-
gramms vor. Dafür gebührt der Bundesregierung, vor 
allem aber den Bundesministern für Wirtschaft, der 
Finanzen und für Forschung und Technologie, Dank 
und Anerkennung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dabei erinnert sich ein Sozialdemokrat, auch wenn 
er selbst diesem Parlament damals noch nicht ange-
hört hat, früherer Energiedebatten, vor allem Ende 
der 50er und in den 60er Jahren. Seitens der SPD-
Fraktion waren es seinerzeit vor allem unsere Ener-
gie- und Wirtschaftsexperten Dr. Heinrich Deist und 
Walter Arendt, der heute als erfolgreicher Arbeits- 
und Sozialminister dieser Bundesregierung ange-
hört, die immer und immer wieder auf die Bedeutung 
der Energie für unsere Volkswirtschaft und für den 
Lebensstandard aller Bürger hingewiesen und von den 
damaligen CDU/CSU-geführten Bundesregierungen 
und deren CDU/CSU-Wirtschaftsministern eine plan-
mäßige Energiepolitik und vor allem ein Energiekon-
zept gefordert haben. Dr. Heinrich Deist, Walter 
Arendt und andere Sprecher unserer Fraktion haben 
immer wieder auf die Gefahren und Risiken einer zu 
großen und einseitigen Importabhängigkeit, insbeson-
dere bei Mineralöl, und auf die Möglichkeit eines 
Machtmißbrauchs durch Rohölproduzenten und 
multinationale Mineralölkonzerne hingewiesen. Die 
damaligen CDU/CSU-geführten Bundesregierungen, 
insbesondere deren Wirtschaftsminister Erhard und 
Schmücker, hielten dem immer wieder die These von 
der billigen Energie und einen Katalog punktueller 
Maßnahmen — die der Regierung abgetrotzt werden 
mußten und in der Regel zu spät kamen — entgegen. 

Nun, Herr Kollege Russe, zu Ihnen. Für wie ver-
geßlich halten Sie eigentlich die Bürgerinnen und 
Bürger dieses Landes und vor allem die Bergleute 
an der Ruhr, an der Saar und in anderen Revieren, 
wenn Sie dieser Bundesregierung vorwerfen, sie 
habe nur Absichtserklärungen von sich gegeben und 
nichts weiter getan? Die Zechenstillegungen ha- 
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ben sich doch in der Zeit abgespielt, als Sie 
regierten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie stellen doch die Tatsachen völlig auf den Kopf! 

(Russe [CDU/CSU] : Was hat das mit dem 
Energieprogramm zu tun?) 

— Da haben Sie recht: Das hatte nichts mit einem 
Energieprogramm zu tun. 

(Russe [CDU/CSU] : Mit diesem hier!) 

Das hatte nichts mit einem Energieprogramm zu tun, 
weil Sie damals kein Energiekonzept hatten. 

(Russe [CDU/CSU] : Wer war Ministerprä

-

sident in Nordrhein-Westfalen, als das ge

-

schah?) 

Weil Sie damals kein Energiekonzept hatten! 

(Russe [CDU/CSU] : Wer war Ministerprä

-

sident in Nordrhein-Westfalen, als das ge

-

schah? Wissen Sie das noch?) 

Sie haben die Verantwortung dafür, daß wir in 
dieser Situation sind. 

(Russe [CDU/CSU] : Ihr Ministerpräsident, 
nicht unser!) 

Ich will Ihnen gern, wenn es der Herr Präsident 
gestattet, einen Katalog von dem vorhalten, was 
damals Energiekonzept war und darunter verstan-
den wurde. 

Herr Schmücker hat in der Bundestagsdebatte am 
16. März 1966 — ich bitte Sie, Herr Präsident, mir 
das Zitat zu gestatten — gesagt: „Das energiepoli-
tische Programm der Bundesregierung fasse ich in 
Stichworten zusammen. Es handelt sich um folgende 
Punkte: Erstens die Verbesserung der Maßnahmen 
für die soziale Sicherung der Bergarbeiter, zweitens 
die Gewährung einer Stillegungsprämie zur geord-
neten Anpassung der Förderung an die Absatzver-
hältnisse, drittens in Verbindung damit die Grün-
dung einer Aktionsgemeinschaft" usw. usf. 

(Russe [CDU/CSU] : Natürlich! Wissen Sie 
auch, was ich damals am Schluß gesagt 

habe? Lesen Sie das auch vor!) 

In einer späteren Debatte am 30. Juni 1966 hat 
der gleiche Wirtschaftsminister gesagt, „das ener-
giepolitische Programm sei auf das zugeschnitten, 
was angesichts der Situation auf dem Energiemarkt 
und im Steinkohlenbergbau angezeigt sei, zugleich 
aber auch von dem bestimmt, was gesamtwirtschaft-
lich vertreten werden müsse". Er fuhr fort: „Natür-
lich müßte man manches hinzufügen, wenn man alle 
Wünsche befriedigen wollte. Man muß dann aber 
auch sehen, daß dies sehr viel Geld kostet, und 
zwar sehr viel mehr, als wir vorgesehen haben, und 
noch mehr, als wir zur Verfügung haben." 

Ich könnte Ihnen diesen Zitaten-Katalog noch 
beliebig verlängern. Sie würden sehen, welch ent-
scheidende Fehler seinerzeit auf dem Gebiet der 
Energiepolitik gemacht worden sind, 

(Russe [CDU/CSU]: Herr Wolfram, haben 
Sie nicht zugelassen, daß bei der Ruhrkohle 
vier Schachtanlagen geschlossen wurden?) 

besser noch: welche Unterlassungen begangen wor-
den sind.   Lieber Herr Russe, Sie stellen die Tat-
sachen auf den Kopf. 

(Russe [CDU/CSU] : Nein, Sie stellen sie auf 
den  Kopf!)  

Wenn Sie dieser Bundesregierung vorschlagen, sie 
hätte bereits Mitte dieses Jahres eine Kohlenreserve 
anlegen müssen, dann muß ich sagen: Gehen Sie 
erst einmal vor Ort und stellen Sie fest, daß die 
Bergleute noch und noch arbeiten, um die heute be-
nötigte Förder- und Kohlenmenge herauszuschaffen. 
Im Moment gibt es doch überhaupt keine Möglich-
keit, Halden und Reserven anzulegen. Die Bergleute 
wissen gar nicht, wann sie ihre angemessene Frei-
zeit in Anspruch nehmen können. 

(Russe [CDU/CSU]: Sie wissen doch genau-
so gut wie ich als Angestellter der Ruhr-
kohle AG, wieviel Kohle ins Ausland ex-
portiert worden ist! — Gegenruf von der 
SPD: Mikrofon! — Russe [CDU/CSU]: Re-

den Sie doch nicht!) 

— Sie sind also für Vertragsbruch, Sie sind dagegen, 

(Russe [CDU/CSU] : Vertragsbruch? Die 
Verträge sind abgeschlossen worden und 

werden eingehalten!) 

daß wir unseren Verpflichtungen in der Europä-
ischen Gemeinschaft nachkommen. Es ist doch ganz 
logisch, daß wir Kohleimporte haben und Kohle auch 
exportieren und daß wir diese Verträge auch erfül-
len müssen. Ihr Vorschlag ist doch lächerlich. 

Im übrigen ist es doch ein absoluter Widerspruch, 
wenn Sie sagen, diese Bundesregierung kalkuliere 
nicht ein, daß eines Tages Störungen auf dem Öl-
markt bis hin zu einer völligen Nichtbelieferung ein-
treten könnten. Dabei haben Sie noch vor wenigen 
Tagen verhindern wollen, daß wir ein unbefristetes 
Energiesicherungsgesetz verabschieden. Das sind 
doch alles Ungereimtheiten und Widersprüche. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wolfram, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Burgbacher? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Professor 
Burgbacher, im Gegensatz zu meinem Kollegen 
Russe gestatte ich Ihnen sehr gern eine Zwischen-
frage. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Wollen Sie allen 
Ernstes den Versuch machen, die „Schuld", die 
Verantwortung für die nach meiner Ansicht mise-
rable Kohlepolitik und für die Bauchlandung in der 
Ölpolitik einer Fraktion anzukreiden, während es in 
diesem Falle eigentlich die größte Fraktion des Hau-
ses war, die das zu verantworten hat? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Professor 
Burgbacher, Sie wissen, wie sehr ich Sie schätze und 
wieviel ich von Ihren energiepolitischen Fachkennt-
nissen — neben all den anderen Vorzügen, die Sie 
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haben — halte. Ich kenne auch Ihre Position, die Sie 
schon zu Zeiten eingenommen haben, als Ihre Partei 
die Regierung gestellt hat. Ich weiß, Sie sind immer 
ein ernster Mahner gewesen, den heimischen Ener-
gien, dem heimischen Bergbau einen sichereren Platz 
einzuräumen, als das geschehen ist. 

Aber Sie werden doch nicht bestreiten, daß da-
mals, als die CDU/CSU regierte, entscheidende Wei-
chen falsch gestellt worden sind. Das hat sich fort-
gesetzt. Spätere Regierungen mußten in vorgezo-
genen Gleisen weitermachen, bis zum erstenmal 
durch das Gesetz zur Gesundung des Steinkohlen-
bergbaus die Grundlage für eine planvolle Energie-
politik geschaffen wurde und bis eine Bundesregie-
rung der sozialliberalen Koalition das verwirklicht 
hat, was man vor 20 Jahren hätte erwarten müssen, 
nämlich ein in sich geschlossenes Energiekonzept 
vorzulegen. Ich glaube, wir sind uns in der Beur-
teilung dieser Frage sehr einig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe diesen Rückblick in die Vergangenheit 
gemacht, nicht um Vergangenheitsbewältigung zu 
treiben, nicht um das, was Herr Kollege Russe ver-
gessen machen möchte, noch einmal aufzufrischen, 
sondern weil sich jeder draußen im Lande fragen 
muß, was geschehen oder, besser gesagt, was alles 
nicht passiert wäre, hätte man seinerzeit auf Dr. 
Deist, Walter Arendt und andere gehört, die immer 
wieder eine energiepolitische Gesamtkonzeption 
gefordert haben, die alle Energieträger, insbeson-
dere auch unsere heimischen Energieträger, umfaßt. 

Seit gut einem Jahr haben wir das erste energie-
politische Gesamtkonzept und seit wenigen Wochen 
die Fortschreibung und Aktualisierung. Ich verstehe 
Ihren Vorwurf, Herr Kollege Russe, die Bundes-
regierung sei mit dieser Fortschreibung zu spät 
gekommen, nicht. Soweit ich unsere Gespräche im 
Wirtschaftsausschuß in Erinnerung habe, waren wir 
übereinstimmend der Meinung, daß es sinnvoll und 
richtig sei, die Entwicklung lieber noch ein bißchen 
länger und exakter zu beobachten, um die Entwick-
lungstendenzen genauer beurteilen zu können und 
nicht voreilig Schlüsse zu ziehen, die möglicherweise 
falsch gewesen wären. Aber das ist doch gar nicht 
das Problem. 

Tatsache ist, daß die Bundesregierung in dieser 
Zeit seit Vorlage des ersten Konzepts gehandelt hat. 
Tatsache ist, daß sie nichts hat liegenlassen, son-
dern daß im Sinne des Energiekonzepts — ich werde 
Ihnen den Katalog, Herr Kollege Russe, wenn Sie 
einmal ein bißchen mehr zuhören und nicht dauernd 
dazwischenreden würden, 

(Russe [CDU/CSU] : Ich höre ja zu!) 

der vielen energiepolitischen Entscheidungen und 
Maßnahmen in den letzten zwölf Monaten gleich 
vorhalten — die Bundesregierung vieles getan hat, 
um der Krise zu begegnen und Vorsorge zu treffen. 
Sie haben als CDU/CSU-Opposition keine Alterna-
tiven gehabt. Sie haben Ihre Vorstellungen doch 
aus dem Konzept der Bundesregierung abgeschrie-
ben. So war es und nicht umgekehrt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie können das, was Sie 1972 verkündet haben, doch 
nicht als der Weisheit letzten Schluß hinstellen und 
sagen, daß sich die Bundesregierung danach gerich-
tet hat. Genau umgekehrt wird ein Schuh daraus. 

(Russe [CDU/CSU] : Wollen Sie hier Spaß 
machen?) 

Meine Damen und Herren, mit Genugtuung stellen 
wir Sozialdemokraten fest, daß sich dieses erste Ge-
samtkonzept bewährt hat und in seinen wesentlichen 
Teilen nach wie vor richtig ist. Es geht aus von einer 
realistischen Einschätzung der Lage auf dem Welt-
energiemarkt und vor allem von der permanenten 
Gefahr von Versorgungsrisiken bei Mineralöl und 
einer Energiepreisexplosion. Konzept und Fort-
schreibung definieren eine realistische Politik. Ziel 
dieser Energiepolitik ist es, langfristig die Voraus-
setzungen für eine sichere Energieversorgung zu 
schaffen und mittelfristig die Risiken, insbesondere 
die Importabhängigkeit bei Mineralöl, so klein wie 
möglich zu halten. Die Fortschreibung berücksichtigt 
die Erfahrungen des ersten Krisenjahres und setzt 
neue und zusätzliche Schwerpunkte. 

Die SPD-Fraktion begrüßt die verstärkten Be-
mühungen um die Sicherung der Mineralölversor-
gung, die beschleunigte Entwicklung von Kernener-
gie, Erdgas, Braun- und Steinkohle, um die Abhän-
gigkeit von Mineralöl zu vermindern. Wir begrüßen 
vor allem, daß die Bundesregierung fest entschlos-
sen ist, die in unserem Lande vorhandenen Stein-
kohlen- und Braunkohlenreserven für die Versor-
gung der Bundesrepublik Deutschland optimal zu 
nutzen. 

Ich hoffe sehr, daß die verehrten Kollegen Sprin-
gorum oder Burgbacher nachher bestätigen werden, 
daß sich die Braunkohle gar nicht stiefmütterlich 
behandelt zu fühlen brauche, wie es Herr Russe 
behauptete. Es kommt nicht darauf an, wieviel Zei-
len in einem Konzept über die Braunkohle stehen. 
Sicher ist, daß auch die heimische Braunkohle ihren 
optimalen Versorgungsbeitrag leisten wird. Es geht 
nicht darum, daß Sie einer Gesellschaft oder einem 
Wirtschaftszweig, der in den letzten Jahren relativ 
gute Ergebnisse zu verzeichnen hatte, mit steuer-
lichen Erleichterungen, die letztlich zu Lasten der 
Steuerzahler gehen, entgegenkommen, sondern hier 
geht es — wenn überhaupt — um die Frage: Wo 
müssen Investitionsprogramme und -konzepte in 
Zukunft Schwerpunkte setzen, 

(Russe [CDU/CSU] : Wo sind sie denn?) 

und wo muß die öffentliche Hand hier flankierende 
Hilfe leisten? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
wissen, daß die Bundesregierung die heimische 
Kohle in diesem Energiekonzept angemessen be-
rücksichtigt. Auch der letzte Bürger draußen im 
Lande — ob im Norden oder im Süden — hat den 
Wert und die Bedeutung heimischer Energien und 
heimischer Kohle in der Krise erkannt. Das aktuali-
sierte Energiekonzept zieht daraus die praktischen 
Konsequenzen. Dabei ist für mich der Streit, welche 
Förderzahl die richtigere ist, von sekundärer Be-
deutung. Welche Zahl im Jahre 1980 exakt stimmen 
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wird, kann heute niemand mit letzter Bestimmtheit 
sagen. Sicher aber ist, daß ohne die heimische 
Kohle und eine Fördermenge in, wie ich meine, min-
destens der heutigen Höhe eine Sicherung der zu-
künftigen Energieversorgung nicht denkbar und 
nicht möglich ist. Hinzu kommt, daß wir vorsorglich 
daran denken müssen, daß sich das erste Energie-
forschungsprogramm, das Minister Matthöfer dan-
kenswerterweise vorgelegt hat, vorwiegend mit der 
Kohleforschung befaßt. Die Ergebnisse des For-
schungsprogramms werden sicherlich zu einem ver-
stärkten Einsatz der Kohle, zur Entlastung des Öl-
verbrauchs und damit zur Erhöhung der Versor-
gungssicherheit führen. Ich brauche nicht weiter 
darauf einzugehen. Dies wird mein Kollege Stahl 
in einem weiteren Diskussionsbeitrag für uns tun. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, der deutsche Bergbau ist in der Lage, seinen 
gegenwärtigen Versorgungsbeitrag zunächst zu sta-
bilisieren und, wenn es notwendig ist, langfristig 
auch zu steigern. Voraussetzung dafür ist aller-
dings, daß entscheidende Investitionen im Bergbau 
und in der Energiewirtschaft vorgenommen werden. 
Deshalb fordern wir Sozialdemokraten mit Nach-
druck eine zukunftsorientierte Investitionspolitik 
durch die Energiewirtschaft, für die die öffentlichen 
Hände die notwendige und mögliche flankierende 
Hilfe leisten sollten. 

Auf jeden Fall können die heimische Energiewirt-
schaft und vor allem der Bergbau und die in ihm 
beschäftigten Menschen wieder zuversichtlich in 
die Zukunft blicken. Die Zeit, in der wegen 
planloser Zechenstillegungen Existenzangst die 
Bergbaustädte und -gemeinden und ihre Bürger be-
schlichen hat, ist doch Gott sei Dank vorbei. Wir 
wissen auch, daß der Energieverbraucher erkannt 
hat, daß heimische Energie immer noch die sicher-
ste Energie ist. 

Mit einer Prognose zur Energieentwicklung und 
zum Energiebedarf will ich mich nicht lange auf-
halten. Ich will nur klargestellt wissen, daß wir zu-
künftig nicht mehr mit einem wirtschaftlich und poli-
tisch ungestört funktionierenden Weltenergiemarkt 
und mit nur maßvollen Preissteigerungen bei den 
einzelnen Energieträgern rechnen können. Wir soll-
ten deshalb sicherstellen, daß die einzelnen Ver-
brauchssektoren vor allem auch nach dem Grad ihrer 
Versorgungsnotwendigkeit bewertet werden, wo-
bei wir wissen müssen: Es gibt Verbrauchsektoren, 
wo eine Versorgung unbedingt und in jedem Fall 
sichergestellt sein muß. Das heißt, anders ausge-
drückt, daß wir z. B. den Bereich der Kraftwirtschaft 
als unbedingt notwendig ansehen müssen und ihm 
deshalb vollkommen sichere Energieträger zuord-
nen müssen. 

Zur Sicherstellung der Versorgung mit elektrischer 
Energie — das wissen wir alle — brauchen wir bis 
zum Jahre 1985 den Bau einer großen Anzahl von 
Kraftwerken, insbesondere Kernkraftwerken. Dafür 
ist ein hoher Investitionsaufwand erforderlich. Un-
abhängig von der Frage der Finanzierung stellt sich 
das bekannte und bisher nicht befriedigend gelöste 
Problem der Standorte und der Genehmigungsver-
fahren. Hier, Herr Kollege Russe, wieder an Ihre 

Adresse: Es genügt nicht, daß wir hier verbale und 
platonische Erklärungen abgeben „Wir brauchen 
Standortentscheidungen" und daß wir draußen im 
Lande, wenn konkrete Standortentscheidungen an-
stehen — Sie wissen, worauf ich hinziele und worauf 
ich hinweise —, dann einer klaren Stellungnahme 
als Abgeordnete im Wahlkreis ausweichen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Dann muß man auch den Mut haben, sich Bürger-
initiativen entgegenzustellen, wenn man der Mei-
nung ist: Der Kraftwerksbau darf nicht verzögert 
werden. Verzögerungen kommen nicht nur durch 
zu lange Genehmigungsverfahren, sie kommen auch, 
wenn Politiker in den Kommunen und in den Län-
dern nicht den Mut haben, vor die Bürger hinzutre-
ten und sie vor die Alternative zu stellen: Wollt ihr 
eure zukünftige Energieversorgung gesichert wis-
sen, wollt ihr neue Beschäftigung und neue Arbeits-
plätze, oder wollt ihr andere Gesichtspunkte über-
bewerten? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wolfram, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Russe? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Aber sicher, 
Herr Kollege Russe, im Gegensatz zu Ihnen, der Sie 
meinen Freunden keine Gelegenheit gegeben haben. 

Russe (CDU/CSU) : Vielen Dank, Herr Kollege 
Wolfram. Beim nächsten Mal kriegen Sie von mir 
auch wieder das Wort, wenn Sie fragen. 

Darf ich die Frage stellen, ob Sie bereit wären, 
dem Hohen Hause auch davon Kenntnis zu geben, 
daß bei dem von Ihnen zitierten Podiumsgespräch 
für alle drei Abgeordneten, auch für Sie, der In-
formationsstatus nicht ausreichend war, um ein end-
gültiges Ja zu sprechen? Sie haben sich allerdings 
festgelegt — das muß ich anerkennen—, unter Ihrem 
Informationsstatus würden Sie ja sagen. Aber Herr 
Kollege Ollesch, der unter uns ist, und Sie und ich, 
haben wir nicht alle drei miteinander gesagt: Der 
Informationsstatus reicht nicht aus, um eine end-
gültige Erklärung in diesem Podiumsgespräch ab-
zugeben? Würden Sie dies dem Hohen Hause be-
stätigen? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Kollege 
Russe, mit einer Einschränkung gebe ich das zu: 
Sie und der verehrte Kollege Ollesch haben eine 
solche Stellungnahme abgegeben. 

(Russe [CDU/CSU] : Sie auch!) 

— Ich habe das nicht gesagt, denn sonst wäre ich 
nicht — und ich vermag logisch zu denken — am 
Schluß zu dem Ergebnis gekommen: Ich mische 
mich nicht in Waltroper und Dattelner Verhältnisse 
ein. Aber stünde die Entscheidung in meiner Hei-
matstadt Recklinghausen an, würde der Abgeord-
nete Erich Wolfram dem Rat der Stadt empfehlen, 
das Projekt zu genehmigen, und zwar sehr schnell. 

(Russe [CDU/CSU] : Vielen Dank!) 
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— Ich habe nur allgemein auf diese Problematik 
hingewiesen. Im übrigen mußte sich das nicht jeder 
gleich anziehen; das gilt für uns alle. Wenn eine 
Standortentscheidung mit Sicherheit im Genehmi-
gungsverfahren so geprüft wird, daß allen Ge-
sichtspunkten, vor allem denen des Umweltschut-
zes, Rechnung getragen wird, sollten wir den Mut 
haben, das draußen auch zu vertreten. Wenn wir 
dann nicht den Mut haben, vor die Bürger hinzutre-
ten und für die Standortentscheidung zu plädieren, 
dann werden wir selbst unglaubwürdig; wir können 
nicht immer die Verantwortung auf die Bürokratie 
abschieben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
sind dem Bundeskanzler dankbar, daß er in Gesprä-
chen mit den Ministerpräsidenten der Länder ver-
sucht, und wir sind Ihnen, Herr Wirtschaftsminister, 
dankbar, daß Sie im Kontakt mit Ihren Länderkol-
legen versuchen, die Genehmigungsverfahren für 
energiewirtschaftliche Vorhaben effektiver zu 
gestalten und ein zügigeres Verfahren zu ermög-
lichen, und daß Sie für eine das gesamte Bundes-
gebiet umfassende Standortvorsorge eintreten. 

Den umweltbesorgten Bürgern im Lande kön-
nen wir versichern, daß der unabdingbar erforder-
liche Bau und Betrieb von Kernkraftwerken mit dem 
vorrangig bestehenden Ziel des Schutzes der Bürger 
vor eventuellen Schäden durchaus zu vereinbaren 
ist. Darauf wird man selbstverständlich immer zu 
achten haben. 

Die Bundesregierung, jederzeit unterstützt vom 
Deutschen Bundestag, hat seit Erstellung des Ener-
gieprogramms im Jahre 1973 alle in dieser Zeit er-
forderlichen und möglichen Maßnahmen getroffen. 
Die Bundesregierung hat sich aktiv und konstruktiv 
an der internationalen Zusammenarbeit der Haupt-
verbraucherländer beteiligt. Die Washingtoner 
Energiekonferenz im Februar 1974 war eine erste 
Antwort auf die Politik der Förderländer. Wichtige 
Aufgabe war und bleibt es, einen weltweiten Pro-
tektionismus als Folge der durch die Ölpreiserhö-
hungen bedingten Zahlungsbilanzdefizite zu verhin-
dern. Das ist durch den Ministerratsbeschluß vom 
30. Mai dieses Jahres über ein Stillhalteabkommen 
der OECD-Länder angestrebt worden. 

Von großer Bedeutung ist sicherlich auch die Un-
terzeichnung eines Übereinkommens über ein inter-
nationales Energieprogramm am 18. November die-
ses Jahres. Es handelt sich dabei um die erste kon-
krete Form einer energiepolitischen Zusammen-
arbeit einer großen Zahl von Industrienationen. Es 
bleibt nur zu hoffen, daß möglichst bald ein Weg 
dafür gefunden wird, daß sich auch Frankreich an 
der Mitwirkung beteiligen kann. Unbegreiflich ist 
allerdings — ich nehme an, daß hier die Sprecher 
mit europäischer Erfahrung noch ein kritisches 
Wort sagen werden —, daß im Bereich der Euro-
päischen Gemeinschaften solche und weitere Fort-
schritte einer konkreten Zusammenarbeit nicht zu-
stande kommen. 

Wir wissen, daß das Abkommen, das Internatio-
nale Energieprogramm IEP—, seit Unterzeichnung 
vorläufig anwendbar ist. Der Entwurf des Vertrags-

gesetzes liegt bereits seit Ende November dem Bun-
desrat vor. Wir werden heute im Zusammenhang 
mit der Beratung und Verabschiedung des Energie-
sicherungsgesetzes unsere grundsätzliche Bereit-
schaft bekunden, das internationale Energiepro-
gramm so schnell wie möglich auch für die Bundes-
republik in Kraft zu setzen. 

Wir haben also einen vorläufigen Krisenmechanis-
mus, und wir begrüßen es, daß inzwischen auch die 
internationale Energieagentur bei der OECD errich-
tet worden ist. 

Mit Interesse haben wir die Vorschläge des ameri-
kanischen Außenministers Kissinger und des US-
Finanzministers Simon zur Kenntnis genommen. Wir 
wissen, daß Bundeskanzler Schmidt in Washington 
den deutsch-amerikanischen und den europäisch

-

amerikanischen Dialog über eine koordinierte Ener-
giepolitik fortsetzen wird. Sicher wird dabei eine 
entscheidende Rolle die Frage spielen, wie nicht nur 
die Zusammenarbeit der Ölverbraucherländer inten-
siviert, sondern wie vor allem die Kooperation mit 
den Rohölförderländern erreicht und ausgebaut und 
— was nach meinem Dafürhalten ebenso wichtig 
ist — wie vor allem den von der Ölpreisexplosion 
am härtesten betroffenen Entwicklungsländern wir-
kungsvoll geholfen werden kann. 

Bei Anerkennung der Notwendigkeit einer multi-
lateralen Zusammenarbeit ist es richtig, daß wir die 
Zusammenarbeit mit den Rohölförderländern, wie 
sie z. B. durch die Besuche des Herrn Bundesmini-
sters für Wirtschaft im Iran, in Saudi-Arabien oder 
in Ecuador zum Ausdruck kommt, intensiv fort-
setzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Be-
reich der deutschen energiepolitischen Entscheidun-
gen hat die Bundesregierung richtig gehandelt, in-
dem sie ihren Beitrag zur beschleunigten Zusammen-
führung von VEBA und Gelsenberg geleistet hat. 
Wir erwarten allerdings, daß mit Nachdruck DEMI-
NEX in die Lage versetzt wird, die übertragenen 
Aufgaben zu erfüllen. Organisatorische Strukturver-
besserungen und Konzentration in der DEMINEX 
sind erforderlich. Im Anschluß an das DEMINEX- 
Starthilfeprogramm sind Haushaltsmittel in Höhe 
von 800 Millionen DM für die Jahre 1975 bis 1978 in 
der Finanzplanung und im Haushalt vorgesehen. 

Die Novelle zum Mineralölbevorratungsgesetz mit 
der Erhöhung der Pflichtbevorratung und der Ein-
beziehung der unabhängigen Importeure muß von 
den gesetzgebenden Körperschaften beschleunigt be-
raten und verabschiedet werden. Die Fortschreibung 
des Energiekonzepts sieht die Anpassung der No-
velle an die durch die Ölkrise veränderten Verhält-
nisse vor. Sicher kann man unsere derzeitige Bevor-
ratungssituation als befriedigend bis gut bezeichnen, 
vor allem dann, wenn uns „General Winter" keinen 
Streich spielt und die Verbraucher mit Energie spar-
sam umgehen. 

Ich habe Verständnis, daß vor dem Hintergrund 
der Nahost-Verhältnisse immer wieder die Frage 
gestellt wird, ob die Energieversorgung der Ver-
braucher im Winter gesichert ist. Wir begrüßen des-
halb, daß die Bundesregierung die Versorgungslage 
sorgfältig beobachtet und im engen Kontakt mit den 
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entsprechenden Wirtschaftszweigen die Vorausset-
zungen für eine gesicherte Versorgung schafft. Wir 
haben zwar die Kohlehalden fast weg, aber wir ha-
ben bei den Mineralölerzeugnissen erfreulicherweise 
höhere Bestände als vor Beginn der Krise. 

Das entbindet uns aber nicht von der Pflicht, alles 
zu tun, um die Bevorratungsmengen noch stärker zu 
erhöhen. Das geschieht im Rahmen des Aufbaus der 
Bundesrohölreserve, wobei wir hoffen, daß die Aus-
spülungen der Kavernen planmäßig vorangehen und 
daß diese, was noch viel wichtiger ist, dann auch 
zügig gefüllt werden. Damit wir zwei uns nicht 
dauernd streiten, Herr Kollege Russe! Ich hätte es 
auch lieber gesehen, wenn wir schon vor zwei Jah-
ren eine nennenswerte Bundesrohölreserve zu da-
mals sicherlich wesentlich günstigeren Bedingungen 
hätten anlegen können, aber dafür gab es leider 
keine Voraussetzungen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
baut das in der Mineralölkrise aufgebaute Informa-
tionssystem aus. Es wird ausgedehnt auf die bi-
lateralen Beziehungen zu einzelnen Verbraucher-
ländern und auf die Erfordernisse des Internationa-
len Energieprogramms. 

Mit Genugtuung haben wir zur Kenntnis genom-
men, daß mit der UdSSR im August 1974 der dritte 
Erdgas-Liefervertrag abgeschlossen werden konnte 
und daß der Staatsvertrag mit Norwegen vom 16. Ja-
nuar 1974 über Erdgaslieferungen zur Ratifizierung 
ansteht. Wir hoffen zuversichtlich, daß die Erdgas-
verhandlungen mit Algerien und im Rahmen des ge-
planten Dreiecksgeschäftes Iran—UdSSR—Bundes-
republik erfolgreich abgeschlossen werden können. 

Wir haben mit Genugtuung festgestellt, daß im 
deutschen Teil der Nordsee die Exploration wieder-
aufgenommen und das Inlandstiefbohrprogramm 
nach Erdgas angelaufen ist. Das alles trägt dazu bei, 
daß auch im Erdgasbereich alle Möglichkeiten des 
Ausbaus und der Diversifizierung ausgeschöpft wer-
den. Auch dafür gebührt der Bundesregierung Dank. 

Die von Parlament und Bundesregierung in dieser 
Zeit getroffenen Kohlemaßnahmen sind bekannt. Sie 
haben mit dazu beigetragen, zu unterstreichen, wie 
ernst die Bundesregierung ihre Aussage nimmt, die 
heimische Kohle optimal zu nutzen. Es ist gut, daß 
die Entscheidung im Braunkohlenbereich mit dem 
Aufschluß des Hambacher Forstes gefallen ist. 

Ein besonderer Problembereich ist im Rahmen des 
Energieprogramms und dessen Fortschreibung die 
Kernenergie. Das haben auch die jüngsten Hearings 
gezeigt. Die im Energieprogramm gesetzten Ziele 
sind klar. Die Bundesregierung hat auch auf diesem 
Gebiet konsequent ihre Pflichten erfüllt. Die Indu-
striegespräche über eine Standardisierung bei Kern-
kraftwerksanlagen und die Überlegungen zur Ver-
kürzung des Genehmigungsverfahrens stehen, wie 
wir mit Freude erfahren haben, vor dem Abschluß. 
Wir hoffen sehr, daß im Vergleich zu den bisherigen 
Schwierigkeiten Genehmigung und Bau von Kern-
kraftwerksanlagen zukünftig planmäßiger erfolgen 
können. 

Mit Genugtuung haben wir zur Kenntnis genom-
men, daß es den Energieversorgungsunternehmen 

gelungen ist, weitere Verträge über den Bezug von 
angereichertem Uran abzuschließen und damit den 
Bedarf bis Anfang der achtziger Jahre vollständig 
zu decken. Das Ende 1973 von der Bundesregierung 
verabschiedete Vierte Atomprogramm mit Förde-
rungsmitteln des Bundes von 6,1 Milliarden DM für 
die Jahre von 1973 bis 1976 wird planmäßig durch-
geführt. 

Meine Damen und Herren, zu den im Energiekon-
zept und dessen Fortschreibung enthaltenen wichti-
gen Kapiteln der Energieforschung, der rationelleren. 
Energieverwendung und des Problemkreises Ener-
gieversorgung einerseits und Umweltschutz anderer-
seits brauche ich mich nicht näher zu äußern; das 
wird mein Kollege Stahl in einem besonderen Dis-
kussionsbeitrag tun. Ich will hier nur darauf hin-
weisen, daß die Koalitionsfraktionen SPD und FDP 
gestern eine Große Anfrage zur rationelleren und 
sparsameren Energieverwendung eingebracht haben, 
die unterstreicht, wie wichtig im Sinne der Erzielung 
eines größeren Grades der Unabhängigkeit vor 
allem von Mineralölimporten der Bundesrepublik 
die Einsparung von Energie ist. 

In diesem Zusammenhang bitte ich die Bundes-
regierung noch einmal, zu prüfen, wie alle Mittel 
und Möglichkeiten ausgeschöpft werden können, 
vorhandene Fernwärmenetze optimal auszunutzen. 
Ich kann am Beispiel unserer Stadt sagen, daß das 
dort bereits vorhandene Fernwärmenetz ausreichen 
würde, doppelt so viele Verbraucher anzuschließen 
und zu versorgen wie gegenwärtig, was sicherlich zu 
einer rationelleren Energieverwendung führen würde 
und auch für die Verbesserung der Umweltbedingun-
gen von großer Bedeutung und Wichtigkeit ist. 

Wir danken Ihnen, Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster, daß Sie alles tun, um die Information der Ener-
gieverbraucher zu verbessern, und daß Sie sich auch 
zusammen mit Ihrem Kollegen Matthöfer bemühen, 
in der Öffentlichkeit ein entsprechendes Problembe-
wußtsein zu schaffen. Wir danken vor allem dem 
Forschungs- und Technologieminister dafür, daß er 
schwergewichtig Forschungsvorhaben zur rationelle-
ren Energieverwendung fördert. 

Zusammenfassend kann ich zu diesem Komplex 
für die SPD-Fraktion mit Genugtuung feststellen, daß 
die Bundesregierung seit der Vorlage des Ersten 
Energieprogramms alles in ihren Kräften Stehende 
getan hat, um die im Energieprogramm konzipierten 
Ziele zu erreichen. Diese Bundesregierung handelt 
planmäßig und konsequent. Sie überläßt nichts dem 
Zufall. Sie handelt auch nicht nur punktuell. Mit dem 
Energieprogramm und der Fortschreibung liegt ein 
Handlungsrahmen vor, der umfassend ist und die 
Voraussetzungen dafür bietet, daß wir im Lande und 
international alles tun, um die zukünftige Energie-
versorgung sicherzustellen und die Risiken so klein 
wie möglich zu halten. 

Die Ölkrise hat nicht nur einen Schock ausgelöst. 
Sie hat unserer Volkswirtschaft und der Weltwirt-
schaft in allen Bereichen Probleme beschert, die tief 
in unser Leben, auch in das des einzelnen Bürgers, 
eingreifen. Viele unserer wirtschafts- und beschäfti-
gungspolitischen Probleme haben in der Ölkrise und 
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in der Energie- und Rohstoffpreis-Explosion ihren 
Ursprung. Es wäre eine Illusion, zu glauben, daß 
wir das Rad der Entwicklung zurückdrehen können. 
Das heißt, daß wir auch in Zukunft mit einem völlig 
veränderten Weltenergiemarkt rechnen müssen. Wir 
müssen warnen vor einer Einstellung, daß es bis auf 
höhere Preise keine Energieprobleme mehr gebe. 
Energie wird knapp bleiben und teurer werden. Die 
Versorgungsrisiken bleiben bestehen. Es wird also 
entscheidend darauf ankommen, daß wir alle An-
strengungen machen, um ein Höchstmaß an Versor-
gungssicherheit zu erreichen. 

Wir danken der Bundesregierung, dem Herrn Bun-
deswirtschaftsminister und vor allem auch Ihren an 
der Erarbeitung des Energiekonzepts beteiligten 
Damen und Herren für die ausgezeichnete Arbeit. 
Wir werden das Programm und seine Fortschreibung 
intensiv und zügig, Herr Kollege Russe, in den Aus-
schüssen beraten. Die Bundesregierung weiß, daß die 
SPD-Fraktion auf der Basis dieses ersten und umfas-
senden und aktualisierten Energiekonzepts eine ge-
meinsame und zukunftsorientierte Energiepolitik 
tragen und unterstützen wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wir 
dürfen vielleicht sagen, daß meine Freunde und ich 
mit etwas Amüsement und etwas Distanz das Duell 
der Kollegen Russe und Wolfram hier verfolgt ha-
ben. Wir würden sagen: Nach unserem Eindruck 
Recklinghausen gegen Recklinghausen 3:1 für den 
Oberbürgermeister. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Herr Kollege Russe, Sie haben wirklich keine 
schöne Rede gehalten, 

(Russe [CDU/CSU] : Ich glaube, daß sie Ihnen 
nicht gefallen hat!) 

und zwar deswegen nicht 	das „schön" bezieht sich 
ja nur auf die Form, nicht auf den Inhalt —, weil 
Sie Zwischenfragen einfach nicht zulassen. Das kann 
man natürlich so handhaben; es stört einen weniger 
im Fluß der Rede und im Manuskript. Auf Zurufe 
antworten Sie immer: Das glauben Sie selber nicht! 
Das ist eine sehr einfache Beantwortung, damit 
kommt man relativ schnell aus den Kalamitäten her-
aus. 

(Heiterkeit bei FDP und SPD) 

Sie haben aber auch keine gute Rede gehalten. Sie 
haben zum Schluß zusammengefaßt, das Energiepro-
gramm lasse die Verminderung des Abhängigkeits-
grades von Energieimporten und von der Energie-
situation, in die wir weltweit eingebunden sind, 
vermissen. Nun, Herr Russe, dann allerdings möchte 
ich Sie fragen: Wie eigentlich soll das anders be-
werkstelligt werden als mit den Wegen, die das 
Energieprogramm aufzeigt, mit den diversifizierenden 

Methoden, deren wir uns bedienen müssen, sowohl 
geographisch wie politisch wie in der Art der Ener-
gie. Es kann doch gar nicht anders gehandelt werden 
als so, wie die Bundesregierung diesen Weg be-
schritten hat, und ich glaube, daß das, was die Bun-
desregierung versucht   hoffentlich erfolgreich ver-
sucht , richtig ist. Aber sie hängt ja von Faktoren 
ab, die keineswegs ihrer eigenen Entscheidung un-
terworfen sind, Herr Russe. Wir können diese Ent-
scheidungen nur marginal beeinflussen, jedenfalls in 
weiten Bereichen. Und wenn jemand kommt und uns 
neben einigen Einzelpunkten, wie die falsche Belüf-
tung des Bundeskanzleramts ich komme noch dar-
auf zurück —, dann zum Schluß sagt, die Verminde-
rung der Abhängigkeit der Energiesituation sei hier 
in unzulänglichem Maße vorgesehen, dann müßte 
dies etwas substantiierter vorgetragen werden, als 
Sie es in 35 Minuten fertiggebracht haben. 

Herr Kollege Russe, Sie haben sich z. B. zum The-
ma verbesserte nationale Krisenvorsorge zur Bun-
desrohölreserve geäußert und den Vorwurf erhoben, 
daß wir die 4 Millionen Tonnen nicht zu niedrigeren 
Preisen eingekauft haben. 

(Russe [CDU/CSU]: Natürlich!) 

— Ja, wenn Sie die bei sich zu Hause hätten unter-
bringen können, dann wäre es gut gewesen. Aber 
ich kann Ihnen aus meiner Tätigkeit als Aufsichts-
ratsmitglied der IVG sagen, daß die Kavernen noch 
nicht da waren. Wo wollten Sie das denn in dieser 
Zeit hinpacken? Sie hätten uns natürlich vorschlagen 
können, Herr Russe, das 01 seinerzeit per Termin 
zu kaufen. Aber ich habe den Eindruck, daß wir beide 
von Termingeschäften im Warenverkehr nicht allzu-
viel halten und daß Sie das wohl auch nicht der öf-
fentlichen Hand empfehlen werden. 

Die Bundesrohölreserve sähen wir lieber bei einer 
Größenordnung von 10 Millionen Tonnen, aber wir 
müssen in dem Bereich bleiben, der machbar und fi-
nanziell darstellbar ist. Natürlich ist das Anlegen 
einer Reserve im gleichen Umfang teurer geworden, 
wie die allgemeine Preisentwicklung nach oben ge-
gangen ist. 

Was die Novelle zum Mineralölbevorratungsge-
setz betrifft, Herr Kollege Wolfram, so sind wir mit 
Ihnen der Meinung, daß dieses Problem bald in den 
gesetzgebenden Körperschaften behandelt werden 
sollte. Allerdings bleibt bei uns immer noch die 
Frage offen — und darüber muß Klarheit geschaffen 
werden —, in welchem Umfang die Belastungen so 
gestaltet werden können, daß sie nicht wettbewerbs-
verzerrend sind. Das ist das Grundproblem. 

Ich will auf die Pflichtbevorratung, Ölkraftwerke 
und ähnliches in Einzelheiten nicht eingehen, um die, 
wie wir finden, ausgezeichnete Darstellung, die mein 
Vorredner geliefert hat, nicht zu wiederholen. Auch 
das nachfolgende Gesetz zur Energiesicherung wer-
den wir ja heute noch beraten. Ich habe jetzt fest-
gestellt, daß wir auf Veranlassung der Kollegen 
von der CDU/CSU unter deutlichem Hinweis auf den 
Bundesrat und die verfassungsmäßige Lage, nämlich 
die Zustimmungsbedürftigkeit dieses Gesetzes, einen 
interfraktionellen Antrag eingebracht haben, mit 
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dem wir dann gemeinsam beschließen, daß die Ener-
giekrise in fünf Jahren beendet ist. 

(Heiterkeit) 

Das ist immerhin ein Fortschritt, meine Damen und 
Herren; denn im Herbst vorigen Jahres waren Sie 
ja noch bei sechs Monaten. Also wollen wir sehen, 
wie es weitergeht. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Ein Lern

-

prozeß!) 

— Aber sie lernen immer etwas hinzu, Herr Kollege 
Wolfram. Heute morgen wollten Sie uns verbieten, 
etwas zu lernen und Konsequenzen zu ziehen. Sie 
haben es jetzt auch getan; wir sollten ganz zufrie-
den sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oberlehrer!) 

Die Sicherung einer ausreichenden und konti-
nuierlichen Mineralölversorgung, meine Damen und 
Herren, besteht natürlich auch in der Aufgabe, die 
Kooperation mit den Förderländern fortzusetzen. 
Hier hat die Bundesregierung, wie wir glauben, die 
Bemühungen der Mineralölgruppen um enge Zusam-
menarbeit ausreichend und erfolgreich unterstützt, 
und sie hat gerade auf dem Gebiet von Öl und Gas 
durch die Verhandlungen mit dem Iran, durch das 
Dreiecksgeschäft mit der UdSSR und auch mit der 
Türkei Maßstäbe gesetzt und erfolgreiche Arbeit 
geleistet. 

Daß wir — was wir schon vor Monaten gesagt 
haben — den Zusammenschluß von VEBA und Gel

-

senberg begrüßen, brauche ich nicht zu wiederholen. 
Mir scheint, daß schon die jetzige Entwicklung den 
Nachweis dafür erbracht hat, daß diese Konzentra-
tion richtig und notwendig gewesen ist. 

Herr Kollege Sprung, hier nur eine Anmerkung! 
Sie haben dieses Thema vorhin mit der Forderung 
erwähnt, in einem Nachtragshaushalt solche Mittel 
zu bewilligen. Nur über eines werden wir uns doch 
hoffentlich klar sein: daß solche Pläne nicht vor 
dem Umtauschangebot in die Öffentlichkeit und auch 
nicht ins Parlament gebracht werden können, weil 
wir uns sonst natürlich über Insiderprobleme nicht 
mehr ernsthaft zu unterhalten brauchten. 

Ihrem Hinweis, Herr Wolfram, auf die Deminex 
stimmen wir zu. 

Nun aber, meine Damen und Herren, kommt es 
ja im wesentlichen darauf an, daß der Mineralöl-
anteil an der Energieversorgung von 55 % im Jahre 
1973 auf etwa 44 % im Jahre 1985 verringert werden 
soll. Herr Kollege Russe, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU-Fraktion, hat kein Wort der Kri-
tik an diesem Ziel und an diesem Plan geäußert. 
Daran ist auch keine Kritik zu äußern. Aber hiermit 
zeigt sich, daß bei einem 44prozentigen Versorgungs-
anteil des Mineralöls auch nach allen Anstrengungen 
im Jahre 1985 von einer wie auch immer gearteten 
Unabhängigkeit oder gar Autarkie überhaupt nicht 
gesprochen werden kann. Dies wäre reine Theorie. 

Die im Hambacher Forst vorhandenen Braun-
kohlevorkommen werden wir aufschließen, Herr 
Russe, und wir werden auch die Mittel dafür zur 
Verfügung stellen. Nur ist die Frage zu prüfen, 
inwieweit der Eigentümer zunächst einmal selbst 

zur Kasse gebeten werden kann. Das kann doch 
nicht in erster Linie auf den Bund zukommen. Und 
wenn Sie hier einen feinen Unterschied zwischen 
der klassischen Subvention und der strategischen 
Subvention gemacht haben, muß ich aus unserer 
Sicht sagen, es ist ziemlich gleichgültig, ob klas-
sisch oder strategisch in die Tasche des Steuerzah-
lers gefaßt wird; blechen muß er am Schluß immer. 
Auch hinsichtlich der Erdgasprobleme hat die Bun-
desregierung — neben dem Tiefbohrprogramm, das 
hier durchgeführt wird — die politische und finan-
zielle Flankierung für Auslandsgeschäfte geliefert. 

Herr Kollege Russe, Sie haben die Erdgasimport-
abhängigkeit kritisiert und auf die politische Labili-
tät der Lieferländer hingewiesen. Ich habe nicht so 
ganz recht verstanden, wen Sie eigentlich damit ge-
meint haben. Sollen wir das hier in der Tat ver-
tiefen, wer langfristig abgeschlossene Lieferverträge 
für Erdgas heute nicht so erfüllt, wie sie eigentlich 
erfüllt werden müßten? Oder wo suchen Sie die 
Labilität der Lieferländer? Wir haben doch bisher 
die Feststellung zu treffen, daß es keineswegs so 
aussieht, daß etwa die viel gescholtenen sozialisti-
schen Länder hinter dem Eisernen Vorhang ihre 
Verträge nicht erfüllen. Vielmehr haben andere 
Länder, deren Gesellschaftsform mit der unsrigen 
verwandt ist, in der Zeit der Not erkannt, daß ihnen 
das Hemd näher ist als der Rock. 

(Russe [CDU/CSU] : Ich habe gar nicht von 
Lieferländern hinter dem Eisernen Vor-

hang gesprochen!) 

— Dann ist es gut. Sie haben von politischer Labi-
lität der Lieferländer gesprochen. 

(Russe [CDU/CSU] : Das, was Sie jetzt ge-
sagt haben, gehört dazu!) 

— Sehr gut, vielen Dank; dann sind wir einig. 

Beim Punkt Kernenergie, Herr Kollege Russe, 
wird der Herr Bundeswirtschaftsminister, wie ich 
annehme, auf die Frage der Genehmigungsverfah-
ren zurückkommen. 

Lassen Sie mich einige Worte zur Situation der 
Steinkohle sagen. Herr Russe, zunächst einmal wei-
sen wir die Formulierung „Politik des unsinnigen 
Gesundschrumpfens" zurück. Wir weisen die For-
mulierung nicht einfach mit dem Ausdruck der 
Empörung zurück — das macht sich zwar gut, ist 
aber wenig begründet —, sondern wir weisen dar-
auf hin, daß wir 83 Millionen t genannt und 94 Mil-
lionen t gefördert haben, während Sie 130 Millio-
nen t genannt und 95 Millionen t gefördert haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

So sah ihre Politik nämlich aus. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Russe? 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] : Sehr gern!) 

— Bitte sehr! 

Russe (CDU/CSU) : Graf Lambsdorff, würden Sie 
mit mir übereinstimmen, daß meine Feststellung 
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durchaus gerechtfertigt war, wenn Sie bedenken, 
was der Wirtschaftsminister des Landes Nordrhein

-

Westfalen zu diesem Punkt gesagt hat, nämlich: 
zurück auf 63 Millionen t? Können Sie dann Ihre Zu-
rückweisung noch aufrechterhalten? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Rus-
se, mit dem Wirtschaftsminister des Landes Nord-
rhein-Westfalen, mit dem mich relativ enge Bezie-
hungen verbinden, sind wir bezüglich dieses Kohle

-

programms völlig einig. Wir sind mit ihm völlig 
einig hinsichtlich der Förderrichtzahlen, die wir 
vorgelegt haben. Wir hoffen nur — und dies habe 
ich hier schon einmal gesagt, Herr Wolfram, daß 
wir dies für ein politisch und wirtschaftlich ehr-
geiziges Ziel halten, ein Ziel auf Dauer, nicht in 
diesem Jahr und nicht im nächsten Jahr. Wir wer-
den die Bundesregierung unterstützen, alles dafür 
zu tun, daß dies ermöglicht wird. Aber wir müssen 
sehen, daß wir diese Kohleentwicklung auf der 
Basis eines ganz ungewöhnlichen Weltstahlbooms 
zu verzeichnen haben. Sie haben das ja vorhin selbst 
geschildert. Der Weltstahlboom ist jedoch bereits, 
wie ich Ihnen nicht zu sagen brauche, deutlich im 
Abklingen. Daraus werden sich auch Konsequen-
zen für die Kohle — weltweit, nicht nur für uns — 
ergeben. 

Im übrigen, Herr Russe, brauche ich Ihnen eigent-
lich nicht zu erläutern — Sie hätten es ruhig selber 
dazusagen sollen —, daß die Frage des Aufkaufs 
von Kohlevorhaben durch amerikanische Gesell-
schaften und in den Vereinigten Staaten immer noch 
eine völlig andere Frage ist als die Erhöhung der 
Förderrichtzahlen hier, und zwar wegen der ganz 
unterschiedlichen Kostenlage. Das Problem besteht 
doch darin, daß man dort Steinkohle im Tagebau 
gewinnen kann, während wir hier unter Bedingun-
gen fördern, die Sie besser kennen als ich. 

Wir haben aber auch das Dritte Verstromungs-
gesetz geschaffen. Hier, Herr Russe, haben Sie ein 
praktisches Beispiel dafür erlebt, daß wir Umwelt-
bedingungen, die der Errichtung von Kraftwerken 
auf Steinkohlebasis entgegenstanden, in gemein-
samer Arbeit in Ordnung gebracht haben, so daß die 
Genehmigung für diese Kraftwerke vorliegt und 
jetzt gebaut werden kann. Ich will die übrigen Maß-
nahmen, die Herr Wolfram genannt hat, nicht wie-
derholen. Ich darf allenfalls noch darauf hinweisen, 
daß wir großen Wert darauf legen, daß das Kohle-
zollkontingentgesetz bis zum Jahre 1981, wie es 
im Energieprogramm angekündigt ist, verlängert 
wird. 

Zum Thema der Energieeinsparung, Herr Russe, 
wird Herr Professor Laermann nachher ein Wort 
sagen. 

(Abg. Russe meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Entschuldigen Sie, wenn ich noch einen Hinweis 
gebe. Herr Kollege Russe, ich habe nicht die Bau-
aufsicht im Bundeskanzleramt und weiß nicht, ob 
im Zusammenhang mit der Klimaanlage dort lüft-
bare Fenster eingebaut worden sind. Ich weiß nur, 

daß im neuen VEBA-Verwaltungsgebäude in Düssel-
dorf dasselbe gemacht worden ist. 

(Russe [CDU/CSU]: Nein, nein!) 

— Herr Russe, ich nehme Sie mit dorthin. Sie waren 
lange nicht da. 

(Russe [CDU/CSU]: Nein, nein! — Zurufe 
von der SPD: Hört! Hört!) 

— Sie waren nicht oft genug da. Ich nehme Sie mit 
dorthin und zeige Ihnen, wo das der Fall ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Russe? 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] : Selbstverständ

-

lich!) 

Russe (CDU/CSU) : Graf Lambsdorff, ich sitze hier 
nicht in beruflicher Position, sondern als Abgeord-
neter meiner Fraktion. Aber Sie haben mich diesbe-
züglich angesprochen: Darf ich Sie einladen, dieses 
Haus zu besichtigen, um dann selbst festzustellen, ob 
Sie ein Fenster in diesem Haus finden, das zu öffnen 
ist? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Wir gehen zusam-
men hin, Herr Russe. 

Meine Damen und Herren, ich will zum Ergebnis 
der Energieeinsparung, Herr Russe, hier noch einmal 
betonen: Bei Mineralölprodukten haben wir in der 
Bundesrepublik von Januar bis September 1974 ge-
genüber dem gleichen Vorjahreszeitraum einen Min-
derverbrauch von 9,4 % zu verzeichnen. Herr Pro-
fessor Laermann wird dazu nachher noch einiges 
sagen und vor allen Dingen Vorschläge und Anre-
gungen machen, wie diese Entwicklung verstärkt 
werden kann. Aber eines sei festgehalten: im Ver-
gleich zu allen anderen Nachbarländern ist dies bei 
uns die erfolgreichste Entwicklung. Dies liegt natür-
lich u. a. daran, daß wir die Energiepreisentwicklung 
in einem marktwirtschaftlichen System haben vor 
sich gehen lassen. Dies hat dazu geführt, daß über 
einen erhöhten Preis Knappheitserscheinungen so 
ausgeglichen worden sind, daß sich die Verbraucher 
zurückgehalten haben. Es hat im übrigen dazu ge-
führt, daß in ganz Europa — die Steuern natür-
lich herausgerechnet — die Vergaserkraftstoffe in 
der Bundesrepublik Deutschland mit Abstand und 
deutlich am niedrigsten liegen, übrigens natürlich 
gar nicht immer zum ungeteilten Vergnügen der 

 Produzenten. 

Über die Frage der Prioritäten für Energiefor-
schung will ich mich hier nicht verbreiten, da ich 
annehme, daß der dafür zuständige Bundesminister 
für Forschung und Technologie dazu noch einige 
Worte sagen wird. 

So begrüßenswert und so notwendig das alles ist, 
was wir hier miteinander besprechen, ich glaube, es 
muß uns klar sein, daß wir jedenfalls mit diesen 
Maßnahmen und mit diesen Regelungen mittel- bis 
längerfristig Probleme lösen, daß aber die nächsten 
drei bis fünf Jahre die entscheidenden Probleme mit 
sich bringen, die wir überwinden müssen. Diese lie-
gen nicht so sehr in den Energiearten als vielmehr in 
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den Folgen der Energiepreisentwicklung. Ich will 
hier nicht wörtlich zitieren, was das Gutachten des 
Sachverständigenrates des Jahres 1974 in seinem 
allerletzten Absatz auf Seite 345 sagt, daß wir 
nämlich, wenn wir dieser Probleme nicht Herr wer-
den, ernste Gefahren nicht nur für die unmittelbar 
betroffenen Länder, sondern für die Gesamtheit der 
industrialisierten westlichen Länder zu gewärtigen 
haben. Dieses ist der Hintergrund des energiepoli-
tischen Problems, der meinen Freunden und mir die 
größten Sorgen macht. Bei aller Bedeutung, die wir 
der Fortschreibung des Energieprogramms zumes-
sen: hier gibt es Kooperationsverlangen und Ko-
operationsbedürfnisse, denen wir nachzukommen 
haben und über die wir vorhin im Zusammenhang 
mit der Refinanzierung der EG-Anleihe gesprochen 
haben. 

Ich will hier nicht noch einmal ausbreiten, was sich 
alleine auf dem finanziellen Sektor auf den Welt-
finanzmärkten getan hat. Wir haben darüber vorhin 
gesprochen. Es sind abenteuerliche Zahlen. Und 
seien Sie sich darüber im klaren — Herr Russe, Sie 
haben über den Kapital- und Finanzierungsbedarf 
bei der Entwicklung von Energiesubstitution ge-
sprochen —, daß bei der Zerrüttung der internatio-
nalen Finanzmärkte, die jetzt durch ein System von 
Roll-over-Krediten gerade noch verdeckt wird, er-
hebliche Gefahren auf uns zukommen. Was sich an 
den Euromärkten alleine vom Volumen her tut, ist 
bei aller Respektierung der Leistung dieser Märkte, 
ohne die wir die Defizitfinanzierung der Zahlungs-
bilanzen überhaupt nicht zustande gebracht hätten, 
schon etwa das, was Herr Abs neulich ganz treffend 
die „Münemann-Illimited" genannt hat. Auch bei 
der Substitutionsentwicklung von Energie müssen 
wir uns darüber im klaren sein, daß wir uns in ir-
gendeiner Form dagegen absichern müssen, daß die-
jenigen, die heute ein hartes Verkäuferkartell mit 
hohen Preisen exerzieren, uns eines Tages in einem 
Verkäuferkartell mit gezielten Dumpingpreisen ge-
gen entwickelte Substitutionsenergie unterlaufen 
wollen. Und wir müssen uns zumindest den Kopf 
darüber zerbrechen, wie wir uns auf solche Ereig-
nisse einrichten und vorbereiten wollen. 

(Russe [CDU/CSU] : Völlig einverstanden, 
das ist genau das, was ich gesagt habe!) 

Im Grunde muß, um das westliche Wirtschafts-
system funktionsfähig zu halten, der Ölpreis minde-
stens für eine vorübergehende Zeit deutlich ge-
senkt werden. Ist das zu erreichen, oder ist das rei-
nes Wunschdenken, müssen wir uns mit der Tat-
sache abfinden, daß wir auf dieser Basis zu leben 
haben? Ich bin mir nicht völlig sicher. Ich glaube, 
daß es Möglichkeiten gibt, die aus dem politischen 
Bereich herrühren, aus dem heraus die erste Bildung 
dieses Kartells zustande gekommen ist. Ich kann mir 
aber auch vorstellen, daß die Lieferanten eines Ta-
ges zu dem Ergebnis kommen, daß sie Käufer brau-
chen, die nicht langsam, aber sicher bankrott gehen 
Die gleiche Überlegung, die wir mit der Finanzie-
rungshilfe bei Zahlungsbilanzdefiziten unserer Kun-
den — darf ich sie einmal so nennen — anstellen, 
könnte natürlich eines Tages auch denen in der 
Sinn kommen, die langfristig Absatzmärkte für ihr  

Öl brauchen. Absatzmärkte reichen nicht, sie müs-
sen auch Kunden haben, die zahlungsfähig bleiben. 

Wenn das aber nicht der Fall ist, meine Damen 
und Herren, dann müssen wir uns, glaube ich, ernst-
haft zwei Fragen stellen und zwei Gefahren sehen. 
Wenn ich mir die Vorgänge — ich will sie hier ohne 
ein kritisches Beiwort einfach Vorgänge nennen — 
in  der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
ansehe, dann frage ich mich jedenfalls, ob die Be-
merkung der früheren israelischen Premierministe-
rin, der Westen habe bei der Wahl zwischen Ge-
rechtigkeit und Erdöl das Erdöl gewählt, ohne jeden 
Kern von Berechtigung ist. 

Verfolgen Sie einmal die amerikanische Presse 
der letzten Zeit, verfolgen Sie amerikanische Wirt-
schaftsgutachten, und zwar von Gutachtern, die die 
amerikanische Regierung beraten, dann stellen Sie 
fest, daß dort ganz unverhohlen und ganz öffentlich 
— die Fundstelle kann ich Ihnen gern zeigen: Institu-
tional Investor, Ausgabe November — mit der 
Wahrscheinlichkeit bzw. Möglichkeit gerechnet wird, 
daß man die internationale Wirtschaftslage nur un-
ter der Annahme eines neuen bewaffneten Konflikts 
im Nahen Osten innerhalb der nächsten neun bis 
zwölf Monate beurteilen könne. Wenn dann der 
Ölhahn vollständig zugedreht werden sollte, stehen 
wir vor ganz einschneidenden und ganz entscheiden-
den Fragen, wie diese Lage zu behandeln wäre. 

(Lenzer [CDU/CSU] : Da hat sich Herr Schle-
singer schon Gedanken gemacht!) 

— Herr Schlesinger hat sich Gedanken gemacht; er 
hat Spengler als einen Optimisten bezeichnet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Narjes? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Jawohl, bitte sehr! 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Graf Lambsdorff, ange-
sichts Ihrer Beurteilung der Ernsthaftigkeit der 
Lage in Nahost, die ich teile, möchte ich Sie fragen: 
Halten Sie es für eine angemessene Antwort, wenn 
die Bundesregierung in ihrem fortgeschriebenen 
Programm die Vorratspolitik so langfristig — wenn 
Sie mir erlauben, zu sagen: so kläglich — behan-
delt, wie das jetzt geschehen ist? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Narjes, dies 
ist natürlich eine Frage, die man nur nach dem 
Grade und dem Rahmen seiner eigenen Möglich-
keiten beantworten kann. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Sehr 
richtig!) 

Auch hier braucht man ja Mittel, die wir, wie Sie 
wissen, in einem so großen Umfang nicht haben. Im 
übrigen möchte ich für mich sagen, daß alle An-
strengungen der Bevorratung, zu der wir verpflich-
tet sind — ich will das nicht bestreiten —, doch nur 
von einem sehr relativen Erfolg sein können. Bei 
der Abhängigkeit, in der wir uns befinden — nicht 
nur vom Öl, aber in erster Linie vom Öl — , kön-
nen wir nach meiner Überzeugung nur mit relativen 
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Erfolgen rechnen. Die Beseitigung der Abhängig-
keit ist nicht möglich. 

Die zweite Frage, die sich stellt, und zwar über 
das Thema des eigentlichen heutigen Anlasses 
hinaus, ist die, ob denn die demokratischen Sy-
steme in den westlichen, industrialisierten Ländern 
den Wohlstandsverlust, der mit diesen massiven 
Einkommensübertragungen verbunden ist, aushal-
ten. Wenn nicht, beugt man sich dann einem Kar-
tell, wie wir es schon einmal erlebt haben? Beugt 
man sich diesem Kartell in der Weise, daß man ein 
Gegenkartell bildet, oder beugt man sich dem Kar-
tell in der Weise, daß man in bilateralen, in Einzel-
verhandlungen versucht, die Schwierigkeiten zu 
umgehen? 

Deswegen, meine Damen und Herren, ist es so 
wichtig, daß die Bundesregierung heute und in dem 
Energieprogramm auf die Notwendigkeit der inter-
nationalen Zusammenarbeit hingewiesen hat. Des-
wegen ist es wichtig, daß die Bundesregierung posi-
tiv auf die Chikagoer Rede des amerikanischen 
Außenministers zur Bewältigung der Ölkrise rea-
giert hat, obwohl ich mit dem Bundesfinanzminister 
darin einig bin, daß es natürlich, bevor man 25 Mil-
liarden DM im wesentlichen zu unseren Teillasten 
refinanziert, auch politischer Bedingungen bedarf, 
die erfüllt werden müssen. Denn wenn wir diese 
Mittel aufbringen, dann können wir sie zur Refi-
nanzierung oder zur Finanzierung ölbedingter, öl-
preisbedingter Defizite, nicht aber zur Finanzierung 
inflationsbedingter Defizite zur Verfügung stellen 
— eine schwierige, aber, wie mir scheint, eine 
wichtige Unterscheidung, die wir nach meiner Auf-
fassung auch dem deutschen Steuerzahler schuldig 
sind. 

Der nationale energiepolitische Handlungsrah-
men ist doch nun einmal beschränkt, und die inter-
nationale energiepolitische Zusammenarbeit bei die-
sen weltweiten Problemen ist unerläßlich. Das gilt 
sowohl für die Verbraucherländer untereinander als 
auch für die Beziehung zwischen den Verbraucher- 
und den Förderländern. Deswegen begrüßen wir den 
Beschluß, der ja nachher mit dem Energiesiche-
rungsgesetz verabschiedet wird, über das inter-
nationale Energieprogramm, an dem wir, zusammen 
mit unseren Partnern, aktiv partizipieren und das 
sich auf gemeinsamen Krisenmechanismus, Trans-
parenz der Aktivitäten der internationalen Erdöl-
gesellschaften, Zusammenarbeit bei rationeller Nut-
zung der Energie und was wichtig ist — auf die 
Vorbereitung des Dialogs mit den Erdölförderlän-
dern und mit den anderen Verbraucherländern be-
zieht. Dieses, so scheint uns, ist der richtige An

-

gang, die Probleme über den Tag hinaus, über die 
Problematik des aktuellen Energieprogramms hin-
aus, das Sie, Herr Bundeswirtschaftsminister, auch 
im nächsten Jahr werden fortschreiben müssen, zu 
lösen. Dann wird vermutlich der Kollege Russe wie-
der kommen und sagen „Warum habt ihr das nicht 
schon 1974 gewußt?". — Das nehmen wir in Kauf, 
Herr Russe. 

(Russe [CDU/CSU] : Das werden Sie imitier 
wieder hören, Graf Lambsdorff!) 

Wir werden jedes Jahr und jeden Monat darüber 
nachzudenken haben, wie dies weitergeht. 

Meine Freunde und ich haben die feste Zuver-
sicht und das Vertrauen, daß diese Bundesregie-
rung, daß dieser Bundeskanzler und dieses Kabinett 
sich dieser Aufgaben gewachsen zeigen werden. 
Wir begrüßen die Vorlage des fortgeschriebenen 
Energieprogramms. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Hauff. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir einige Erläuterungen zu dem Beitrag, den 
Forschung und Technologie nach Auffassung der 
Bundesregierung zur Sicherung der Energieversor-
gung unseres Landes leisten können und nötigen-
falls mit Hilfe des Staates und mit seiner Unterstüt-
zung leisten müssen. 

Das Energieprogramm betont die Bedeutung der 
Energieforschung nachhaltig. Die Energieversor-
gungskrise des letzten Jahres hat deutlich gemacht, 
daß unsere Möglichkeiten, Energieprobleme nur mit 
herkömmlichen Mitteln zu meistern, doch sehr be-
grenzt sind. So zeigt die Fortschreibung deutlich, 
daß wir die Abhängigkeit vom Erdöl nur mit Hilfe 
neuer Energiequellen wesentlich vermindern kön-
nen, d. h. mit Hilfe der Kernenergie. Sie soll des-
halb nach unserer Planung bis zum Jahre 1985 die 
Versorgung zumindest in den wichtigsten Bereichen 
der Elektrizitätserzeugung sicherstellen und insoweit 
die gleiche Bedeutung einnehmen wie die Kohle. 

Wir gehören auf dem Gebiet der Kernenergie 
heute zu den technologisch führenden Ländern der 
Welt. Dies ist nicht selbstverständlich. Der große 
Rückstand, den wir noch vor 20 Jahren gegenüber 
anderen Ländern hatten, welche die Entwicklung der 
Kernenergie sehr viel früher vorantreiben konnten, 
wurde nur unter größten Anstrengungen aufgeholt. 
Bei aller ernst zu nehmenden Kritik und bei allen 
Sorgen vor Nachteilen der Kernenergieentwicklung 
in der Öffentlichkeit sollten wir hier einmal fest-
stellen: Dies ist ein bemerkenswerter Erfolg, der 
unseren Kernforschungszentren und unserer Indu-
strie mit ihren Mitarbeitern ein hervorragendes 
Zeugnis ausstellt, denen wir dafür Dank und An-
erkennung schulden. Dank und Anerkennung ge-
bühren vor allem auch den Forschern, die sich mit 
Zähigkeit und Durchhaltewillen über Jahre hinweg 
einer Arbeit widmen, die erst nach Jahrzehnten 
ihre Früchte tragen kann. 

Die Bundesregierung wird ihr Kernenergiepro-
gramm konsequent und mit langem Atem weiter-
entwickeln. Das Atomprogramm dient vor allem der 
Entwicklung von Technologien, die wir als Voraus-
setzung für den großtechnischen Einsatz der Kern-
energie benötigen. Hier nenne ich besonders und mit 
Nachdruck die nukleare Entsorgung, der ich die 
oberste Priorität bei unseren Anstrengungen zu-
messe. Hier liegt einer der Schlüssel für den Fort- 
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schritt der Kernenergie, weil ohne Zustimmung und 
das Verständnis der Öffentlichkeit auf die Dauer 
die notwendige Basis für die friedliche Nutzung der 
Kernenergie fehlte. 

Unser Programm zielt ferner auf die Entwicklung 
derjenigen Technologien, die zur vollen Erschlie-
ßung des Potentials der Kernenergie erforderlich 
sind. Das sind insbesondere die fortgeschrittenen 
Reaktorlinien. 

Das Atomprogramm war bereits ein wichtiger Teil 
des Energieprogramms des Jahres 1973. Die Lehre, 
die wir aus der Energieversorgungs- bzw. Energie-
preiskrise gezogen haben, lautet: Konzentration der 
Forschungsanstrengungen auf nur eine Energie-
quelle reicht angesichts der vielfältigen Probleme, 
die wir zu lösen haben, bei weitem nicht aus. Es 
genügt nicht, nur für die langfristige Zukunft neue 
Energiequellen bereitzustellen. Ebenso wichtig ist 
es, Forschung und Technologie gezielt zur Lösung 
akuter Probleme einzusetzen. Dies ist unter den in 
der Bundesrepublik gegebenen Bedingungen auf 
zweierlei Art möglich und erforderlich: 1. durch die 
Entwicklung energiesparender Technologien und 2. 
durch die Förderung des Einsatzes unseres heimi-
schen Energieträgers, also der Kohle. Für beide 
Bereiche hat die Bundesregierung im Januar dieses 
Jahres das Rahmenprogramm Energieforschung ver-
abschiedet, das nun in der Fortschreibung auch Be-
standteil des Energieprogramms der Bundesregie-
rung geworden ist. Es konzentriert sich in erster 
Linie auf die Kohle. Dieser wichtige Energieträger, 
dem wir zum großen Teil unseren Stand als hoch

-

entwickeltes Industrieland verdanken, ist in den 
letzten 20 Jahren in seiner relativen Bedeutung für 
die deutsche Energieversorgung stetig zurückgegan-
gen. Diese Entwicklung wäre sicher noch weit schnel-
ler verlaufen, wenn man ihr nicht durch energie-
politische Maßnahmen entgegengetreten wäre. 

Der entscheidende Fehler war jedoch, daß man 
versuchte, Hilfe für die Steinkohle nur mit dem Mit-
tel der Subvention zu leisten und nicht durch die 
Förderung von Innovationen zur leichteren Gewin-
nung und besseren Verwertung der Kohle. 

(Beifall bei der SPD) 

So kommt es, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß wir heute, wo wir wieder stärker auf 
unsere heimische Kohle angewiesen sind, noch 
immer mit den gleichen Problemen zu kämpfen 
haben, die für den Rückgang des Kohleanteils an 
der Energieversorgung verantwortlich sind. 

Unsere Kohleförderung ist im Vergleich zu ande-
ren Fördergebieten und zu anderen Energieträgern 
teuer und außerordentlich lohnintensiv. Die Hand-
habung der Kohle im Kleinverbrauch ist unpraktisch 
und unbequem. Der Transport von Kohle ist auf-
wendig und teuer, und die Verbrennung von Kohle 
schafft erhebliche Umweltprobleme. 

Deshalb, so meinen wir, müssen wir neben ande-
ren wichtigen Maßnahmen wie dem Dritten Ver-
stromungsgesetz beispielsweise, das den Absatz der 
Kohle sichern hilft, neue Technologien für die 
Kohleveredlung und neue Technologien in der Berg-
bautechnik entwickeln und einführen. Kohle sollte 

uns zu schade sein für Technologien von gestern. 
Zwar zählt die Bundesrepublik Deutschland in der 
Kohletechnologie heute ganz sicher zu den führen-
den Ländern der Welt; ohne unser Forschungspro-
gramm müßte ich allerdings hinzufügen: noch. Denn 
weltweit wird an der Entwicklung von Verfahren 
zur Kohlevergasung und Kohleverflüssigung inten-
siv gearbeitet, vor allem in den USA und in Groß-
britannien. Diese Entwicklungen beruhen weit-
gehend auf dem, was vor und während des zweiten 
Weltkriegs in Deutschland an Erfahrungen gesam-
melt wurde. Sie wurden zwar in der Zwischenzeit 
in der Bergbauforschung und einigen weitblicken-
den Industrieunternehmen fortgeführt; aber wir ver-
fügen heute nicht über Verfahren, die für den groß-
technischen Einsatz geeignet sind. 

Hier setzt das Rahmenprogramm Energieforschung 
an. Technologien zur Kohlevergasung stehen im 
Vordergrund der Entwicklungsmaßnahmen zur 
Kohleveredelung. Sie sind für unsere Stein- und 
Braunkohleförderung gleichermaßen von Bedeutung. 
Verschiedene Verfahren sollen zur Gewinnung von 
Synthesegas und Methan aus Kohle führen. Dadurch 
kann es gelingen, Erdölprodukte als Energieträger 
und als Rohstoff für die chemische Industrie zu 
ersetzen. 

Langfristig gesehen, sind unsere fossilen Boden-
schätze zu schade zum Verbrennen. Kohlever-
edelungsverfahren dienen dazu, dem Rohstoff-
charakter der Kohle gerecht zu werden. 

In diesem Sinne ist auch die spätere Anwendung 
von nuklearer Prozeßwärme interessant. Hierdurch 
kann rund ein Drittel der Kohle, die bei konventio-
nellen Prozessen zur Heizung benötigt wird, einge-
spart werden. Die preisgünstige Kernenergiewärme 
wird die Wirtschaftlichkeit der Kohlevergasung ver-
bessern und gleichzeitig erlauben, die Kohle we-
seitlich besser zu nutzen. 

Neben der Kohlevergasung fördern wir, wenn 
auch in geringerem Umfang, Technologien zur 
Kohleverflüssigung, wobei wir uns auf die Gewin-
nung von synthetischem schweren Heizöl aus 
Kohle konzentrieren. Die Gewinnung von Benzin 
aus Kohle ist aus wirtschaftlichen Gründen weniger 
aussichtsreich. Es kommt nicht darauf an, alle Erd-
ölprodukte aus Kohle substituieren zu können. Da 
Kohleprodukte quantitativ nur zu einem geringen 
Teil Erdölerzeugnisse ersetzen können, genügt es, 
wenn aussichtsreiche Verfahren zur Herstellung 
einiger synthetischer Ölprodukte verfolgt werden. 

Bei fast allen Kohleveredelungsverfahren läßt 
sich verhältnismäßig leicht eine Entschwefelung und 
Entaschung durchführen, so daß die gewonnenen 
Produkte außerordentlich umweltfreundliche Ener-
gieträger darstellen. Über die Wirtschaftlichkeit des 
Verfahrens läßt sich heute noch keine ganz zuver-
lässige Abschätzung oder Prognose abgeben. Der 
Preisunterschied der Veredelung zu Erdölprodukten 
ist seit der Ölkrise zwar erheblich verändert, aber 
noch nicht beseitigt. 

Der Wert leistungsfähiger Kohletechnologien als 
Garant sicherer und umweltfreundlicher Energiever-
sorgung wird — dies haben wir alle gelernt — gewiß 
nicht allein vom Preis bestimmt. 
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Von mindestens gleicher Bedeutung wie Technolo-

gien zur Kohleveredelung erscheinen mir neue Tech-
nologien in der Bergbautechnik, die zum Ziel haben, 
die Wirtschaftlichkeit des Kohlebergbaus zu steigern 
und vor allem die Arbeitsbedingungen im Bergbau 
zu verbessern. Wenn wir zum Ziel setzen, die 
Kapazität der deutschen Kohleförderung zu erhalten, 
dann müssen wir etwas tun, um die Arbeitsbedin-
gungen der Bergleute zu verbessern. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann es nicht oft genug sagen: die Belastung 
und Gesundheitsgefährdung unserer Bergleute durch 
Kohlestaub und Luftverschmutzung, durch Lärm und 
physische Überlastung sind eine Herausforderung 
an unser Bekenntnis zu menschengerechten Arbeits-
bedingungen. Insofern steht das Rahmenprogramm 
Energieforschung auch in enger Beziehung zu unse-
rem Programm Humanisierung der Arbeit. 

An den Beispielen Kohle und Kernenergie zeigt 
sich die Bedeutung technologischer Innovationen für 
die Zukunft eines hockentwickelten Industrielandes 
wie der Bundesrepublik Deutschland. Es muß unser 
Ziel sein, unsere begrenzten Vorräte an eigenen 
Rohstoffen, wie beispielsweise der Kohle, so gut wie 
möglich, d. h. in veredelter Form, zu nutzen. 

In letzter Zeit ist freilich immer deutlicher gewor-
den, daß eine bloße Vermehrung des Energieange-
bots durch bessere Nutzung konventioneller, ja, 
selbst durch Entwicklung neuer Energiequellen nicht 
ausreicht, um alle Probleme zu lösen. Kurzfristig 
werden wir die _noch dominierenden und ständig 
knapper werden fossilen Energiequellen nicht ab-
lösen können. Langfristig werden die Umweltpro-
bleme eine bedenkenlose Ausweitung unseres Ener-
gieverbrauchs kaum erlauben. Deshalb kommt es 
in Zukunft entscheidend auch darauf an, den Energie-
verbrauch durch vernünftige Maßnahmen in Grenzen 
zu halten. Dabei müssen wir uns immer der Tatsache 
bewußt bleiben, daß Energieverbrauch und wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit zumindest gegenwär-
tig noch, d. h. bei dem gegebenen Stand der Infra-
struktur und bei dem gegebenen Stand der Technik, 
eng miteinander verbunden sind. Maßnahmen zur 
Einschränkung des Energieverbrauchs setzen deshalb 
gründliche Überlegungen und Vorsicht voraus. Man 
muß insbesondere versuchen, den Zusammenhang 
zwischen Energieverbrauch und Entwicklung des 
Bruttosozialprodukts zu lockern. Dies ist möglich 
durch neue Technologien, die die verfügbare Energie 
besser ausnutzen. Energieverluste, die insgesamt 
rund zwei Drittel unseres gesamten Energiever-
brauchs verschlingen, sind in ihrem Ausmaß im 
Grunde nicht zu rechtfertigen. 

Es gibt eine Reihe technischer Möglichkeiten, die 
hier schlummernden Reserven zu erschließen, Ener-
gie besser und rationeller zu nutzen und Energie-
verluste zu vermeiden, z. B. durch die technische 
Verbesserung der Raumheizungssysteme, die allein 
rund 40 %  der gesamten Primärenergie in der Bun-
desrepublik benötigen. Wärmeverluste durch un-
günstige Gebäudeform und -auslegung sowie 
schlechten Heizbetrieb können in diesem Bereich 
30 bis 50 %  an Einsparungen der eingesetzten Pri-
märenergie bringen. Hier sind vielfältige Verbesse-

rungen, insbesondere auch bei der Isolation von 
Wohnbauten, erforderlich. 

Über die Vorteile von Fernwärmeverbundnetzen, 
die ganz erhebliche Einsparungen ermöglichen wür-
den, vor allem wenn es gelänge, in diesem Versor-
gungssystem auch die jetzt ungenutzte und zum 
Schaden der Umwelt an Gewässer und Atmosphäre 
abgegebene Abwärme der Kraftwerke nutzbar zu 
machen, brauche ich nach dem vom Bundestag an-
genommenen gemeinsamen Antrag der Fraktionen 
nichts Näheres vorzutragen. 

Lassen Sie mich abschließend noch eines sagen. 
Die Bundesregierung läßt zur Zeit die Entscheidungs-
unterlagen erstellen, die für eine gezielte Durch-
setzung des Fernwärmekonzepts erforderlich sind. 
Ein sogenannter Wärmeatlas für die Bundesrepublik 
und Planungsunterlagen für vier exemplarische 
Siedlungsräume werden Entscheidungshilfen liefern. 
Die Einführung von Fernwärmesystemen erfordert 
freilich auch von seiten der Wirtschaft, insbesondere 
der Elektrizitätswirtschaft, und auch von seiten der 
Kommunen die Bereitschaft zum Umdenken und zu 
grundlegenden Strukturveränderungen. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, hier wird sich zeigen, 
ob wir in der Lage sind, mit bewußten Struktur-
veränderungen und Innovationen auf Krisen wie die 
der Energieversorgung zu reagieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Springorum. 

Springorum (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich möchte 
vorab deutlich sagen, daß ich hier nicht im Namen 
der Fraktion, sondern in eigenem Namen spreche, 
obwohl ich weiß, daß meine Freunde mit mir einer 
Meinung sind. Ich möchte auch nicht als Vorsitzen-
der des Ausschusses für Energie, Forschung und 
Technologie im Europäischen Parlament sprechen, 
obwohl ich weiß, daß auch die Mitglieder dieses 
Ausschusses — gleichgültig, aus welcher Fraktion 
und welcher Delegation — mit mir einer Meinung 
sind. Ich möchte als Bürger dieses Landes sprechen, 
der die energiepolitischen Zusammenhänge kennt 
und zu diesem Papier, das die Bundesregierung jetzt 
vorgelegt hat, mit einer gewissen Bitterkeit und 
einer gewissen Sorge Stellung nehmen möchte. 

Ich möchte mit einem Kompliment an den Herrn 
Bundeswirtschaftsminister beginnen. Es ist ein Kom-
pliment für eine Gabe, die er besitzt. Ein Staats-
sekretär aus den Reihen der Koalition hat einmal 
gesagt, auch ihm als Bundespressesprecher sei es 
nicht möglich, aus einer schlechten Politik etwas 
Gutes zu machen. Der Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster hat dies aber tatsächlich hervorragend fertig-
gebracht, und zwar mit folgendem Kunstgriff. Er be-
lastet niemanden in diesem Papier. Er verlangt von 
keinem Bürger ein Opfer oder Belastungen. Auf der 
anderen Seite formuliert er so geschickt, bis hin zur 
verbalen Unredlichkeit, daß dem normalen Leser 
und selbst Fachleuten das, was in diesem Papier 
fehlt, gar nicht zum Bewußtsein kommt. Dafür mein 
Kompliment! 
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Wenn ich dieses Papier so hart kritisiere, so tue 

ich das nicht, weil ich alles schlecht fände. Unter den 
84 Ziffern gibt es eine ganze Reihe von Ziffern, 
denen ich hundertprozentig zustimme. Nicht alles ist 
schlecht, aber das Ganze ist schlecht — und das ist 
ein wesentlicher Unterschied. Das Ganze ist schlecht, 
weil es unserer nationalen Problematik nicht gerecht 
wird und weil es jede klare Zielangabe vermissen 
läßt. Selten ist mir die Richtigkeit eines Wortes von 
Christian Morgenstern so klar geworden wie in der 
heutigen Debatte. Morgenstern läßt ein Gedicht mit 
folgenden Worten anfangen: „Wer das Ziel nicht 
hat, wird den Weg nicht haben, wird sein Leben 
lang nur im Kreise traben". 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie haben doch 
nie ein Ziel in der Energiepolitik!) 

— Bitte hören Sie doch zu! Ich bin doch erst am  An-
fang.  

Nennen Sie uns bitte das Ziel, das Sie mit dieser 
Energiepolitik verfolgen! Es wurde vorhin eine Zeit-
lang darüber gestritten, daß es 13 Monate bis zur 
Fortschreibung dieses Papiers gedauert habe. Es 
dreht sich gar nicht um dieses Papier, das heute 
vorgelegt worden ist. Es dreht sich vielmehr darum, 
daß die Energieinvestoren immer wieder vertrö-
stet worden sind. Ihnen wurde gesagt: Wartet auf 
die Fortschreibung unseres Papiers; ihr werdet dann 
gewiß Orientierungsdaten daraus entnehmen kön-
nen. — Dadurch sind viele Monate unnütz verloren-
gegangen. 

Ich möchte auch zu dem Vorwurf der verbalen 
Unredlichkeit etwas sagen. Das Papier strotzt von 
Beispielen dafür. Ich möchte das, was ich mit die-
sem Vorwurf meine, nur an wenigen Beispielen 
klarmachen: 

In Ziffer 18 heißt es: Der Mineralölanteil soll zu-
rückgedrängt werden. Dieser schöne Satz bedeutet 
in Wahrheit nichts anderes als folgendes: Die Wachs

-

tumsrate, die in dem Papier von 1973 mit 4 % bezif-
fert wurde, wird in der Fortschreibung auf 2 % 
heruntergesetzt. Das bedeutet, daß sich unsere Ab-
hängigkeit nicht reduziert, sondern weiter steigt. 

Ein anderes Beispiel. Es heißt so schön in diesem 
Papier, Ziffer 49: Die deutschen Steinkohlenreser-
ven sollen optimal genutzt werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Denken Sie einmal darüber nach, was ein solcher 
schwammiger Satz bedeuten soll. Dahinter verbirgt 
sich im Grunde nichts anderes, als daß die deutsche 
Steinkohlenförderung von in diesem Jahr 97 Millio-
nen Tonnen auf 94 Millionen Tonnen schrumpfen soll 
und daß der Kohleanteil von 22 % auf 14 % ge-
senkt werden soll, und das immerhin bei einem 
Vorrat von 84 Millionen Tonnen Steinkohle und 24 
Milliarden aufgeschlossenen Tonnen in der Bundes-
republik. Das nennt man dann „optimale Nutzung". 
Das nenne ich verbale Unredlichkeit. 

In dem Papier wird der Mineralölindustrie eine 
ganze Reihe neuer Subventionen versprochen, um 
sie anzureizen, größere Vorräte anzusammeln. Dann 
hätte auf der anderen Seite in der mehrjährigen 
Finanzplanung zumindest irgendeine Andeutung 

darüber stehen müssen, woher ,das Geld kommen 
soll. Nichts davon; auch das nenne ich unredlich. 

Nun komme ich zu dem Satz, der mich in dem 
ganzen Papier eigentlich am meisten bedrückt hat. 
Hier heißt es gleich in der Präambel wortwörtlich: 
Die Krise konnte überwunden werden. Meine Damen 
und Herren, die Krise ist doch nicht überwunden! 
Hören Sie denn nicht, daß die Zeitzünder der Öl-
preisbombe und der Ölmengenbombe weiter ticken? 
Behaupten Sie nicht, daß das Panikmache wäre. 
Nein, wer Ohren hat zu hören, der hört das Ticken 
dieser Zeitzünder. Wir Energiepolitiker kommen 
uns häufig wie Kassandra vor: Wir sind verurteilt 
zu warnen, aber anscheinend will uns niemand glau-
ben. Und seien Sie bitte überzeugt, Herr Bundes-
wirtschaftsminister, beide Bomben werden eines 
bisher noch nicht bestimmten Tages mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlichkeit explodieren. 
Und da sprechen Sie davon, die Krise sei überwun-
den! Nein, wir müssen endlich beginnen, uns aktiv 
vor der Gefahr dieser Explosion zu schützen. 

Unsere Situation hat sich doch in diesem letzten 
Jahr nicht etwa verbessert. Sie haben neulich vor-
getragen, daß die Mineralölvorräte von 63 oder 
64 Tagen, die wir vor einem Jahr hatten, nun auf 
67, 68 oder 69 Tage gestiegen seien. Was soll das? 
Wir hatten fast 20 Millionen Tonnen Steinkohle auf 
Halden liegen, die sind weg. Es war Ihr Vorvorgän-
ger, der vor dieser Krise in erheblicher Weitsicht 
eine Bundesrohölreserve von 10 Millionen Tonnen 
vorgesehen hatte. Aber sein Nachfolger — zur Rich-
tigstellung, Graf Lambsdorff —, der Vorgänger von 
Herrn Friderichs, hat die Mittel dafür im Haushalt 
wieder gestrichen. Wir stehen also vor keiner leich-
teren Situation. 

Hier gestatten Sie mir eine weitere kritische Be-
merkung. Sie schreiben fünf-, sechs-, sieben-, acht-
mal in Ihrem Papier, daß die Situation auf dem 
Energiemarkt unüberschaubar und unkalkulierbar 
sei. Hier unterscheiden wir uns grundsätzlich in 
unserer Aussage. Ich halte es für eine ganz klare 
Tatsache, daß jede Tonne Mineralöl aus dem Krisen-
gebiet des Nahen Ostens, auf die wir angewiesen 
sind, unsere Erpreßbarkeit erhöht und daß jede 
Tonne, um die wir unsere Abhängigkeit mindern, 
auch unsere Erpreßbarkeit mindert. Diese Tatsache 
muß in unserer Energiepolitik die erste Priorität 
haben. Was ist da eigentlich noch zu kalkulieren, 
frage ich mich. 

Dieses ganze Papier leidet ja darunter, daß Sie 
ununterbrochen versuchen, sich am Markt zu orien-
tieren. Der Markt kann aber ordnungspolitisch ein-
fach nicht funktionieren, wenn auf der einen Seite — 
Graf  Lambsdorff hat darauf hingewiesen — ein Pro-
duzentenkartell steht, ein Monopol, das rücksichts-
los, brutal, ja, bis zur Vernichtung eines Staates 
seine ganze Macht einzusetzen bereit ist. Dann bleibt 
eben auf der anderen Seite auch nichts anderes 
übrig, als sich nicht am Markt, sondern an der Krise 
zu orientieren. 

Nehmen Sie sich bitte ein Beispiel an den fünf 
Sachverständigen, die jetzt in ihrem Gutachten auf 
diese Fragen, vor allem in der Ziffer 458, eingegan- 
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gen sind. Diese fünf Weisen können doch bestimmt 
als Marktwirtschaftler gelten. Wenn Sie deren Vor-
schläge aus dem letzten Gutachten für eine Energie-
politik in Ihrem Papier befolgt hätten, sähe Ihr 
ganzes Papier anders aus, hätte ein anderes Ge-
sicht und ein anderes Gewicht. 

Ich darf noch einen weiteren Punkt der Kritik an 
diesem Papier anfügen. Sie haben zwar vorhin ge-
sagt, daß noch eine ganze Reihe von Problemen of-
fen wäre. Ich habe begrüßt, daß Sie das hier vorge-
tragen haben. Aber weshalb steht nicht in Ihrem 
Papier, welche Probleme offengeblieben sind? 

In dem ersten Programm von 1973 gab es einen 
Abschnitt über finanzielle Konsequenzen, den Ab-
schnitt F. Sucht man die Fortschreibung dieses Ab-
schnittes in dem neuen Papier, dann sucht man ver-
gebens nach dieser so außerordentlich wichtigen 
Aussage. Da steht drin, daß statt der 15 Milliarden 
DM je Jahr an Aufwendungen nun 21 Milliarden 
notwendig sind. Aber jede andere Aussage über die 
finanzielle Konsequenz mit all ihrer Bitterkeit, die 
heute durch die Hushaltslücken entstehen wird, ist 
einfach unter den Tisch gekehrt. Ich halte das nicht 
für korrekt. 

Wie sieht man nun eigentlich die deutsche Ener-
giepolitik von draußen an? Erstaunen erregt immer 
wieder, daß es eigentlich nichts gibt, dem die Bun-
desregierung nicht zustimmt und was sie nicht be-
grüßt. Ob es Vorschläge aus Washington sind, sie 
werden begrüßt, ob es Vorschläge aus Frankreich 
sind, sie werden begrüßt, ob es Vorschläge aus Brüs-
sel sind, sie werden begrüßt. Alles wird eben be-
grüßt, gleichgültig ob es zueinander paßt oder nicht, 
Daß man draußen in der Welt darüber den Kopf 
etwas schüttelt, mögen Sie, meine Damen und Her-
ren, verstehen. 

Noch am 17. September hat im Ministerrat eine 
Debatte über die Vorlage der Kommission zur Ener-
giestrategie der Gemeinschaft stattgefunden, und 
der Ministerrat hat diesem Papier seine Zustimmung 
gegeben. Ich hatte nun geglaubt, daß unsere neue 
Fortschreibung wenigstens in etwa mit dieser Ener-
gierstrategie, die die Kommission vorgelegt hat  — 
der  wir zugestimmt haben —, deckungsgleich wäre. 
Aber nichts davon! Beide Papiere — das Papier der 
Kommission, das Papier der Gemeinschaft, das Pa-
pier des Ministerrates und das jetzige Papier der 
Bundesregierung — unterscheiden sich in einem we-
sentlich, nämlich in der Grundsatzfrage der Einspa-
rung des Mineralöls. Während die Kommission vor-
schlägt, daß bis zum Jahre 1985 20 Prozentpunkte 
Mineralöl eingespart werden sollen, d. h. daß die 
500 Millionen Tonnen, die heute innerhalb der Ge-
meinschaft pro Jahr verbraucht werden, mengen-
mäßig in etwa eingefroren werden, bis im Jahre 
1985 etwa die Hälfte dieser Menge aus der Nordsee 
bezogen werden kann und damit die Gemeinschaft 
weitgehend nicht mehr erpreßbar wäre, nimmt die 
Bundesregierung in diesem Papier für sich in An-
spruch, ihren Mineralölanteil nur um 10 % zu sen-
ken. Dabei sind wir im Gegensatz zu den anderen 
Ländern der Gemeinschaft ein Land, das über er-
hebliche eigene Energieressourcen verfügt. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht bei Erdöl!) 

— Wir haben Ersatz- und Substitutionsenergien, 
die die Franzosen und Italiener nicht haben. Daher 
ist für sie die verlangte Einsparung von 20 Prozent-
punkten wesentlich schwieriger als für uns. 

Es wird immer wieder auch in diesem Papier von 
Solidarität und Lastenausgleich gesprochen. Daß 
muß dann aber auch in die Wirklichkeit umgesetzt 
werden. Europa darf nicht, wenn es einmal zu einer 
gewissen Opferbereitschaft aufgefordert ist, zu einer 
Leerformel werden. 

(Zuruf von der SPD: Da muß man aber auch 
sagen, wie man es macht; das ist das Pro

-

blem!) 

- Ich komme zum Schluß noch darauf. Ich habe in 
meinem Konzept stehen, daß mich jemand nach der 
Alternative fragen wird. Wenn mich leider niemand 
danach fragt, dann muß ich von alleine darauf kom-
men. 

Ich hatte nach der Lektüre des Papiers ein un-
angenehmes Gefühl. Herr Bundeswirtschaftsminister, 
Sie sprechen so häufig davon, daß man in diesem 
Lande zur Energiepolitik eine ruhige Hand brauche. 
Ich habe das Gefühl, daß an dieser ruhigen Hand 
der Finger, der sich mit der Energiepolitik beschäf-
tigt, eingeschlafen ist. Wecken Sie ihn auf, lieber 
heute als morgen! Wir müssen in diesem Falle wirk-
lich handeln. 

Nun darf ich Ihnen die Alternative nennen, für die 
leider 13 Monate verstrichen sind: 

Erstens: Bau von Konversionsanlagen und Schutz 
vor mißbräuchlichem Wettbewerb von draußen; 
denn Sie können keinem Investor zumuten, vier 
bis fünf Milliarden DM einzusetzen, wenn es auf 
der anderen Seite den Scheichs gefallen könnte, die 
Erdölpreise auf die Hälfte zu senken. Dieser Schutz, 
den auch die Sachverständigen und Graf Lambsdorff 
forderten, fehlt in diesem Papier völlig. 

Das zweite — nun schreien Sie nicht, Herr Wolf-
ram — ist die Steigerung der Förderung des deut

-

schen Steinkohlenbergbaus. Wir haben so häufig be-
reits erlebt — ich bin in dieser Beziehung Fach-
mann —, daß es möglich war, die Förderung zu 
steigern, wenn sich das als notwendig erwies. Vor-
aussetzung ist nur, daß den Bergleuten die Schrump-
fungsmentalität, in der sie 15 Jahre erzogen wurden, 
genommen wird und daß sie wieder Zutrauen zu 
einer sicheren Zukunft bekommen. Dazu fehlt ein 
klares Wort. 

Drittens: Ich will jetzt nicht mehr über die Geneh-
migungsverfahren sprechen — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wolfram? 

Springorum (CDU/CSU) : Selbstverständlich! 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Vielen Dank! 
Herr Kollege Springorum, wollen Sie bitte bestä-
tigen, daß ich mich in meinem Debattenbeitrag ganz 
klar für eine Erhaltung der derzeitigen Förderung 
ausgesprochen und auf die Möglichkeiten und die 
Notwendigkeiten von Fördersteigerungen hingewie- 
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sen habe mit der Bemerkung vor allem: wenn das 
Energieprogramm greife und wenn wir es machen 
könnten. Würden Sie das bitte bestätigen, damit 
hier nicht der falsche Eindruck entsteht, als würde 
ich das Gegenteil sagen? 

Springorum (CDU/CSU) : Um Gottes willen, 
Herr Wolfram! Wenn ich jetzt „Herr Wolfram" ge-
sagt habe, wollte ich damit sagen: Wir beide sind 
einer Meinung, daß eine Steigerung der deutschen 
Steinkohlenförderung sogar in erheblichem Umfang 
möglich ist. 

Es wurde genug — das möchte ich als Punkt 3 
einer Alternative sagen — über die Genehmigungs-
verfahren für den Bau von Kernkraftwerken gesagt. 
Ich will das deshalb nicht wiederholen. Ich möchte 
nur eine niedliche Geschichte zum besten geben. Ein 
Kernkraftwerkserbauer erzählte mir neulich, daß es 
eines sechsmonatigen Schriftverkehrs — mit Ver-
zögerungen für die Inbetriebnahme — wegen der 
Türzargen bedurft habe, die schon an drei anderen 
Kraftwerken genehmigt waren. Hier macht sich ein 
Bürokratismus breit, der einfach unerträglich wird 
und der allein das Genehmigungsverfahren auf etwa 
drei Jahre ausgedehnt hat. Hier soll die Bundes-
regierung nicht mit in der Verantwortung stehen? 

(Zuruf von der SPD: Die Länder auch!) 

Natürlich die Länder auch. 

Viertens — Sie werden erstaunt sein, Herr Fri-
derichs, daß ich das sage —: die Freigabe der Kohle-
importe. Im gleichen Zuge, wie wir Hydro-Cracker 
einrichten und dadurch schweres Heizöl aus den 
Kraftwerken herausziehen, müssen wir Importkohle 
zur Verfügung haben. Selbst wenn Sie davon ein-
mal einige Tonnen auf Halde nehmen müßten, wäre 
darin keine Problematik zu sehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Graf Lambsdorff? 

Springorum (CDU/CSU) : Bitte schön, Graf 
Lambsdorff! 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Darf ich Sie zu 
Ihrer Bemerkung zur Erhöhung des Importkohlekon-
tingents und zu der Verstärkung des Imports von 
Kohle in Anbetracht des Beifalls, den Ihnen Herr 
Köhler dazu gespendet hat, fragen, ob Sie mit uns 
der Meinung sind, daß dies auch Veränderungen 
beim Hüttenvertrag zur Folge haben müßte. 

Springorum (CDU/CSU): Teils, teils. Ich habe 
vorhin mit Herrn Köhler darüber gesprochen. Ich 
möchte hier jetzt nicht als Mann der Kohle etwas 
sagen. Ich würde das Ausscheiden aus dem Hütten-
vertrag begrüßen, Herr Köhler sicher nicht. Das hat 
aber nichts mit dem zu tun, was wir hier zur Energie-
politik sagen. 

(Lachen bei der FDP) 

Ich bin der Meinung, daß jedes Jahr einige Millio

-

nen Tonnen Importkohle sukzessive bis zur endgül

-

tigen Freigabe freigegeben werden sollten; die end-
gültige Freigabe könnte dann sicher in wenigen 
Jahren erreicht sein. Ich bin überzeugt, daß wir 
leider, leider 	 nicht allzuviel Kohle bekommen 
werden. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] : Bei gleich 
hohen Abgaben, zum Wettbewerbspreis der 

Ruhrkohle, ja!) 

— Selbst wenn sie billiger sein sollte, sollten wir sie 
nehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Wolfram? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Kollege 
Springorum, ist Ihnen bewußt, daß Sie damit eine 
bislang gemeinsam vertretene Position aufgeben, 
und wissen Sie, daß wir alle erklärt haben, daß na-
türlich mittelfristig auf das Instrument der Kohleim-
porte nicht verzichtet werden soll, daß jetzt aber der 
Zeitpunkt noch nicht da ist? 

Springorum (CDU/CSU): Ich darf mit aller Of-
fenheit sagen: Ich vertrete in der gegebenen energie-
politischen Situation keine speziellen Interessen von 
irgend jemandem und bin der Meinung, daß in der 
augenblicklichen Situation uns einfach nichts ande-
res übrig bleibt, als jeden Weg zu beschreiten, der 
uns vom Mineralöl des Krisengebietes etwas mehr 
unabhängig macht. Das allein muß das Leitmotiv un-
serer Energiepolitik sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf fortfahren: Die Einsparungsmöglichkeiten 
scheinen mir in diesem Papier mit lächerlichen 9 % 
außerordentlich gering bemessen zu sein. Ein Ex-
pertengremium hat vor einigen Wochen eine Exper-
tise veröffentlicht. Danach wird festgestellt — und 
es wird minutiös aufgezählt —, daß 15 % ohne Be-
lastung für den Bürger, ohne Belastung für die Wirt-
schaft möglich sind, wenn eine Regierung bereit ist 
zu handeln, und daß mit relativ geringen Belastun-
gen auch 20 % möglich sind. Ich meine, daß wir die-
sen Weg vorbereiten sollten. 

Und Punkt 6 meiner Alternative ist, daß die Bun-
desregierung endlich die Ärmel hochkrempelt, sich 
nicht in Verbalismen erschöpft, sondern anfängt, 
konkret etwas zu tun. Wenn Sie, Herr Bundeswirt-
schaftsminister, vielleicht nachher sagen werden, in 
den anderen Ländern passiere ja auch nicht mehr: 
Bitte, wir sind in einer anderen Situation, und ich 
möchte das mit großem Ernst sagen. Wir, das 
deutsche Volk, unterscheiden uns hier. Ich halte es 
für das deutsche Volk, für seine Geschichte und für 
seine Zukunft für unerträglich, daß dieses Volk ein-
mal vor die Frage gestellt werden könnte, die dann 
vielleicht eine Lebensfrage wäre: Wie hältst du es 
mit Israel? Daß diese Frage uns gestellt werden 
kann, muß mit allen Mitteln vermieden werden. 
Deshalb brauchen wir den Mut zum konkreten Han-
deln. Verzichten Sie auf die bisherige Schönwetter-
politik! Sie kann zum Schaden für uns alle führen. 
Betreiben Sie eine gute Politik! Eine gute Politik 
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heißt, daß es eine Politik der Vorsorge ist. Hoffen 
wir aber gemeinsam, daß trotz der notwendigen 
Vorsorge der Ernstfall nie eintreten möge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zunächst zu 
den Ausführungen des Herrn Kollegen Springorum 
etwas sagen, der sich zu der Behauptung verstiegen 
hat, das Papier strotze von verbalen Unredlichkeiten, 
und der dann darauf abhebt, daß die Wachstumsrate 
nicht mehr 4 % betrage, wie im vergangenen Jahr, 
sondern nur noch mit 2 % angesetzt sei. Ich darf 
doch fragen, ob ihm nicht bekannt ist, daß bei hoch

-

entwickelten Gesellschaften auch die Kurve des 
Energiebedarfs — nachzulesen bei Meadows „Gren-
zen des Wachstums" — asymptotisch verläuft, d. h. 
mit abnehmenden Steigerungsraten. 

Ich bin der Meinung, daß dieses Papier, das hier 
vorliegt, sehr wohl brauchbar ist, und wir sind der 
Meinung, daß wir manche Anregungen zwar noch 
ergänzen dürften, aber daß es als Grundkonzept 
durchaus seine Berechtigung hat. Es kann keinen 
Zweifel darüber geben, daß die Sicherung des Ener-
giebedarfs heute und für die Zukunft die grundle-
gende Voraussetzung für die Sicherung und Weiter-
entwicklung der Lebensverhältnisse in unserem Le-
bensraum und damit die Voraussetzung für die volle 
Verwirklichung auch unserer gesellschaftspolitischen 
Zielvorstellungen ist. 

Für die Fraktion der FDP kann ich deshalb noch-
mals mit allem Nachdruck unterstreichen, daß wir die 
energiepolitischen Maßnahmen und insbesondere 
auch die erste Fortschreibung des Energieprogramms 
der Bundesregierung begrüßen und unterstützen. Ich 
möchte mich in meinen Ausführungen, wie vorhin 
schon angekündigt, besonders mit dem Aspekt der 
rationellen Energieverwendung und dem Einsatz 
der Kernenergie in diesem Zusammenhang näher 
befassen; denn ich bin der Meinung — und das klang 
bereits in verschiedenen Debattenbeiträgen an —, 
daß wir uns auch um sehr kurzfristige Lösungen des 
Energieproblems kümmern müssen und daß die 
Frage, die vorhin auftauchte, wie sie von Herrn 
Springorum angesprochen wurde: Wie halten Sie es 
mit Israel? selbstverständlich schon morgen auf dem 
Tisch liegen kann und wir dann morgen vor der 
Situation stehen und mit langfristigen Lösungen zu 
spät kommen, weil sie nicht rechtzeitig greifen kön-
nen. Wir müssen uns also darüber im klaren sein, 
daß wir in Zukunft sehr kurzfristige Lösungen an-
gehen müssen. 

Es erscheint uns, der Fraktion der FDP, notwendig, 
— und hier wissen wir uns einig mit dem Koalitions-
partner —, über den Rahmen dessen hinaus, was im 
Energieprogramm bereits ausgeführt ist, alle An-
strengungen zu unternehmen, die Anstiegsrate des 
Energiebedarfs zu reduzieren, ohne und dies sei 
hier ausdrücklich betont — daß damit ein Produk-
tions-, Konsum- oder Komfortverzicht verbunden ist. 
Wir sind auch der Meinung — und hier stimmen wir 

auch dem Wirtschaftsminister zu —, daß in das 
freie Spiel der Kräfte am Markt nicht eingegriffen 
werden darf und daß der bestehende begrenzte 
Wettbewerbsspielraum nicht eingeengt werden darf. 
Wir sind aber der Meinung, daß dies zu erreichen 
ist. 

In diesem Zusammenhang darf ich erwähnen, daß 
die Koalitionsfraktionen gemeinsam eine Große An-
frage an die Bundesregierung zur rationellen und 
sparsamen Energieverwendung eingebracht haben. 
Es erscheint uns nämlich dringend geboten, die 
Frage der sparsamen und rationellen Energiever-
wendung nicht nur im Zusammenhang mit der Situa-
tion am Erdölmarkt zu sehen, sondern sie auch hin-
sichtlich der Begrenztheit der Weltvorräte an fossi-
len Energieträgern, der Begrenztheit der Vorräte an 
Rohstoffen überhaupt — dieses Thema steht hier 
allerdings nicht zur Debatte — im Zusammenhang 
zu betrachten. Wir müssen mit den Ressourcen die-
ser Erde haushalten; das ist unsere politische Ver-
pflichtung, das ist unsere uns an die Zukunft bin-
dende Verantwortung, meine Damen und Herren, 
unsere Verantwortung gegenüber den kommenden 
Generationen. Wir müssen uns sehr wohl darüber 
im klaren sein, in welchem Zeitraum die auch im 
Energiebereich vorhandenen Ressourcen abgebaut 
sind und was danach passiert. 

Es erscheint uns weiterhin auch notwendig, Ener-
giepolitik nicht nur von der Erzeugerseite her zu 
betreiben, sondern ganz wesentlich und in verstärk-
tem Maße von der Verbraucherseite her, und zwar 
in allen Verbraucherbereichen, das heißt im Bereich 
des privaten Verbrauchs, im Bereich der Industrie 
und auch im Bereich des Verkehrs. Wir müssen den 
Verbraucher problembewußter machen, wir müssen 
ihn informieren, wir müssen ihm Alternativen und 
Konsequenzen energiepolitischer Maßnahmen und 
Zusammenhänge, die ihn besonders betreffen, auf-
zeigen und ihn somit motivieren, sich der enormen 
volkswirtschaftlichen Bedeutung rationeller Energie-
verwendung entsprechend zu verhalten. 

Dieser Programmpunkt ist erfreulicherweise in 
den Maßnahmenkatalog des Energieprogramms auf-
genommen und hier mit einem besonderen Akzent 
versehen worden. Bedenkt man, daß die Hälfte der 
Endenergie ungenutzt bleibt — und dies bedeutet 
unter Berücksichtigung der Umwandlungsverluste, 
daß weniger als ein Drittel der Primärenergie über-
haupt nur genutzt wird , so dürfte klar werden, 
welche Möglichkeiten zur Sicherung der Energie-
versorgung kurzfristig ohne Erhöhung des Primär-
energiebedarfs gegeben sein dürften. Denn schon 
durch eine Einsparung von 25 % auf dem Energie-
sektor im Bereich Haushalt und Kleinverbrauch kann 
eine Einsparung von rund 17 % des Primärenergie-
bedarfs erzielt werden. Dies ist nicht utopisch, 
meine Damen und Herren, sondern dies ist durch-
aus schon heute technisch und finanziell realisierbar 

lassen Sie mich hier nur einige Stichworte an-
geben —: erstens durch Herabsetzung der Energie-
intensität, d. h. in erster Linie durch eine bessere 
Wärmedämmung der Bauten, entsprechende Bau-
weisen und dergleichen hier ergeben sich für den 
Gesetzgeber einige Möglichkeiten, aber wir müssen 
auch sehen, daß dies in die Zuständigkeit der Län- 
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derregierungen fällt, die hier durch entsprechende 
Novellierung der Bauordnungen einen erheblichen 
Beitrag leisten können —, zweitens durch Verwirk-
lichung von Energiekreisläufen, den Einsatz von 
Wärmepumpen usw. in der Haustechnik in verstärk-
tem Maße, stärker als es bisher geschehen ist, und 
drittens durch das Prinzip der Wärmekraftkoppe-
lung, also stärkere Nutzung von Verlustenergie und 
eventuell sogar von Abfallenergie, wie von Müll-
verbrennungsanlagen oder Kläranlagen, zur Wärme-
versorgung. Dies bedeutet verstärkten Ausbau eines 
Fernwärmenetzes. 

Wir sind der Meinung, daß hier durchaus auch 
kurzfristig eine Energieeinsparung erzielbar ist. Was 
eine derartige Einsparung an Primärenergie bedeu-
tet, das mögen Sie sich, meine Damen und Herren, 
an dem Beispiel klarmachen, daß diese Einsparung 
an Primärenergiebedarf in Höhe von 17 % dem An-
teil der Steinkohle an der Energieversorgung ent-
spricht, d. h. also einem Äquivalent von 80 Millio-
nen t Steinkohleneinheiten. Das entspricht etwa 
einem Drittel der für das Jahr 1985 vorgesehenen 
Erdölimporte, und das entspricht etwa im vollen 
Umfange dem vorgesehenen Anteil der Kern-
energie. 

Zu diesen Einsparungsmöglichkeiten im Bereich 
des privaten Verbrauchs kommen nun noch die 
möglichen Minimierungen des Energiebedarfs im 
Bereich der industriellen Verbraucher. Wie der 
amerikanische Petrol Council in einer Untersu-
chung festgestellt hat, kann der Energiebedarf um 
durchschnittlich 10 bis 15 % durch andere Pro-
duktionsverfahren, durch andere Technologien 
usw. reduziert werden. Nutzt man zusätzlich noch, 
wie im Energieprogramm schon angedeutet, die 
Möglichkeit zur Rückgewinnung und Wiederver-
wendung energieintensiver Rohstoffe, so schlagen 
wir — wenn Sie mir den Ausdruck gestatten — 
gleich mehrere Fliegen mit einer Klappe: kosten-
senkende Produktionen, Energieeinsparung, Siche-
rung und Erhaltung auch anderer wertvoller und 
immer knapper werdender Rohstoffe. 

Aus der Gesamtbetrachtung kann der Bereich 
Verkehr sicherlich nicht ausgeklammert werden. 
Auch wenn in diesem Bereich nur 10 bis 12 % des 
Energiebedarfs verbraucht werden, so kommen wir 
doch nicht um die Tatsache herum, daß von diesem 
Anteil lediglich 20 % genutzt werden. Technologi-
sche Weiterentwicklungen erfolgversprechende 
Ansätze sind vorhanden — sollten hier bis zum 
Beginn der achtziger Jahre zu einer weiteren Re-
duzierung des Bedarfs an Primärenergie führen. 
Durch langfristige Forschungsprojekte — dies deu-
tete eben Staatssekretär Dr. Hauff an — in der Pri-
märenergiesicherung, mit dem Ziel, diese Primär-
energieträger effizienter auszunutzen, neue Tech-
nologien zu entwickeln, neue Energieträger zu er-
schließen, werden wir weiterhin eine Möglichkeit 
erkennen können, den Energiebedarf selbst zu redu-
zieren. 

Wir sehen uns in unseren Ansätzen, in diesen 
Überlegungen bestätigt durch die EG-Kommission, 
die bei ihren Überlegungen zur Energiesicherung da-
von ausgeht, daß eine Reduzierung des Energie-

bedarfs im Jahre 1985 um wenigstens 10 % möglich 
ist, ohne daß dadurch die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung beeinträchtigt wird. Auf der glei-
chen Linie liegt wohl auch US-Außenminister Kis-
singer, der in seinem energiepolitischen Plan vor 
wenigen Tagen der Energieeinsparung ebenfalls 
eine hohe Priorität eingräumt hat. Meine Damen 
und Herren, die Senkung der Zuwachsrate des Ener-
giebedarfs ist von außerordentlicher politischer 
Bedeutung. Die FDP wird daher diesen Aspekten 
ihre besondere und verstärkte Aufmerksamkeit zu-
wenden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nunmehr 
kurz auf das Problem der Kernenergie zu sprechen 
kommen. Sicher können wir zukünftig nicht auf 
Kernenergie und den Ausbau der Kernkraftwerks-
kapazität verzichten. Hier stimmen wir von der 
Fraktion der FDP durchaus der diesbezüglichen 
Aussage im Energieprogramm zu, insbesondere 
dann   aber lassen Sie mich das sehr deutlich 
sagen: aber auch nur dann —, wenn diese ange-
strebte expansive Nutzung unter voller Berücksich-
tigung aller Sicherheitsaspekte, unter gleichzeitiger 
Weiterentwicklung der Reaktorsicherheit, erfolgt. 
Die Fraktion der FDP begrüßt daher ausdrücklich 
die klare Aussage im Energieprogramm, daß der 
Schutz der Bevölkerung vor möglichen Schäden ab-
solute Priorität bei der Nutzung der Kernenergie 
besitzt. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Aber wir müssen feststellen, daß es offensichlich 
noch viele ungeklärte Fragen in diesem Bereich 
gibt, sicherheitstechnischer wie wirtschaftlicher 
Art: biologische und ökologische Auswirkungen, 
technische Schwierigkeiten, die Brennstoffaufberei-
tung, die Behandlung und die Endlagerung hoch-
toxischen radioaktiven Mülls, die Standortprobleme 
der zahlreichen neu zu errichtenden Anlagen und 
einiges mehr. 

Deshalb erscheint es mir verfrüht — ich darf hier 
ausdrücklich sagen, es handelt sich um meine per-
sönliche Meinung —, sich schon jetzt bedingungslos 
dem Risiko Kernenergie zu unterwerfen. Es mehren 
sich die kritischen Stimmen in der Welt, gerade der 
Experten, gerade von früher starken Befürwortern 
der wirtschaftlichen Nutzung der Kernenergie. Und 
wer von uns könnte schon den Mut aufbringen, diese 
Stimmen abzuwerten und sich den vorgebrachten 
Argumenten gegenüber zu verschließen? Wir wer-
den als die politisch Verantwortlichen sorgfältig 
abzuwägen haben zwischen dem wirtschaftlichen 
und dem Sicherheitsinteresse. Wir werden daher 
die Ergebnisse der Anhörungen zur Reaktorsicher-
heit und zur Energieforschung sowie den Bericht 
des Innenministers sehr genau und sehr kritisch 
auszuwerten haben. Mit kurzfristig erzielbaren Ener-
gieeinsparungen ließe sich Zeit gewinnen, mit mehr 
Ruhe die Weiterentwicklung der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie zu betreiben, eine Vielzahl noch 
ungeklärter Probleme einer Lösung näherzubringen 
und die Risiken zu vermindern. 

Die Fraktion der FDP fordert in diesem Zusam-
menhang eine umfassende und objektive Informa-
tion der Bürger über Erfordernis, Alternativen und 
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Konsequenzen. Sie fordert die rechtzeitige Einbezie-
hung der Bürger in die Genehmigungsverfahren, 
um ihnen, Herr Minister Friderichs, die Angstkom-
plexe zu nehmen. Ich glaube, daß das eine unbe-
dingte Notwendigkeit ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir lehnen auch Pauschalgenehmigungen ab, vor 
allem dann, wenn damit — ich darf hier einen In-
formationsdienst zur Energiewirtschaft zitieren — 
eine schnellere Abwehr hemmender Einsprüche er-
zielt werden soll. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in 
Anbetracht der fortgeschrittenen Stunde zum Ende 
kommen. Ich möchte enden mit einem Zitat von 
John Stuart Mill, einem englischen Philosophen und 
Volkswirtschaftler, der in der Mitte des vergange-
nen Jahrhunderts fragte — ich darf zitieren —: 

Zu welchem Endziel führt der technische Fort-
schritt? In welchem Zustand wird sich die Erde 
befinden, wenn der Prozeß zu Ende ist? 

Diese Fragen, scheint mir, haben heute mehr denn 
damals ihre Gültigkeit. Meine Freunde von der 
FDP und ich werden sie bei allen relevanten poli-
tischen Entscheidungen deutlich vor Augen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich darf zunächst, bevor ich mich 
dem eigentlichen Thema zuwende, Herrn Kollegen 
Dr. Laermann zu seiner Rege hier in diesem Hause 
beglückwünschen. Es war die erste Rede, wie ich 
gerade erfahren habe. 

(Allseitiger Beifall) 

Herr Staatssekretär Hauff und der Herr Bundes-
wirtschaftsminister haben auf die zentrale Bedeu-
tung der Kernenergie verwiesen, die diesem Ener-
gieerzeugungszweig im Rahmen des Energiepro

-

grammes zukommt. Ich möchte hier gleich einstei-
gen und Ihnen, Herr Kollege Dr. Laermann, etwas 
widersprechen, obwohl ich, was die Sicherheits-
anforderungen anbetrifft, Ihre Skepsis voll teile. Ich 
möchte Ihnen dahin gehend widersprechen, daß ich 
mich zu dem Stichwort Kernenergie etwas opti-
mistischer äußern möchte. Es klang bei Ihnen etwas 
an, als ob es eine Alternative gäbe, auf der einen 
Seite Einsatz von Kernenergie, auf der anderen 
Seite Rationalisierung, Energieersparnis. Diese Alter-
native besteht nicht. Wir müssen das eine tun, ohne 
das andere zu lassen. 

Gestatten Sie mir noch eine weitere Vorbemer-
kung zu dem Stichwort, das der Herr Kollege 
Dr. Hauff gebracht hat, zu der Energieforschung. Es 
hat uns in letzter Zeit stärker beschäftigt. Wir haben 
uns in einem Hearing jetzt auch des Fachausschus-
ses damit zu beschäftigen gehabt. Wir haben im 
Ausschuß erfahren, daß die Mittel für 1974 auf dem 
Gebiet gerade der nichtnuklearen Energieforschung 
sehr langsam abfließen, daß also eine gewisse Ver-
legenheit besteht, das Geld, das im Haushalt bereit

-

gestellt ist, dort sinnvoll auszugeben. Insbesondere 
Vorhaben außerhalb des Bereichs Kohleforschung 
sind bisher nur in geringem Maße beurteilt und be-
schieden worden. Das hängt natürlich damit zusam-
men, daß erst eine solche Beratungskapazität in dem 
Projektträger, dort in der KFA Jülich aufgebaut 
werden mußte. Aber ich würde meinen, zahlreiche 
Forschungsvorhaben, die zur Zeit in anderen Refe-
raten des Ministeriums zur Prüfung anstehen, haben 
als Nebeneffekt nicht unerhebliche direkte und in-
direkte Energieersparnis zur Folge. Deswegen wäre 
es vielleicht möglich, derartige Vorhaben wegen 
Knappheit der Mittel, die in anderen Referaten mög-
licherweise aus diesen Gründen abgelehnt werden, 
daraufhin zu überprüfen, ob sie nicht auf andere 
Weise aus dem nichtnuklearen Forschungsförde-
rungstopf finanziert werden können. 

Kernenergie, meine Damen und Herren, ist im 
Rahmen einer langfristigen Energiesicherung ohne 
Alternative. Etwa 60 % der in der Bundesrepublik 
benötigten Energierohstoffe stammen gegenwärtig 
aus ausländischen Quellen. Nur der verstärkte Ein-
satz der Kernenergie kann deshalb langfristig die 
Energieversorgung sichern und das Mineralöl für 
die Bereiche schonen — Treibstoff, Petrochemie —, 
in denen es kaum oder nur unter volkswirtschaft-
lich nicht vertretbaren Kosten substituiert werden 
kann. 

Selbstverständlich ist die friedliche Nutzung der 
Kernenergie, wie im übrigen alle anderen Techni-
ken, mit Risiken verbunden. Nach den Erfahrungen 
ist das sogenannte Restrisiko, vor dem in der Öffent-
lichkeit auch immer wieder gesprochen wird, jedoch 
beherrschbar, weil in kaum einer anderen modernen 
Technik mit ähnlichen Auflagen und Sicherheits-
anforderungen gearbeitet wird. So hat der Bundes-
minister des Innern nach dem Stand vom Juli 1974 
uns allen eine Ubersicht über die Störfälle in Reak-
toranlagen gegeben, die seit der Einberufung der 
Reaktorsicherheitskommission im Oktober 1971 auf-
getreten sind. Daraus kann geschlossen werden: 
Erstens. Störfälle in Kernkraftwerken sind im Ver-
gleich zu konventionellen Industrieanlagen selten. 
Zweitens. Störungen traten an konventionellen Bau-
teilen auf und waren nie nuklearer Art. Das ist ein 
Eindruck, der von Kernenergiegegnern in der 
Öffentlichkeit immer wieder erweckt wird. Drittens. 
Durch die umfangreichen Sicherheitsmaßnahmen 
wurden die Störfallfolgen ohne Schwierigkeiten auf 
das Innere der Reaktoranlage begrenzt. Viertens. In 
keinem Fall wurde unkontrollierbar oder in unzu-
lässigen Mengen Radioaktivität an die Umgebung 
abgegeben. Fünftens. In keinem Fall — das ist für 
uns das Beruhigendste, was wir feststellen können 

wurde irgend jemand aus der Bevölkerung ge-
schädigt. 

In der nun etwa 30jährigen Entwicklung von 
Kernkraftwerken ist nicht ein einziger Störfall auf-
getreten, der zum grundsätzlichen Zweifel an der 
Sicherheit dieser Art der Energiegewinnung Anlaß 
gäbe. Viemehr wurden die Sicherheitsmaßnahmen 
laufend verbessert und in einem Maße vervoll-
kommnet, wie es in kaum einem anderen Zweig der 
Technik der Fall ist. 
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Ein weiteres Zeugnis ist der Rasmussen-Report 

der USAEC, der amerikanischen Atomenergie-
behörde. Dort wird auf 3 000 Seiten in 14 Bänden 
ebenfalls der Sicherheitsaspekt untersucht, und dort 
heißt es: 

Im Vergleich zu anderen Risiken des Lebens, 
die bewußt von allen in Kauf genommen wer-
den, ist die Gefährdung durch einen nuklearen 
Unfall vernachlässigbar klein. Es besteht also 
beispielsweise ein etwa zweihundertmal größe-
res Risiko, vom Blitz erschlagen zu werden. 

Eine weitere Quelle, die nicht zu einer Nach-
lässigkeit unsererseits in der Beurteilung dieser 
Dinge führen soll — ich bitte, mich da richtig zu 
verstehen  , sondern eine weitere Argumentations-
hilfe gerade für diejenigen sein soll, die eingesehen 
haben, daß es im Rahmen der Erreichung der ener-
giepolitischen Ziele unbedingt der Kernenergie be-
darf, wäre auch der Bericht über die Umweltradio-
aktivität in der Drucksache 7/2510 vom 29. August 
1974, der diesem Hause vorliegt. Auch dort heißt es: 

Aufgrund einer von Anfang an restriktiven 
Auslegung der auf internationalen Empfehlun-
gen beruhenden Strahlenschutzvorschriften und 
entsprechender technischer Maßnahmen ... sind 
in keinem Fall die zulässigen Grenzwerte er-
reicht oder überschritten worden. 

Das gilt auch, wohlgemerkt, für die angesprochenen 
Störfälle. 

Wegen der Ölkrise erhält die Kernenergie erhöhte 
Bedeutung. Sie bietet auf Grund des im Brennstoff-
kreislauf vorhandenen Energiepotentials und der 
problemlosen Lagerung großer Energiemengen im 
Kernbrennstoff eine hohe Versorgungssicherheit. 
Sie wird in absehbarer Zukunft durch die Erzeugung 
von nuklearer Prozeßwärme und ihren Einsatz bei 
der Fernwärmevesogung größerer Wohngebiete und 
Industrieanlagen neue Anwendungsmöglichkeiten 
finden. Nicht zuletzt wird sie die einheimische Kohle 
als Rohstoff erschließen. 

Lassen Sie mich ein Wort zum atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren sagen. Während das atom-
rechtliche Genehmigungsverfahren bei den ersten 
kommerziellen Anlagen von Antragstellung bis Bau-
beginn etwa ein halbes Jahr benötigte, ist diese Zeit 
im Laufe des letzten Jahres zum Teil auf zweiein-
halb Jahre angestiegen. Dadurch haben sich Pla-
nungs- und Bauzeiten für neue Kraftwerke auf etwa 
acht bis zehn Jahre verzögert. Die zügige Abwick-
lung des atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens 
ist jedoch die wichtigste Grundbedingung zum Er-
reichen der energiewirtschaftlichen Ziele. 

Am Ende der Entwicklung muß eine Straffung und 
schnellere Abwicklung des Verfahrens stehen, ohne 
daß dabei der Sicherheitsaspekt vernachlässigt wird. 
Dies ist durch Standardgutachten — hier sind wir 
anderer Meinung, Herr Kollege Laermann —, Kon-
zeptgenehmigungen und die Entwicklung verbind-
licher Richtlinien zum Zwecke der Rationalisierung 
zu erreichen. 

Deshalb möchte ich die Bundesregierung fragen, 
wie sie die Vorschläge des Deutschen Atomforums 

vom 11. April 1974 beurteilt und vor allem wann 
und gegebenenfalls welche Konsequenzen sie dar-
aus zu ziehen gedenkt. Wie beurteilt sie die Er-
richtung von Standardkraftwerken, die zeichnungs-
gleich immer wieder gebaut werden können, ohne 
daß erneut der gesamte Prozeß Komponente für 
Komponente überprüft werden muß? Hält sie es für 
möglich, unverzüglich zur Erteilung von Genehmi-
gungen für standardisierte Komponenten bei Kern-
kraftwerken zu kommen? Wann wird sie dem Hause 
Vorschläge für eine Schematisierung des Verfah-
rensablaufs des atomrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens machen? 

Ein zweiter wichtiger Punkt ist die Standortvor-
sorge. Auch dieser Punkt ist von Herrn Bundesmini-
ster Friderichs und Herrn Staatssekretär Hauff an-
gesprochen worden. Um die Planziele des Energie-
programms zu erreichen, müssen in absehbarer Zeit 
außer den in Betrieb und Bau befindlichen Anlagen 
Standorte für rund 30 weitere Kernkraftwerksblöcke 
gefunden werden. Es ist deshalb erforderlich, als 
Vorsorgemaßnahme projektfreie Standortgenehmi-
gungen zu erteilen. Hier hat gerade die Bundesregie-
rung die besondere Aufgabe, durch eine umfassende 
Unterrichtung und Aufklärung der Bevölkerung auf 
die Notwendigkeit dieser Maßnahme im Interesse 
einer langfristigen Sicherung der Energieversorgung 
hinzuweisen und Vorurteile auszuräumen. 

Was das Ausräumen von Vorurteilen betrifft: Ich 
glaube, wir werden alle — Bundesregierung, Koali-
tion und Opposition — unsere liebe Not haben, in 
der Öffentlichkeit die Vorurteile auf diesem Gebiet 
abzubauen, wenn wir auf der anderen Seite Erfolg 
mit unseren angestrebten Zielen haben wollen. 

Im übrigen werden auch noch weitere Standorte 
— das wird oft vergessen — zur Wiederaufarbeitung 
der Brennelemente und der Verarbeitung der Kern-
brennstoffe benötigt. 

Drittens. Wir müssen den Brennstoffkreislauf be-
herrschen lernen. Ebenso wichtig wie die Errichtung 
neuer Kraftwerke ist dieses Thema, das uns vor 
große technische, aber auch wirtschaftliche Probleme 
stellt. 1985 — ich sage dies nur, um einmal die Di-
mensionen klarzumachen — wird der voraussicht-
liche Jahresbedarf etwa 10 000 t Natururan und etwa 
6 500 t Brennarbeitseinheiten bei der Urananreiche-
rung betragen. Man stelle sich diese Dimension ein-
mal vor, um einen Begriff auch von der wirtschaft-
lichen Seite dieses Bereiches zu bekommen. 

Diese Zahlen lassen uns in etwa die Größenord-
nung erkennen. Die benötigte Trennarbeit sollte da-
bei aus Gründen der Versorgungssicherheit minde-
stens zur Hälfte in Anlagen mit deutscher Beteili-
gung innerhalb der Europäischen Gemeinschaft er-
bracht werden. Der Rest muß durch langfristige Ver-
träge mit anderen Anreicherungsfirmen gedeckt wer-
den. Für die Wiederaufarbeitung abgebrannter 
Brennelemente soll nach derzeitigen Planungen 1983 
eine Anlage mit einem Durchsatz von 1 500 Jahres-
tonnen in der Bundesrepublik Deutschland verfügbar 
sein. Dies entspräche der Kapazität des Jahres 1985 
bei den Kernkraftwerken. 
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Es ist uns allen klar, daß diese Maßnahmen erheb-

liche wirtschaftliche Risiken in sich bergen, so daß 
die Frage erlaubt ist, auf welche Weise der Bund zu 
deren Abdeckung mit beitragen kann. 

Einige weitere Fragen. Wie sieht es mit der inter-
nationalen Kooperation auf dem Gebiet des Brenn-
stoffzyklus aus? Befindet sich der Bau der Anreiche-
rungsanlagen im Plan, und werden die notwendigen 
Kapazitäten überhaupt erreicht? Wann ist angesichts 
der in immer größeren Mengen anfallenden Brenn-
elemente mit der Entscheidung über den Bau der 
großen Wiederaufarbeitungsanlage zu rechnen? Was 
geschieht mit dem in immer größeren Mengen an-
fallenden Plutonium? Auch hier eine Zahl: Ein Kraft-
werk der 1200-Megawatt-Klasse erzeugt in einem 
Jahr etwa 250 Kilogramm Plutonium mit allen Pro-
blemen, die das aufwirft. Wie will man das Problem 
der Endlagerung hochaktiver Rückstände lösen mit 
den dazugehörigen Teilproblemen wie der Trans-
portsicherung und ähnlichen Fragen? 

Dies alles sind konkrete Fragen, die unverzüglich 
beantwortet werden müssen, um die gesteckten 
Ziele zu erreichen. 

Meine Damen und Herren, ich will jetzt der Ver-
suchung widerstehen — auch angesichts der fort-
geschrittenen Zeit —, auch zu den anderen Punkten 
der Weiterentwicklung der Reaktortechnik etwas zu 
sagen. Bei der Leichtwasserreaktortechnik sind wir 
noch längst nicht am Ende. Hier können noch For-
schungen angestellt werden über eine höhere Ver-
fügbarkeit und über eine Erhöhung des Abbrandes, 
über eine Erhöhung des Nutzungsgrades. Auch dies 
ist ein Beitrag zur rationelleren Einsetzung der Ener-
gie, insbesondere der kostbaren und teuren Brenn-
stoffe. Zum Thema Hochtemperaturreaktor hat die 
CDU/CSU-Fraktion bereits sehr frühzeitig entspre-
chende Initiativen in diesem Hause ergriffen. Ich 
weise auf die Drucksache VI/3394 zum Thema nukle-
are Prozeßwärme hin. 

Nur noch ein Wort zum Problem des schnellen 
Brüters. Hier sind in der letzten Zeit einige Diskus-
sionen, einige Rangeleien hochgekommen. Die Auf-
fassung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist hier 
völlig klar. Der SNR 300 in Kalkar — das habe ich 
bereits einmal in einer Debatte hier betont, als es 
um eine Große Anfrage zur Forschungspolitik ging 
— muß zunächst einmal gebaut werden, da nur auf 
dieser Basis die Bundesrepublik Deutschland über-
haupt ein attraktiver Partner für eine später mög-
liche internationale Zusammenarbeit werden kann. 

Dazu gehören selbstverständlich auch die Pla-
nungsarbeiten für den SNR 2; denn erst auf der 
Grundlage von Planungsarbeiten wird eine Entschei-
dung darüber möglich sein, ob die Bundesregierung 
und gegebenenfalls, wenn sie die Frage positiv be-
antwortet, wie sie sich zu einer Beteiligung entschlie-
ßen kann. 

Zum Abschluß möchte ich auch noch kurz das 
Finanzierungsproblem ansprechen. Uns kann bei 
aller technischen Betrachtungsweise nicht der unge-
heure finanzielle Aufwand uninteressiert lassen, den 
die Sicherstellung unserer Energieversorgung ge-
rade im Kernkraftwerksbereich erfordert. Dies würde  

uns vor völlig neue Probleme der Finanzierung stel-
len. Daß hier bereits ein gewisser Denkprozeß in 
Gang gekommen ist, beweist zum Beispiel eine 
Studie der Dresdner Bank, die unter Einrechnung 
eines Inflationszuschlags zu einer Zahl von 310 bis 
320 Milliarden DM bis zum Jahre 1985 kommt — ein 
Kapitalbedarf, der eine astronomische Summe aus-
weist. Ob es zur Realisierung dieses Vorschlags der 
Gründung einer besonderen Bank für Energieinve-
stitionen, also einer Spezialbank, bedarf, ist ein 
interessanter Diskussionsbeitrag, den man zumin-
dest einmal in Erwägung ziehen und mit berücksich-
tigen sollte. 

Meine Damen und Herren, in der Debatte am 
8. November 1974, in der 127. Sitzung, hat der Bun-
desminister für Forschung und Technologie anläß-
lich der Verabschiedung des Verstromungsgesetzes 
gesagt, daß man sich darum kümmern müsse, wie auf 
der Basis des Vorhandenen, des kurzfristig Mach-
baren für die unmittelbar vor uns liegende Zukunft 
bessere Lösungen angeboten werden können. Dem 
stimme ich zu. Ich habe mir erlaubt, im Laufe meiner 
Ausführungen einige Probleme aufzuzeigen und ent-
sprechende Fragen zu formulieren. Diese Fragen 
bedürfen — auch nach Meinung meiner Fraktion —
einer Antwort und bewegen sich im Rahmen des 
Machbaren, zum Teil sogar des kurzfristig Anzu-
packenden. 

Alles dies ist selbstverständlich auch der Bundes-
regierung bekannt; es ist nicht besonders originell. 
Aber der Bundesregierung obliegt es nun, möglichst 
umgehend die entsprechenden Schlußfolgerungen 
daraus zu ziehen und diese in konkrete Maßnahmen 
umzusetzen. Sie ist wieder am Zuge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bevor ich jetzt in die Debatte 
einsteige, gestatten Sie mir vielleicht zwei Sätze zu 
den Ausführungen des Kollegen Springorum. Herr 
Kollege Springorum, Sie haben all das, was in 
diesem Energieprogramm dargestellt ist, als beson-
ders negativ und schlecht bezeichnet. In der Rede 
Ihres Fraktionskollegen, Herrn Russe, die wir eben 
gehört haben und sehr aggressiv war, die wir aber 
doch in einigen Punkten zustimmend zur Kenntnis 
nehmen können, ist zumindest hervorzuheben, daß 
der Bundesregierung für den Bereich des Nuklear-
programms in etwa die Note „gut" erteilt wird, 
während Sie, Herr Springorum, dazu genau im 
Widerspruch stehen. Ich meine, das sollte vorab 
einmal hierzu gesagt werden. 

Aber, meine Damen und Herren, die heutige De-
batte und das jetzt im Anschluß zu verabschiedende 
Energiesicherungsgesetz zeigen uns wohl deutlich, 
daß das Energieproblem und das von der Bundes-
regierung fortgeschriebene und nun dem Hohen 
Hause vorliegende Energieprogramm aktuell sind 
und demnächst einen wesentlich höheren Stellen-
wert auch im Bereich der Öffentlichkeit einnehmen 
werden, als viele, auch vielleicht in diesem Hause 
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nach den heutigen Reden, es eigentlich glauben 
möchten. Wir von der SPD-Fraktion begrüßen dieses 
Programm, und wir begrüßen es besonders, daß der 
Herr Bundeswirtschaftsminister und der Herr Bun-
desforschungsminister aus der Krisenversorgung des 
letzten Winters unverzüglich Schlüsse gezogen ha-
ben, die im Energieprogramm festgeschrieben sind. 

Mein Kollege Wolfram hat zum Problem der 
Energieversorgung allgemein gesprochen und not-
wendige Schwerpunkte aufgezeigt. Der Herr Staats-
sekretär Hauff hat von seiten der Regierung den 
Part der Forschung dargestellt. Lassen Sie mich 
noch einiges hinzufügen, indem ich besondere Ein-
zelheiten aus dem Bereich der Forschung heraus-
stelle. 

Im Vergleich zu den USA und anderen Industrie-
ländern, insbesondere aber den USA, sind wir natür-
lich im Bereich der Energieversorgung schlecht 
dran; denn unser Importanteil liegt bei 55 %. Deshalb 
ist es einfach unerläßlich, daß künftig eigene vor-
handene Energiequellen, wie Stein- und Braunkohle 
sowie Erdgas, durch Forschungsvorhaben stärker 
genutzt und ausgebaut werden. Ich darf nur am 
Rande schon jetzt darauf hinweisen, daß es dabei 
in Zukunft in erster Linie auf die beiden großen „K", 
und zwar Kohle und Kernenergie, ankommen wird. 
Sie werden die künftigen Säulen eines größeren 
Eigenanteils an der Energieversorgung darstellen, 
wobei uns vielleicht schon in einigen Jahren bei der 
Uranversorgung ein ähnliches Desaster drohen kann 
wie jetzt bei der Ölversorgung. Hier gilt es, recht-
zeitig Vorsorge zu treffen. Dies ist aber — und das 
sage ich anerkennend an die Adresse der Bundes-
regierung —, soweit es eben ging, schon geschehen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, es 
ist interessant, wie einige Kollegen aus Ihrer Frak-
tion zu diesem Punkt in der Öffentlichkeit Stellung 
nehmen, obwohl sie in den zuständigen Ausschüs-
sen von ihrem in der Öffentlichkeit dargelegten 
Kenntnisreichtum wenig oder fast gar keinen Ge-
brauch machen. So schreibt z. B. mein verehrter 
Kollege Herr Lenzer in der „Bonner Rundschau" 
unter der Überschrift „Energiefach braucht eine 
strenge Hand" — mit Genehmigung des Herrn Prä-
sidenten möchte ich wenigstens den ersten Absatz 
seines Artikels einmal zitieren —: 

Die Bundesregierung hat eine Neuformulierung 
ihres Energieprogramms der Öffentlichkeit vor-
gelegt. Diese Neuorientierung begrüßen wir, 
weil wir uns hierfür seit Jahren 

— und das betone ich besonders: seit Jahren — 

stark  eingesetzt haben. Bei der gerechten Be-
urteilung der Anstrengung der Bundesregie-
rung im Bereich der Energieforschung muß man 
auch fragen, was eigentlich in diesem Jahr an 
wirklich neuen Erkenntnissen im Vergleich zu 
vorhergehenden Jahren vorliegt. 

Aus diesem Zitat und seiner weiteren Aussage ist 
klar zu erkennen, daß sich die Opposition schon seit 

Jahren, möchte ich sagen — Herr Lenzer, nehmen 
Sie es mir nicht übel —, hellseherisch betätigt. 

(Lenzer [CDU/CSU] : Das ist unsere Stärke! 
— Pfeifer [CDU/CSU] : Solange die Oppo

-

sition recht hat, können Sie doch dagegen 
nichts haben!) 

— Sie sagen, das sei Ihre Stärke. Ich würde sagen: 
das ist eigentlich Ihre Schwäche. Wie anders ist es 
sonst zu erklären, daß sie nie — Herr Lenzer, jetzt 
hören Sie einmal gut zu — den Vorschlag gemacht 
hat, ein geschlossenes Energieprogramm zu konzi-
pieren, vor allen Dingen nicht zu Zeiten, als Sie 
allein die Regierung gestellt haben. Damit ergibt 
sich die Preisfrage an die Bevölkerung unseres Lan-
des — es ist in letzter Zeit üblich, daß Sie sie in der 
Öffentlichkeit stellen —: Wer wußte dies schon 
vorher alles besser? — Nun, ich gebe Ihnen auch 
die Antwort: Es war die gute CDU/CSU. 

Ich meine, einer derartigen, bewußt falschen Dar-
stellung muß entgegengetreten werden. Ich bin der 
Meinung, daß der Widerspruch solcher Aussagen 
nicht nur im Kohlenpott, sondern auch in anderen 
Bereichen unseres Landes durchaus richtig erkannt 
und, wie ich glaube, auch richtig gewertet wird. 

(Lenzer [CDU/CSU] : Jetzt fangen Sie auch 
schon mit dem Hellsehen an!) 

Zur künftigen Bewältigung des Energieproblems 
braucht man sicherlich Männer mit starker Hand; 
darin stimme ich Ihnen, Herr Lenzer, voll zu. Aber 
wir haben sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, seien Sie unbesorgt; denn das vorlie-
gende Energieprogramm beweist dies ja wohl klar. 

Meine Damen und Herren, die im Energiepro-
gramm vorgesehene Verstärkung des Anteils der 
Kohle und der Kernenergie kann in ihrer Verbin-
dung künftig an Bedeutung für die Volkswirtschaft 
der jetzt vorhandenen Verbindung von Kohle und 
Stahl ebenbürtig werden. Sie soll nicht nur die Ver-
sorgungssicherheit verbessern, sondern auch den 
strengen Anforderungen der Umweltfreundlichkeit 
genügen. Neue Technologien, die eine sichere und 
ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit ko-
stengünstiger Energie mit den Notwendigkeiten des 
Umweltschutzes in Einklang bringen werden, sind 
bzw. werden bereits im Rahmen des Vierten Atom-
programms und des Rahmenprogramms „Energie-
forschung" entwickelt und berücksichtigt und wer-
den in dem vorliegenden Programm gleichfalls be-
sonders klar aufgeführt. Nur die Kernenergie kann, 
wenn wir auch weiterhin das Wirtschaftswachstum 
unseres Landes halten bzw. steigern wollen, die 
wichtigste Energiequelle sein, welche langfristig 
eine starke Abhängigkeit vom Öl vermeiden hilft. 
Meine Damen und Herren, hierüber sind sich, wie ich 
glaube, wohl alle Fraktionen dieses Hauses weit-
gehend einig. Zwar ist der Anteil der Kernenergie 
an der Stromerzeugung zur Zeit noch gering, aber 
er soll bis 1980 — dies ist im Energieprogramm 
klar aufgezeigt — auf 25 % gesteigert werden und 
bis etwa 1985 45 % betragen. Hier müssen erheb-
liche Anstrengungen gemacht werden, um dies mög-
lich zu machen. 
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Stahl (Kempen) 
Neben einer größeren Risikobereitschaft der In-

dustrie ist hierzu auch die Bereitschaft erforderlich, 
in eigener Verantwortung gewisse Bereiche der Ent-
wicklung voranzutreiben und den Fortschritt nicht 
allein vom staatlichen Angebot und dessen Hilfen 
abhängig zu machen. Die Rationalisierung durch 
Standardisierung muß beim Bau von Kernkraftwer-
ken stärker in den Vordergrund treten. Hersteller 
und Betreiber von Kraftwerken sollten hier so 
schnell wie möglich zu einer vernünftigen Einigung 
kommen. Die Anstrengungen, die notwendige Kraft-
werkskapazität zu schaffen und vorzuhalten müs-
sen durch organisatorische Maßnahmen der Auf-
sichts- und Genehmigungsbehörden im Verfahrens-
wege unterstützt werden, um dadurch Planungs- und 
Bauzeiten der Kernkraftwerke zu verkürzen. Meine 
Damen und Herren, ich glaube, über die Genehmi-
gung von Kraftwerken und über den Verfahrensweg 
gibt es im Grundsatz keinen Streit. Nur meine ich, 
es ist unfair, wenn die Opposition der Bundesregie-
rung in diesen Punkten den Vorwurf macht, sie habe 
nicht gehandelt. Dies stimmt nicht, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU. Sie wissen das aus den 
Ausschußsitzungen wirklich besser. 

Herr Bundesminister Friderichs wird über diese 
Punkte — er hat schon einiges dazu ausgeführt — 
wohl in nächster Zeit mit den Ländern besonders 
verhandeln müssen, damit dieses Problem endlich 
vom Tisch ist. 

In der Anhörung vor dem Ausschuß für For-
schung und Technologie, die vor drei Wochen statt-
fand, wurde deutlich, daß in letzter Zeit von allen 
Seiten Anstrengungen unternommen werden, die bei 
der Energieerzeugung anfallende Abwärme mit re-
lativ niedrigen Temperaturen aus Kraftwerken — 
für diese Abwärme gab es bisher keine oder nur 
wenig Verwendung — für die Fernheizung von 
Wohnungen, Bürohäusern, ja, sogar ganzen Stadt-
teilen und Großstädten nutzbar zu machen. Damit 
wird zugleich eine schädliche Aufheizung unserer 
Flüsse vermieden und — was auch besonders wich-
tig ist — der Wirkungsgrad der Anlagen wesentlich 
verbessert. In dieser Hinsicht gibt es schon präzise 
Vorstellungen und auch erfolgreich durchgeführte 
Versuche. 

Im Rahmenprogramm „Energieforschung" ist wei-
terhin eine Reihe von Forschungsvorhaben vorge-
sehen, die — über die eben skizzierte Kraft-Wärme-
Kupplung hinausgehend — zu einer weiteren Ein-
sparung von Energie führen sollen. Voraussetzung 
für eine rationelle Planung sind jedoch bessere 
Kenntnisse des Energieflusses, der Wärmevertei-
lung und der Verbrauchsart in den jeweiligen Re-
gionen der Bundesrepublik. So lange nicht erkannt 
ist, wie sich die Energieströme verzweigen, wohin 
sie fließen, lassen sich Planungen zur Verbesserung 
der Bedienung und der Versorgungsstruktur kaum 
in Angriff nehmen. Daher wird ein Wärmeatlas für 
die Bundesrepublik vorbereitet und eine Analyse 
des Verbrauchs-, des Energieflusses und der -art er-
stellt; die Daten — so hoffen wir — werden bis 
Ende kommenden Jahres vorliegen. Zugleich werden 
die Technologien zur Einsparung von Energie wei-
terentwickelt. Sie reichen vom erhöhten Wärme-

schutz in Neu- und Altbauten über Verbesserung 
der Technik im Haus- und Wohnbereich und im 
Verkehrswesen bis zur Entwicklung neuer Produk-
tionsabläufe, die zur Energierückgewinnung im in-
dustriellen Bereich führen. 

Da damit zu rechnen ist, daß die Niedrigpreise für 
Energie ein für allemal vorbei sind und die eben 
aufgezeigten Punkte besonderes Gewicht haben, da 
ihre Realisierung kurz- bis mittelfristig möglich ist, 
ist dieser Bereich des Energieprogramms besonders 
zu begrüßen und besonders wichtig. Die Verbesse-
rung des Wirkungsgrades bei der Energieerzeugung 
und bei dem anschließenden Verbrauch ist das Ge-
bot der Stunde. Keine großen Reden, keine großen 
Pläne werden uns in den nächsten zwei oder drei 
Jahren Erfolge bescheren, die in irgendwelchen 
großen Vorhaben liegen. Aber in diesen kleinen 
Bereichen der Verbesserung der Wirkungsgrade ist 
einiges zu tun. Gerade hier wird auch der künftige 
Verbund von Kernenergie und Kohle seinen Schwer-
punkt haben. 

In die geplanten und in Bau befindlichen Projekte 
der Nutzung nuklearer Prozeßwärme zur Kohle-
veredlung und zur Umwandlung fester fossiler Roh-
stoffe setzen wir große Hoffnungen. In Schmehausen 
ist ein Anfang gemacht. Energieerzeugung und 
Kohleveredlung ergänzen sich zu einer Kombina-
tion, die weit über die jetzt abschätzbaren zeitlichen 
Grenzen hinaus eine feste Basis für die Energie- und 
Rohstoffversorgung der Bundesrepublik zu werden 
verspricht. Es ist damit zu rechnen, daß die Entwick-
lung von Verfahren zur nuklearen Kohlevergasung 
und die Projektierung einer Demonstrationsanlage 
1980 abgeschlossen sein werden und bereits 1978, 
also zwei Jahre davor, mit dem Bau einer Anlage 
zur Erzeugung nuklearer Prozeßwärme einschließ-
lich einer nachgeschalteten Anlage zur Kohlever-
edlung begonnen wird, so daß die Inbetriebnahme 
1983 erfolgen kann. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, an 
diesen Zahlen allein können Sie sehen, daß sich die 
Bundesregierung sehr stark bemüht, hier schon eini-
ges an Zeit aufzuholen, indem nach beendeter Pla-
nung mit dem Bau der Anlagen sofort begonnen 
wird, und daß in einigen Bereichen, wo sich dies 
überschneidet, einige Sachen vorgezogen werden 
können. Voraussetzung dafür, daß die neue Ehe 
zwischen — lassen Sie es mich salopp sagen — 
Mütterchen Kohle und der Kernenergie klappt, ist, 
daß die erforderlichen Mengen langfristig und ko-
stengünstig zur Verfügung stehen. Zu diesem Be-
reich hat mein Kollege Wolfram schon einiges im 
Detail ausgeführt. Hierfür sind, wie im Energie-
forschungsprogramm vorgesehen, die Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zur Erschließung neuer 
Lagerstätten und zur eventuellen Kapazitätserhö-
hung sowie zur Rationalisierung der Kohleförderung 
Investitionshilfen vorgesehen. In den nächsten Jah-
ren soll durch die Entwicklung verbesserter, voll-
mechanisierter Vortrieb- und Abbausysteme die 
Produktivität des Steinkohlenbergbaus noch wesent-
lich verbessert werden. Die tägliche Betriebspunkt

-

förderung soll von zur Zeit 1 000 Tonnen auf mehr 
als das Doppelte erhöht werden. Ich brauche dabei 
nicht darauf hinzuweisen, daß die Leistung des deut- 
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Stahl (Kempen) 
schen Steinkohlenbergbaus die höchste in Europa 
ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, ich muß Sie auf den Ablauf der Rede-
zeit aufmerksam machen. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Von 1974 bis 1977 wer-
den allein für Forschung und Entwicklung im Be-
reich des Bergbaus und seiner Technik sowie zur 
Verbesserung der Aufbereitung 330 Millionen DM 
zur Verfügung gestellt. 

Die Anlaufs-, Entwicklungs- sowie Planungs- und 
Bauzeiten für Großkraftanlagen bis zur praktischen 
Anwendung betragen in der Regel ein Jahrzehnt. 
Hier gilt es, durch neue Erkenntnisse in absehbarer 
Zeit die Zeiten zu verkürzen. 

Die veränderten Verbrauchergewohnheiten und 
die Verminderung des Wachstums durch Energie-
einsparung sowie die bessere Nutzung des Energie-
angebotes mit verbesserten Wirkungsgraden wer-
den die heute gemachte Aussage bestätigen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend noch einige Sätze sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, nicht einige Sätze, sondern einen 
guten Schluß! 

(Lenzer [CDU/CSU] : Herr Präsident, der 
Kollege sollte wegen besonderer Ver

-

dienste um die Kohle das „Goldene Brikett" 
bekommen!) 

Stahl (Kempen) : Dem Problem der Verbesserung 
von Wirkungsgraden, unserer Energieerzeugungs-
sowie der sparsamen Energieverbrauchsanlagen ist 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 

Diese Maßnahmen sind von der Bundesregierung 
eingeleitet. Die Punkte, die ich eben aufführte, gilt 
es zügig zu verwirklichen. Ich glaube, es wäre gut, 
wenn die Zahlen, die heute von vielen Rednern auch 
der Regierungsseite genannt wurden, der Bevölke-
rung stärker dargelegt würden. Wenn Sie von der 
Opposition sich ein Herz nehmen, diesem Energie-
programm zu folgen und ihm seine Zustimmung zu 
geben und dabei in den Ausschüssen zügig mit-
arbeiten, ist die Lage auf dem Sektor der Energie-
forschung und Energieversorgung in Zukunft nicht 
so „schwarz" zu beurteilen, wie Sie sie oft sehen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesminister für Wirt-
schaft. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte noch einmal kurz auf die bis-
herigen Beiträge eingehen. 

Auf die Frage des unsinnigen Gesundschrumpfens 
des Herrn Abgeordneten Russe 

(Heiterkeit) 

— ich meine seine Bemerkung über das Gesund-
schrumpfen sind die Abgeordneten Wolfram und 
Graf Lambsdorff eingegangen. Ich habe dazu eigent-
lich nicht mehr viel zu sagen. Man kann die Ver-
gangenheit heranziehen und nachsehen, wann das 
geschehen ist. Aber was soll das alles? Ich glaubte 
und hoffe nach wie vor, daß die Debatte hier in die-
sem Hohen Hause vor Ende dieses Jahres auch eine 
Behandlung des Energieproblems nicht unter dem 
Gesichtspunkt eines bestimmten Landtagswahl-
kampfes möglich macht. 

(Russe [CDU/CSU] : Wir haben zugestimmt!) 

Nur soviel soll klar gesagt sein, Herr Abgeord-
neter Russe: Es ist einfach eine Tatsache, daß wir in 
Deutschland Steinkohle zu Kosten fördern, die volks-
wirtschaftlich höher sind als die von Wettbewerbs-
energien. Das ist ein Faktum. Und dann muß man 
sich entscheiden — und diese Regierung hat sich 
entschieden —, wieviel dieser volkswirtschaftlich 
teureren Förderung man aus Gründen der Sicherheit 
vornehmen will, und man muß dann der Öffentlich-
keit klar sagen, was das kostet. Das ist ähnlich wie 
beim Abschluß einer Krankenversicherung oder 
einer Lebensversicherung. Sie können sie in unbe-
grenzter Höhe abschließen; dann ist auch der Preis 
sehr hoch. So entscheidet sich doch letztlich jeder, 
wie hoch er das Risiko wertet und wieviel er dafür 
zu zahlen bereit ist. Aber man muß eben wissen, 
daß man zahlen muß, und dann darf man nicht im 
selben Atemzug — das war Ihr nächster Satz  — 
über  Inflationsraten reden. Denn höhere Geste-
hungskosten gehen einfach in die Teuerungsrate — 

ich spreche jetzt nicht von Preissteigerungsraten — 
über  höhere Rohstoffkosten ein. Das ist ganz ein-
fach so. Aber bitte, wir haben insofern eine ganz 
andere Politik gemacht, als wir eine Rate genannt 
haben. Ich kann für mich und diese Regierung in 
Anspruch nehmen, daß, seitdem wir regieren, die 
genannte Zahl nicht unterschritten worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

140 Millionen Tonnen habe ich nicht genannt und 
112 Millionen nicht gefordert. 

(Russe [CDU/CSU] : Wir auch nicht!) 

— Aber selbstverständlich, wer denn sonst? 

(Weitere Zurufe des Abg. Russe [CDU/CSU]) 

Entschuldigen Sie bitte, wer hat denn 112 Millionen 
genannt? Das wissen Sie genausogut wie ich. 

(Russe [CDU/CSU] : Ich habe nie 112 ge-
nannt!) 

— Sie persönlich nicht. Aber es gibt ja eine gewisse 
Solidargemeinschaft innerhalb politischer Parteien; 
so nahm ich jedenfalls bisher an. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Russe? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Selbstverständlich, nachdem er selbst keine gestattet 
hat! 
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Russe (CDU/CSU) : Zuerst einmal vielen Dank für 
diese Spitze, Herr Minister. Ich habe ja inzwischen 
erklärt, daß ich das das nächste Mal tun werde. 

Herr Minister, ich bitte um Entschuldigung: Wür-
den Sie zur Kenntnis nehmen, daß diese Fraktion in 
diesem Bundestag in dieser Legislaturperiode und 
auch in der vorherigen Legislaturperiode immer er-
klärt hat, daß es unser Ziel sei und bleiben werde, 
daß die vorhandene Förderkapazität ausgenützt 
wird? Es ist nie von einem Freund meiner Fraktion 
von 112 Millionen Tonnen gesprochen worden. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich nehme dies zur Kenntnis für die Äußerungen der 
CDU/CSU-Abgeordneten in diesem Hause. Ich neh-
me es nicht zur Kenntnis für die Äußerungen der Ab-
geordneten derselben Fraktion in der Öffentlichkeit, 

(Genau! und Beifall bei der FDP) 

weil mir kein Dementi der Betreffenden, die vor 
etwa drei Wochen oder vier Wochen 120 Millionen 
Tonnen gefordert haben, über Pressemeldungen be-
kanntgeworden ist. 

(Russe [CDU/CSU] : Herr Minister, den Ball 
würde ich für Ihre Fraktionsangehörigen 

zurückwerfen!) 

— Mir ist nichts Derartiges bekannt. Ich habe von 
keinem FDP-Abgeordneten eine Äußerung über 120 
Millionen Tonnen in der Presse gelesen; nicht daß 
ich wüßte. 

(Russe [CDU/CSU] : Nicht von 120 Millionen 
Tonnen, sondern von einem Dissens zur Re

-

gierung!) 

Der nächste Punkt ist der Vorwurf, wir kämen zu 
spät. Ich habe hier noch nichts erlebt, ohne den Vor-
wurf zu bekommen, wir kämen zu spät. Das mag dar-
an liegen, daß die Regierung so langsam ist. Ich will 
Ihnen aber offen sagen, warum ich mit dazu beige-
tragen habe, daß das Programm zu diesem Zeitpunkt 
vorgelegt wurde. Ich bekenne mich dazu. 

Erstens — das habe ich in der Debatte des ver-
gangenen Winters gesagt — wollte ich die Fort-
schreibung des Programms aus der noch unsicheren 
emotionalen Atmosphäre des vorigen Winters her-
aushaben. Das war der Punkt 1. 

Der Punkt 2 war, daß ich zusammen mit meinen 
Mitarbeitern und auch den beiden Koalitionsfraktio-
nen den Versuch machen wollte, das Programm in 
einen internationalen Zusammenhang zu bringen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Sehr richtig!) 

Dazu mußte man auch den internationalen Termin-
kalender kennen. Dies ist gelungen. Wenn Sie die 
Daten der Europäischen Gemeinschaft verfolgen, 
werden Sie feststellen, daß die Vorlage unter Be-
rücksichtigung der Entwicklung der Energiepolitik 
innerhalb der Gemeinschaft erst zu diesem Zeit-
punkt möglich war. Es hat eine lange Diskussion mit 
meinen Mitarbeitern im Hause gegeben, ob wir mit 
dem Programm noch kurz vor der Sommerpause 
kommen sollten, wohl wissend, daß wir das Ergeb-
nis der Verhandlungen über das Internationale 
Energieprogramm, die Gründung der Internationa

-

len Energieagentur, in unser Programm nicht hätten 
aufnehmen können, daß wir aber durch die zwei 
Monate keine nennenswerten Vorteile gewonnen 
hätten. 

Das waren die Gründe, warum ich am Ende ge-
sagt habe, es solle nicht mehr vor der Sommerpause, 
sondern unmittelbar danach eingebracht werden. 
Wir wußten, daß dadurch nichts Nennenswertes 
versäumt wurde. 

Herr Abgeordneter Springorum hat geglaubt, 
einen Dissens zwischen dem, was die EG sage, und 
dem, was wir sagten, feststellen zu können oder 
zu müssen, und behauptet, wir begrüßten das 
immer; er hat das ein bißchen ins Lächerliche ge-
zogen. Ich kann Ihnen nur sagen, daß die Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaft am 22. No-
vember im Energieausschuß der Gemeinschaft wört-
lich erklärt hat — ich zitiere —, das deutsche Ener-
gieprogramm sei mit der am 17. September behan-
delten Strategie der Gemeinschaft in voller Über-
einstimmung. Eine Erklärung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft im zuständigen Gre-
mium! Ich weiß also nicht, worauf der Abgeord-
nete Springorum seinen vermeintlichen oder, viel-
leicht richtiger gesagt: seinen behaupteten Dissens 
stützt. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Die Kommission hat uns vielmehr offiziell aufge-
fordert, ihr unverzüglich das deutsche Verstro-
mungsgesetz zuzuleiten, weil sie dies offensichtlich 
als eine Möglichkeit sieht, ihre eigene Politik damit 
anzureichern. 

Nun kommt der nächste Punkt. Herr Abgeord-
neter Russe, Sie sprachen von der Abhängigkeit 
vom Import, von Risiken usw. Es gibt keinen Dis-
sens darüber, daß wir in einem unvorstellbar gro-
ßen Ausmaß vom Import abhängig sind, nicht nur 
bei der Energie, sondern bei Rohstoffen generell. 
Daß wir ein rohstoffarmes Land sind, liegt ja wohl 
nicht auch noch in der Verantwortlichkeit der 
Bundesregierung. Wir sind allerdings dafür zu-
ständig, diese Abhängigkeit zu minimieren.   
Vielleicht darf ich den Begriff gebrauchen, obwohl 
mir eben der Begriff „optimieren" schon wieder um 
die Ohren geschlagen worden ist. Es ist offensicht-
lich nicht mehr erlaubt, volkswirtschaftliche Be-
griffe in Programme aufzunehmen. Zwischen Op-
timierung und Maximierung gibt es schließlich ge-
wisse Unterschiede; deswegen stand der Satz darin. 

Ich verkenne diese Abhängigkeit also nicht. 
Aber ich frage zurück: Am Montag dieser Woche 
— bleiben wir doch einmal bei dem ganz einfachen 
Beispiel — hat mir ein ausländischer Kollege, der 
hier zu Besuch ist und mit dem ich seit mehr als 
einem Jahr über ein Gasgeschäft verhandele, bei 
dem wir am Ende darüber einig waren, daß uns 
im Teil 1 13 Milliarden Kubikmeter geliefert werden 
sollen, plötzlich gesagt: Herr Kollege, nach all den 
erfreulichen Beratungen kann ich Sie fragen: Wol-
len Sie die doppelte Menge haben? Ich weiß, daß 
die doppelte Menge heißt: die doppelte Abhängig-
keit, und ich sehe den Tage kommen, an dem Sie 
hier hingehen und sagen: Wie konntet Ihr nur diese 
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Bundesminister Dr. Friderichs 
Menge durch dieses Land - vorhin haben Sie das 
nicht gemeint; ich meine die Sowjetunion — leiten, 
obwohl wir wissen, daß, wenn wir diese 26 Milliar-
den oder die 13 haben wollen, wir sie nur auf die-
sem Wege bekommen können! Das heißt, dann sa-
gen Sie bitte hier in aller Deutlichkeit: Wir wollen 
das Gas nicht! Das können Sie haben. Nur: Dann 
haben Sie kein unsicheres Gas, dann haben Sie gar 
kein Gas. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Vergangenheit - Graf Lambsdorff hat darauf 
hingewiesen — hat doch gezeigt, daß die Sicherhei-
ten nicht einfach mit dem jeweiligen Gesellschafts-
system gleichzusetzen sind. So einfach können wir 
es uns doch wohl nicht machen. Ich habe meine 
Margen, die ich möglichst nicht überschreiten 
möchte. Aber bei der Frage: Willst du überhaupt 
oder willst du nicht? muß man sich eben entschei-
den, es sei denn, meine Damen und Herren von der 
Opposition, Sie sagen: Keinen Gasimport mehr, wir 
steigern unsere Steinkohlenförderung von 94 auf 
140 zu den hier erforderlichen volkswirtschaftli-
chen Kosten, knallen das dem Verbraucher oben-
drauf, beklagen gleichzeitig die Inflationsrate und 
greifen die Bundesregierung an, weil sie über das 
Verstromungsgesetz die entstehenden Kosten dem 
Verbraucher anlastet. Nun machen Sie mir mal 
weis, wie diese Politik in sich deckungsgleich ge-
macht werden kann! Das ist doch die Wahrheit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nun haben Sie die Frage der Ölreserve aufge-
griffen. Wir konnten die Kavernen ja nicht füllen, 
bevor sie fertig waren. Als diese Bundesregierung 
ihr Amt antrat, 1969, hat sie weder volle noch leere 
Kavernen vorgefunden; weder volle noch leere. Sie 
hat sich dann allerdings darangemacht, welche zu 
bauen, und sie macht sich nunmehr daran, welche zu 
füllen. 

Und billig, anders kann ich das nicht qualifizieren, 
war die Zusatzbemerkung — ich hoffe, ich zitiere 
richtig, ohne Protokoll —, daß wir vor ein, zwei 
Jahren für denselben Preis 10 Millionen Tonnen 
hätten haben können, für den wir jetzt nur 4 bekä-
men; so sehe man, daß die Inflation ihre Väter auf-
fresse. Verehrter Herr Abgeordneter Russe, wollen 
Sie damit sagen, die Ölpreiserhöhung habe etwas 
mit der Inflation zu tun? Insoweit ja, als sie Ursache 
für weitere Preisschübe ist. Entschuldigen Sie bitte, 
ich pflege sonst nicht mit Berufen um mich zu wer-
fen; da Sie aber den Beruf des Abgeordneten Wolf-
ram erwähnt haben: Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß das Vorstandsmitglied einer der größten deut-
schen Aktiengesellschaften, die zu allem Überfluß 
auch noch mit diesen Produkten handelt, diese Be-
hauptung ernst gemeint hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie wissen ganz genau, vor welcher Frage wir 
stehen: ob wir jetzt kaufen oder nicht, zu den Prei-
sen, zu denen wir es angeboten bekommen, oder 
nicht. Sie wissen, was in Saudi-Arabien war, Sie 
wissen, mit wem ich da war, und Sie wissen, wie 
lange wir überlegt haben, ob wir kaufen sollen oder 
nicht zu dem angebotenen Preis, weil wir eben nicht 

wissen, ob nicht nach wenigen Monaten jemand 
kommt und sagt: Na, da haben wir aber einen 
Schönen hingeschickt, für den Preis hat der einge-
kauft? Kaufen wir nicht, bekommen wir womöglich 
nach sechs Monaten gesagt: Warum habt Ihr Idioten 
nicht gekauft, denn jetzt ist es ja noch teurer!? So 
ist einfach die Lage, weil wir wissen, daß hier nicht 
ökonomsche Gesetze den Ausschlag geben, sondern 
ganz andere, politische Dinge, die wir nicht mit letz-
ter Genauigkeit beurteilen und erst recht nicht be-
einflussen können; jedenfalls nicht unmittelbar. 

Sie haben die Frage gestellt — ich will sie sach-
lich beantworten —: Hat die Bundesregierung denn 
überhaupt etwas zur Beschleunigung der Genehmi-
gungsverfahren etc. getan? Sie haben gesagt: Warum 
nicht standardisierte Typen? Da wird einmal geneh-
migt, und dann können die Dinger gebaut werden, 
wo auch immer Bauplätze vorhanden sind! Bei der 
Frage der Genehmigungsverfahren für Kernkraft-
werke begeben wir uns auf ein ganz schwieriges 
und nach meiner Meinung bisher auch nicht befriedi-
gend geregeltes Gebiet. Vielleicht ist es auch teil-
weise ein Preis, den wir für den Föderalismus zah-
len müssen, daß die Verwaltungs- und Gerichtspra-
xis in den Bundesländern bisher unterschiedlich ist. 
Aber ich mache das den Ländern nicht einmal zum 
Vorwurf, weil ich weiß, daß bei einer so neuen Ma-
terie, einer so risikobehafteten Materie, einer Ma-
terie mit so wahnsinnigen Implikationen im Bereich 
des Umweltschutzes, wie mein Fraktionskollege 
Laermann das eben noch einmal dargelegt hat, sich 
eine Praxis nur erst entwickeln kann. Aber Sie 
fragen: Was haben Sie getan? Ich sage es Ihnen: 

Erstens: Die Novelle zum Atomgesetz zur Ver-
fahrensreform ist im Innenministerium erarbeitet. 

Zweitens: Wir haben eine Lösung der Schwach-
stellen des Genehmigungsverfahrens in den Ländern 
eingeleitet und sind hier in eine ernsthafte Diskus-
sion und nach meiner Meinung auch sogar einen 
Schritt weiter gegangen, obwohl es sehr mühsam ist. 
Das will ich auch sagen. 

Drittens: Die Atomanlagenverordnung soll hin-
sichtlich des Problems der Masseneinwendungen 
dem Bundesimmissionsschutz angepaßt werden, also 
durch eine öffentliche Zustellung, was die Abwick-
lung beschleunigt. 

Viertens: Das Gutachterwesen im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens wird derzeit gestrafft. Für 
bestimmte technische Probleme sollen dafür spezia-
lisierte Gutachter eingesetzt werden. Die Arbeit der 
verschiedenen Gutachterorganisationen muß aufein-
ander abgestimmt werden. Wir sind gerade dabei. 

Die Kernkraftwerkshersteller haben erst standar-
disierte Reaktorkonzepte vorgelegt, die derzeit ge-
prüft werden. Gleichzeitig wird dazu an der Einfüh-
rung einer Typengenehmigung gearbeitet. 

Aber, sehr verehrter Herr Kollege Russe, das wis-
sen Sie doch auch, daß es in einer Branche oder bei 
einem technischen Gegenstand wie einem Kernkraft-
werk, das so jung ist und sich in einer so rasanten 
Entwicklung befindet, wahnsinnig schwierig ist, zu 
standardisierten Typen überzugehen. Das ist kein 
VW-Käfer, der da gekauft wird. Ich frage Sie noch 
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einmal in Ihrer beruflichen Eigenschaft: Wäre denn 
etwa die Veba bereit, noch zehn weitere Kernkraft-
werke vom Typ Würgassen zu kaufen? Ich glaube 
nicht. Ich nenne nur das Beispiel. Sie sehen doch 
daran, daß die Kernkraftwerke von Typ zu Typ 
weiterentwickelt worden sind. Als mir die Kraft-
werksunion sagte: endlich Typisierung, fand ich das 
eine begeisternde Idee. Als ich dann zu den Elektri-
zitätsversorgungsunternehmen gegangen bin, haben 
die gesagt: Moment, wieviel Megawatt? — 600. — 
Längst passé. Wir wollen größere haben: Biblis, 
Biblis A, 1200, 1 300 Megawatt. Die KWU sagte: 
Wir sind schon in der nächsten Generation. — Da 
liegen doch die Probleme. Richtig ist, daß man 
Biblis A bereits als Typ in die Sowjetunion verkau-
fen kann. Aber wir wissen genauso gut, daß für die 
Bundesrepublik selbst auch dort schon eine Ent-
wicklung wieder im Gang ist. 

Ich wende mich doch gar nicht dagegen. Ich habe 
begeistert diese Typengenehmigung aufgenommen, 
mußte aber bei den Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen feststellen — das wissen Sie doch fachlich 
viel besser als ich selbst, weil ich nicht aus dieser 
Branche komme —, daß die sagen: für dieses Netz 
in der Region wollen wir aber einen Typ mit der 
und der Nennleistung haben. Da ist auch noch ein 
Erziehungsprozeß durchzumachen, wie er ursprüng-
lich in der Schiffahrt nötig war, ehe wir in der Lage 
waren, neue Tankertypen zu bauen, die als eine Art 
Serie abgenommen werden konnten. 

So zu tun, als ob wir uns um die ganzen Dinge 
nicht gekümmert hätten, stimmt doch einfach gar 
nicht. Ich bin froh, daß ein neues Urteil des Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshofs für ein Kernkraft-
werk da ist, weil das die Rechtsprechung einen 
Schritt weiter bringt. So kompliziert sind doch die 
Dinge. Sie hier so simplifizierend darzustellen, 
bringt uns doch nicht weiter. 

Sie haben versucht Kritik zu üben oder glaubten 
Kritik an der Exportpolitik der Ruhrkohle AG üben 
zu müssen. Es ist doch gesagt worden: statt eine 
Halde aufzubauen, hätten wir — offensichtlich die 
Regierung — Kohle exportieren sollen. Zunächst 
muß ich feststellen: wir sind immer noch nicht und 
werden auch nicht Eigentümer dieser Gesellschaft, 
während Sie zweifellos zu den Eigentümern gehö-
ren. Das ist doch wohl keine Frage. Hielten Sie es 
wirklich für richtig, daß wir in einer Zeit eines stei-
genden, mindestens temporär steigenden Kohle-
bedarfs in der Europäischen Gemeinschaft, verur-
sacht durch die Politik der OPEC-Länder, unseren 
Nachbarn, wo es rechtliche Verpflichtungen in der 
Montanunion gibt, sagen sollen: Wir haben zwar 
20 Millionen Tonnen Kohle, Freunde, aber wir den-
ken doch nicht daran, sie zu verkaufen; schaut doch, 
wo ihr den Kram herkriegt! Ich gebe sogar zu: wir 
verkaufen heute noch unter dem Weltmarktpreis an 
die Europäische Gemeinschaft, weil zu anderen Zei-
ten Verträge abgeschlossen worden sind und weil 
wir der Meinung sind, daß wir vertragstreu sein 
müssen. In dem Programm steht aber jetzt, daß wir 
das in Zukunft nicht mehr wollen. Wir sind bereit, 
die Europäische Gemeinschaft mit Kohle zu versor-
gen. Aber dann mag sie bitte die Kosten bezahlen, 

die in Deutschland anfallen. So sind doch die wahren 
Ursachen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? — 
Bitte! 

Russe (CDU/CSU) : Herr Minister, würden Sie 
bitte zur Kenntnis nehmen, daß ich diese Exporte, 
von denen Sie auf Grund eines Zwischenrufs gerade 
gesprochen haben, nicht gemeint habe. 

(Bundesminister Dr. Friderichs: Ich bedanke 
mich!) 

Ist Ihnen nicht genauso wie mir bekannt, daß Ex-
porte bis in den Hinteren Orient durchgeführt wor-
den sind? 

(Bundesminister Dr. Friderichs: Ja!) 

Sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß dies nicht 
unbedingt notwendig gewesen wäre, und würden 
Sie gleichzeitig zur Kenntnis nehmen, daß nicht zu-
letzt auf Grund dessen die Binnenversorgung jetzt 
schon erhebliche Schwierigkeiten aufzuweisen hat? 
Ihnen sind doch sicherlich auch entsprechende Schrei-
ben bekannt, die an die Energieversorger geschrie-
ben worden sind. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Abgeordneter Russe, mir ist bekannt, daß über 
die bestehenden Verträge hinaus Exportgeschäfte 
abgeschlossen und getätigt worden sind, eines beim 
Abendessen in Teheran — ich saß zufällig am selben 
Tisch — über Kokskohle, über Weltmarktpreis, für 
die iranische Stahlindustrie. 

(Zuruf des Abg. Russe [CDU/CSU]) 

— Ich meine neue Verträge. Nehmen Sie X andere 
Verträge! 

Aber wir wissen doch, warum. Weil dieses Unter-
nehmen auf Grund seiner Geburtsfehler und ähn-
licher Umstände sich in einer ganz miserablen Liqui-
ditäts- und Ertragslage befand und nun glücklich 
war, eine zum Teil abgeschriebene Halde verscher-
beln zu können, um damit endlich Geld für Inve-
stitionen zu bekommen — das waren doch die Ur-
sachen —, trotz der Bitte der Bundesregierung, 
mit den Exporten ein bißchen langsam zu machen 
und die Förderung so hoch wie möglich zu halten. 
Aber die Eigentümer, denen Sie sich doch sehr ver-
bunden fühlen, waren offensichtlich der Meinung, 
es müsse exportiert werden, um die Liquiditätslage 
zu verbessern. Das ist doch wohl unbestritten. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich glaubte, wir könnten eine sachliche Energie-
debatte führen. Aber wenn es nicht gewünscht wird: 
ich kann das auch anders. 

Zum Thema Energieeinsparung haben Sie ge-
glaubt, das Bundeskanzleramt heranziehen zu müs-
sen. Sie haben es als Hochhaus bezeichnet. Ich habe 
bisher unter Hochhäusern immer so etwas wie an-
dere Häuser, aber nicht wie dieses verstanden. 

(Russe [CDU/CSU] : Wie bei einem!) 

— Ach so, wie bei einem, Entschuldigung. 
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Ich kann Ihnen nur sagen, daß der Bundesbau-

minister im Januar 1974 durch Erlaß für die öffent-
lichen Baumaßnahmen des Bundes vorgeschrieben 
hat, daß die Mindestdämmwerte der einschlägigen 
DIN-Norm 4 108 bei den künftigen Baumaßnahmen 
zu verdreifachen sind. Er hat den Ländern und Ge-
meinden empfohlen, dieselbe Regelung für die öf-
fentlichen Bauten auf deren Ebene ebenfalls unver-
züglich zu treffen. 

Richtig ist allerdings, daß das Bundeskanzleramt 
zu diesem Termin bereits im Bau war und daß dieser 
Erlaß des Bundesbauministers für den Bau des Bun-
deskanzleramtes daher nicht mehr zur Anwendung 
kam und kommen konnte. Wollen wir denn an sol-
chen Fragen wie Kanzleramt hier die Energiepolitik 
abhandeln? Sie können meinetwegen den Bau dieses 
Amtes kritisieren. Aber es nun heranzuziehen für 
das Nichstun auf dem Gebiete der Energieeinspa-
rung, ist doch geradezu lächerlich. Es kommt mir fast 
so vor, als wenn man hier die Frage anschnitte, wie 
es mit der Energieeindämmung beim CDU-Hochhaus 
stehe. Ich weiß es nicht; es geht mich auch nichts 
an, um es ganz deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Russe 
[CDU/CSU]: Da gab es noch keine Krise! 
Zuruf von der CDU/CSU: Wo so viel Ener-
gie ist, da braucht man gar nicht zu sparen! 
— Zuruf von der SPD: Die rote Lampe las

-

sen sie immer brennen!) 

— Ja, ja, wir wollen einmal abwarten, wie lange sie 
darin bleibt. 

Zu dem Beitrag des Abgeordneten Springorum. 
Er hat mir verbale Unredlichkeit vorgeworfen. Ich 
will mich mit diesem Vorwurf nicht auseinanderset-
zen. Ich hätte nur die Bitte, daß derjenige, der je-
mandem verbale Unredlichkeit vorwirft, sich wenig-
stens nicht einer intellektuellen Unredlichkeit schul-
dig macht. Er hat behauptet, in diesem Programm 
stehe, die Krise sei überstanden. Er hat dazu aus 
dem Zusammenhang gerissen zitiert. Ich sage Ihnen: 
Dieser Satz steht in der Tat unter Ziffer 8 auf Seite 
10. Er bezieht sich auf die Mengenproblematik des 
vergangenen Winters, und da ist der Satz richtig. 
Bezüglich der Gesamtlage zitiere ich die Ziffer 18 
auf der Seite 15. Dort heißt es ganz klar: 

Die Erklärungen vieler Förderländer, daß sie 
das Olangebot tendenziell knapp halten wollen, 
um ihre eigenen Reserven zu schonen und sie 
optimal zu nutzen, müssen ernst genommen 
werden. Das Risiko temporärer Krisen und An-
gebotsstörungen besteht weiter. Andererseits 
ist der energiepolitische Handlungsrahmen an-
gesichts der hohen Einfuhrnotwendigkeiten und 
der begrenzten Möglichkeiten, kurzfristig große 

Ölmengen zu ersetzen, beschränkt. Die deutsche 
Volkswirtschaft muß mittelfristig mit diesem 
Risiko leben. 

Der Begriff Risiko und Krise zieht sich doch durch 
dieses Programm. Wenn jemand einem Unredlich-
keit vorwirft, erwarte ich von ihm wenigstens in-
tellektuelle Redlichkeit auf der eigenen Seite. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe mich mit seinen Vorwürfen zur europä-
ischen Politik und der Unvereinbarkeit mit der deut-
schen auseinandergesetzt. Ich weiß nicht, was der 
Abgeordnete mit dem Schutz vor falschem Wettbe-
werb von draußen gemeint hat. Natürlich können 
wir, wenn eines Tages eine Strategie der Förderlän-
der gegen uns durch Unterbietungen und damit 
volkswirtschaftliches Unrentabelmachen unserer 
Energieanlagen gefahren würde, etwas tun. Die Ge-
meinschaft könnte ihre Außenzölle erhöhen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er sprach von 
Dumping-Zöllen!) 

— Das mag er gemeint haben. Aber das ist im 
Augenblick nicht das Gebot der Stunde. 

Dieses Instrument haben wir; das brauchen wir in 
kein Energieprogramm hineinzuschreiben. Im Augen-
blick kämpfen wir — dazu hätte ich lieber etwas ge-
hört — darum, daß die Gemeinschaft den Außenzoll 
für Fertigprodukte senkt oder abbaut. Dies scheitert 
permanent am Widerstand einiger unserer Partner. 
Und es ist nicht einfach, den Förderländern klarzu-
machen, wir seien von hohen Energiepreisen volks-
wirtschaftlich bedroht, wenn wir gleichzeitig den 
Import von Fertigprodukten in die Europäische Ge-
meinschaft mit Zöllen belegen und damit vor einer 
ganz schwierigen Rentabilitätsfrage bei unseren Be-
mühungen im Iran stehen, dort eine Gemeinschafts-
raffinerie zu bauen, deren Fertigprodukte herein-
kommen und einem Außenzoll der Gemeinschaft un-
terliegen und daher in eine ganz schwierige Wett-
bewerbssituation auf dem Binnenmarkt kommen. Als 
ob diese Dinge nicht selbstverständlich Gegenstand 
unserer Überlegungen und Beratungen gewesen 
wären! 

Er sprach von der Steigerung der Kohleförderung. 
Wir haben die Ruhrkohle und die anderen Unterneh-
men aufgefordert, das zu fördern, was sie im Augen-
blick fördern können. Wir sollten aber auch nicht so 
tun,  als ob in einer x-beliebigen Zahl für 1980, 1985 
keine Risiken wären. Eines möchte ich nicht: den 
Bergarbeitern jetzt vorgaukeln, wir brauchten 1985 
jede beliebige Menge Steinkohle, und dann mit 
ihnen dasselbe tun, was früher mit ihnen getan wor-
den ist, nämlich zu erklären, wir hätten uns leider 
geirrt, die Zahl stimme nicht, und nun brauchten wir 
sie nicht mehr. Das kann man ganz einfach weder 
mit diesen Langfristinvestitionen noch mit den Men-
schen machen, die ihre Gesundheit hergeben, damit 
die erforderliche Menge Steinkohle aus 1 500 m Tiefe 
an das Tageslicht gebracht wird. Insbesondere ver-
stehe ich den Kontext des Abgeordneten Springorum 
nicht, der gesagt hat, wir sollten jedes Jahr einige 
Millionen Tonnen mehr importieren lassen und 
gleichzeitig die Förderung steigern. Wenn dies wirk-
lich die Meinung der Opposition ist, dann darf ich 
bitten, das im Ausschuß für Wirtschaft zu fragen. Sie 
werden mich sofort an Ihrer Seite haben. Liebend 
gern hätte ich der deutschen Stahlindustrie ein grö-
ßeres Importkontingent zur Verfügung gestellt, um 
endlich diesem Subventionsdruck der Stahlindustrie 
ausweichen zu können und zu sagen: Bitte, hier habt 
Ihr 10 Millionen t; macht, was Ihr wollt; zur Kasse 
braucht Ihr uns aber nicht mehr zu bitten!, und nicht 
wie in der Vergangenheit mehrere hundert Millio- 
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nen D-Mark pro Jahr an diesen Wirtschaftszweig zu 
übertragen, um eben seine Rentabilität oder, richti-
ger gesagt, seine Wettbewerbschancengleichheit 
sicherzustellen. Ich nehme zur Kenntnis, daß die 
Opposition empfiehlt, die Importkontingente jährlich 
um einige Millionen Tonnen zu erhöhen. Einverstan-
den, wir werden darüber diskutieren. Ich halte dies 
für nicht verantwortbar, ohne das gesteckte Förder-
ziel mittelfristig zu gefährden. Aber im Ausschuß 
wird es ja die Möglichkeit geben, darüber sachliche 
Beratungen zu führen. 

(Russe [CDU/CSU] : Das hat die Opposition 
nicht festgestellt!) 

— Dann habe ich die Rede des Abgeordneten 
Springorum nicht verstanden; ich bitte um Entschul-
digung. Ich werde sie nachlesen. 

(Russe [CDU/CSU] : Sie haben sicherlich zu 
Beginn seiner Rede gehört, daß er eine 

persönliche Meinung vorträgt!) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Ich wußte nicht, daß 
er nicht für die Fraktion der CDU/CSU gesprochen 
hat. Dann sage ich dies nur an seine persönliche 
A dresse. 

Letzte Bemerkung. Er hat uns zu einer guten Po-
litik aufgefordert: ich sollte die Finger wachmachen, 
ich sollte die Ärmel hochkrempeln und was nicht 
alles. Ich möchte das hier nicht tun, weil ich glaube, 
daß es nicht zum Stil dieses Hauses gehört, mit hoch-
gekrempelten Ärmeln zu reden. Aber so viel möchte 
ich sagen: diese Bundesregierung kann sich mit ihren 
beiden Energieprogrammen sehen lassen. Wir ha-
ben in dieser Republik, die immer energieimportab-
hängig war, die immer wußte, daß Energie die 
Basis ihres Wirtschaftens sei, bis zu dem er-
sten Programm in diesem Lande ohne jedes Ener-
gieprogramm gelebt. Und ich erinnere mich an 
harte Diskussionen mit einem meiner Amtsvorgän-
ger, der den jetzigen Oppositionsparteien angehört, 
als ich versucht habe, ihn, als wieder einmal ein 
deutsches Mineralölunternehmen verkauft wurde — 
an  ein anderes Land, an die Amerikaner —, zu be-
drängen, doch diese Chance zu nutzen und zusam-
men mit einigen vorhandenen kleineren Dingen 
endlich einen Schritt auf aktive Energiepolitik hin 
zu gehen — ohne jeden Erfolg. 

(Russe [CDU/CSU] : Der war aber Sozial

-

demokrat!) 

— Nein, der war niedersächsischer CDU-Abgeord-
neter und Bundeswirtschaftsminister. Jetzt habe ich 
das so eingegrenzt, daß Sie eigentlich erraten müß-
ten, wen ich meine. 

(Heiterkeit bei der FDP und SPD) 

Um das klar zu sagen: Diese Diskussion hat statt-
gefunden, als die DEA an die TEXACO verkauft 
war. Und wir haben damals gesagt: Warum nicht 
mit Rheinpreußen, mit DEA, mit VEBA und mit 
Verhandlungen mit CFP in Frankreich und ENI eine 
europäische Energiepolitik machen mit dem Vor-
schlag, draußen zu bohren, sich eigene Quellen zu 
sichern? — Alles in den Wind geschlagen. Energie 
ist doch billig! Die kriegen wir! Marktwirtschaft- 

liches System! Was habt ihr für Vorstellungen! Das 
 war doch die Diskussion. Deswegen nehme ich Ihre 

Kritik hier an dem, was diese Regierung auf ener-
giepolitischem Gebiet getan hat, ganz gelassen hin. 
Mein Eindruck ist, daß die Öffentlichkeit draußen 
einen absolut anderen Eindruck hat, als den, den 
Sie hier vermitteln wollten. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. Der Ältestenrat schlägt 
Ihnen vor, die Drucksache 7/1057 dem Ausschuß für 
Wirtschaft — federführend — dem Innenausschuß, 
dem Ausschuß für Forschung und Technologie und 
dem Haushaltsausschuß - mitberatend —, die Druck-
sache 7/2713 dem Ausschuß für Wirtschaft — feder-
führend — und den genannten Ausschüssen — eben-
falls mitberatend — zu überweisen. — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Zusatzpunkt 1 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Sicherung der Energieversor-
gung bei Gefährdung oder Störung der Ein-
fuhren von Erdöl, Erdölerzeugnissen oder 
Erdgas (Energiesicherungsgesetz 1975) 
— Drucksache 7/2461 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/2899 —
Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 7/2898 —
Berichterstatter: Abgeordneter Russe 

Abgeordneter Christ 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

Ich darf zunächst den beiden Herren Berichterstat-
tern sehr herzlich danken und fragen, ob eine Er-
gänzung des Berichtes gewünscht wird? — Das ist 
nicht der Fall. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich rufe auf 
die §§ 1, 1 a, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 
15, 16. - Kein Widerspruch; so beschlossen. 

§ 17! Anstelle des zurückgezogenen Änderungs-
antrags auf Drucksache 7/2902 liegt dazu der Ände-
rungsantrag auf Drucksache 7/2918 vor. 

Das \Vort hat der Herr Abgeordnete Zeyer. 

Zeyer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
bitte nach der langen Debatte zu dem Energiepro-
gramm der Bundesregierung einige knappe Bemer-
kungen zu dem jetzt zur Beratung anstehenden 
Gesetzestext. 

(Widerspruch des Abg. Wolfram [Reckling-
hausen] [SPD]) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, im Augenblick sind wir in der zweiten 
Beratung, in der wir nur den Änderungsantrag zu 
§ 17 zu verabschieden haben. Mir ist gesagt worden, 
Sie wollten diesen Antrag kurz begründen. 

(Rawe [CDU/CSU] : Nur eine Stellung

-

nahme!) 

- Herr Kollege, ich muß erst die zweite Beratung 
abschließen. Oder wird auf eine Begründung ver-
zichtet? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dann werde ich Ihnen nachher das Wort geben; ich 
bitte um Verständnis. Auf eine Begründung wird 
also verzichtet. 

Wer dem Änderungsantrag zu § 17 auf Drucksache 
7/2918 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. Ich danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — 

(Rawe [CDU/CSU] : Das ist doch ein Ände

-

rungsantrag, Herr Präsident, den muß er 
doch einbringen!) 

— Aber entschuldigen Sie, er hat auf die Begrün-
dung verzichtet. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Es kommt 
noch eine dritte Lesung!) 

- Die Aussprache findet in der dritten Beratung 
statt; so wird üblicherweise nach der Geschäftsord-
nung verfahren. Sie kommen zu Wort; das ist gar 
kein Problem. 

Jetzt ist nur über den Änderungsantrag in der 
zweiten Beratung abgestimmt worden. Ich stelle 
einstimmige Annahme fest. 

Wer dem so geänderten § 17 sowie der Einleitung 
und der Überschrift zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort zur Aussprache gewünscht? — 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bitte um Verständnis dafür, daß wir Ihre Geduld 
noch etwas in Anspruch nehmen müssen. Aber 
Energie und Energiesicherung sind sicherlich ein 
so wichtiges Thema der Zeit, daß wir da auch selbst 
etwas Energie einsetzen müssen. 

(Wehner [SPD] : Aber nicht Energie im 
Reden!) 	

- Stimmt, Herr Vorsitzender. 

Das von diesem Haus am 9. November 1973 ver-
abschiedete Gesetz zur Sicherung der Energiever-
sorgung bei Gefährdung oder Störung der Einfuhren 
von Mineralöl oder Erdgas -- kurz „Energiesiche-
rungsgesetz" genannt — tritt am 31. Dezember 1974 
außer Kraft. Wir brauchen eine Anschlußregelung. 
Dabei muß unseres Erachtens sichergestellt sein, 

daß diese mit Wirkung vom 1. Januar 1975 in Kraft e 
treten kann. 

Deshalb ist unsere Fraktion dankbar dafür, daß 
wir den von der Bundesregierung vorgelegten Ge-
setzentwurf heute in zweiter und dritter Lesung 
beraten und verabschieden. Wir hoffen, daß der 
Bundesrat in seiner letzten Sitzung in diesem Jahr 
dem Gesetz zustimmt. Es wäre verantwortungslos, 
wenn vielleicht wegen nebensächlicher Einwände 
und Bedenken ein nahtloser Anschluß zum Jahres-
wechsel gefährdet würde. 

Mancher in diesem Lande mag vielleicht den Ein-
druck haben, daß es zur Zeit keine mengenmäßigen 
Energieversorgungsprobleme, vor allem keine Ener-
gieimportschwierigkeiten, gibt. Das wäre ein Irr-
glaube. Nach wie vor ist die Sicherheit der Energie-
versorgung in der Bundesrepublik in erster Linie 
durch mögliche Gefährdungen oder Störungen der 
Mineralöl- und Erdgaseinfuhr bedroht. Deshalb ist es 
notwendig, daß wir das Energiesicherungsgesetz ab 
sofort in Kraft setzen können. 

Dieses Energiesicherungsgesetz ist auch Teil des 
fortgeschriebenen Energiekonzepts. Das neue Ge-
setz gibt wie das auslaufende der Bundesregierung 
die Möglichkeit, staatliche Maßnahmen angemes-
sen sowie schnell und wirkungsvoll zu treffen. Ein 
detaillierter Ermächtigungsrahmen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen schafft die Voraussetzungen, 
daß die Bundesregierung flexibel handeln kann. 

Wir halten die Erweiterungen im neuen Gesetz 
gegenüber den bisherigen Möglichkeiten für richtig 
und notwendig. Dabei geht der Gesetzentwurf zu 
Recht davon aus, daß Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Energieversorgungsstruktur und Regelun-
gen zur Einsparung und zur rationelleren Verwen-
dung von Energie durch das fortgeschriebene Ener-
giekonzept abgedeckt werden. 

Den Einlassungen von verschiedenen Seiten, ins-
besondere des Bundesrats, die Geltungsdauer zu-
stimmungsfreier Rechtsverordnungen von sechs auf 
zwei Monate zu verkürzen, kann nicht gefolgt wer-
den. Das wäre eine viel zu kurze Frist. Das könnte 
in der Praxis bedeuten, daß eine Rechtsverordnung, 
ehe sie überhaupt vor Ort ankommt, bereits wieder 
abgelaufen ist. Sechs Monate sind die richtige Zeit-
spanne. Dabei kann man davon ausgehen, daß der 
Wirtschaftsminister eine Rechtsverordnung nur so-
lange wie unbedingt nötig aufrechterhält. Bei allem 
berechtigten Mißtrauen gegenüber einer Ministe-
rialbürokratie: Ein wenig mehr Vertrauen zum Bun-
deswirtschaftsminister sollten die Gegner der Sechs-
monatsfrist schon haben. 

Die SPD-Fraktion hat es von Anfang an für rich-
tig gehalten, daß Regelungen des internationalen 
Energieprogramms, soweit sie sich mit der Energie-
sicherung befassen, in unser neues Energiesiche-
rungsgesetz aufgenommen werden. Wir halten den 
im internationalen Energieprogramm vorgesehenen 
Krisenmechanismus im Prinzip für richtig. Wir haben 
eigentlich nicht verstanden, daß die Opposition eine 
Zeitlang nicht bereit war, das mit aufzunehmen. Sie 
haben sich schwergetan, dem zuzustimmen. Es ist 
dann doch geschehen, nachdem wir durch die Neu- 



9156 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1974 

Wolfram (Recklinghausen) 

formulierung des § 1 a einen Weg gefunden haben, 
der allen Bedenken Rechnung trägt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir waren von 
Anfang an dafür!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Wolfram, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Russe? — 
Bitte! 

Russe (CDU/CSU) : Herr Kollege Wolfram, wollen 
Sie freundlicherweise zur Kenntnis nehmen, daß ich 
im Wirtschaftsausschuß vom ersten Moment der 
Beratung an festgestellt habe, daß wir damit einver-
standen sind, dieses Übereinkommen in das Gesetz 
einzubeziehen? Wollen Sie weiter zur Kenntnis 
nehmen, daß ich lediglich den Antrag gestellt habe, 
keine Entscheidung zu treffen, bevor sich die mit-
beratenden Ausschüsse entschieden haben? Das, was 
Sie jetzt hier festgestellt haben, entspricht nicht den 
Tatsachen. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Wir können 
das an Hand der Protokolle der entsprechenden 
Wirtschaftsausschußsitzungen klären. Wir haben ja 
eine Kompromißformel im neuformulierten § 1 a 
gefunden. 

Ich lasse mir gerade von den FDP-Kollegen bestä-
tigen: Es war unser Eindruck, daß Sie am Anfang 

 nicht bereit waren. Sie haben sich damit ein 
bißchen schwergetan. 

Lassen Sie mich noch ein letztes Wort zur Frage 
der Befristung des Gesetzes überhaupt sagen. Ich 
habe eigentlich nicht verstanden, warum die Oppo-
sition eine solche Befristung gefordert hat. Wir ha-
ben auch vergeblich nach einer plausiblen Begrün-
dung für ein solches Ansinnen gefragt. Graf Lambs-
dorff hat speziell Sie, Herr Kollege Russe, im Wirt-
schaftsausschuß darauf angesprochen. 

(Zuruf des Abg. Russe) 

Das Gesetz sollte unseres Erachtens unbefristet gel-
ten, weil wir das Ende von Versorgungsrisiken nicht 
terminieren können. Wir wissen außerdem, daß die 
Kontinuität einer Rechtsgrundlage gesichert werden 
muß, wobei gegen eine mißbräuchliche Anwendung 
des Gesetzes im Gesetz selbst genügend Sicherun-
gen eingebaut worden sind. 

Wir haben uns nun heute zu diesem Kompromiß 
aus einem einzigen, ganz einfachen Grunde bereit 
erklärt, nämlich um zu sichern, daß dieses Gesetz 
heute über die Bühne geht und daß es auch der Bun-
desrat in seiner letzten Sitzung akzeptiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Es steht heute auf der Tagesordnung, und Sie 
haben im Ältestenrat zugestimmt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Im übrigen sollten wir alle, meine Damen und Her-
ren, wissen, daß wir dem Mißbrauch der Macht von 
Rohölproduzenten um so mehr begegnen werden, 
je ernsthafter und glaubwürdiger unsere Bemühun

-

gen um Substitution, Diversifizierung und Schaffung 
eines wirkungsvollen Krisenmechanismus sind. 

Die Bundesregierung und die SPD-Fraktion neh-
men die Verantwortung für die Sicherung der zu-
künftigen Energieversorgung ernst. Das Energie-
sicherungsgesetz, dem die SPD-Fraktion in dritter 
Lesung zustimmen wird, ist Teil dieser planmäßigen 
und zielstrebigen Energiepolitik. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Zeyer. 

Zeyer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wiederholt ist nach 
der plausiblen Erklärung für die von uns verlangte 
Befristung gefragt worden. Ich will versuchen, diese 
plausible Erklärung in wenigen Sätzen zu geben. 

Mit der vorliegenden Materie behandeln wir ein 
ungewöhnliches Gesetz. So jedenfalls hat es der 
Herr Bundeswirtschaftsminister bei der Verabschie-
dung des ersten Energiesicherungsgesetzes am 
9. November 1973 in diesem Hohen Hause formu-
liert. Das Ungewöhnliche liegt vor allem darin, daß 
der Gesetzgeber in sehr weitem Umfange der Bun-
desregierung bzw. dem Herrn Bundeswirtschafts-
minister die Ermächtigung zum Erlaß von Rechts-
verordnungen einräumt. Der Rahmen reicht so weit, 
daß dieses Gesetz zu einem Instrument für eine ge-
plante Wirtschaftslenkung gemacht werden könnte, 
sollte von der Ermächtigung in unangemessener 
Weise Gebrauch gemacht werden. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat aller-
dings am 9. November 1973 von dieser Stelle aus 
versichert, daß die Bundesregierung das Gesetz 
nicht zur Erprobung oder zur Durchsetzung sach-
fremder Erwägungen mißbrauchen werde. Wir be-
stätigen dem Herrn Bundeswirtschaftsminister auch 
gerne, daß er von der ihm erteilten Ermächtigung 
zurückhaltend Gebrauch gemacht und statt dessen 
unter Verzicht auf dirigistische Maßnahmen in Ko-
operation mit der betroffenen Wirtschaft versucht 
hat, Versorgungsengpässe während der akuten Öl-
krise zu überwinden. 

Indessen konnte aber auch er der Versuchung 
eines solchen Gesetzes nicht ganz widerstehen. Mit 
Verordnung vom 19. November 1973 wurden zur 
Einsparung von Benzin ein Fahrverbot an Sonn-
tagen und eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
Autobahnen und anderen Straßen angeordnet. Wäh-
rend die Bundesregierung bereits im Januar 1974 
auf ein weiteres Fahrverbot an Sonntagen verzich-
tete, wurde die Geschwindigkeitsbeschränkung 
noch auf lange Wochen hinaus beibehalten, auch zu 
einem Zeitpunkt, als bei Autobenzin längst keine 
Versorgungsschwierigkeiten mehr bestanden. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Nach den Vorstellungen des damaligen Bundesver-
kehrsministers sollte auf diesem Wege eine gene-
relle Höchstgeschwindigkeit auf Autobahnen ein-
geführt werden. 
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Zeyer 
Dem Bundeswirtschaftsminister als dem zuständi-

gen Ressortminister kann der Vorwurf nicht er-
spart bleiben, dem Mißbrauch des Energiesiche-
rungsgesetzes zur Durchführung sachfremder Er-
wägungen in diesem Falle nicht oder zumindest 
nicht entschieden genug entgegengetreten zu sein. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Minister, ich darf eines hinzufügen. Ich habe 
Sie mit Schreiben vom 18. Februar 1974 auf diesen 
Mißbrauch hingewiesen. Ich muß allerdings noch 
heute auf die Antwort auf mein Schreiben — vom 
18. Februar! — warten. Der damalige Bundesver-
kehrsminister ist gegangen. Die Versuchungen, die 
in dem weiten Ermächtigungsrahmen des Energie-
sicherungsgesetzes liegen, bestehen jedoch fort. 
Sie sind nicht kleiner, sondern größer geworden. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die 
Bundesregierung bzw. der Bundeswirtschaftsmini-
ster nunmehr auch die Ermächtigung erhalten, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über Buch-
führungs-, Nachweis- und Meldepflichten hinsicht-
lich bestimmter Energieträger, über Mengen und 
Preise sowie über sonstige Marktverhältnisse bei 
diesen Gütern zu erlassen. Hier drängt sich mir 
zunächst die Parallele zu dem allerdings in unse-
rem Prozeßrecht nicht zulässigen Ausforschungs-
beweis auf. Zum anderen kann nicht mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden, daß die auf diesem Wege 
erlangten Daten für andere Ziele und Zwecke miß-
bräuchlich verwendet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mir scheint deshalb höchste Vorsicht am Platze zu 
sein. 

Es kommt wohl auch nicht von ungefähr, daß sich 
in dem Bericht des mitberatenden Rechtsausschusses 
vom 4. Dezember dieses Jahres folgende beiden 
Sätze finden — ich darf mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten zitieren —: 

Der Rechtsausschuß hat die Rechtsfrage er-
örtert, ob das Gesetz im Hinblick auf die zahl-
reichen Ermächtigungen bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1977 befristet werden sollte. Er 
hat einen entsprechenden Antrag mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sollten 
gerade die im Rechtsausschuß geäußerten Beden-
ken sehr ernst nehmen. Ich füge hinzu: Wir sollten 
der Bundesregierung in solch entscheidenden Fragen 
keine unbefristete Blankovollmacht erteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat bei der Ver-
abschiedung des noch geltenden Energiesicherungs-
gesetzes im vergangenen Jahr durch ihr Verhalten 
deutlich gemacht, daß sie bereit ist, der Bundesre-
gierung für außergewöhnliche Situationen auch 
außergewöhnliche Instrumente an die Hand zu ge-
ben. Sie will aber eine mißbräuchliche Benutzung 
dieser Instrumente verhindern. Diesem Ziel dienten 
die von uns bereits in den Ausschüssen gestellten 

Anträge, dieses Gesetz zu befristen. Die Frist sollte 
so bemessen sein, daß die Handlungsfähigkeit der 
Bundesregierung bei Gefährdungen oder Störungen 
in der Energieversorgung in vollem Umfang gewähr-
leistet ist, das Parlament sich aber nicht auf Dauer 
seines Rechts und seiner Pflicht begibt, die Sicher-
stellung der Energieversorgung durch gesetzgebe-
rische Maßnahmen — statt durch Anordnungen der 
Exekutive — zu gewährleisten. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir hat-
ten für die zweite Beratung dieses Gesetzes einen 
Antrag eingebracht, der eine Befristung auf drei 
Jahre vorsah. Wir haben diesen Antrag zurückge-
zogen, nachdem es zu einer interfraktionellen Ver-
einbarung gekommen war. Wir stimmen der nun-
mehr vorgesehenen Befristung des Gesetzes auf die 
Dauer von fünf Jahren nach der interfraktionellen 
Vereinbarung zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordnete Christ. 

Christ (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die weltweit schwe-
lende Krisensituation der Energieversorgung, in der 
nicht nur wir uns in diesem Lande befinden, kann 
kaum treffender umschrieben werden, als es der 
Sachverständigenrat in seinem Jahresgutachten 1974 
getan hat. Die Ölversorgungskrise des Winters 1973/ 
1974 und die damit zusammenhängende Preisexplo-
sion, die uns alle empfindlich getroffen hat und trifft, 
haben dem arbeitsteiligen System der Weltwirtschaft 
einen Schock versetzt, der die auf forciertes Wachs-
tum orientierten Industriestaaten zum Umdenken 
zwingt. 

Eines der folgerichtigen Ergebnisse dieses Um-
denkens war das Energiesicherungsgesetz vom No-
vember 1973, dessen Fortgeltung wir heute beschlie-
ßen wollen. Für Liberale ist es eine eigenartige Si-
tution, mit einem Gesetz konfrontiert zu sein, das in 
allen wesentlichen Punkten dem widerspricht, was 
wir unter normalen Umständen von einer parlamen-
tarischen Demokratie und einer marktwirtschaft-
lichen Ordnung verlangen. 

Das Energiesicherungsgesetz soll der Bundesregie-
rung und auch dem Bundeswirtschaftsminister das 
erforderliche Instrumentarium an die Hand geben, 
um im Fall einer schweren Versorgungskrise — aber 
eben nur beschränkt auf diesen Fall — mit Hilfe von 
Rechtsverordnungen diejenigen Maßnahmen ergrei-
fen zu können, die zur Sicherung des lebenswichti-
gen Bedarfs an Energie für unsere Volkswirtschaft 
erforderlich sind. Ohne Zweifel ist dies ein Ermächti-
gungsrahmen von einschneidender Natur, weil er 
eben die Marktverhältnisse sämtlicher Energieträger 
und Energien von der Produktion bis zur Verwen-
dung erfaßt. Der Ermächtigungsrahmen beschränkt 
sich allerdings auf den Fall, daß die Versorgungs-
krise nicht durch marktgerechte Maßnahmen beho-
ben werden kann. 
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Christ 

Trotz der verständlichen Bedenken — wir haben 
solche natürlich auch — wird meine Fraktion dem 
Energiesicherungsgesetz 1975 die Zustimmung ge-
ben, denn dazu — das muß ich Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Opposition, sagen — gibt es 
eben keine Alternative. Ich frage Sie: Wie stellen 
Sie sich im Notfall ein schnelles, ein schlagkräftiges 
Reagieren der Bundesregierung für diese Gesell-
schaft, für diese Wirtschaftsordnung vor? 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Wir ha

-

ben mehr Vertrauen zum Parlament als zur 
Regierung, Herr Kollege; das ist ganz ein

-

fach!) 

— Es ist das Recht der Opposition, daß sie der Re-
gierung dann, wenn es nicht ihre eigene Regierung 
ist, einen anderen Vertrauensgrad entgegenbringt. 
Wir haben das muß ich mit aller Deutlichkeit 
sagen — in einem solchen Notfall zu jeder Regie-
rung, also nicht nur zu der amtierenden Regierung 
Vertrauen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir werden Sie 
daran erinnern!) 

Die Teilnehmerstaaten am Übereinkommen für ein 
internationales Energieprogramm, das mit die 
Grundlage für das Energiesicherungsgesetz 1975 bil-
det, sind demokratisch und marktwirtschaftlich orga-
nisierte Länder. Sonst hätten wir, meine Damen und 
Herren von der Opposition, übrigens nicht ursprüng-
lich die Absicht gehabt, einen Beschluß über ein 
unbefristetes Inkrafttreten zu fassen. Es ist nicht so, 
daß wir im Hinblick auf die Zeit nach 1976 pessimi-
stisch wären. Hier muß ich mich sozusagen bei Ihnen 
bedanken; denn aus den Worten Ihres Redners klang 
für Sie ein Pessimismus und für uns ein Optimismus 
heraus. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Christ, Herr Abgeordneter Lenz 
bittet um die Genehmigung, eine Zwischenfrage zu 
stellen. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Sie haben 
eben gesagt, Sie hätten in jede Regierung Ver-
trauen. Gestatten Sie uns, daß wir gegenüber jeder 
Regierung eine gesunde Dosis Mißtrauen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, das war allerdings keine Frage. 

Christ (FDP) : Das kann ich Ihnen gerne konze-
dieren. Ich habe das ja ausdrücklich für die Opposi-
tion festgestellt. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Herr 
Präsident, ich habe gesagt: Gestatten 

Sie . . .?) 

Die Teilnehmerstaaten am Übereinkommen für 
ein internationales Energieprogramm, das mit die 
Grundlage für das Energiesicherungsgesetz 1975 
bildet, sind demokratisch und marktwirtschaftlich 
organisierte Länder, die durch die Politik der OPEC-
Staaten nicht nur energiepolitisch und auch nicht  

nur wirtschaftspolitisch, sondern vor allem in ihrer 
Fähigkeit, sich als selbständige und souveräne Staa-
ten zu behaupten, herausgefordert sind. Diese Her-
ausforderung, die in der ersten Welle als ökonomi-
sche Belastung auf uns zukommt, in den Folgen aber 
zu einer Bedrohung aller Lebensbereiche in unserer 
Industrie wird, geht von einer Ländergruppe aus, 
die längst noch nicht über so verflochtene und da-
mit empfindliche Wirtschafts- und Sozialstrukturen 
verfügt, wie sie in den bedrohten Ländern gege-
ben sind. 

Eine Vielzahl von ineinander verwobenen Ab-
hängigkeiten sozialer, ökonomischer und politischer 
Gegebenheiten machen gerade die westlichen Indu-
strieländer gegen Boykottmaßnahmen besonders an-
fällig. Die langfristige Sicherung der Rohstoffver-
sorgung kann aber nicht durch die Verbesserung 
unserer Abwehrmaßnahmen in Krisenfällen erreicht 
werden. Vielmehr kann die langfristige Verbesse-
rung der Rohstoffversorgung nur dadurch gewähr-
leistet werden, daß die westlichen Industrieländer 
noch konsequenter als bisher auch den weniger ent-
wickelten Länder die volle Teilnahme am weltwirt-
schaftlichen Fortschritt, am weltwirtschaftlichen ar-
beitsteiligen Prozeß ermöglichen. 

In diesem Zusammenhang dürfen wir eine Tat-
sache nicht übersehen, nämlich daß sich inzwischen 
in der sogenannten Dritten Welt zwei Gruppen von 
unterentwickelten Staaten herausgebildet haben. 
Zur ersten Gruppe gehören die Staaten, die zwar 
schon das Geld, aber noch nicht den Fortschritt be-
sitzen, den wir zu verzeichnen haben. Zur zweiten 
Gruppe gehören die Staaten, die weder das eine 
noch das andere haben. Das sind die Ärmsten der 
Armen. Sie werden vom Ölpreisschock zweifellos 
genau so empfindlich getroffen wie wir als Indu-
strienationen. 

Diese Überlegungen zeigen allerdings nur den 
Rahmen auf, in dem langfristig ein Energiesiche-
rungsgesetz überflüssig gemacht werden kann. Auf 
Grund vielfacher Versäumnisse — ich will das, was 
hier an Vergangenheitsbewältigung geschehen ist, 
nicht wiederholen —, die wir alle kennen und deren 
Folgen uns gemeinsam noch viele Kopfschmerzen 
bereiten werden, sind wir doch heute in einer Situa-
tion, in der die präventive Vorbereitung einschnei-
dender Maßnahmen auf nationaler und internatio-
naler Ebene einfach notwendig wird. Schon die Vor-
bereitung dieser Maßnahmen ist ein Beitrag dazu, 
daß die Notwendigkeit, sie jemals anzuwenden, 
hoffentlich geringer wird. 

In diesem Zusammenhang muß ich auch die Frage 
einer möglichen Befristung des Gesetzes noch ein-
mal kurz ansprechen. Hier muß man meines Er-
achtens mit aller Nüchternheit sehen, daß wir es 
eben nicht mit nur vorübergehenden Problemen zu 
tun haben, die schon in fünf Jahren oder in einer 
anderen, willkürlich genommenen Frist gelöst sein 
könnten. Wer weiß, daß die weltweit schwierige 
Versorgungslage mindestens ein Problem dieses 
Jahrhunderts sein wird, darf eigentlich nicht wollen, 
daß ein solches Instrumentarium wie das Energie-
sicherungsgesetz, eingebettet in die internationale 
Krisenordnung, nur zeitlich begrenzt erlassen wird. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1974 	9159 

Christ 
Wenn das, was wir auf nationaler und internationa-
ler Ebene beschließen, als glaubwürdiges und letzt-
lich abschreckendes Kriseninstrumentarium funktio-
nieren soll, dann bedürfte es letztlich einer politi-
schen Entscheidung ohne zeitliche Begrenzung. 
Meine Fraktion ist trotzdem bereit, dem Wunsch 
der Opposition entgegenzukommen, nicht weil uns 
Ihre Argumente überzeugt haben, sondern weil wir 
ohne Einspruch durchläuft, und weil wir wollen, 
len, daß dieses Gesetz den Bundesrat, dessen Mehr-
heitsverhältnisse wir genau einschätzen können, 
ohne Einspruch durchläuft, und weil wir wollen —, 
daß das Gesetz am 1. Januar 1975 in Kraft treten soll. 

Die Fraktion der Freien Demokraten begrüßt aus-
drücklich, daß es gelungen ist, bestehende inter-
nationale Meinungsunterschiede weitgehend zu 
überbrücken und ein Übereinkommen zu erzielen, 
das konsequentes und schlagkräftiges Verhalten im 
Falle einer neuen Notsituation möglich macht. 

Es war deshalb der Wunsch meiner Fraktion, die 
Vorschriften des internationalen Energieprogramms 
schon jetzt, nämlich im Zusammenhang mit der Ver-
abschiedung des Energiesicherungsgesetzes 1975, in 
den nationalen Gesetzesrahmen einzufügen. Sicher-
lich wäre es wenig sinnvoll gewesen, mit dieser 
Einfügung bis zum Abschluß des Ratifizierungs-
verfahrens zu warten. Mit dem jetzigen Einbau in 
das Energiesicherungsgesetz dokumentiert die Bun-
desregierung, daß sie bereit ist, mit festem Willen 
Schwierigkeiten auf dem Energiesektor durch inter-
nationale Kooperation zu bewältigen. Zur recht-
lichen Klarstellung hat der Ausschuß ausdrücklich 
festgestellt, daß der Krisenmechanismus des inter-
nationalen Energieprogramms erst dann Grundlage 
einer nationalen Ermächtigungsvorschrift sein kann, 
wenn dieses internationale Programm von der Bun-
desrepublik völkerrechtlich rechtswirksam ratifiziert 
worden ist. 

Auch unter diesen Überlegungen stimmt meine 
Fraktion dem vorliegenden Gesetzentwurf zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich habe noch eine Wort-
meldung. Das Wort hat Herr Abgeordneter Russe. 

Russe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Herr Kollege Wolf-
ram hat vorhin eine Feststellung getroffen. Um sie 
endgültig zu bescheiden, habe ich mich noch einmal 
zu Wort gemeldet. Ich möchte zu diesem Gesetz im 
Namen meiner Fraktion noch einmal folgende Erklä-
rung abgeben. 

Als wir vor einem Jahr das erste Energiesiche-
rungsgesetz zu bescheiden hatten, durfte ich für 
meine Fraktion feststellen, daß dieses Gesetz kein 
Jahrhundertgesetz sei. Diese damals getroffene Fest-
stellung wiederholen wir heute. Denn wir müssen 
uns bewußt bleiben, daß auch nach der Verab-
schiedung des fortgeschriebenen Energiesicherungs-
gesetzes am heutigen Tag einschneidende Beschrän-
kungen der Rechte dieses Hohen Hauses und des 

Bundesrates die Folge sein werden. Deshalb sollten 
wir uns miteinander erneut auffordern — wie vor 
einem Jahr —, das Denken über die hier zur Ent-
scheidung stehende Sache mit der Verabschiedung 
des heutigen Energiesicherungsgesetzes zweiter 
Ordnung nicht einzustellen. 

Wir alle wissen, daß wir ein solches Energie-
sicherungsgesetz leider noch brauchen. Wenn dies 
aber so ist, dann bleibt für uns dennoch die Pflicht, 
die Rechtskürzung für dieses Hohe Haus und den 
Bundesrat auf die absolut unvermeidbaren Fälle zu 
beschränken. Dies gilt sowohl für den Grundsatz als 
auch für die Dauer. Aus diesem Grunde hatten wir 
schon im federführenden Ausschuß erneut den An-
trag auf Befristung gestellt. Drei Jahre oder auch 
fünf Jahre Geltungsdauer — das war unsere Auf-
fassung — müßten doch genügen, um die mög-
lichen Ursachen für die Anwendung dieses Gesetzes 
durch eine dynamische und erfolgreiche Energie-
politik ad absurdum zu führen. 

Meine Damen und Herren, nur durch eine aktive 
und schlüssige Energiepolitik sichern wir letztlich, 
daß ein mit solch ordnungspolitischen Bedenken an-
gefülltes Gesetz erstens entweder überhaupt nicht 
oder nur ausnahmsweise im Falle der ernsthaften 
Krise angewandt werden muß oder zweitens über-
haupt nicht mehr durchgeführt zu werden braucht, 
weil eine solche Notlage, wie wir sie vor einem 
Jahr hatten, gar nicht mehr eintreten kann. Denn, 
meine Damen und Herren, kein Dirigismus heilt 
Ursachen. 

Sie haben die Befristung zunächst abgelehnt. Was 
mußte man daraus schließen? Rechnen Sie mit einer 
neuen Krise? — Dann hätten wir handeln müssen. 
Rechnen Sie nicht mit einer neuen Krise, dann 
brauchten wir das Gesetz nicht zu verlängern. Oder 
glauben Sie, daß die Welt uns fürderhin mit Öl in 
Hülle und Fülle versorgen wird? Dann könnten wir 
ebenfalls auf eine Verabschiedung dieses Gesetzes 
verzichten. 

Wenn aber beides nicht zutrifft — und dies ist der 
Fall , dann unterlagen Sie bis zur Verständigung 
am heutigen Tage offensichtlich dem Irrtum, daß 
man Verständnis, Übereinkommen, Kooperation in 
der Welt erringen kann, indem man dabei bleibt, 
dieses unpopuläre Gesetz durchzusetzen und weiter-
hin zur Verfügung zu haben, und dies — ich wieder-
hole es — unbefristet! 

Nun steht die Einigung auf eine Befristung von 
fünf Jahren heute fest. Wir werden deshalb diesem 
Gesetz, wie Kollege Zeyer gesagt hat, in der End-
abstimmung unsere Anerkennung nicht versagen. 
Diese Zustimmung in der technischen Frage der 
Vorsorge für den Notfall kann aber von Ihnen und 
auch von der deutschen Öffentlichkeit nicht so aus-
gelegt werden, als würden wir auch einverstanden 
sein mit all dem, was von Ihnen seit der letzten 
Krise zur Behebung der Ursachen getan oder auch 
unterlassen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
CDU/CSU: Nun aber Schluß!) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz in der dritten Beratung zustimmen will, den 
bitte ich, sich zu erheben. Ich danke Ihnen. - Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmige 
Annahme! Damit, meine Damen und Herren, ist der 
Zusatzpunkt 1 erledigt. 

Ich rufe nunmehr Punkt 16 auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) zu 
dem Jahresbericht 1973 des Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages 
— Drucksachen 7/1765, 7/2726 —

Berichterstatter: Abgeordneter Rommers-
kirchen 

Ich frage zunächst den Herrn Berichterstatter, ob 
er eine Ergänzung des schriftlichen Berichts wünscht. 
— Das ist nicht der Fall. Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. Wenn ich richtig unterrichtet bin, hat 
das Wort der Herr Wehrbeauftragte erbeten. Ich er-
teile ihm das Wort nach § 116 c Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung. 

Schultz, Wehrbeauftragter: Für die Beratung des 
Jahresberichts des Wehrbeauftragten für das Jahr 
1973 im Verteidigungsausschuß hat sich als sehr 
hilfreich erwiesen, daß der Bundesminister der Ver-
teidigung seine abweichende Auffassung in Gestalt 
einer Synopse dargestellt hat. Dafür möchte ich be-
sonders danken. 

In der Diskussion im Verteidigungsausschuß 
konnte natürlich nicht Übereinstimmung in allen 
Punkten herbeigeführt werden. These und Antithese 
stehen sich nach wie vor gegenüber. Es bleibt offen, 
ob die im Ausschußbericht ausgesprochene Empfeh-
lung, die Bundesregierung möge die Anregungen 
des Wehrbeauftragten prüfen und — soweit mög-
lich — ihnen Rechnung tragen, zu einer Entschei-
dung in der Sache führen wird. Hierfür nur einige 
Beispiele. 

Unter dem Teilabschnitt meines Berichts „Fragen 
der Personalführung" habe ich oft die in den Teil-
streitkräften seit langem widersprüchlich geregelten 
sportlichen Leistungsnachweise als Voraussetzung 
für Beförderungen, Übernahme als Berufssoldat u. ä. 
hingewiesen. Es gibt keine einheitlichen Bestimmun-
gen für Marine, Luftwaffe und Heer. Mir scheint, 
daß die unterschiedliche Verfahrensweise mit der 
Chancengleichheit, die wir sonst so hochhalten, nicht 
zu vereinbaren ist. 

Nun habe ich auch schon in früheren Jahren auf 
das Problem hingewiesen, nicht nur in diesem Jah-
resbericht, sondern auch in direktem Gedankenaus-
tausch mit dem Bundesminister der Verteidigung. 
Die Prüfung ist mir immer zugesagt worden; sie 
dauert inzwischen allerdings schon über zwei Jahre. 

Ein weiteres Beispiel: Um die Transparenz der Per-
sonalführung zu fördern, habe ich angeregt, der Sol-
dat sollte Einsicht in die Prüfungsunterlagen nehmen 

dürfen, die über ihn geführt werden, natürlich erst 
dann, wenn eine angemessene Frist nach der Prü-
fung vergangen ist. Der Bundesminister der Vertei-
digung vertritt demgegenüber die Ansicht, daß die 
Unabhängigkeit und Unvoreingenommenheit der 
Prüfer durch ein solches Verfahren beeinträchtigt 
werden könnte und daß auch der Entwicklung der 
Rechtsprechung auf diesem Gebiet nicht vorgegriffen 
werden sollte. 

Ein weiterer strittiger Punkt liegt auf der gleichen 
Ebene, nämlich bei dem Beurteilungswesen. Der 
Werdegang eines Soldaten wird entscheidend durch 
Beurteilungen beeinflußt. Beförderung, Einweisung 
in höhere Planstellen, die Zulassung zu anderen 
Laufbahnen und die Übernahme in ein anderes 
Dienstverhältnis gründen sich in erster Linie auf die 
über den Soldaten gefällten Beurteilungswertungen, 
die mit Noten in der Schule zu vergleichen sind. Ich 
habe mich in diesem Zusammenhang dafür einge-
setzt, daß über den Wortlaut der Nr. 75 der Beur-
teilungsbestimmungen vom März 1972 hinaus jede 
Stellungnahme eines höheren Vorgesetzten eröffnet 
werden sollte, selbst wenn der höhere Vorgesetzte 
lediglich zum Ausdruck bringt, daß er den Soldaten 
genauso für befähigt hält wie der beurteilende un-
mittelbare Vorgesetzte oder dieselben Mängel fest-
gestellt hat. Es wird so sein, daß die gleiche Meinung 
mehrerer Vorgesetzter den Soldaten im Leistungs-
willen bestärken oder aber ihn anregen wird, seine 
Leistung zu verbessern. Auch ist es für den Soldaten 
interessant, zu wissen, ob der nächsthöhere Vorge-
setzte zwar dem Urteil seines unmittelbaren Vorge-
setzten zustimmt, dessen Maßstab aber als zu wohl-
wollend bemißt. 

Der Bundesminister der Verteidigung war nun der 
Meinung, daß die von mir vorgeschlagene Verfah-
rensweise zu aufwendig und den Grundsätzen der 
inneren Führung hinreichend Rechnung getragen sei, 
wenn der Soldat, wie bisher, nur dann unterrichtet 
und gehört werde, wenn offensichtlich nachteilige 
Feststellungen über ihn getroffen würden. 

Meine Damen und Herren, die Beispiele lassen sich 
vermehren, in denen durch den Wehrbeauftragten 
Empfehlungen gegeben und Vorschläge gemacht 
wurden, ohne daß im Verteidigungsausschuß eine 
Entscheidung über ihre Zweckmäßigkeit oder Un-
zweckmäßigkeit getroffen wurde. Meine Mitarbeiter 
und ich nehmen natürlich nicht für uns in Anspruch, 
daß wir den Stein der Weisen gefunden hätten. Wir 
mögen auch in Einzelfällen irren. Ich meine aber, daß 
der gemeinsamen Arbeit gedient und sie effektiv 
gemacht würde, wenn der Wille des Parlaments kla-
rer zum Ausdruck käme und gerade dort, wo die 
Meinungen konträr sind, eine Entscheidung getrof-
fen würde, die sich entweder die Auffassung des 
Wehrbeauftragten zu eigen macht oder sich der des 
Bundesministers der Verteidigung anschließt oder 
beide im Kompromiß zusammenführt. Dies hätte 
nämlich zweierlei Vorteile: Einmal könnte ich auf 
Fragen der Soldaten, die mir bei Truppenbesuchen 
und Eingaben gestellt werden, konkretere Antwor-
ten geben, zum anderen könnte ich darauf verzich-
ten, gleiche Sachverhalte im nächsten Jahresbericht 
wieder anzusprechen. 
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In diesem Zusammenhang möchte ich an den Be-
schluß des Bundestages vom Juli 1969 erinnern, in 
dem die Bundesregierung aufgefordert wurde, die 
Grundsätze der inneren Führung so zusammenzufas-
sen, daß sie lehr- und lernbar gemacht werden kön-
nen. Diese Willensäußerung des Parlaments hat 
immerhin dazu geführt, daß im Jahre 1972 die Zen-
trale Dienstvorschrift „Hilfen für die innere Füh-
rung" herausgegeben wurde, die nun in ihrem Teil III 
noch ausgefüllt werden soll. 

Ich habe in meinem Jahresbericht auch einige Fra-
gen bezüglich der Zukunft der Schule für Innere 
Führung in Koblenz gestellt. Sie konnten bisher 
auch noch nicht geklärt werden. Die Fragen lauten 
etwa so: Wie lange soll die Phase des Übergangs, 
wie sie der Bundesminister der Verteidigung be-
zeichnet, noch anhalten? Wann wird die Schule 
ihrem Namen gerecht werden und zur Weiterent-
wicklung des Gedankenguts der inneren Führung 
beitragen können? Ich bedaure vor allem die Ab-
setzung der Kompaniechefs-, Kommandeurs- und 
Generalstagungen; diese Lehrgänge und Tagungen 
waren wegen ihrer vervielfältigenden Wirkung als 
besonders wertvoll für die Vermittlung des Ge-
dankenguts der inneren Führung anzusehen. 

Es ist verschiedentlich sowohl in diesem Hohen 
Hause als auch außerhalb festgestellt worden, daß 
die Theoriediskussion über die Grundsätze der in-
neren Führung zu einem gewissen Abschluß ge-
kommen ist. Jedoch ist ihre Anwendung in der täg-
lichen Praxis Wandlungen und Fortentwicklungen 
unterworfen. Allein die Frage, wie weit die Ent-
faltungsmöglichkeiten eines Kompaniechefs oder 
eines Bataillonskommandeurs in Eigenverantwort-
lichkeit seiner Führungskunst heute noch gegeben 
sind, nachdem die Ausbildung verkürzt und in enge 
Schemata gepreßt werden mußte und die Personal-
bewegung und Personalführung durch Datenverar-
beitung und Programmierung vorherbestimmt sind, 
wäre wert untersucht zu werden. 

Ebenso wäre eine Aussage darüber von Interesse, 
in welchem Tempo Umorganisationen in der Aus-
bildung und Umstrukturierung von Streitkräften von 
den Menschen in den Streitkräften überhaupt ver-
kraftet werden können. Mit anderen Worten: Wann 
ist die Grenze des Machbaren erreicht, die die Pla-
nung zwingt, die gesteckten Ziele weiter in die Zu-
kunft zu verschieben? Natürlich kann man solche 
Untersuchungen auch außerhalb der Bundeswehr an 
Instituten und Forschungseinrichtungen der Univer-
sitäten anstellen. Die Nutzung der Schule für In-
nere Führung dazu hätte den Vorteil des direkten 
Bezugs zur untersuchten Sache. Ich gehe nämlich 
nach wie vor davon aus, daß die Leistungsfähigkeit 
des Menschen die Wirksamkeit von Waffensystemen 
bestimmt und daß Höchstforderungen an das phy-
sische und psychische Leistungsvermögen immer 
nur für eine begrenzte Zeit möglich sind. 

Auch in dem zu Ende gehenden Jahr war die Zu-
sammenarbeit sowohl mit dem Bundesminister der 
Verteidigung und seinen nachgeordneten Behörden 
als auch mit der Truppe in ihrer Gesamtheit als „im 
allgemeinen gut" zu bezeichnen. Auskünfte wurden 
erteilt, zeitliche Verzögerungen meist ausreichend 

begründet, der Wehrbeauftragte und seine Mit-
arbeiter korrekt bis freundlich bei der Truppe auf-
genommen. 

Dennoch wurde in Einzelgesprächen mit jungen 
Führern in der Bundeswehr die Frage gestellt: Ist 
die Beibehaltung der Institution des Wehrbeauf-
tragten heute, nachdem durch jahrelange Praxis 
die Grundsätze der inneren Führung und der Schutz 
der Grundrechte Allgemeingut geworden sind, noch 
zeitgemäß? Ich werde gefragt: Müssen Sie sich als 
Institution nicht auch in Frage stellen lassen? Der 
Grund für solche Fragen, die ich für völlig legitim 
halte, ist der alte: Warum werden wir in der Bundes-
wehr besonders kontrolliert? Warum gibt es nicht 
für andere öffentliche Einrichtungen, wo Macht aus-
geübt wird, ähnliche Überwachungsfunktionen? 
Warum reichen die rechtsstaatliche Ordnung und das 
Petitionsrecht nach § 17 GG nicht aus? 

Die Diskussion über solche Fragen wird nicht nur 
bei uns geführt. In der Schweiz liegt eine Interpella-
tion vor, für die dortige Armee einen Wehrbeauf-
tragten zu schaffen. In Australien ist eine entspre-
chende Gesetzgebung im Gange; der designierte 
Ombudsman war bei uns zu einem Informations-
besuch. Der Europarat hat sich in einer Ausschuß-
sitzung mit der Frage befaßt, ob die Einsetzung eines 
europäischen Ombudsmans sinnvoll sei. 

Dies muß man wissen, quasi als Vorbemerkung, 
wenn ich nun über einen anderen Punkt rede, der 
in der Fortführung anderer Jahresberichte auch 1973 
angesprochen wurde. Ich hatte vorgeschlagen, die 
Zuständigkeit des Wehrbeauftragten in einer No-
velle zum Gesetz über den Wehrbeauftragten neu 
zu formulieren und gleichzeitig abzugrenzen und 
auch sonst Schwächen und Überholtes im Gesetz 
auszugleichen und zu beseitigen. Der Verteidigungs-
ausschuß hat diesen Vorschlag dankenswerterweise 
aufgegriffen und aus seiner Mitte heraus im Juni 
1972 eine Unterkommission gebildet, die dann in 
unveränderter Zusammensetzung ihren Bericht am 
21. Juni 1974 vorlegte. Er wurde vom Gesamtaus-
schuß am 9. Oktober zur Kenntnis genommen und 
den Fraktionen des Hohen Hauses für ihre politi-
sche Arbeit übermittelt. Ich würde es natürlich sehr 
begrüßen und im Sinne der Sache für sehr förder-
lich halten, wenn von seiten der Fraktionen der Be-
richt nicht nur zur Kenntnis genommen, sondern 
auch in politische Aktionen umgesetzt würde. So-
weit noch keine Übereinstimmung mit meinen Ge-
danken, die sich an eine vierjährige Erfahrung in 
diesem Amt orientieren, erzielt worden ist, würde 
ich mich freuen, wenn ich den Fraktionen Rede und 
Antwort stehen dürfte. Dies betrifft nur zwei bis 
drei Punkte, die ich, um hier Zeit zu sparen, nicht 
im einzelnen darlegen möchte. Auch wäre dann die 
Zeit vorhanden, näher auf das einzugehen, was ich 
eben in meinen Vorbemerkungen zu dieser ange-
strebten Gesetzesnovelle gesagt habe. Lassen Sie 
mich, meine Damen und Herren, zum Schluß noch 
ein zur Zeit relevantes Problem ansprechen, das 
einerseits durch die Ankündigung des Bundesmini-
sters der Verteidigung, das Prüfverfahren für 
Kriegsdienstverweigerer auszusetzen, andererseits 
durch Überlegungen der Fraktionen des Hohen Hau- 
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ses, die in ähnliche Richtung gehen, ausgelöst wor-
den ist! In der letzten Zeit haben Befehlsverweige-
rungen von Soldaten, die schon vor ihrer Einberu-
fung Antrag auf Kriegsdienstverweigerung gestellt 
und noch keine Entscheidung bekommen haben und 
dann einberufen wurden, zugenommen. Sie berei-
teten den Disziplinarvorgesetzten Schwierigkeiten. 
Diese sicher zu Recht verhängten disziplinaren und 
strafrechtlichen Maßnahmen können sich auf das 
spätere berufliche und zivile Weiterkommen der 
Soldaten negativ auswirken; denn sie sind unter 
Umständen vorbestraft. Die durch höchstrichter-
liche Rechtsprechung sanktionierten und im Bereich 
der Bundeswehr verhängten Maßnahmen werden zu 
propagandistischen Angriffen gegen die Institution 
Bundeswehr benutzt. 

Sicher wird noch eine gewisse Zeit vergehen, bis 
angestrebte Änderungen im Gesetzgebungsverfah-
ren ihren Niederschlag gefunden haben. Ich hielte 
es daher für wünschenswert, zu überprüfen, ob für 
diese Übergangszeit nicht der Erlaß des General-
inspekteurs vom Jahre 1966 in seiner Modifizierung 
vom Jahre 1968 wieder in Kraft gesetzt oder benutzt 
werden könnte. Dementsprechend wurde ein An-
tragsteller, der einberufen worden war, obwohl er 
einen Antrag laufen hatte, zum Dienst ohne Waffen 
herangezogen, bis der Prüfungsausschuß entschie-
den hatte. Fiel die Entscheidung negativ aus, hatte 
der Soldat jede Art von Dienst zu leisten. Nur in 
außergewöhnlichen Fällen waren Ausnahmen mög-
lich. 

Sicher läßt sich auch noch über andere Weisun-
gen nachdenken, die an Behörden und Dienststellen 
gegeben werden könnten, die mit Erfassung, Muste-
rung und Einberufung beschäftigt sind. Obwohl die 
Zahl der Antragsteller, die die Disziplinarvorgesetz-
ten vor erhebliche Schwierigkeiten in der Men-
schenführung stellen, nach wie vor im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der Antragsteller gering ist — die 
meisten versehen ihren Dienst korrekt und gewis-
senhaft —, sollte man die Belastung für den Ein-
heitsführer nicht gering einschätzen und soweit wie 
möglich Abhilfe schaffen. Man sollte vielleicht auch 
versuchen, Menschen nicht in allzu große Gewis-
sensnöte und Schwierigkeiten zu bringen. 

Ich danke, daß Sie mir zugehört haben. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Stahlberg. 

Stahlberg (CDU/CSU) : Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Der Jahresbericht des Wehr-
beauftragten für das Jahr 1973 spricht eine Vielzahl 
von Problemen aus dem Bereich der Streitkräfte an. 
Der Bericht ist aus der Sicht der CDU/CSU insge-
samt instruktiv und abgewogen. Wie der Wehr-
beauftragte, so begrüßen wir es sehr, daß keine 
schwerwiegenden Grundrechtsverletzungen im Be-
richt erwähnt werden mußten und daß keine be-
kanntgeworden sind; und hoffentlich hat es solche 
tatsächlich in der Bundeswehr auch nicht gegeben. 
Wir stimmen der Feststellung des Wehrbeauftrag-

ten zu, daß die positive Darstellung der verfas-
sungsmäßigen Ordnung und die entschiedene Be-
jahung der von der Verfassung auferlegten Pflich-
ten in vielen Bereichen leider vernachlässigt wer-
den, so daß die Fragen der Wehrbereitschaft und 
der Wehrpflicht im Schulunterricht und im Eltern-
haus häufig unzureichend und einseitig negativ 
dargestellt werden. 

(Buchstaller [SPD] : Vor allen Dingen im 
Elternhaus!) 

Das trifft bedauerlicherweise auch für Publika-
tionen aller Art zu. 

Erfreulich ist, daß im Bericht die verschieden-
sten Hilfeleistungen der Bundeswehr und ihrer Sol-
daten, die in der Bevölkerung positiv gewürdigt 
werden, dargestellt worden sind. 

Weiterhin begrüßen wir die Forderung des Wehr-
beauftragten nach Aufstellung eines Sozialplanes 
bei Verlegungen, Umgliederungen, Neuaufstellun-
gen von Einheiten. Wie auch immer die künftige 
Wehrstruktur aussehen mag, wird es zur Auflö-
sung von Einheiten und Dienststellen gegebenen-
falls kommen. Auch dafür sollte es diesen vorge-
schlagenen Sozialplan geben, damit größere Härten 
vermieden werden können. 

Wir sind der Auffassung, daß die ausgewogene 
Darstellung zum Führungsverhalten von Vorgesetz-
ten im Bericht notwendig war. Die genannten Bei-
spiele können einen Beitrag dazu leisten, die dis-
ziplinäre Würdigung vergleichbarer Vorkommnisse 
künftig angemessen vorzunehmen. 

Wir unterstützen die Auffassung des Herrn Wehr-
beauftragten hinsichtlich sinnvoller Reservisten-
planung. Andererseits wundern wir uns darüber, 
daß offensichtlich immer noch Reservisten zu 
Standorten einberufen werden, die Hunderte von 
Kilometern von ihrem Heimatort entfernt liegen. 
Eine solche Einberufung, so meinen wir, kann nicht 
sinnvoll sein. Außerdem muß man den Truppenvor-
gesetzten Hilfen an die Hand geben, mit denen das 
vom Wehrbeauftragten geschilderte disziplinlose 
Verhalten von Reservisten während der Übungen 
wirkungsvoll eingeschränkt werden kann. 

Der Bericht des Wehrbeauftragten kritisiert trup-
penfremde Entscheidungen und Maßnahmen der 
oberen Führung. Diese Kritik kann auch unserer 
Meinung nach nicht ernst genug genommen werden. 
Wir gehen davon aus, daß das Bundesministerium 
der Verteidigung bei diesen und anderen Kriterien 
zu einer gründlichen und kritischen Analyse kommt. 

In diesem Zusammenhang muß ohnehin betont 
werden, daß der Bericht des Wehrbeauftragten nur 
dann seinen entscheidenden Zweck erfüllt, wenn 
das Bundesministerium der Verteidigung bei der 
Auswertung des Berichts auch zu sichtbar gezoge-
nen Konsequenzen kommt und wenn das verbessert 
wird, was verbessert werden kann. Dies sollte, wie 
es der Herr Wehrbeauftragte eben erwähnt hat, in 
einem angemessenen Zeitraum auch wirklich ge-
schehen. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/CSU) 
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Wir alle sind sicher aufgefordert, die dazu notwen-
digen Schritte sorgfältig zu beobachten. 

Die positive Einstellung zum Jahresbericht 1973 
des Wehrbeauftragten soll nicht dadurch geschmä-
lert werden, daß wir zu der Feststellung kommen, 
daß die Bewertung der Meinungsumfragen in dem 
Abschnitt „Streitkräfte und Bevölkerung" nach un-
serer Auffassung zu positiv ausgefallen ist. Wenn 
44 % der Befragten den Gedanken an die Wehr-
pflicht ziemlich unsympathisch oder äußerst un-
sympathisch finden, wird kaum gefolgert werden 
dürfen, wie es in dem Bericht geschieht, daß eine 
recht große Zahl der Wehrpflichtigen dem Wehr-
dienst positiv gegenüberstehe. Wenn 38 % der 
Wehrpflichtigen den Dienst in der Bundeswehr als 
verlorene Zeit ansehen und 29 % die Wehrpflicht 
völlig ablehnen, dürfen wir uns nicht einfach mit 
dem Argument trösten, daß es sich um einen ge-
samtgesellschaftlichen Wandel handele und daß dies 
nur dem Abbau traditioneller Autoritätsstrukturen 
entspreche. Wir meinen, daß die wirklichen Ursa-
chen gründlicher analysiert werden müssen. 

Das wirft eigentlich logischerweise die Frage auf: 
Warum sind die Soldaten, die Wehrpflichtigen mit 
den in der Bundeswehr erlebten Realitäten unzu-
frieden? Könnte es nicht auch daran liegen, daß der 
Dienstablauf zu einseitig ist und vielleicht einfalls-
reicher gestaltet werden sollte? Gewiß wird dies 
zu weiteren Fragen Anlaß geben, wenn wir selbst 
darauf kommen, daß die Einheitsführer kaum noch 
Zeit und Möglichkeit haben werden, die von oben 
befohlenen Ausbildungsstoffpläne mit schöpferi-
scher Initiative auszufüllen. 

Wir hätten es für besser gehalten, wenn das skiz-
zenhaft dargestellte Umfrageergebnis nicht einfach 
hingenommen worden wäre. Sicher ist der Wehr-
beauftragte in dieser Sache nicht allein aufgefor-
dert, sich nachdrücklich um Verbesserung der dar-
gestellten Lage zu bemühen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die vom Wehrbeauftragten getroffene allgemeine 
Feststellung, daß sich die Disziplin in der Truppe 
verbessert habe, ist unserer Meinung nach unbe-
friedigend. Wir würden es nicht für besonders 
glücklich halten, wenn eine solche angebliche Ent-
wicklung an Statistiken abgelesen würde. Zahlen-
werte in einem so diffizilen Bereich können immer 
nur ein schiefes Bild abgeben. Gestatten Sie mir, 
daß ich ein kleines Beispiel wähle. Wenn die Zahl 
der eigenmächtigen Abwesenheiten von der Truppe 
nur solche Soldaten erfaßt, die länger als drei volle 
Kalendertage abwesend waren, ist daraus nur die 
Schlußfolgerung zu ziehen, daß die tatsächliche 
Zahl der unerlaubten Abwesenheiten viel höher ist. 
Wir hätten uns gewünscht, daß auch festgestellt 
worden wäre, ob nicht die Dienstaufsicht der Vor-
gesetzten nachgelassen hat oder ob nicht großzügi-
ger, nachsichtiger mit Dienstpflichtverletzungen ge-
genüber den Untergebenen umgegangen worden ist. 

Wir bitten den Wehrbeauftragten, das Kapitel 
Pflichtbewußtsein der Vorgesetzten in allen Füh-
rungsebenen im nächsten Jahresbericht einmal aus-
führlich zu schildern. Dazu gibt uns auch der Hin

-

weis des Wehrbeauftragten Anlaß, daß die  Hand
-habung des Erlasses „Haar- und Barttracht" von 

einem Teil der Einheitsführer und Kommandeure 
teils gleichgültig, teils großzügig angewendet oder 
ausgelegt wird. 

Der Wehrbeauftragte kritisiert den geringen 
Stellenwert der politischen Bildung in der Truppe. 
In dem Bericht ist weiter zu lesen, daß dieses Bil-
dungsangebot unverhältnismäßig weit hinter Taktik, 
Technik und Logistik eingestuft sei. Wir legen Wert 
darauf, festzustellen: Die Streitkräfte verdienen 
ihren Namen unserer Meinung nach nur dann, wenn 
in der Bundeswehr in erster Linie ausgebildet wird, 
um dann schließlich sinnvoll und oft kostspielig üben 
zu können. Erst dann kommt nach unserer Auffas-
sung die politische Bildung. Unter der Vorausset-
zung, daß diese Rangfolge klar ist, kann man sich 
oder muß man sich über die Qualität der politischen 
Bildung in der Truppe unterhalten. 

Wenn in diesem Zusammenhang die pädagogi-
schen Fähigkeiten der Unterrichtenden kritisiert 
werden, dann sollte an die Stelle der Kritik der Vor-
schlag treten, wie man diese pädagogischen Fähig-
keiten vermittelt. Wir hätten es auch begrüßt, wenn 
der Wehrbeauftragte Aussagen darüber gemacht 
hätte, wie er das Film-, Bild- und Tonmaterial der 
Bundeswehr beurteilt. Reicht das, was dort angebo-
ten wird, aus, um das Unterrichtsziel zu erreichen, 
unsere Soldaten vom Wert unserer freiheitlichen 
Lebensordnung zu überzeugen? Dabei muß deutlich 
gemacht werden, wofür und wogegen Soldaten heute 
noch einzustehen haben. Wenn es so etwas nicht ge-
ben sollte, müssen solche Unterrichtsfilme in Auftrag 
gegeben werden. Die hervorragendsten Einfälle sind 
für diesen Bereich unserer Meinung nach gerade gut 
genug. Wir meinen, daß dies auch eine Aufgaben-
stellung für die Schule der Bundeswehr für innere 
Führung sei. Der Wehrbeauftragte hat zu Recht be-
klagt, daß die Zukunft der vorgenannten Schule 
leider immer noch unklar ist. 

Gerade jetzt begrüßen wir die klare Feststellung 
des Wehrbeauftragten, daß Überlegungen zur Ab-
schaffung des Prüfungsverfahrens für Kriegsdienst-
verweigerer erst dann befürwortet werden können, 
wenn die Funktionsfähigkeit und die Einsatzbereit-
schaft der Streitkräfte durch Neuregelungen des 
Dienstpflichtrechtes nicht beeinträchtigt wird. Wir 
meinen, daß es nicht genügt, wenn — ebenfalls in 
dem betreffenden Abschnitt — gesagt wird, daß das 
Problem der ständigen Befehlsverweigerung eines 
Antragstellers im Dienst nicht mit der Wiederho-
lung der vorläufigen Festnahme beantwortet wer-
den darf. Hier kann der Hinweis auf eine entspre-
chende grundlegende Entscheidung des Ersten Wehr-
dienstsenates nicht genügen. Die Forderung, solche 
Beschlüsse den Disziplinarvorgesetzten unverzüglich 
bekanntzumachen, reicht auch nicht aus. So kann 
man dem Kompaniechef bei der Erfüllung seiner 
Dienstpflichten sicher nicht helfen. Das kann doch 
eigentlich nur dazu führen, daß die täglichen Be-
fehlsverweigerungen übersehen werden. Wir mei-
nen, wenn der Wehrbeauftragte ein solches Problem 
erkennt, sollte er auch einen Weg zur Lösung vor-
schlagen. Sicherlich ist dies in dem, was er hier 
soeben ausgeführt hat, schon teilweise enthalten. 
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Natürlich erwarten wir insbesondere vom Bundes-
minister der Verteidigung, daß er den Disziplinar-
vorgesetzten gerade in diesem Bereich unmißver-
ständliche Hilfen gibt. 

Die wissenschaftsorientierte Ausbildung der Of-
fiziere hat angefangen. Darauf ein Loblied zu singen, 
halten wir allerdings für verfrüht. Wir sind auch mit 
dem Vorschlag des Herrn Wehrbeauftragten einver-
standen, daß, wie er sich ausdrückt, die nicht mehr 
so jungen Offiziere einen Einblick in die jetzt prak-
tizierte wissenschaftsorientierte Ausbildung erhal-
ten sollten. Es geht hier sicher nicht nur darum, 
dadurch den Unterschied zwischen dem alten und 
dem neuen Offizierstypus gering zu halten, sondern 
vielmehr darum, daß wir zwar eine Verbesserung 
des wissenschaftlichen Teils der Offiziersausbildung 
begrüßen, aber gleichzeitig vor Vorschußlorbeeren 
warnen. Nach unserer Meinung darf man Erwartun-
gen und Hoffnungen noch nicht zu hoch schrauben; 
sonst könnte es allzu leicht zu Enttäuschungen kom-
men. Denn wir sollten alle wissen, daß die her-
kömmliche Offiziersausbildung vorzügliche Führer 
und Ausbilder hervorgebracht hat, 

(Zuruf von der SPD: Hat das jemand be -
stritten?) 

Offiziere, die national und international ihre An-
erkennung gefunden haben. Dagegen muß sich die 
Qualität der künftigen Offiziere erst erweisen. 

Der Wehrbeauftragte legt ausführlich dar, wie die 
Diskussion um Fragen der Mitbestimmung, Mitver-
antwortung und Kooperation von ihm gesehen wird. 
Als Ganzes betrachtet, begrüßen wir dies. Wir ver-
missen aber den Hinweis auf Versuche, das Amt des 
Vertrauensmannes zu anderen Zwecken zu miß-
brauchen. Nach unserer Auffassung liegen hier eine 
Gefahr und ein Problem in der Truppe. Im Jahres-
bericht 1972 hat der Herr Wehrbeauftragte darauf 
hingewiesen. 

In diesem Zusammenhang lobt der Wehrbeauf-
tragte die Vertrauensmännerkonferenzen, die vor 
einigen Jahren stattgefunden haben. Wir können 
uns diesem Lob nicht anschließen. Wir sind viel-
mehr der Auffassung, daß Arbeitstagungen in klei-
nerem, bescheidenerem Umfang ergiebiger sein 
könnten. Hier ist unserer Meinung nach weniger 
auf Publikumswirksamkeit zu achten, als vielmehr 
von der Sachdienlichkeit auszugehen. 

Wir hätten erwartet, daß sich der Wehrbeauf-
tragte in seinem Bericht mit den Vorwürfen aus-
einandergesetzt hätte, die im Berichtsjahr mehrfach 
erhoben wurden, indem der Bundeswehr mangelnde 
Verfassungstreue unterstellt worden ist, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

weil dies eine ungewöhnliche Publizität gefunden 
hat. Die Schwere der Vorwürfe hätte es unbedingt 
erforderlich gemacht, hier Stellung zu beziehen. 

Schließlich stellt der Wehrbeauftragte fest, daß 
die Aktivitäten linksextremer Organisationen wei-
ter anhalten und das Ziel haben, die Streitkräfte von 
innen zu zersetzen und zu verunsichern. Wir sind 
der Auffassung, daß eine sorgfältige Beobachtung, 
die der Wehrbeauftragte vorschlägt, der Truppe 

nicht genügen kann. Wir erwarten, daß die Bundes-
regierung klare Richtlinien herausgibt, die aufzei-
gen, wo das Grundrecht der freien Meinungsäuße-
rung nicht angetastet werden darf und wo erkennbar 
wird, daß dieses Grundrecht durch Verstöße gegen 
Pflichten im Soldatengesetz verwirkt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Stellungnahme macht deutlich, daß ich auch 
am Schluß meiner Ausführungen namens der CDU/ 
CSU-Fraktion das am Anfang Gesagte noch einmal 
unterstreiche: Der Jahresbericht des Wehrbeauftrag-
ten für das Jahr 1973 ist insgesamt instruktiv und 
abgewogen. Wir danken deshalb dem Wehrbeauf-
tragten und allen seinen Mitarbeitern, die ihm bei 
der Abfassung des Jahresberichts und in seinem 
Amt geholfen haben. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Buchstaller. 

Buchstaller (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn man sich die 
Einleitungsbemerkungen des Herrn Wehrbeauftrag-
ten und die Rede, die jetzt der Kollege Stahlberg 
gehalten hat, ansieht, dann könnte man zu dem 
ersten sagen: Herr Wehrbeauftragter, nichts ist so 
gut, daß es nicht noch besser gemacht werden 
könnte, und bei Ihnen, Herr Stahlberg, würde die 
Devise zutreffen: Nichts ist so gut, daß es nicht von 
der Opposition schlecht gemacht werden könnte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Arbeit und Leistung des Wehrbeauftragten und 
seiner Mitarbeiter ist nirgends bestritten. Sein Be-
richt ist eine objektive Beratungsgrundlage für die 
Verbesserung zum Wohle der Soldaten und zur 
Stärkung der Schlagkraft der Bundeswehr. Daß aus 
seinem Bericht die Politiker politische Wertungen 
und Schlußfolgerungen ziehen, liegt in der Natur der 
Sache, und das ist auch Aufgabe des Parlaments. 

Ich möchte sagen, daß die SPD-Bundestagsfrak-
tion Ihnen, Herr Wehrbeauftragter, und Ihren Mit-
arbeitern herzlich Dank sagt für die geleistete 
Arbeit. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD] : Stell-
vertretend für die nicht Anwesenden!) 

—Ich darf sagen: für das ganze Parlament. 

(Wehner [SPD] : Nein, nein! Das maße ich 
mir nicht an!) 

Ich möchte sagen, daß bei der Durchsicht und 
einem Vergleich der Jahresberichte der letzten 
Jahre auffällt, daß sich die Zahl der Eingaben jetzt 
eingependelt hat, nachdem sie in den ersten sechs 
Jahren um 64 % angestiegen war. Im letzten Jahr 
gab es sogar 1 000 Eingaben weniger als im vor-
letzten Jahr. Ich glaube, daß das auch etwas mit der 
Konsolidierung innerhalb der Bundeswehr zu tun 
hat. 

Es ist auch interessant, daß sich diejenigen, die 
damals bei den Diskussionen zur Schaffung dieses 
Amtes dabei waren und bei der Gesetzgebung in 
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bezug auf dieses Amt mitgewirkt haben, nicht vor-
stellen konnten, daß die Eingaben aus den Streit-
kräften nicht unterschiedlich sein würden je nach 
den einzelnen Dienstgraden. Wir sind damals alle 
davon ausgegangen — auch diejenigen, die in ande-
ren Aufgabenbereichen diskutiert haben —, daß der 
Haupteingang selbstverständlich aus den Mann-
schaftsdienstgraden und von den Wehrpflichtigen 
kommen werde. Tatsache ist aber, daß bei diesen 
Eingaben alle Dienstgrade und interessanterweise 
auch alle Teilstreitkräfte prozentual ausgewogen be-
teiligt sind. Luftwaffe, Marine und Heer haben zwar 
bei den Beschaffungsvorlagen außerordentlich unter-
schiedliche Auffassungen, sind aber bezüglich des-
sen, was die Truppe bedrückt, offensichtlich glei-
chermaßen betroffen. 

Wir glauben, daß man bei der politischen Wer-
tung, die ich für die SPD hier vortragen darf, die 
positiven Feststellungen des Herrn Wehrbeauftrag-
ten unterstreichen sollte, und zwar deshalb, weil 
damit auch eine Erfolgsbestätigung seiner Arbeit 
und der Arbeit seiner Mitarbeiter verbunden ist. Im 
Jahresbericht 1973 stehen bei den Eingaben vor 
allen Dingen Fragen der Inneren Führung, der Aus-
bildung, der Erziehung und der Dienstgestaltung im 
Vordergrund. Wir möchten es ebenso wie der Spre-
cher der Opposition sehr eindringlich begrüßen, daß 
schwere Grundrechtsverletzungen keinen Eingang in 
den Bericht finden mußten. Auch das spricht nicht 
nur für den Bericht, sondern auch für den Zustand 
der Truppe und für die bessere Handhabung der 
Menschenführung in der Truppe. 

(Zustimmung des Abg. Rommerskirchen 
[CDU/CSU]) 

Ich bin zutiefst davon überzeugt: Wenn es die 
Einrichtungen des Wehrbeauftragten oder eine ähn-
liche Einrichtung in anderen gesellschaftlichen Groß-
organisationen gäbe, wären die Klagen nicht we-
niger eindeutig und zahlenmäßig nicht geringer. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Gesellschaft zeigt sich, wie eine Statistik 
aussagt — wenn wir schon statistische Zahlen stra-
pazieren wollen —, daß 44 0/o der Arbeiter und An-
gestellten über den Ton verärgert sind, in dem ihr 
Chef mit ihnen redet. Warum sollte das in der Bun-
deswehr viel anders sein als in anderen gesellschaft-
lichen Bereichen? 

Im Jahresbericht 1973 des Wehrbeauftragten ste-
hen hauptsächlich vier Punkte im Vordergrund: die 
politische Bildung, die Neuordnung der Ausbildung 
und Bildung, die Fürsorge sowie die Betreuung. Ich 
glaube, daß trotz der vielen angeführten Einzelbei-
spiele in bezug auf die Darstellung des Gesamtzu-
stands von einer erfreulichen Entwicklung der letz-
ten Jahre gesprochen werden kann. 

Die Erörterung der Reformmaßnahmen der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung der Unteroffiziere und Offi-
ziere ist zu begrüßen. Der Wehrbeauftragte hebt da-
bei besonders die vom Bundesminister der Vertei-
digung am 1. Oktober 1973 vorlegte Konzeption zur 
Neuordnung von Ausbildung und Bildung für den 
Unteroffizier hervor und erkennt an, daß damit die 
Unteroffiziersausbildung sowohl dem Wandel des  

zivilen Bildungssystems als auch den steigenden An-
forderungen des militärischen Auftrags entspricht. 
Um dieser Konzeption noch größeren Nachdruck zu 
verleihen, würde ich die Bitte des Wehrbeauftrag-
ten an das Ministerium ausdrücklich unterstreichen, 
daß diese Möglichkeiten der Bundeswehr, die Aus-
bildungsmaßnahmen der Bundeswehr noch transpa-
renter gemacht würden und daß die jungen Men-
schen noch mehr Einsicht in die Möglichkeiten be-
kommen, die für den jungen Menschen in der Bun-
deswehr bestehen. 

Herr Stahlberg, natürlich sollte man, vor allen 
Dingen, wenn man in der Opposition ist, die Re-
gierung nicht mit Vorschußlorbeeren überschütten; 
aber ich denke nur an das Drama, bis überhaupt der 
Durchbruch zu den  Bundeswehrhochschulen gelang, 
angefangen von den ersten Widerständen bis weit 
in die Führungsposition der Truppe, von Ihnen ganz 
zu schweigen. 

(Rommerskirchen [CDU/CSU] : Das war aber 
eine sehr konstruktive Kritik!) 

— Natürlich ist es sehr konstruktiv gewesen, daß 
Sie ein paar Monate später in die Notwendigkeit 
einer akademischen Ausbildung auch des Offiziers-
korps eingeschwenkt sind. 

(Rommerskirchen [CDU/CSU] : Sie war so 
konstruktiv, daß das erste zurückgezogen 

wurde!) 

— Herr Rommerskirchen, immer, wenn man bereit 
ist, so einsichtig zu sein, anzuerkennen, daß das, was 
der andere vorhatte, ob nun Regierung oder Opposi-
tion, das Bessere ist, und man sich dann auch dazu 
bekennt, ist das konstruktiv. Insofern, meine ich, war 
die Haltung der Opposition konstruktiv, weil sie die 
Einsicht, wenn auch später, aufgebracht hat. 

Wir sind jedenfalls der Meinung — da werden 
mir meine Kollegen des Verteidigungsausschusses 
recht geben —, daß man das natürlich noch nicht wer-
ten kann; natürlich müssen wir abwarten. Aber eine 
so weitreichende Neuerung mit so weitgehenden 
neuen Aufgabenstellungen, wie dies bei den Bundes-
wehrhochschulen der Fall ist, braucht natürlich ihre 
Anlaufzeit und hat auch ihre Anlaufschwierigkeiten. 

Der Herr Wehrbeauftragte ging auf die Frage der 
Mitbeteiligung ein. Sehen Sie, Herr Wehrbeauftrag-
ter, so unterschiedlich ist also die politische Wer-
tung auch in diesem Parlament. Wir meinen jeden-
falls, daß Sie zwar über die Vorstellungen, die zur 
Zeit Grundlage im Verteidigungsausschuß sind, und 
über die Vorschläge der Regierung hinausgegangen 
sind; wir meinen aber deshalb noch lange nicht, daß 
diese Ihre Vorstellungen zur Mitbeteiligung nicht 
diskutabel wären. Vielmehr wollen wir sie mit in 
die Diskussion zu diesem Themenkreis einbezogen 
haben. Denn auch wenn wir, Herr Staatssekretär, 
demnächst ein Gesetz verabschieden werden, gehen 
wir ja nicht davon aus, daß wir es für die nächsten 
zwanzig Jahre verabschieden, sondern davon, daß 
es später auch noch einmal besser gemacht werden 
kann. 

In diesem nicht mehr ganz gefüllten Plenarsaal auf 
eine Bemerkung zurückzukommen, die Sie, Herr 
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Stahlberg, gemacht haben, ist etwas schwierig, weil 
Sie nämlich von Wehrmüdigkeit gesprochen haben 
und ja auch hier keine außerordentlich große Le-
bendigkeit aufgezeigt werden kann. Aber was wol-
len Sie damit eigentlich? Tatsache ist doch, daß der 
Wehrdienst und die Wehrpflichtzeit für den jungen 
Menschen einen ungeheuren Einschnitt darstellen. 
Das hat doch mit seiner Einstellung zur Bereitschaft 
und zur Notwendigkeit der Verteidigung dieses Lan-
des nichts zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Er muß von zu Hause weg, er muß von seiner Freun-
din weg, er muß heraus aus liebgewordenen Umge-
bungen, er muß schwer arbeiten, vielleicht schwerer, 
als das vor seinem Eintritt der Fall war, er muß 
tausenderlei Unbilden in Kauf nehmen, er muß 150, 
200 km vom Heimatort entfernt seine Arbeit lei-
sten. Und dann soll er auch noch, wenn er befragt 
wird, auf die sehr klugen Fragen der Meinungsum-
frager antworten: Jawohl, natürlich bin ich hundert-
prozentig dafür, daß ich eingezogen werde. Das ist 
doch kein Maßstab, von dem man ableiten könnte, 
daß Wehrmüdigkeit oder nicht genügend Wehrmoti-
vation bestehe. 

Ich möchte feststellen, meine sehr verehrten Kol-
legen von der Opposition: Noch nie war die Perso-
nalsituation in der Bundeswehr, bei den Streitkräf-
ten, so gut wie jetzt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Noch nie war die Einsatzkraft auf Grund der gelei-
steten Ausbildung so stark wie zur Zeit. 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Jetzt dauernd herumzumäkeln, hat doch keinen Sinn. 
Sollen die Wehrpflichtigen vielleicht jeden Tag hurra 
rufen und fragen: Wann kommen wir endlich dran? 
— Nein, sie werden ihren Dienst auch dann leisten, 
wenn sie ungern zur Bundeswehr gehen und schon 
darauf warten, daß sie bald wieder herauskommen. 
Sie werden ihren Dienst trotzdem, so meine ich, in 
hervorragender Weise ableisten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Rommerskirchen gestatten? 

Buchstaller (SPD): Jawohl, Herr Präsident! 

Rommerskirchen (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Buchstaller, würden Sie zur Kenntnis nehmen, daß 
der Kollege Stahlberg, ausgehend von den statisti-
schen Angaben im Jahresbericht, nur dazu aufge-
fordert hat, den wirklichen Ursachen, die dem zu-
grunde liegen, etwas intensiver nachzugehen und 
das ganze sorgfältig zu analysieren. An keiner 
Stelle seiner Ausführungen fand ich die Feststellung 
von Wehrmüdigkeit oder eine entsprechende Klage 
darüber. 

Buchstaller (SPD) : Herr Rommerskirchen, das 
nehme ich gerne zur Kenntnis. Sie kennen die Be-
urteilung, bei der der eine sagt: dieses Glas ist nur 
noch halb voll, und der andere sagt: es ist schon 

wieder halb leer. Das heißt, die 44 % kann man so 
und so auswerten. Wir jedenfalls meinen, daß es 
angesichts der Stimmungslage, der Propaganda, die 
in diesem Land betrieben wird, eine positive Einstel-
lung ist, wenn mehr als die Hälfte der Wehrpflichti-
gen auch unter Berücksichtigung persönlicher Opfer 
klar und deutlich ja zur Notwendigkeit der Ablei-
stung ihrer Wehrpflicht sagen. 

Ich komme jetzt zu einigen Punkten, Herr Wehr-
beauftragter — wir sind gehalten, uns kurz zu fas-
sen —, die Sie als noch offen gegenüber dem Mini-
sterium bezeichnet haben. Ich muß sagen: einige 
Fragen scheinen auch mir noch nicht genügend be-
antwortet zu sein. Es kann noch kommen. Der Herr 
Wehrbeauftragte bemerkte, daß Sportkriterien und 
andere Kriterien für alle Teilstreitkräfte gleich sein 
müßten. Das müßte allmählich zu einer Selbstver-
ständlichkeit werden. Genauso selbstverständlich 
müßte es werden, daß man bestimmte Vorgänge 
nicht zwei Jahre und länger untersucht. Trotzdem 
habe ich, Herr Wehrbeauftragter — nehmen- Sie es 
mir  nicht übel, wenn ich das so offen sage —, bei 
einem Vergleich des Schriftwechsels, der Synopsen 
und Gegensynopsen oder anderer Darstellungen 
manchmal den Eindruck, daß es sich dabei weniger 
um eine Auseinandersetzung zwischen dem Wehr-
beauftragten und dem Verteidigungsminister als um 
eine Auseinandersetzung zwischen Bürokraten han-
delt. Das heißt: hier setzt sich die Bürokratie der 
Hardthöhe mit der Bürokratie des Amts des Wehr-
beauftragten auseinander. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dabei geht es dann um die Rechtsauslegung von 
einigen Paragraphen. In Wirklichkeit müßte es ein-
fach darum gehen, politische Entscheidungshilfen zu 
finden. 

Sie haben, Herr Wehrbeauftragter, die sehr 
schwierige Frage einer Neuformulierung des Prü-
fungsverfahrens für Wehrdienstverweigerer ange-
sprochen. Wir werden bald, so hoffe ich, in diesem 
Parlament Gelegenheit zu einer sachlichen Diskus-
sion über das von Ihnen aufgeworfene Problem be-
kommen. Dann werden wir die Möglichkeit haben, 
alle Ihre Vorschläge mit in diese Diskussion einzu-
beziehen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch folgendes sagen. 
Selbstverständlich muß ein Hilfsorgan des Parla-
ments davon ausgehen, daß es genauso wie das 
Parlament selbst in einem Spannungsverhältnis zur 
Exekutive lebt. Der Spannungsbogen ist, glaube 
ich, dadurch verkürzt und entspannt worden, daß 
mit der Synopse, mit den Gegendarstellungen eine 
sachliche Diskussionsposition geschaffen wurde, um 
Meinungsverschiedenheiten auszugleichen oder 
auch aus diesen Meinungsverschiedenheiten not-
wendige Entscheidungen abzuleiten. Sie haben ja 
auch im Verteidigungsausschuß genauso wie das 
Ministerium — nicht in allen Punkten volle Über-
einstimmung finden können. Sie haben die leidvolle 
Geschichte der Kommission, die mit den Kompeten-
zen des Wehrbeauftragten befaßt war, angespro-
chen. Sie wissen, hier geht es darum, Verfahrensfra-
gen und auch Grundsatzfragen zu überdenken. 
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Buchstaller 
Ich will jetzt dem roten Licht Rechnung tragen 

und versuchen, einen Schlußsatz anzufügen. Herr 
Wehrbeauftragter, wir sind der Meinung: Der Auf-
trag des Wehrbeauftragten ist es in erster Linie, um 
das Wohl der Soldaten bemüht zu sein und den 
Notwendigkeiten der Bundeswehr zu dienen, Das 
haben Sie in ausgezeichneter Form getan. Dafür 
herzlichen Dank! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graaff. 

Graaff (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! In einem Interview, das der 
Herr Wehrbeauftragte im Frühjahr dieses Jahres 
gegeben hat, stellte er fest, daß er in seiner Arbeit 
bisher nicht enttäuscht worden sei. Er machte dabei 
aber auch — sicherlich zu Recht — Einschränkun-
gen. Auf die Frage, ob sich das Parlament bei der 
Beurteilung seines Jahresberichtes nicht eher allzu 
lässig gegeben habe, sagte er — ich zitiere —: 

Wenn Sie mich zu Anfang gefragt haben, ob 
mir die Arbeit das gebracht habe, was ich er-
hofft hatte, muß ich sagen: Ich bin in diesem 
Bereich enttäuscht worden. Ohne Zweifel 
könnte der Wehrbeauftragte dem Deutschen 
Bundestag mehr Hilfestellung leisten, als dieser 
bereit ist anzunehmen. 

(Zustimmung des Abg. Wehner) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang möchte ich feststellen, daß der Wehrbeauf-
tragte das Hilfsorgan des Bundestages ist. Wir müs-
sen uns fragen, ob wir als Abgeordnete von der 
Möglichkeit, mit der wir eine parlamentarische 
Kontrolle ausüben können und wollen, stets den 
optimalen Gebrauch gemacht haben. 

(Wehner [SPD] : Gut, daß es Fremdworte 
gibt! Sonst wäre es ganz schlimm!) 

In dem gleichen Interview hat der Wehrbeauf-
tragte beanstandet, daß die Debatten über die Jah-
resberichte im Verteidigungsausschuß meist zu spät 
stattfänden. In diesem Jahr ist es zwar auch wieder 
Dezember geworden, bis der Bericht vom Plenum 
verabschiedet wird. Diesmal ist aber, so möchte ich 
meinen, die Zeit im Verteidigungsausschuß intensiv 
genutzt worden. Ich hoffe, daß auch der Wehrbeauf-
tragte das Gefühl hat, daß dieser Jahresbericht im 
Verteidigungsausschuß sorgfältig beraten worden ist 
und der Verteidigungsausschuß ausführlich über die-
sen Bericht diskutiert hat. Der Bundesminister der 
Verteidigung hat in einer synoptischen Darstellung, 
in einem wahren Wunderwerk deutscher Bürokunst 
auf immerhin mehr als 100 Seiten bereits im Sep-
tember dieses Jahres dazu Stellung genommen. Da-
bei ist nahezu jeder Absatz des Berichtes einer kri-
tischen Würdigung unterzogen worden. Das hat 
dann auch dem Wehrbeauftragten die Möglichkeit 
gegeben, strittige Punkte dieser Darstellung noch-
mals anzusprechen. Er hat dies ausführlich in der 
Sitzung des Verteidigungsausschusses am 9. Okto-
ber getan. Die schriftliche Fixierung dieser Debatte 

im Verteidigungsausschuß liegt als Ausschußdruck-
sache inzwischen vor. 

Wenn der Bericht des Wehrbeauftragten und da-
mit seine gesamte Tätigkeit in der Öffentlichkeit 
auch nur eine geringe Aufmerksamkeit findet — ich 
will wegen der späten Stunde damit nicht gleich-
zeitig auch die Aufmerksamkeit in diesem Hause 
monieren —, so möchte ich aus dieser Tatsache letz-
ten Endes doch einen positiven Schluß ziehen. Eine 
Institution, die gute Arbeit leistet, unerläßlich ist 
und sich eingespielt hat, verursacht keine Reibungen 
und löst keine spektakulären Ereignisse aus. Sie 
wird also, weil sie als selbstverständlich angesehen 
wird und ihre Funktion anerkannt ist, wenig be-
achtet werden. In dieser Rolle sehe ich die Institu-
tion des Wehrbeauftragten dieses Hohen Hauses. 

Im vorigen Bericht, den wir vor einem Jahr be-
handelt haben, spielte noch die Frage eine Rolle, ob 
der Wehrbeauftragte auf die Darlegung von proble-
matischen Sachverhalten und Einzelfällen verzichten 
sollte, die offensichtlich auf Kommunikationsschwie-
rigkeiten des Wehrbeauftragten mit dem Bundes-
ministerium der Verteidigung beruhten und die zum 
Zeitpunkt der Abfassung des Jahresberichts bereits 
geklärt waren, oder ob der Wehrbeauftragte als 
Hilfsorgan des Deutschen Bundestages seine Pflicht 
darin zu sehen hätte, das Parlament über Meinungs-
verschiedenheiten zu unterrichten und damit Ent-
wicklungen, Tendenzen und Erfahrungen im Be-
reich der Streitkräfte aufzuzeigen. Diese Frage ist 
inzwischen glücklicherweise geklärt und daher heute 
ohne Belang. 

Der Jahresbericht des Wehrbeauftragten ist längst 
zu einem wichtigen Baustein in der Beurteilung des 
Gesamtbildes der Streitkräfte geworden. Das hat 
mein Kollege Krall bereits im vorigen Jahr fest-
gestellt, als er den Bericht als einen wichtigen An-
haltspunkt für die Beurteilung des inneren Gefüges 
der Streitkräfte im Spannungsfeld von Militär und 
Gesellschaft bezeichnet hatte. 

Ich möchte noch einmal auf den immerwährenden 
Streit zwischen Legislative und Exekutive zurück-
kommen, der sich um die Frage dreht: Wie weit soll 
die Legislative die Exekutive kontrollieren? Nach 
Ansicht der Exekutive hat die Legislative die Ge-
setze lediglich zu machen, die Durchführung liege 
bei der Exekutive. Wenn das Parlament versucht, die 
Durchführung der Gesetze zu überwachen, ist die 
Exekutive — und wie könnte das anders sein — 
selten damit einverstanden. Ähnlich verhält es sich 
beim Wehrbeauftragten, der zwar im Rahmen sei-
ner Befugnisse alles kontrollieren darf und auch 
Empfehlungen gibt; aber der Wehrbeauftragte will 
und kann nicht zweiter Verteidigungsminister sein. 

Lassen Sie mich jetzt noch auf einige Punkte des 
Berichts selbst eingehen. Einen Lichtblick sehe ich 
darin, daß festgestellt worden ist, die Disziplin in den 
Streitkräften habe sich offensichtlich gebessert. Zwar 
heißt es im Bericht des Wehrbeauftragten, daß sich 
Disziplin und Ordnung lediglich auf einem dem Vor-
jahr vergleichbaren Niveau stabilisiert haben, wo-
gegen der Bundesminister der Verteidigung in sei-
ner Stellungnahme bereits von einer Besserung 
spricht. Wie dem auch sei, es bleibt zu hoffen, daß 
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Graaff 
die verschiedenen Entwicklungen der letzten Zeit 
zu einer dauerhaften Besserung der Disziplin führen. 

Als eine der wesentlichen Ursachen für Disziplin-
losigkeit wird im Bericht der Alkoholmißbrauch be-
zeichnet. Dazu hatte mein Kollege Krall schon bei 
der Vorlage des Jahresberichts im März 1974 fest-
gestellt, daß der Alkohol nicht wieder — wie er sich 
auszudrücken pflegte — „der Kitt der Armee" wer-
den dürfe, wie ein viel zitiertes Wort über die Wehr-
macht und auch wohl über die Reichswehr gelautet 
hatte. Es bleibt abzuwarten, wie die inzwischen ge-
troffenen Maßnahmen — dabei insbesondere auch 
die Information für Kommandeure— sich auswirken 
werden. Wir werden diese Entwicklung sorgfältig 
beobachten müssen. 

Einen weiteren Grund für Disziplinschwierigkei-
ten sehen wir in der noch immer unzureichenden 
Ausbildung derjenigen Vorgesetzten, die den eng-
sten Kontakt zum Wehrpflichtigen haben, nämlich 
der Unteroffiziere. Es ist anerkennenswert, daß die 
Ausbildung zum Offizier und die Weiterbildung der 
Offiziere wie auch die Weiterbildung der Unteroffi-
ziere mit so großem Nachdruck in der Neuordnung 
der Ausbildung vorangetrieben werden. Eine Lücke 
besteht aber bei der Ausbildung z u m Unteroffi-
zier. Es hat den Anschein, daß der Bundesminister 
der Verteidigung dies sehr wohl erkannt hat. Wir 
warten mit gespannter Aufmerksamkeit auf das, 
was auf diesem Gebiet geändert wird, weil wir darin 
eine Grundvoraussetzung für die Verbesserung der 
Disziplin in der Truppe sehen. 

Es ist richtig, daß der Wehrbeauftragte Fragen der 
Kriegsdienstverweigerung entsprechende Aufmerk-
samkeit widmet. Das Thema beschäftigt uns alle, und 
eine Lösung muß und wird gefunden werden. Wenn 
dabei auch die Frage gestellt wird: Inwieweit sind 
die jungen Deutschen eigentlich bereit, die Bundes-
wehr als unverzichtbares Mittel unserer Außenpoli-
tik zu betrachten, dann sind wir es alle in diesem 
Hohen Hause, die eine Antwort darauf geben müs-
sen. 

Ich möchte mit meinem Dank und dem meiner 
Fraktion an den Herrn Wehrbeauftragten für sei-
nen Bericht schließen, aber auch für seinen unermüd-
lichen Einsatz. Der Dank gilt in gleicher Weise sei-
nen Mitarbeitern. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesverteidigungsministerium. Herr Staats-
sekretär, ich nehme an, Sie nutzen Ihre Chance zu 
dieser späten Stunde. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident, ich weiß ge-
nau, was Sie unter der Chance verstehen. Sie ha-
ben mich ja eben sehr höflich behandelt; in einem 
privaten Gespräch haben Sie mir aber etwas ganz 
anderes angedroht, falls ich die Redezeit über Ge-
bühr ausdehnen würde. Ich will versuchen, mich im 
Rahmen zu halten. 

Herr Kollege Buchstaller hat hier gesagt, wie sehr 
er es begrüßt, wenn der Wehrbeauftragte darauf 
hinweist, daß man die Möglichkeiten, die in der Bun-
deswehr für junge Männer gegeben sind, transpa-
renter macht. Nun, wir bemühen uns darum. Ich 
glaube, es ist auch schon ganz erfolgreich gewesen; 
die Zahlen der Verpflichtungen, die ich hier in der 
Fragestunde nennen durfte, deuten darauf hin. 

Herr Graaff war so freundlich, darauf hinzuwei-
sen, daß wir „bürokratische Künstler" sind. Ich muß 
selbst darüber nachdenken, ob es zweckmäßig ist, 
mit 100 Seiten zu versuchen, recht zu behalten. Denn 
in der Auseinandersetzung mit dem Parlament und 
mit dem Wehrbauftragten des Parlaments wird es 
für das Bundesministerium der Verteidigung nicht 
darauf ankommen, recht zu behalten, sondern es 
wird für alle drei Seiten — für den Wehrbeauftrag-
ten, für das Ministerium, aber auch insbesondere 
für das Parlament — darauf ankommen, den rich-
tigen Weg zu finden, 

(Zustimmung) 

und das in einem gemeinsamen Bemühen. Ich be-
danke mich für den Hinweis, Herr Graaff; Sie haben 
es sehr charmant und humorvoll gemacht, und ich 
nehme es überhaupt nicht tragisch. Aber wir wollen 
uns bessern. Wir werden das nächste Mal nur 99 Sei-
ten vorlegen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Wehner? 

Wehner (SPD) : Herr Parl. Staatssekretär, sind Sie 
sich der Ironie des Herrn Kollegen Graaff voll be-
wußt? Er hat ja vergessen, bei den verschiedenen 
Bürokratien die Fraktionsbürokratien aufzuzählen. 

(Heiterkeit) 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Abgeordneter Wehner, 
darüber steht mir kein Urteil zu; aber ich gehe da-
von aus, daß in Deutschland die Grafen immer etwas 
Besonderes gesagt haben. 

(Heiterkeit und Beifall) 
Deshalb habe ich meinem Kollegen Graaff so auf-
merksam zugehört. 

Sie haben aber noch etwas gesagt, Herr Graaff, 
was mich sehr nachdenklich gestimmt hat. Sie haben 
die Frage aufgeworfen, ob das Parlament immer 
optimalen Gebrauch von den Ratschlägen des Wehr-
beauftragten gemacht hat. Ich finde, wenn man Ge-
brauch macht, so reicht das aus. Es muß nicht immer 
alles optimal sein. Mir wird angst und bange bei 
der Vorstellung, daß, wenn alles optimal gelöst 
würde, der Staat so vollständig wäre, daß man in 
ihm vielleicht nicht mehr leben möchte. Ich will 
Ihnen nur die Gewißheit geben: Wir haben von den 
Ratschlägen des Wehrbeauftragten Gebrauch ge-
macht. 

Jetzt könnte ich Einzelfälle aufzählen, die der 
Wehrbeauftragte in seinem Bericht genannt hat: 

Er hat davon gesprochen, wie es in einem beson-
deren Fall bei einem selbstmordgefährdeten Sol- 
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Parl. Staatssekretär Berkhan 
daten zugegangen ist. Ich will Sie hier nicht lang-
weilen und das nicht noch einmal aufzählen. Aber, 
Herr Wehrbeauftragter, wie ernst wir so etwas 
nehmen, mögen Sie daraus ersehen, daß in einem 
G-1-Hinweis an die Truppe besonders darauf ein-
gegangen wurde, daß die Inspektion für das Sani-
tätswesen darauf eingegangen ist, daß wir versucht 
haben, Kameraden, Ärzte, Vorgesetzte darauf hin-
zuweisen, daß sie die Pflicht haben, einen ge-
fährdeten jungen Mann in ihre Obhut zu nehmen. 
Vielleicht war Ihre Bewertung etwas anders als die 
unsrige. Sie gingen davon aus, daß es in diesem Fall 
nicht korrekt war, ungeschulte Kameraden gewis-
sermaßen dafür einzusetzen, ihre Pflicht wahrzu-
nehmen. Sie hielten das für eine Überforderung. Ich 
glaube nicht, daß das ganz richtig gesehen ist; aber 
ich will in dieser späten Stunde mit Ihnen darüber 
nicht rechten. Es wird darauf ankommen, daß jeder 
von uns einen Gefährdeten in seine Obhut nimmt. 
Das gilt auch für die Soldaten. 

Lassen Sie mich auch noch auf etwas anderes 
eingehen. Sie wollten gleiche Sachverhalte gleich 
behandelt wissen und kamen dabei zu dem Beispiel 
sportlicher Prüfungen. Ich glaube, daß eine Bundes-
wehr mit fast 500 000 Soldaten, die so viele Spezia-
listen braucht, nicht überall absolut gleiche Maß-
stäbe anlegen kann. Jemand, der ein guter Tastfun-
ker sein soll, und das als Hauptfunktion auszuüben 
hat, ist vielleicht ein besserer Tastfunker, wenn er 
auch noch Schwimmer ist. Aber wenn wir keinen 
Schwimmer finden, werden wir uns mit einem 
Nichtschwimmer als gutem Tastfunker zufrieden-
geben. Wir werden ihn nicht in seiner Laufbahn 
hindern und sagen, weil er Unteroffizier werden 
wolle, müsse er unbedingt auch noch Schwimmer 
werden. Ich meine, daß absolut gleiche Maßstäbe 
unsere Welt verbiegen und unter Umständen eine 
solche Uniformität des Typs hervorrufen könnten, 
daß wir in ihr nicht mehr leben wollten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Kollege 
Stahlberg ist als Nichtschwimmer Haupt

-

feldwebel geworden! — Heiterkeit) 

— Das ist natürlich zu beklagen, nicht daß er 
Hauptfeldwebel geworden ist, aber daß ein Nicht-
schwimmer hier im Parlament sitzt und so durch 
die Debatten schwimmt, halte ich allerdings für ein 
ganz gefährliches Unterfangen. 

(Heiterkeit) 

Ich kann dem Kollegen Stahlberg nur empfehlen, 
alsbald Schwimmer zu werden. Ich bin gerne be-
reit, Herr Kollege Stahlberg — ich habe die 
Schwimmlehrerprüfung —, Ihnen einen Sonderkurs 
zu ganz billigen Preisen anzubieten, nämlich zum 
Nulltarif. 

(Stahlberg [CDU/CSU] : Bei Ihnen schwimmt 
ja das ganze Ministerium! — Heiterkeit) 

— Reizen Sie mich nicht; der Präsident entzieht 
mir sonst das Wort, und das würde einen ganz 
schlechten Eindruck machen. 

Herr Wehrbeauftragter, Sie haben eine Frage auf-
geworfen, die ich sehr ernst nehme. Sie haben sich 

die Frage stellen lassen und haben Sie hier wieder-
derholt, ob sich die Institution des Wehrbeauftrag-
ten in Frage stellen lassen müsse. Ich bin für Ihre 
Antwort dankbar gewesen, denn ich bin zutiefst 
davon überzeugt, daß das besondere Gewaltver-
hältnis, unter das wir den wehrpflichtigen Soldaten 
durch Gesetz stellen, uns auch verpflichtet, dieses 
besondere Gewaltverhältnis so einzugrenzen, daß 
Mißbrauch nach menschlichem Ermessen ausge-
schlossen ist 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

oder daß man dort, wo ein Mißbrauch dieses be-
sonderen Gewaltverhältnisses eintritt, diesem mit 
gebührenden Maßnahmen begegnet. 

Ich meine, der Wehrbeauftragte hat es verdient 
— ich gehe davon aus, daß das Ihr letzter Bericht 
ist, Herr Wehrbeauftragter — —

(Zuruf des Wehrbeauftragten Schultz) 

— Ich habe mir zufällig ZDF-Nachrichten schildern 
lassen und bin irgendwie ein bißchen peinlich da-
von berührt. Ich muß davon ausgehen, daß das 
erste Andeutungen sind, daß Sie in ein anderes Ar-
beits- oder Lebensverhältnis wechseln wollen. — 
Ich meine, der Wehrbeauftragte hat es verdient, daß 
ich hier noch einmal betone — wohl wissend, daß 
zwischen Wehrbeauftragtem als Person und Insti-
tution einerseits und dem Bundesminister der Ver-
teidigung andererseits ein gesundes Spannungsver-
hältnis existieren muß und daß es auch unauflös-
bare Gegensätze geben wird —, daß nicht nur er die 
Zusammenarbeit mit dem Ministerium als gut emp-
funden hat, sondern daß sich auch meine Mit-
arbeiter im Ministerium bei Ihnen, Herr Schultz, 
für Fairneß, Zusammenarbeit und für die Gutwillig-
keit, Probleme nicht nur aufzuzeigen, sondern 
auch an Lösungsvorschlägen für Probleme mitzu-
arbeiten, bedanken. Herzlichen Dank und für die 
restlichen Monate Ihrer Tätigkeit alles Gute! Da-
nach Gesundheit, Glück und Zufriedenheit! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Der Herr Staatssekretär hat die Frage gestellt, wer 
schon immer rechten Gebrauch von Ratschlägen 
mache. Ich danke ihm dafür, daß er den rechten 
Gebrauch gemacht hat, und schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
des Ausschusses. Wer dem Antrag des Ausschusses 
auf der Drucksache 7/2726 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Ich danke Ihnen. Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist einstim-
mig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende 
der heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 11. Dezember, 13.30 
Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.25 Uhr) 
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Anlage 50 

Antwort des StSekr Dr. Dr. Kollatz (BMZ) 
auf die Frage A 109 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Dübber 
(SPD) : 

Hinweis des Deutschen Entwicklungs-
dienstes auf seinen bevorstehenden 
Umzug nach Berlin in Stellenanzeigen 9191* B 

Anlage 51 

Antwort des StSekr Dr. Dr. Kollatz (BMZ) 
auf die Frage A 110 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Röhner (CDU/ 
CSU) : 

Meldung der „AFP" vom 20. Novem-
ber 1974 über einen Kredit von 200 
Millionen DM an Syrien 

	

 9191 * C 

Anlage 52 

Antwort des StSekr Dr. Dr. Kollatz (BMZ) 
auf die Frage A 111 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) : 

Abstimmung trilateraler Entwicklungs-
projekte mit den Partnern in der Euro-
päischen Gemeinschaft und in der 
OECD 

	

 9192* A 

Anlage 53 

Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Frage A 120 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Engelsberger 
(CDU/CSU) : 

Konsequenzen aus der Mehrheitsent-
scheidung der Vereinten Nationen, 
Südafrika das Rede- und Stimmrecht 
während der laufenden Sitzungsperiode 
der Vollversammlung zu entziehen 

	

 9192* B 

Anlage 54 

Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Frage A 121 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Freiherr von Fircks 
(CDU/CSU) : 

Schritte zur Behandlung der Frage des 
Selbstbestimmungsrechts in den balti-
schen Republiken Estland, Lettland und 
Litauen im Rahmen der KSZE 

	

 9192* C 

Anlage 55 

Antwort des StMin Wischnewski (AA) 
auf die Fragen A 125 und 126 — Druck-
sache 7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. 
Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : 

Zum Übergang zur Europäischen Union 
notwendiger Entwicklungsstand der 
Europäischen Gemeinschaften; Uber-
prüfung der Mittel und Wege und des 
Zeitplans für die Schaffung der Wirt-
schafts- und Währungsunion 

	

 9192* D 

Anlage 56 

Antwort des StMin Wischnewski (AA) 
auf die Fragen A 127 und 128 — Druck-
sache 7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. 
Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : 

Maßnahmen zur Sicherung der Rechte 
der deutschen Hochseefischerei nach 
der Aufbringung des Fischtrawlers 
„Arcturus"; Übereinkommen mit Is-
land zur Wahrung der Interessen der 
deutschen Hochseefischerei 

	

 9193* C 

Anlage 57 

Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Frage A 133 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Graf Stauffenberg 
(CDU/CSU) : 

Verhalten der Bundesregierung bei der 
Abstimmung in der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen über die 
Palästina-Resolution 

	

 9194 * B 

Anlage 58 

Antwort des StMin Wischnewski (AA) 
auf die Frage A 140 — Drucksache 7/2857 
vorn 29. 11. 74 — des Abg. Gierenstein 
(CDU/CSU) : 

Meldung der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" über eine Erklärung von 
Staatsminister Wischnewski gegenüber 
der chilenischen Regierung, wonach die 
Bundesregierung Interesse daran habe, 
daß 42 Chilenen ihr Land verlassen 
können; Konkretisierung dieses Inter-
esses 

	

 9194* D 

Anlage 59 

Antwort des StSekr Bölling (BPA) auf die 
Frage B 1 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Dr. Jens (SPD) : 

Einsatz von „Bussen zur Verbraucher-
aufklärung" durch das Bundespresse-
amt 

	

 9195* A 

Anlage 60 

Antwort des StMin Wischnewski (AA) 
auf die Fragen B 2 und 3 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. 
Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : 

Initiativen der Bundesregierung mit 
dem Ziel einer Stärkung der Institutio-
nen der Gemeinschaft, der unmittelba-
ren Wahl der Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments und der Mehr-
heitsentscheidung für alle Beschlüsse 9195*B 
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Anlage 61 

Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Frage B 4 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Dr. Marx (CDU/ 
CSU) : 

Antwort der bulgarischen Behörden auf 
den amerikanischen Protest gegen die 
Verweigerung einer vorher genehmig-
ten Überfliegung bulgarischen Gebie-
tes durch eine von Berlin kommende 
amerikanische Zivilmaschine 

	

 9195* D 

Anlage 62 

Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Frage B 5 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Hösl (CDU/CSU) : 

Meldung über die Bestrafung der Toch-
ter eines ausreisewilligen Deutschen in 
der Sowjetunion 

	

 9195* D 

Anlage 63 

Antwort des PStSekr Baum (BMI) auf die 
Fragen B 6 und 7 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Sund (SPD) : 

Absichten der Bundesregierung betref-
fend die Abschaffung des § 74 des 
Bundesvertriebenengesetzes und die 
Aufhebung oder Veränderung der 
Richtlinien für die Berücksichtigung be-
vorzugter Bewerber bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge 

	

 9196* B 

Anlage 64 

Antwort des PStSekr Baum (BMI) auf die 
Fragen B 8 und 9 — Drucksache 7/2857 
vorn 29. 11. 74 — des Abg. Krockert 
(SPD) : 

Vermischung von schadstoffhaltigem 
Abwasser mit anderem Wasser an-
stelle einer Abwasserklärung; Vermi-
schung von verschmutzter Abluft mit 
Frischluft anstelle einer Abluftreini-
gung 

	

 9196* D 

Anlage 65 

Antwort des PStSekr Baum (BMI) auf die 
Frage B 10 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Gerlach (Obernau) 
(CDU/CSU) : 

Pressemeldung über Ausübung von 
Druck auf Beamte der Sicherheitsbe-
hörden seitens der Führungsspitze des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 

	

 9197* B 

Anlage 66 

Antwort des PStSekr Haehser (BMF) auf 
die Fragen B 11 und 12 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Höcherl 
(CDU/CSU) : 

Hinweis auf Politiker im „Zeit"-Inter-
view mit Bundesminister Apel; Äuße-
rung des Bundesfinanzministers über 
Sparkapitalbildung im Jahre 1975 und 
Anleihebedarf der öffentlichen Hände 9197* C 

Anlage 67 

Antwort des PStSekr Haehser (BMF) auf 
die Frage B 13 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Milz (CDU/CSU) : 

Weisung des Bundesfinanzministe-
riums betreffend die Veräußerung des 
bundeseigenen Grundbesitzes im Raum 
Mechernich, Kreis Euskirchen 

	

 9197* D 

Anlage 68 

Antwort des PStSekr Porzner (BMF) auf 
die Frage B 14 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Dr. Schäuble (CDU/ 
CSU) : 

Anerkennung der Differenzbeträge 
zwischen den steuerlichen Reisekosten-
pauschbeträgen und den den Lokomo-
tivbeamten gewährten Aufwandsent-
schädigungen als Werbungskosten 

	

 9198* A 

Anlage 69 

Antwort des PStSekr Porzner (BMF) auf 
die Frage B 15 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Vogt (CDU/CSU) : 

Eintragung des Freibetrags für Heim-
unterbringung oder Pflegebedürftig-
keit auf der Lohnsteuerkarte durch die 
Städte und Gemeinden 

	

 9198* C 

Anlage 70 

Antwort des PStSekr Haehser (BMF) auf 
die Frage B 16 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Spranger (CDU/ 
CSU) : 

Auffassung der Bundesregierung zum 
Ausgleich der 1975 drohenden Defizite 
der Städte und Gemeinden 

	

 9198* D 

Anlage 71 

Antwort des PStSekr Berkhan (BMVg) 
auf die Frage B 17 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) : 

Pressemeldungen über die Verpach-
tung von Teilen des Standortübungs-
platzes München-Nord als „Dirnen

-

Standplatz" 

	

 9199* A 

Anlage 72 

Antwort des PStSekr Grüner (BMWi) auf 
die Frage B 18 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Handlos (CDU/ 
CSU) : 
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Vorrangige Behandlung von Investi-
tionszulagengesuchen konjunkturell be-
sonders gefährdeter Branchen 

	

 9199* B 

Anlage 73 

Antwort des PStSekr Grüner (BMWi) auf 
die Frage B 19 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Rollmann (CDU/ 
CSU) : 

Entwicklung des Außenhandels mit der 
Volksrepublik China und der Republik 
China in den letzten Jahren 

	

 9199* C 

Anlage 74 

Antwort des PStSekr Grüner (BMWi) auf 
die Fragen B 20 und 21 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Schmid-
huber (CDU/CSU): 

Zahl der von der Bundesregierung be-
antragten freiwilligen Konsultations-  
und Schlichtungsverfahren im Rahmen 
der OECD bei wettbewerbsschädigen-
den Praktiken mit Auswirkungen auf 
den internationalen Handel; Zeitpunkt 
der Fertigstellung des Gutachtens der 
Monopolkommission über die Anwen-
dung und Möglichkeiten der Miß-
brauchsaufsicht über marktbeherr-
schende Unternehmen 

	

 9201* A 

Anlage 75 

Antwort des PStSekr Logemann (BML) 
auf die Frage B 22 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) : 

Gründe für die Nichtaufnahme der 
Landkreise Tauberkreis, Schwäbisch 
Hall und Hohenlohekreis in das Berg-
bauernprogramm 

	

 9201*  B 

Anlage 76 

Antwort des PStSekr Zander (BMJFG) 
auf die Frage B 23 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Ey (CDU/ 
CSU) : 

Zahl der in Krankenhäusern tätigen 
ausländischen Ärzte, insbesondere in 
den ländlichen Räumen 

	

 9201* D 

Anlage 77 

Antwort des PStSekr Logemann (BML) 
auf die Frage B 24 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Gölter 
(CDU/CSU) : 

Vermeidung von Tbc-Befunden bei 
Schlachtviehimporten aus Frankreich 

	

 9202* A 

Anlage 78 

Antwort des PStSekr Logemann (BML) 
auf die Frage B 25 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Eigen (CDU/ 
CSU) : 

Zeitpunkt der Bekanntgabe der Schutz-
maßnahmen der Bundesregierung für 
den deutschen Unterglas-Gartenbau 

	

 9202* C 

Anlage 79 

Antwort des PStSekr Logemann (BML) 
auf die Frage B 26 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Gansel (SPD) : 

Stand und Beurteilung des Disziplinar-
verfahrens gegen einen Leiter eines 
Instituts der Bundesanstalt für Milch-
forschung 

	

 9202* C 

Anlage 80 

Antwort des PStSekr Buschfort (BMA) 
auf die Frage B 27 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Riedl 
(München) (CDU/CSU) : 

Finanzierung des Arbeitsplatzbeschaf-
fungsprogramms und der zusätzlichen 
Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 9202* D 

Anlage 81 

Antwort des PStSekr Buschfort (BMA) 
auf die Frage B 28 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Milz (CDU/ 
CSU) : 

Berücksichtigung arbeitsloser Pendler 
der Grenzregionen der EG-Länder in 
den Beschäftigungsstatistiken 

	

 9203* B 

Anlage 82 

Antwort des PStSekr Buschfort (BMA) 
auf die Frage B 29 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Katzer (CDU/ 
CSU) : 

Zeitpunkt der Vorlage der in § 21 
Abs. 6 des Schwerbehindertengesetzes 
vorgesehenen Rechtsverordnung über 
die Wahl des Vertrauensmannes der 
Schwerbehinderten 

	

 9203* B 

Anlage 83 

Antwort des PStSekr Buschfort (BMA) 
auf die Fragen B 30 und 31 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. 
Schöfberger (SPD) : 

Beteiligungsquote, Befundquote und 
Nebenbefundquote bei der Krebsvor-
sorgeuntersuchung für Männer und 
Frauen im Jahr 1973; Maßnahmen der 
Bundesregierung zur Erhöhung der Be-
teiligungsquote bei der Krebsvorsorge-
untersuchung 

	

 9203* D 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1974 	IX 

Anlage 84 

Antwort des PStSekr Buschfort (BMA) 
auf die Fragen B 32 und 33 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. 
Köhler (Duisburg) (CDU/CSU) : 

Anpassung der Merkmale für die Ab-
grenzung zwischen Arbeitern und An-
gestellten an die veränderten Verhält-
nisse 

	

 9204* A 

Anlage 85 

Antwort des PStSekr Buschfort (BMA) 
auf die Fragen B 34 und 35 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Pfeffer-
mann (CDU/CSU) : 

Schaffung der in der Zeitschrift „Der 
Zivildienst" angekündigten 35 000 Ein-
satzplätze des Zivildienstes; Besetzung 
der Einsatzplätze in den Jahren 1974 
und 1975 

	

 9204* B 

Anlage 86 

Antwort des PStSekr Berkhan (BMVg) 
auf die Frage B 36 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Gölter 
(CDU/CSU) : 

Vergabe von Renovierungsarbeiten in 
Truppenunterkünften der Stationie-
rungsstreitkräfte an Generalunterneh-
mer 

	

 9204* D 

Anlage 87 

Antwort des PStSekr Berkhan (BMVg) 
auf die Frage B 37 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Riedl 
(München) (CDU/CSU) : 

Schlußfolgerungen der Bundesregierung 
aus dem Anstieg der Zahl der Anträge 
auf Anerkennung als Wehrdienstver-
weigerer 

	

 9205* B 

Anlage 88 

Antwort des PStSekr Zander (BMJFG) 
auf die Fragen B 38 und 39 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. 
Wernitz (SPD) : 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zur vorgeschlagenen Einführung eines 
„Raucherpfennigs"; Haltung der Bun-
desregierung zu Vorschlägen wie z. B. 
Erhebung eines „Alkohol-" oder „Trin-
kerpfennigs" 

	

 9205* C 

Anlage 89 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 40 und 41 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Baier (CDU/ 
CSU) : 

Verkehrsbelastung in Leimen bei Hei

-

delberg durch den Bau der Umgehungs

-

straße B 3 Wiesloch-Leimen; Zeitpunkt 
der Fertigstellung 

	

 9206* A 

Anlage 90 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Frage B 42 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) : 

Beseitigung des Engpasses Niederräder 
Brücke im Zuge der Verbesserung des 
S-Bahn-Verkehrs im Bereich Frankfurt/ 
Main 

	

 9206* C 

Anlage 91 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 43 und 44 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Leicht (CDU/ 
CSU) : 

Bau der Rheinstaustufe bei Neuburg-
weier; Übernahme des von Frankreich 
nicht getragenen Kostenteils; Baube-
ginn 

	

 9206* C 

Anlage 92 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 45 und 46 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. von Alten

-

Nordheim (CDU/CSU) : 

Stand des Bauvorhabens im Bereich der 
Kreuzung der B 441 mit der Bremer 
Bundesbahnstrecke im Ortsbereich von 
Wunstorf; eventuelle Verzögerung der 
beabsichtigten Hochstraßenführung 
durch Zwischenschaltung eines Provi-
soriums 

	

 9207* A 

Anlage 93 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 47 und 48 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Link (CDU/ 
CSU) : 

Beschleunigte Erstellung des durch die 
Verknüpfung der U- und S-Bahn am 
Südbahnhof Frankfurt/M. notwendig 
gewordenen Zugangs von der Mör-
felder Landstraße 

	

 9207* C 

Anlage 94 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 49 und 50 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Evers 
(CDU/CSU): 

Ausgabe einer am Jahresbeginn zu be-
zahlenden Grundkarte zum verbilligten 
Bezug der Fahrausweise für Senioren; 
Ausdehnung der Sonderregelung für 
verbilligte Seniorenfahrten auf einen 
größeren Zeitraum des Jahres und 
Fortfall der Kilometerbegrenzung 

	

 9207* D 
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Anlage 95 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Frage B 51 — Drucksache 7/2857 vorn 
29. 11. 74 — des Abg. Katzer (CDU/CSU): 

Hinausschiebung der Schließung des 
Bundesbahnausbesserungswerks Köln

-

Nippes; Umwandlung in ein Unterhal-
tungs- und Einsatzbetriebswerk für die 
S-Bahn 

	

 9208* A 

Anlage 96 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Frage B 52 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Peiter (SPD) : 

Bau der geplanten Straßenüberführung 
an der Straßenkreuzung bei Nister-
Möhrendorf im Westerwald an der 
B 54/B 414 

	

 9208* B 

Anlage 97 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 53 und 54 — Drucksache 7/2857 
vorn 29. 11. 74 — des Abg. Sauter 
(Epfendorf) (CDU/CSU) : 

Verschiebung von Klimazonen in Mit-
teleuropa; eventuelle Auswirkungen 
auf die Landwirtschaft bzw. die Versor-
gung der Bevölkerung mit Nahrungs-
mitteln 

	

 9208* B 

Anlage 98 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 55 und 56 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Lenzer (CDU/ 
CSU) : 

Vorschlag einer Richtlinie des Rats der 
Europäischen Gemeinschaften betref-
fend Geschwindigkeitsmesser in Kraft-
fahrzeugen; etwaige Nachteile für die 
Kraftfahrzeugbenutzer und die deut-
schen Hersteller von Tachometern; 
Ausbau der B 277 über den Lindenweg 
in Dillenburg zusammen mit der vor-
gesehenen Verlegung der B 253 nord-
westlich Dillenburgs 

	

 9209* A 

Anlage 99 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Frage B 57 — Drucksache 7/2857 vorn 
29. 11. 74 — des Abg. Spranger (CDU/ 
CSU) : 

Beeinträchtigung der verkehrsmäßigen 
Situation der Stadt Rothenburg ob der 
Tauber durch Stillegung des Personen-
zugverkehrs auf der Strecke von und 
nach Steinach 

	

9209* C 

Anlage 100 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 58 und 59 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 	 des Abg. Wrede (SPD) : 

Unverhältnismäßig hoher Anteil von 
Führern von Kleinkrafträdern über 
40 km/h Höchstgeschwindigkeit an der 
Gesamtzahl der Straßenverkehrsunfälle 
mit Personenschaden; Konsequenzen 
bei der Prüfung für den Führerschein 
Klasse 4 

	

 9209* D 

Anlage 101 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Frage B 60 — Drucksache 7/2857 vorn 
29. 11. 74 — des Abg. Dr. Jobst (CDU/ 
CSU) : 

Konsequenzen aus dem durch Über-
müdung eines ausländischen Lkw-Fah-
rers verursachten schweren Unfall auf 
der Autobahnstrecke München–Salz-
burg am 7. November 1974 

	

 9210* C 

Anlage 102 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 61 und 62 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Jäger (Wan-
gen) (CDU/CSU) : 

Stand der Bauvorbereitungen für eine 
Bundesautobahn anstelle der vorge-
sehenen Neutrassierung der B 18 zwi-
schen Leutkirch-Tautenhofen und der 
Landesgrenze nach Bayern; ungenü-
gende Bedienung der Wirtschaft des 
württembergischen Allgäus durch die 
nach einer Verringerung der Zahl der 
Stückgutbahnhöfe auf 400 noch ver-
bleibenden Anlieferungsmöglichkeiten 
in Friedrichshafen, Ravensburg und 
Bad Waldsee 

	

 92 11 * A 

Anlage 103 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Frage B 63 — Drucksache 7/2857 vorn 
29. 11. 74 — des Abg. Eigen (CDU/CSU) : 

Auswirkungen der Schließung der 
Stückgutbahnhöfe von Bad Segeberg, 
Eutin und Oldenburg/Holst. auf die 
Kostensituation der Wirtschaft der be-
troffenen Gebiete 

	

 9211 * B 

Anlage 104 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 64 und 65 — Drucksache 7/2857 
vorn 29. 11. 74 — des Abg. Vehar (CDU/ 
CSU) : 

Von der Deutschen Bundesbahn beab-
sichtigte Einschränkung des erst kürz-
lich aufgenommenen S-Bahn-Verkehrs 
im Ruhrgebiet; für eine Förderung mit 
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Finanzmitteln des Bundes in Aussicht 
genommene Teilprojekte der Stadt-
bahn Ruhr; Abstimmung der Schienen-
Nahverkehrs-Systeme S-Bahn und 
Stadtbahn Ruhr bzw. Stadtbahn Rhein

-

Ruhr 

	

 9211* C 

Anlage 105 

Antwort des PStSekr Haar (BMV) auf die 
Fragen B 66 und 67 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Mick (CDU/ 
CSU) : 

Wiederingangsetzung des Verfahrens 
zur Schließung des Bundesbahnausbes-
serungswerks Köln-Nippes; besondere 
Härten für die dort aufgenommenen 
Arbeitnehmer aus früher stillgelegten 
anderen Werken 

	

 9212* B 

Anlage 106 

Antwort des PStSekr Haar (BMP) auf die 
Frage B 68 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Tillmann (CDU/ 
CSU) : 

Zeitpunkt der Umstellung des Telefon-
netzes für den Bereich der Knotenver-
mittlungsstellen Dortmund und Me

-

schede auf den Nahdienst 

	

 9212* D 

Anlage 107 

Antwort des PStSekr Haar (BMP) auf die 
Frage B 69 — Drucksache 7/2857 vom 
29. 11. 74 — des Abg. Dr. Beermann 
(SPD) : 

Postseitiger Anschluß der Industriebe-
triebe in Glinde — u. a. des Betriebes 
der Firma Alfa Laval — an die zentrale 
Feuermeldeanlage 

	

 9213* A 

Anlage 108 

Antwort des PStSekr Dr. Haack (BMBau) 
auf die Fragen B 70 und 71 — Drucksache 
7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. 
Klein (Stolberg) (CDU/CSU) : 

Beabsichtigte Verlegung der Abteilun-
gen Bauwesen und Raumordnung des 
Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau in die Ver-
waltungsgebäude des früheren Woh

-

nungsbauministeriums, Bad Godesberg, 
Deichmannsaue; bauliche Mängel der 
zu beziehenden Gebäude 

	

 9213* B 

Anlage 109 

Antwort des PStSekr Dr. Glotz (BMBW) 
auf die Frage B 72 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Schröder 
(Lüneburg) (CDU/CSU) : 

Gewährung einer der Ausbildungsbei-
hilfe entsprechenden Zahlung für Schü-
ler von Berufsgrundbildungsklassen 

	

 9214* A 

Anlage 110 

Antwort des PStSekr Dr. Glotz (BMBW) 
auf die Fragen B 73 und 74 — Druck-
sache 7/2857 vom 29. 11. 74 — des Abg. 
Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) : 

Erfordernis der Stellung eines Immatri-
kulationsantrages bei der im Zulas-
sungsbescheid genannten Hochschule 
gemäß § 20 Abs. 2 der Rechtsverord-
nung zur Durchführung des Staatsver-
trages über die zentrale Vergabe von 
Studienplätzen; dadurch bedingte Nach-
teile für in einer praktischen Berufs-
ausbildung stehende Bewerber 

	

 9214* B 

Anlage 111 

Antwort des PStSekr Dr. Glotz (BMBW) 
auf die Frage B 75 — Drucksache 7/2857 
vorn 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Schmitt

-

Vockenhausen (SPD) : 

Maßnahmen zugunsten der Deutschen 
Buchhandelsschule Frankfurt am Main 
im Rahmen der Förderung überbetrieb-
licher Ausbildungsstätten 

	

 9214* D 

Anlage 112 

Antwort des StSekr Dr. Dr. Kollatz (BMZ) 
auf die Frage B 76 — Drucksache 7/2857 
vom 29. 11. 74 — des Abg. Dr. Toden-
höfer (CDU/CSU) : 

Zustimmung des deutschen Exekutiv

-

Direktors bei der Weltbank zur Aus-
zahlung weiterer Finanzhilfe an Chile; 
etwaige Erteilung einer entsprechen-
den Weisung der Bundesregierung nach 
dem Sturz Allendes 

	

 9215* C 
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Nachtrag zu den Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Dring-
liche Frage des Abgeordneten Grunenberg (SPD) 
(Drucksache 7/2888): 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, sofort die Einfuhr 
isländischer Ware, die gemäß Pressemeldungen trotz des An-
landestopps für isländische Fischimporte an bundesrepublikanische 
Häfen dadurch unterlaufen wird, daß die Anlandung in anderen 
EG-Iläfen erfolgt und anschließend die Ware auf dem Landwege 
in die Bundesrepublik verbracht wird, an den deutschen Grenzen 
dadurch zu unterbinden, daß ein Herkunftsnachweis für die Ware 
gefordert wird, die außerhalb der Bundesrepublik angelandet und 
in die Bundesrepublik verbracht wird? 

Bei Einfuhren von Fischen, die aus Drittländern 
stammen, aus einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften in einen anderen Mitgliedstaat ist 
ein Herkunftsnachweis in der Form zu führen, daß 
der Importeur bei der Einfuhrabfertigung eine Ein-
fuhrkontrollmeldung vorzulegen hat, in der das Ur-
sprungsland der Ware angegeben ist. Wegen des 
Grundsatzes der Freiheit des Warenverkehrs inner-
halb der Gemeinschaft würde jedoch die Unterbin-
dung solcher Einfuhren der Entscheidung der zustän-
digen Organe der Gemeinschaft bedürfen und wird 
im übrigen vom weiteren Verhalten Islands abhän-
gig sein. 

Ergänzend teile ich Ihnen mit, daß die isländischen 
Direktanlandungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land mit 10 000 bis 15 000 t pro Jahr nur einen ver-
hältnismäßig geringen Anteil unseres Gesamtbe-
darfs an Frischfisch von etwa 250 000 t jährlich betra-
gen. Daher kann die Unterbindung isländischer Di-
rektanlandungen die Versorgung des deutschen 
Marktes nicht ernstlich gefährden. Diese Maßnahme 
ist für Island gleichwohl fühlbar, da die Direktanlan-
dungen in der Bundesrepublik Deutschland ungefähr 
1 /5 der gesamten Frischfischproduktion Islands aus-
machen und auf dem deutschen Markt gute Preise 
erzielt werden. 

Die Bundesregierung würde es daher bedauern, 
wenn die Anlandesperre durch Direktanlandungen 
in anderen Häfen der EWG-Mitgliedstaaten und an-
schließenden Transport in die Bundesrepublik 
Deutschland teilweise unterlaufen würde. Unter 
den gegebenen Umständen ist jedoch nicht zu er-
warten, daß solche indirekten Einfuhren ein stärke-
res Ausmaß erreichen, da die Häfen in den Nachbar-
staaten auf die Anlandung größerer Mengen islän-
discher Ware nicht eingestellt sind. Bei länger an-
dauernder Sperre der deutschen Häfen würden die 
isländischen Zufuhren in anderen Häfen vermutlich 
zu einem starken Druck auf die dortigen Preise füh-
ren; wie zu erfahren war, hat schon das erste nach 
Ostende umgeleitete Schiff dort wesentlich weniger 
erlöst, als es in Bremerhaven erzielt hätte. 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, sind in 
den letzten 10 Tagen, seit Island wegen der rechts-
widrigen Aufbringung des deutschen Fischdampfers 
„Arcturus" mit der Verhängung einer Anlande

-

sperre rechnen mußte, lediglich ca. 270 t Frischfisch 

in einem Ausweichhafen, und zwar in Ostende, ange-
landet worden. 

Diese Ware dürfte dort zur weiteren Vermarktung 
zu den fischwirtschaftlichen Zentren an der deut-
schen Nordseeküste transportiert worden sein. Die 
Möglichkeit, daß Be- und Verarbeitungsbetriebe sol-
che aus Umwegeinfuhren stammende Ware im Bin-
nenland verarbeiten, ist kaum gegeben, weil diese 
Betriebe sich regelmäßig mit Rohware aus holländi-
schen Fängen versorgen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Wüster (SPD) (Drucksache 
7/2857 Frage A 2) : 

Trifft es zu, wie dpa berichtete, daß in diesem Schuljahr 74 000 
Jugendliche in Nordrhein-Westfalen keine Lehrstelle bekommen 
haben, und welche Maßnahmen unternimmt die Bundesregierung, 
um das Angebot an Ausbildungsplätzen zu erhöhen und damit 
insgesamt zur Verbesserung der Chancen in der beruflichen Bil-
dung beizutragen? 

Die Meldung, daß in diesem Schuljahr 74 000 Ju-
gendliche in Nordrhein-Westfalen keine Ausbil-
dungsstelle bekommen haben, trifft in dieser Form 
nicht zu. Ihr liegt eine Erhebung des Landes vom 
15. Oktober 1973 zugrunde, nach der die Zahl der 
Schüler ohne Ausbildungsvertrag an Berufsschulen 
73 901 betrug. Hierbei handelt es sich jedoch um 
„Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag" („Jungar-
beiter"), deren Gesamtzahl in der Bundesrepublik 
gegenwärtig etwa 225 000 Jugendliche beträgt (rd. 
14 % der Berufsschulpflichtigen). Von 452 000 Ju-
gendlichen ohne Ausbildungsvertrag (rd. 22,5 % 
der Berufsschulpflichtigen) im Jahre 1958 ist die Zahl 
ständig zurückgegangen. 

Gründe für das Fehlen eines Ausbildungsvertra-
ges bei diesen Jugendlichen sind insbesondere so-
ziale Lage der Eltern, fehlende Motivation, Streben 
nach finanziellen Einkünften, unzureichende Vorbil-
dung, abweichendes Lernverhalten und mangelndes 
Angebot. 

Damit wird deutlich, daß diese Jugendlichen zum 
größten Teil keine Schulabgänger waren, die infolge 
eines Rückgangs an Ausbildungsplätzen ohne Aus-
bildungsvertrag geblieben sind, obwohl sie ein Aus-
bildungsverhältnis anstrebten. Die Möglichkeit eines 
stärkeren Anstiegs dieser Zahl von Jugendlichen im 
Falle eines Rückgangs an Ausbildungsplätzen kann 
jedoch nicht ausgeschlossen werden. 

Die Zahl der Schulabgänger, die ein Ausbildungs-
verhältnis anstreben, jedoch keinen Ausbildungsver-
trag erhielten, betrug in Nordrhein-Westfalen nach 
einer Erhebung des Statistischen Landesamtes am 
Ende des Schuljahres 1973/74 insgesamt 16 100 
(6,7 % aller Schulabgänger mit der Absicht einer Be-
rufsausbildung). Das ist aber immer noch — selbst 
wenn man davon ausgeht, daß zwischenzeitlich wei- 
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tere Jugendliche u. a. auch mit Hilfe des Arbeits-
amtes einen Ausbildungsplatz gefunden haben — 
eine hohe Zahl von Jugendlichen, die den seit lan-
gem beobachteten Rückgang betrieblicher Ausbil-
dungsplätze signalisiert und geeignete Abhilfe-
maßnahmen fordert. 

Die Bundesregierung beobachtet deshalb sehr 
sorgfältig die weitere Entwicklung des betrieblichen 
Ausbildungsplatzangebotes und unternimmt im Rah-
men ihrer bildungspolitischen Möglichkeiten alle 
Anstrengungen um sicherzustellen, daß den Jugend-
lichen eine ausreichende Zahl von Ausbildungsplät-
zen zur Verfügung steht. Die Bundesregierung unter-
streicht in diesem Zusammenhang die Bedeutung der 
Reform der Berufsbildung, die auch in der Regie-
rungserklärung herausgestellt wurde. Dabei muß 
ein besseres Instrumentarium geschaffen werden, 
das vorausschauende und koordinierte Planung er-
möglicht. Eine finanzielle Absicherung des Ausbil-
dungsplatzangebotes ist dringend erforderlich. Die 
Bundesregierung hat Gespräche mit allen an der Be-
rufsbildung beteiligten Gruppen geführt und dabei 
die Zusage erhalten, daß sich die maßgeblichen Ver-
bände an die Betriebe wenden werden, um die Aus-
bildungsbereitschaft aufrechtzuerhalten. Die Bundes-
regierung hat sich außerdem für die Sicherung der 
Ausbildungsplätze im öffentlichen Bereich einge-
setzt. Weitere Maßnahmen auch im Sinne der Ent-
schließung des Bundesausschusses für Berufsbildung 
vom 26. März 1974 wurden durchgeführt. Dazu ge-
hört die Änderung der Ausbilder-Eignungs-Verord-
nung vom 25. Juli 1974, durch die die praktische Er-
fahrung der bereits seit Jahren tätigen Ausbilder 
bei der Befreiung von der Ausbilder-Eignungsprü-
fung stärker berücksichtigt und die Übergangsrege-
lungen verbessert werden. Ferner wurde auf die 
Möglichkeiten einer flexiblen Handhabung der Aus-
bildungsordnungen bei der zeitlichen Gliederung 
der Ausbildung durch die Betriebe hingewiesen. 

Eine besondere Bedeutung mißt die Bundesregie-
rung der Förderung überbetrieblicher Ausbildungs-
stätten zu. Technischer, wirtschaftlicher und sozia-
ler Fortschritt stellen erhöhte Anforderungen an die 
Berufsausbildung. Viele kleinere und mittlere Be-
triebe können diesen Anforderungen nicht mehr in 
allen Phasen der Berufsausbildung allein gerecht 
werden. Diese Betriebe sollten jedoch für die Berufs-
ausbildung erhalten werden, auch im Interesse der 
Sicherung eines wirtschaftlich unabhängigen Mittel-
standes. Sie tragen heute die Hauptlast der Ausbil-
dung: Rd. 700 000 Auszubildende befinden sich in 
Betrieben mit bis zu 49 Beschäftigten, davon 400 000 
in Betrieben bis zu 9 Beschäftigten. Die Ausbildungs-
leistungen dieser Betriebe durch die überbetriebliche 
Ausbildung zu ergänzen, ist eine wichtige Maß-
nahme zur Sicherung eines ausgewogenen Angebots 
an Ausbildungsplätzen. 

Die Investitions- und Folgekosten einer am Bedarf 
orientierten Infrastruktur überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten, die die betriebliche Ausbildung ergän-
zen sollen, können jedoch von den kleineren und 
mittleren Ausbildungsbetrieben nicht allein getra-
gen werden. Formen überbetrieblicher Finanzierung 

können Ungleichgewichte zwischen ausbildenden 
und nichtausbildenden Betrieben ausgleichen. 

Für eine Übergangszeit hat die Bundesregierung 
Vorkehrungen getroffen, den dringendsten Bedarf an 
überbetrieblicher Ausbildung decken zu helfen. 

Sie hat dem Deutschen Bundestag vorgeschlagen, 
die Möglichkeit für eine Beteiligung des Bundes an 
den laufenden Kosten neu zu errichtender oder sonst 
nicht mehr zu nutzender überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten zu schaffen. Der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages hat diesem Vorschlag im Ok-
tober 1974 entsprochen. Die Beteiligung des Bundes 
an den Folgekosten wird bei dem jeweiligen Projekt 
auf die Dauer von 4 Jahren begrenzt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
wird bis 1976 insgesamt 180 Millionen DM für über-
betriebliche Ausbildungsstätten zur Verfügung stel-
len. Bis 1978 sollen mindestens 50 000 Plätze in über-
betrieblichen Ausbildungsstätten zur Verfügung ste-
hen. 

Die Bundesregierung unterstützt außerdem alle 
Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit, die zu 
einem ausreichenden Angebot an Ausbildungsplät-
zen beitragen sollen. Dazu gehören eine gezielte 
Werbung geeigneter Ausbildungsstellen, die Aus-
schöpfung der Möglichkeiten des Vermittlungsaus-
gleichs, der zügige Ausbau der Berufsberatung sowie 
die Durchführung von Maßnahmen für alle noch 
nicht berufsreifen und behinderten Jugendlichen, um 
ihnen eine Berufsausbildung zu erschließen oder sie 
beruflich einzugliedern. 

Die Bundesregierung untersucht z. Zt., welche 
Möglichkeiten bestehen, durch finanzielle Hilfen 
Ausbildungsplätze zu erhalten und neu zu schaffen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Götz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 7): 

Sieht die Bundesregierung in dem Rehabilitationsangleichungs-
gesetz einen ausreichenden Grund für die Beschlüsse der Renten-
versicherungsträger, nach rund 40jähriger Gewährung außer den 
Zuschüssen für Heil- und Hilfsmittel auch diejenigen für Zahn-
ersatz einzustellen, obwohl das Gesetz die Krankenkassen nicht 
zur vollen Übernahme der Kosten für Zahnersatz verpflichtet, 
die Kassen bereits auf Grund anderweitiger schon eingetretener 
und nodi zu erwartender Leistungsaufwendungen unter einer 
Kostenexplosion leiden und im übrigen nicht alle Mitglieder der 
Rentenversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sichert sind? 

Das Rehabilitations-Angleichungsgesetz hat hin-
sichtlich der Gewährung von Zuschüssen zum Zahn-
ersatz insofern eine Änderung gebracht, als die 
Krankenversicherungsträger jetzt verpflichtet sind, 
zu den Kosten für Zahnersatz mindestens einen Zu-
schuß zu gewähren. Die Höhe dieses Zuschusses ist 
in der Satzung festzulegen, wobei bestimmt werden 
kann, daß auch die gesamten Kosten für den Zahn-
ersatz übernommen werden. Der Versicherte hat 
dadurch einen Rechtsanspruch auf eine entspre- 
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chende Beteiligung an den Kosten für den Zahn-
ersatz durch die Krankenkassen erhalten. 

Entsprechend einer Empfehlung des Verbandes 
Deutscher Rentenversicherungsträger haben ver-
schiedene Rentenversicherungsträger, soweit sie Zu-
schüsse zum Zahnersatz gewähren, diese Regelung 
zum Anlaß genommen, derartige Beihilfen ab 1. Ja-
nuar 1975 einzustellen. Da es sich dabei um eine zu-
sätzliche Leistung aus der Rentenversicherung han-
delt und die Versorgung mit Zahnersatz eine Regel-
leistung der gesetzlichen Krankenversicherung (mit 
völliger oder teilweiser Kostenerstattung) ist, hätten 
die Rentenversicherungsträger auch unabhängig 
von der Regelung im Rehabilitations-Angleichungs-
gesetz ihre Beihilfen einstellen können. 

Die Tatsache, daß einzelne Personengruppen 
(Selbständige und höher verdienende Angestellte) 
nicht gegen Krankheit bei einem Träger der gesetz-
lichen Krankenversicherung versichert sind, ist nach 
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts kein 
Grund, eine an sich der Krankenversicherung oblie-
gende Leistung von dem Rentenversicherungsträger 
beanspruchen zu können. 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, der-
artige Beschlüsse der Selbstverwaltungsorgane zu 
beeinflussen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/2857 Frage A 17): 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um sicher-
zustellen, daß Anträge auf Finanzzuweisungen aus den Richt-
linien für die Gewährung von Darlehen und Zuschüssen zu Auf-
schließungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen besonderen Um-
fangs bei militärischen Bauvorhaben und Wohnsiedlungen durch 
die einzelnen Wehrbereichsverwaltungen gleichmäßig behandelt 
werden? 

Die Anträge auf Gewährung der Bundesfinanzhil-
fen werden von den Wehrbereichsverwaltungen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit nach Grundsatzricht-
linien des Bundesministeriums der Verteidigung und 
den Erlassen zur Durchführung dieser Richtlinien 
bearbeitet. Diese Anweisungen lassen der Mittel-
instanz jedoch bei der Entscheidung über die ein-
zelnen Anträge einen gewissen Ermessensspielraum 
zur Berücksichtigung relevanter Gesichtspunkte im 
Einzelfall. Soweit Meinungsverschiedenheiten auf-
treten, werden sie entweder bereits in der Mittel-
instanz oder auf Bericht der Wehrbereichsverwal-
tungen geregelt. Hierzu hat der Ausschuß für Garni-
sonangelegenheiten des Deutschen Städtebundes auf 
seinen Sitzungen im Juli 1970 festgestellt, daß Mei-
nungsverschiedenheiten stets zur Zufriedenheit aller 
Beteiligten geregelt werden konnten. Darüber hin-
aus hat der Ausschuß auf diesen Sitzungen be-
schlossen, etwaige Meinungsverschiedenheiten der 
Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Städtebundes 
zur Unterrichtung des Bundesministeriums der Ver-
teidigung mitzuteilen. Bis heute hat das Bundes

-

ministerium der Verteidigung weder von dieser 
Stelle noch auf einem anderen Wege Kenntnis von 
Beschwerden erhalten. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Haar auf die Mündliche, 
Frage des Abgeordneten Lagershausen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 20) : 

Welche Gründe sind nach Auffassung der Bundesregierung 
dafür maßgebend, daß die DDR das Postabkommen von 1971 
bezüglich des automatischen Fernsprechverkehrs nicht einhält, 
und welche Schritte hat in den vergangenen drei Wochen der 
Ständige Vertreter der Bundesrepublik Deutschland in Ost-Berlin, 
Staatssekretär Gaus, in dieser Angelegenheit unternommen? 

Als Grund dafür, daß die DDR die im Protokoll 
vom 30. 9. 1971 vorgesehene Automatisierung des 
Fernsprechverkehrs nicht bis Ende dieses Jahres 
voll realisieren kann, sind von den DDR-Vertretern 
bei Expertengesprächen technische und ökonomi-
sche Schwierigkeiten genannt worden. 

Der Bundespostminister hat sich deshalb am 8. 11. 
1974 in einem Fernschreiben an den Postminister 
der DDR gewandt. Daraufhin haben weitere Exper-
tengespräche stattgefunden. Eine abschließende Be-
urteilung ist noch nicht möglich. 

Angesichts dieser noch laufenden Bemühungen 
hat der Leiter der Ständigen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland bei der DDR, Staatsse-
kretär Gaus, in dieser Angelegenheit bisher keine 
Schritte unternommen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Lagershausen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 21) : 

Ist die Bundesregierung bereit, über weitere wirtschaftliche 
und finanzielle Leistungen zugunsten der DDR zu verhandeln, 
solange die DDR selbst nicht bereit ist, geschlossene Verträge zu 
erfüllen, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
andernfalls, um die DDR zur vollen Erbringung ihrer vertrag-
lichen Verpflichtungen, wie z. B. aus dem Postabkommen von 
1971, anzuhalten? 

Eine abschließende Beurteilung des generellen 
Problems, von dem Sie im Zusammenhang mit Ihrer 
Frage Nr. 20 zu den Postverhandlungen mit der DDR 
ausgehen, ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht mög-
lich. Deshalb kann ich im Augenblick nicht dazu 
Stellung nehmen, welche Haltung die Bundesre-
gierung bei anderen Verhandlungen mit der DDR 
einnehmen wird. Sie werden verstehen, daß ich we-
gen der vor uns liegenden Verhandlungen nicht in 
der Lage bin darzulegen, welche Wege die Bundes-
regierung im einzelnen gehen könnte, um die DDR 
zur Vertragserfüllung anzuhalten. 

Die Bundesregierung geht aber grundsätzlich da-
von aus, daß Fälle, in denen die DDR ihre vertrag-
lichen Pflichten nicht zeitgerecht erfüllt, im Ver-
handlungswege aufgegriffen und gelöst werden. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Büchner (Speyer) (SPD) 
(Drucksache 7/2857 Fragen A 33 und 34) : 

Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus den 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofs zum Bundeshaushalt 
1972 im Bereich der Sportorganisationen und des Organisations-
komitees für die Spiele der XX. Olympiade 1972? 

Ist die Bundesregierung bereit, außer der Erstattung der  Kosten 
für ein Zweitbüro und Fahrer für den Präsidenten des Deutschen 
Sportbunds auch ähnlichen Wünschen der Präsidien der Sport-
fachverbände auf Bundesebene zu entsprechen? 

Zu Frage A 33: 

Die Beanstandungen des Bundesrechnungshofs be-
ziehen sich, soweit die Sportorganisationen ange-
sprochen sind, nicht auf Mängel in der Arbeit der 
Sportorganisationen, sondern auf den Bereich des 
Sportstättenbaus. Der Bundesrechnungshof rügt ins-
besondere, daß in Einzelfällen Unterlagen nicht 
rechtzeitig geprüft worden und die begleitende Über-
wachung der Bauausführung durch die staatliche 
Bauverwaltung nicht ausreichend gewesen sei. Dar-
über hinaus ist der Bundesrechnungshof der Auffas-
sung, daß die im Haushaltsrecht angelegten Aus-
nahmeregelungen zu großzügig gehandhabt worden 
seien. 

Hinsichtlich der Bauüberwachung trägt die Bun-
desregierung schon jetzt dafür Sorge, daß die staat-
liche Bauverwaltung bei sämtlichen vom Bund ge-
förderten Bauvorhaben von vornherein eingeschal-
tet wird. In den Bereichen, in denen das Haushalts-
recht der bewilligenden Stelle die Möglichkeit von 
Ermessensentscheidungen einräumt, erscheinen die 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofs nur dort 
sachlich berechtigt zu sein, wo ein Ermessensfehl

-

gebrauch behauptet werden könnte. Eine derartige 
Feststellung hat der Bundesrechnungshof jedoch 
nicht getroffen. 

Zu den Einzelheiten der Beanstandungen des Bun-
desrechnungshofes wird die Bundesregierung im 
Rahmen der Erörterungen des Haushaltsausschus-
ses — Rechnungsprüfungsausschusses — einge-
hend Stellung nehmen. 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bun-
destag überdies, und zwar noch in diesem Jahr, 
einen eingehenden Schlußbericht zur Gesamtfinan-
zierung der Olympischen Spiele 1972 zuleiten und 
hierbei ebenfalls im einzelnen auf die entsprechen-
den Bemerkungen des Bundesrechnungshofs ein-
gehen. 

Ohne der Erörterung im Rechnungsprüfungsaus-
schuß vorzugreifen, läßt sich bereits jetzt sagen, daß 
die beim Organisationskomitee aufgetretenen Män-
gel — die nicht beschönigt werden sollen — auch 
im Hinblick auf den Zeitdruck und den daraus resul-
tierenden Zwang zur Improvisation gesehen werden 
müssen. Sieht man die Mängel in diesem Zusammen-
hang und im Verhältnis zur weltweit anerkannten 
Gesamtleistung des Organisationskomitees, so ver-
lieren sie an Gewicht. 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit 
alles in ihrer Macht Stehende getan, um Mängel zu 

beseitigen. Weitere Konsequenzen — etwa Rückfor-
derungen — sind vom Bundesrechnungshof nicht 
geltend gemacht worden. 

Zu Frage A 34: 

Für die Gewährung von Zuwendungen des Bun-
des an die Bundessportfachverbände gelten nicht 
die Förderungsvoraussetzungen wie sie beim DSB 
vorliegen. 

Die Bundesregierung gewährt den Bundessport-
fachverbänden — im Unterschied zum DSB, der 
institutionell und damit einschließlich seines Ver-
waltungsaufwands gefördert wird — Zuwendungen 
als sogenannte Projektförderung, d. h. Zuwendun-
gen zur Deckung von Ausgaben für einzelne abge-
grenzte Vorhaben. Im Rahmen dieser Zuwendungs-
art unterstützt die Bundesregierung insbesondere 
zentrale Lehrgänge und Wettkämpfe der National-
Kader. Allgemeine Verwaltungskosten, zu denen 
beispielsweise auch die Kosten für die Miete und 
Ausstattung eines Büros zu rechnen wären, über-
nimmt die Bundesregierung dagegen nicht. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 37) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Leiters des 
amerikanischen Geheimdienstes CIA, William Colby, der sich 
besorgt über das kommunistische Vordringen in Westeuropa 
äußerte, und wird dies die Bundesregierung veranlassen, das 
Verbot der DKP und anderer kommunistischer Gruppen zu be-
treiben? 

Ihre Frage bezieht sich offensichtlich auf eine 
Pressemeldung über Erklärungen, die Herr Colby 
gegenüber der Wochenzeitung „US News and World 
Report" abgegeben hat. Die in diesen Erklärungen 
zum Ausdruck kommende Besorgnis des Leiters des 
amerikanischen Geheimdienstes CIA betreffen im 
wesentlichen bestimmte Länder Westeuropas, in 
denen die Kommunisten von ca. einem Viertel der 
Wählerschaft unterstützt werden. Er warnt ausdrück-
lich vor einer Regierungsbeteiligung der Kommuni-
sten. Offensichtlich betreffen seine Ausführungen 
daher nicht die Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland. Der Stimmenanteil der DKP lag bei der 
letzten Bundestagswahl unter 1 Prozent. Ihr Einfluß 
ist auch seitdem nicht gewachsen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt in diesem 
Hohen Hause zu einem Verbot der DKP und der an-
deren kommunistischen Organisationen Stellung ge-
nommen. Ich möchte Sie hierzu u. a. auf die Antwort 
verweisen, die Ihnen Bundesminister Genscher in 
der Fragestunde am 13. September 1973 gegeben 
hat. An dieser Meinung der Bundesregierung hat 
sich nichts geändert. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Frage A 47) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher Höhe sich Geld-
strafen bzw. Geldbußen wegen illegaler Beschäftigung auslän-
discher Arbeitnehmer bewegen, und ob es eine Verurteilung 
zu einer Freiheitsstrafe bisher gegeben hat? 

Die statistischen Daten des Präsidenten der Bun-
desanstalt für Arbeit, die sich auf die Ahndung der 
illegalen Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer 
beziehen, sagen für die Jahre 1969 bis 1972 über 
die Höhe der verhängten Geldbußen und Geldstra-
fen nichts aus. Sie enthalten nur Angaben über die 
Zahl der insgesamt verfolgten Fälle sowie die Art 
ihrer Ahndung. Nach einer Sondererhebung des Prä-
sidenten der Bundesanstalt für Arbeit für 1973 lie-
gen auch statistische Daten über die Höhe der ver-
hängten Geldbußen vor. Danach sind im Jahre 1973 
1 098 Fälle der illegalen Beschäftigung auslän-
discher Arbeitnehmer mit einer Geldbuße von 1 000 
DM, 739 Fälle mit einer Geldbuße von über 1 000 
DM bis zu 5 000 DM und 141 Fälle mit einer Geld-
buße zwischen 5 000 DM und 10 000 DM geahndet 
worden. Gegen zwei Verleiher ohne Erlaubnis, die 
nichtdeutsche Arbeitnehmer ohne Arbeitserlaubnis 
verliehen haben, wurden Geldstrafen von 5 000 DM 
bzw. 800 DM verhängt. 

Über die Verhängung weiterer Geld- oder Frei-
heitsstrafen durch die Gerichte sind — da die Durch-
führung der Strafvorschriften bei den Ländern liegt 
— keine genauen Daten bekannt; soweit ersichtlich, 
sind wegen illegaler Beschäftigung ausländischer Ar-
beitnehmer Freiheitsstrafen bisher noch nicht ver-
hängt worden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Müller (Berlin) (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 48) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung, im Rahmen des Zusatz-
protokolls zum Grundlagenvertrag eine Vereinbarung zu treffen, 
wonach in West-Berlin wohnende Eigentümer über Grund-
stückserträge (Mieten und Pacht) oder bestehende „Grundstücks-
sperrkonten" in der DDR verfügen bzw. diese transferiert wer-
den können? 

Entsprechend dem im Zusatzprotokoll zum Grund-
lagenvertrag enthaltenen Auftrag sind zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR Ver-
handlungen zur Regelung des nichtkommerziellen 
Zahlungs- und Verrechnungsverkehrs geführt wor-
den, die am 25. April 1974 den Abschluß erster Teil-
vereinbarungen über den Transfer von Unterhalts-
zahlungen und über den Transfer aus Sperrguthaben 
in bestimmten Fällen ermöglichten. Beide Vereinba-
rungen beziehen West-Berlin voll in die getroffenen 
Regelungen ein. 

Auf Grund der vielschichtigen und schwierigen 
Verhandlungsmaterie konnten jedoch nicht alle Pro-
bleme im ersten Anlauf gelöst werden. Die DDR hat 
es abgelehnt, die bei ihr belegenen „Grundstücks-
sperrkonten" in den Transfer mit einzubeziehen, 
weil nach ihrer Auffassung die Grundstückserträge 
(Miet- und Pachtzahlungen) der Erhaltung der 
Grundstücke und Bauten dienen müßten. 

Bei Abschluß der Vereinbarungen bestand aber 
auf beiden Seiten Einverständnis darüber, daß die 
Verhandlungen zur Regelung weiterer Teilbereiche 
des nichtkommerziellen Zahlungs- und Verrech-
nungsverkehrs sowie zur Erweiterung der bestehen-
den Vereinbarungen fortgesetzt werden. Dabei wird 
sich die Bundesregierung auch weiter um eine Ein-
beziehung der in der DDR belegenen „Grundstücks-
sperrkonten" in den gegenseitigen Transfer bemü-
hen. 

Ein Termin für die Fortsetzung der Verhandlun-
gen steht noch nicht fest. Die Bundesregierung wird 
sich bemühen, daß die Verhandlungen möglichst 
bald aufgenommen werden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Meinicke (Oberhausen) 
(SPD) (Drucksache 7/2857 Frage A 49) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß durch regelmäßige 
Prüfungen der Finanzämter sichergestellt ist, daß Spenden und 
Beiträge an Vereine und Verbände, die nach § 10 b Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes als Sonderausgaben geltend ge-
macht werden, ausschließlich den im Einkommensteuergesetz 
genannten steuerbegünstigten Zwecken zugeführt werden? 

Das für den Spendenempfänger zuständige Finanz-
amt prüft bei jeder Veranlagung, ob die Vorausset-
zungen für die Berechtigung zum Empfang steuer-
begünstigter Zuwendungen gegeben sind. Darüber 
hinaus prüft es, sobald es Kenntnis von einer Ände-
rung der Satzung oder der tatsächlichen Geschäfts-
führung des Spendenempfängers erlangt, im Rahmen 
der besonderen Steueraufsicht nach der Gemein-
nützigkeitsverordnung (§§ 16 und 17), ob dadurch die 
Voraussetzungen für die steuerlichen Vergünstigun-
gen berührt werden. Wenn die Voraussetzungen für 
steuerliche Vergünstigungen entfallen, so hat das 
Finanzamt unverzüglich die Anerkennung der Ge-
meinnützigkeit und der Berechtigung zum Empfang 
steuerbegünstigter Zuwendungen zu widerrufen. 

Im Rahmen des Möglichen ist also sichergestellt, 
daß steuerbegünstigte Zuwendungen nur für steuer-
begünstigte Zwecke verwendet werden. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Zeitel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen A 50 und 51): 
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Ist die Bundesregierung bereit, die gesetzlichen Vorausset-
zungen für die Berücksichtigung außergewöhnlicher Verluste aus 
Spareinlagen und Kapitalanlagen bei der Einkommenbesteuerung 
auf Grund der Geldentwertung zu schaffen? 

Welche Verfahrensweisen hält die Bundesregierung zur Ab-
geltung von eingetretenen Verlusten für erwägenswert, und 
welche hält sie für nicht vertretbar? 

Der Bundesfinanzhof hat am 14. Mai 1974 in drei 
Urteilen für die Jahre 1969, 1970 und 1971 entschie-
den, daß die Besteuerung der Zinsen und anderer 
Kapitalerträge mit dem Nennwert mit dem Grund-
gesetz vereinbar ist. Ein Abzug vom Nennbetrag der 
Kapitalerträge auf Grund der Geldentwertung sei 
bei der Einkommensbesteuerung rechtlich nicht zu-
lässig. Die Ausführungen des Bundesfinanzhofs sind 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht nur für 
die genannten Jahre, sondern auch für die nachfol-
genden Jahre maßgebend. 

Die Einkommensteuerreform, die vom Beginn des 
nächsten Jahres an wirksam wird, führt zu einer 
fühlbaren Minderung der steuerlichen Belastung der 
Sparer. Von den Einnahmen aus Kapitalvermögen 
kann künftig ein Sparer-Freibetrag von 300,— DM 
abgezogen werden. Bei Ehegatten, die zusammen 
veranlagt werden, erhöht sich der Sparer-Freibetrag 
auf 600,— DM. Daneben können Werbungskosten

-

pauschbeträge von 100,— DM — bei Ehegatten von 
200,— DM — in Anspruch genommen werden. Künf-
tig werden von Zinsen und anderen Einnahmen aus 
Kapitalvermögen also 400,— DM und bei zusam-
menveranlagten Ehegatten 800,— DM nicht zur Be-
steuerung herangezogen. Bei einem Zinssatz von 
8 % entspricht das einem Sparguthaben von 10 000 
DM. 

Daneben führen die allgemeinen Maßnahmen im 
Rahmen der Einkommensteuerreform zu einer steu-
erlichen Entlastung des Sparers. Ich erwähne in 
diesem Zusammenhang die Erhöhung des Grund-
freibetrags, die Ausdehnung der Proportionalzone, 
die Erhöhung der Sonderausgabenhöchstbeträge, die 
Verbesserung bei der Besteuerung der Altersbezüge 
und die Neugestaltung des Familienlastenaus-
gleichs. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß über 
die im Rahmen der Einkommensteuerreform be-
schlossenen Steuererleichterungen keine weiteren 
steuerlichen Maßnahmen getroffen werden können. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2857 Frage A 54) : 

\Vann  ist damit zu rechnen, daß Anträge auf Zuweisungen 
nach Artikel 106 Abs. 8 des Grundgesetzes wegen ausfallender 
Grundsteuer behandelt werden, und wer ist der zuständige 
Adressat für diese Anträge? 

Bei der Bearbeitung der vorliegenden Anträge 
zum Ausgleich von wegfallenden Grundsteuer-
ersatzbeträgen sind allgemeine Rechtsfragen aufge

-

treten, die noch einer sorgfältigen Prüfung bedür-
fen. Mit dem Abschluß der beim Bundesministerium 
der Finanzen veranlaßten Untersuchungen ist vor 
der Jahreswende nicht mehr zu rechnen. 

Ich werde auf die Angelegenheit so bald wie mög-
lich zurückkommen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 55) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die unterschied-
liche Höhe der Mehrwertsteuer in Frankreich und in der Bun-
desrepublik Deutschland bei langlebigen Wirtschaftsgütern (z. B. 
Kraftfahrzeugen 33 % gegenüber 11 %) eine Benachteiligung zu 
Lasten der grenznahen Handelsbetriebe in der Bundesrepublik 
Deutschland eintritt, wenn beim Einkauf in Frankreich durch die 
Erstattung der französischen Mehrwertsteuer ein Preisgefälle 
hervorgerufen wird, und sieht die Bundesregierung Möglich-
keiten, die dadurch bedingten Wettbewerbsverzerrungen, die 
im Widerspruch zu den Römischen Verträgen stehen, zu ver-
hindern? 

Sie weisen mit Recht darauf hin, daß für Lieferun-
gen neuer Pkw in Frankreich ein Mehrwertsteuer-
satz von 33 % gilt, während bei uns nur 11 % 
Mehrwertsteuer anfallen. Schon der Normalsatz 
der Mehrwertsteuer liegt in Frankreich mit 20 % 
wesentlich höher als bei uns. Diese Steuersatzunter-
schiede führen jedoch nicht zu Wettbewerbsverzer-
rungen. Bei der Ausfuhr aus Frankreich werden 
langlebige Wirtschaftsgüter voll von der französi-
schen Mehrwertsteuer entlastet und bei der Einfuhr 
in die Bundesrepublik mit der deutschen Mehrwert-
steuer belastet und damit in ihrer Belastung den in-
ländischen Erzeugnissen aus Wettbewerbsgründen 
gleichgestellt. Das gilt auch in den Fällen, in denen 
ein Pkw oder ein anderes Wirtschaftsgut in Frank-
reich gekauft und anschließend vom Erwerber über 
die Grenze nach Deutschland gebracht wird. In 
jedem Fall sind 11 % Mehrwertsteuer zu zah-
len. Die Mehrwertsteuer wirkt also völlig wettbe-
werbsneutral. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Wagner (Trier) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen A 56 
und 57) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es aus sozia-
len Gründen unerfreulich ist, wenn der Steuerfreibetrag für 
Bewohner von Altenheimen (§ 33 a Abs. 3 EStG 1975) in den 
meisten Fällen erst im Lohnsteuerjahresausgleich geltend ge-
macht werden kann und den Betroffenen daher erstmals im 
Sommer oder Herbst 1976 zugute kommen wird? 

Ist die Bundesregierung aus diesen Gründen und zur Ver-
meidung zahlreicher zusätzlicher Anträge im Lohnsteuerjahres-
ausgleich bereit, die Eintragung des erwähnten Freibetrags durch 
die Gemeinden zuzulassen? 
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Wie Sie wissen, zielt die Einschränkung des Lohn-
steuer-Ermäßigungsverfahrens darauf ab, eine drin-
gend erforderliche Verwaltungsentlastung bei den 
Finanzämtern zu erreichen. 

Der durch das Einkommensteuerreformgesetz ein-
geführte Freibetrag für Bewohner von Altenheimen 
steht im übrigen — wie sich aus seiner gesetzlichen 
Stellung und aus der Begründung ergibt — in unmit-
telbarem Zusammenhang mit dem Freibetrag für die 
Beschäftigung einer Hausgehilfin oder Haushalts-
hilfe. Der Freibetrag für Bewohner von Altenheimen 
ist davon abhängig, daß eine Steuervergünstigung 
wegen Beschäftigung einer Hausgehilfin oder Haus-
haltshilfe nicht gewährt wird. Aus diesem Grunde 
kann die Eintragung des Freibetrags auf den Lohn-
steuerkarten nicht den Gemeinden übertragen wer-
den, weil sie die sachlichen Anspruchsvoraussetzun-
gen nicht in allen Fällen zutreffend feststellen könn-
ten. 

Im übrigen darf der Freibetrag bei Heimunter-
bringung nicht isoliert gesehen werden. Die unein-
geschränkte Berücksichtigung dieses Freibetrags im 
Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren würde voraus-
setzen, daß auch der Freibetrag für eine Hausge-
hilfin oder Haushaltshilfe uneingeschränkt berück-
sichtigt wird. Beides würde aber die Einschränkung 
des Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahrens erheblich 
verringern und den damit verbundenen Vereinfa-
chungseffekt stark beeinträchtigen. 

Was ich hier vorgetragen habe, ist im Deutschen 
Bundestag nahezu einstimmig beschlossen worden, 
um mit der Verwaltungsvereinfachung im Steuer-
verfahren Ernst zu machen. 

Die Bundesregierung hat deswegen nicht die Ab-
sicht, eine Änderung des Einkommensteuergesetzes 
vorzuschlagen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Röhner (Drucksache 7/2857 
Frage A 61) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Direktorium-
mitglieds der Deutschen Bundesbank, Dr. Helmut Schlesinger, 
mit der er sich gegen neue Konjunkturförderungsprogramme der 
öffentlichen Hand wandte, da die Inlandsnachfrage schon da-
durch genügend angekurbelt werde, daß die öffentliche Hand 
für 1975 ein Defizit von 46 Milliarden DM gegenüber 28 Milliar-
den DM für 1974 und 12 Milliarden DM für 1972 vorprogram-
miert habe, und unter welchen Voraussetzungen wird von der 
Bundesregierung erwogen, den Entwurf eines Haushaltssiche-
rungsgesetzes vorzulegen? 

Auch die Bundesregierung erwartet von dem 
stark zunehmenden Finanzierungsdefizit der öffent-
lichen Haushalte einen erheblichen expansiven Im-
puls auf die Inlandsnachfrage. Alle ernsthaften 
Schätzungen und Urteile bestätigen die Bundesre-
gierung in ihrer Auffassung, daß dieser Impuls not-
wendig ist, um die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
zu stärken und um einen befriedigenden Beschäf-
tigtenstand wiederzugewinnen. 

Über den weiteren konjunkturpolitischen Kurs 
und evtl. ergänzende Maßnahmen wird die Bun-
desregierung Mitte Dezember entscheiden. Bei ihrer 
Entscheidung wird die Bundesregierung selbstver-
ständlich alle bekannten Diagnosen und Prognosen 
sorgfältig wägen und in ihre Überlegungen einbe-
ziehen. 

Für ein Haushaltssicherungsgesetz sieht die Bun-
desregierung keinen Anlaß. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage A 62) : 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
vom 18. November 1974 zu, die VEBA sehe in der von ihr be-
tonten Miteigentümerschaft des Bundes eine wesentliche Hilfe 
bei den von ihr als erfolgreich bezeichneten Verhandlungen mit 
Saudi-Arabien, und wie stellt die Bundesregierung, sollte die 
Meldung zutreffen, in Zukunft sicher, daß die VEBA allein nach 
kaufmännischen Gesichtspunkten geführt, und das Wirtschafts-
geschehen nicht dadurch beeinträchtigt wird, daß die Bundes-
regierung Gesellschaften, an denen sie beteiligt ist, protegiert? 

Bei Abschluß des Rohölliefervertrages der VEBA 
mit Saudi-Arabien hat der Vorstandsvorsitzende der 
VEBA u. a. erwähnt, daß es für den Vertragsab-
schluß sehr nützlich war, daß der Bund an der VEBA 
beteiligt ist. Er hat zugleich betont, daß es sich um 
eine ausschließlich kommerzielle Übereinkunft han-
delt. 

Es mag zutreffen, daß die Tatsache der Bundesbe-
teiligung an der VEBA für die Verhandlungsbereit-
schaft Saudi-Arabiens von Bedeutung gewesen ist. 
Ich sehe darin keinen Nachteil für unsere Wirtschaft. 
Es ist vielmehr die Pflicht der Bundesregierung, 
ihren Beitrag zur Sicherung der Energie- und Roh-
stoffversorgung unseres Landes zu leisten. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Franz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 63) : 

Wie hoch ist nach heutigen Erkenntnissen derjenige Anteil 
des deutschen Nationalvermögens, das seit 1945 von Polen ge-
nutzt wird, zu veranschlagen, der von den Preisveränderungen 
auf dem Energiemarkt betroffen ist, und welchen Wert stellt er 
nach heutigen Preisen dar? 

Mit Inkrafttreten des deutsch-polnischen Vertra-
ges über die Grundlagen der Normalisierung der ge-
genseitigen Beziehungen vom 7. Dezember 1970 be-
streitet die Bundesrepublik Deutschland nicht mehr, 
daß die Gebiete, auf die Ihre Frage abzielt, polni-
sches Staatsgebiet sind. Für Angaben der von Ihnen 
gewünschten Art liegen der Bundesregierung keine 
Erkenntnisse vor. 
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Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Vahlberg (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Fragen A 64 und 65) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß deutsche Unter-
nehmen an einem internationalen Elektrokartell in Brasilien be-
teiligt sind, dem die brasilianische Kartellbehörde vorwirft, mit 
einer abgestimmten Strategie ruinösen Wettbewerbs kleine und 
mittlere brasilianische Unternehmen der Elektrobranche wirt-
schaftlich vernichtet zu haben, und um welche deutschen Unter-
nehmen handelt es sich gegebenenfalls? 

Kann die Bundesregierung angeben, ob die wirtschaftlichen 
Aktivitäten der oben genannten Firmen durch die Bundesrepu-
blik Deutschland in irgendeiner Form (Kapitalhilfe, Finanzierung 
durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau bzw. Ausfuhrkredit 
GmbH, Verbürgung durch Hermes) unterstützt worden sind, hält 
die Bundesregierung das Verhalten dieser Firmen für vereinbar 
mit ihren entwicklungspolitischen Zielsetzungen, und welche 
geeigneten Schritte gedenkt sie gegebenenfalls zu unternehmen? 

Zu Frage A 64: 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
vor, die bestätigen, daß sich deutsche Elektrounter-
nehmen an Praktiken auf dem brasilianischen Markt, 
wie sie in Ihrer Anfrage angesprochen werden, be-
teiligen. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß inter-
nationale Kartelle, die sich ausschließlich auf auslän-
dischen Märkten auswirken, nicht dem deutschen 
Kartellgesetz unterliegen. Das Bundeskartellamt hat 
daher keine Möglichkeit, die auch in Pressemeldun-
gen der letzten Zeit erhobenen Beschwerden zu 
überprüfen, zumal die Befugnisse der nationalen 
Wettbewerbsbehörden nicht über die Grenzen des 
eigenen Hoheitsgebiets hinausreichen. Aus diesem 
Grunde strebt die Bundesregierung, wie sie insbe-
sondere in ihrer Stellungnahme zum letzten Tätig-
keitsbericht des Bundeskartellamtes betont hat, eine 
verstärkte internationale Zusammenarbeit der Re-
gierungen im Bereich der Wettbewerbspolitik an, 
um dadurch die Kontrolle auch über Exportkartelle 
zu verbessern. 

In dem von Ihnen angesprochenen Fall bemüht 
sich die Bundesregierung z. Z., nähere Informationen 
zu erhalten. 

Zu Frage A 65: 

Wie bereits gesagt, liegen der Bundesregierung 
keine ausreichenden Informationen für eine ab-
schließende Beurteilung vor. Sie wird diese Ange-
legenheit im Auge behalten und ihre Haltung da-
nach ausrichten, zu welchem Ergebnis die Untersu-
chungen der brasilianischen Kartellbehörde führen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 66) : 

Hat die Bundesregierung die Absicht, die Vergesellschaftung 
der Rohstoff- und Materialproduktion, der Energiewirtschaft, des 
Investitionsgütersektors, des Transport- und Nachrichtenwesens, 
der Banken, Versicherungen und anderer Produktionszweige zu 
betreiben, wie auf der Landeskonferenz der Jungsozialisten 
Hamburgs gefordert wurde? 

Die Bundesregierung verfolgt keine derartigen 
Absichten. Verbindliche Grundlage ihrer Politik 
sind die Regierungserklärungen vom 17. 5. 1974 und 
vom 18. 1. 1973. In beiden Erklärungen hat sie deut-
lich gemacht, daß die marktwirtschaftliche Ordnung 
und der Wettbewerb grundlegende Prinzipien unse-
rer Wirtschaftsordnung sind und bleiben müssen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Frage A 67): 

Trifft es zu, daß die bayerische Staatsregierung den im Pla-
nungsausschuß der „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" vereinbarten Termin (Jahres-
ende 1974) für die Anmeldung der Schwerpunktorte sowie der 
gemeindescharf abgegrenzten Fördergebiete zum 4. Rahmenplan 
überschreiten will, und welche Konsequenzen hätte dies für 
die Verabschiedung des Rahmenplans? 

Es trifft zu, daß die Bayerische Staatsregierung 
Herrn Minister Dr. Friderichs als Vorsitzendem des 
Planungsausschusses der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
mit Schreiben vom 3. Oktober 1974 unter Hinweis 
auf die Landtagswahlen in Bayern vom 27. Oktober 
1974 mitgeteilt hat, daß sie ihre Anmeldung zum 
4. Rahmenplan frühestens zum 1. Januar 1975 ab-
geben kann. 

Konsequenzen ergeben sich daraus für alle Ge-
biete und Schwerpunktorte, die 1975 erst nach dem 
entsprechenden Beschluß des Planungsausschusses 
über den 4. Rahmenplan neu in die Förderung ein-
bezogen oder mit einer höheren Förderungspräfe-
renz ausgestattet werden. Allerdings würde ein sol-
cher Beschluß voraussichtlich rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 1975 gelten. Die durch die bayerische Termin-
überschreitung eintretende Verschiebung der Sitzung 
des Planungsausschusses verlängert jedoch die Frist, 
in der Sicherheit hinsichtlich der neuen Begünstigun-
gen noch nicht besteht. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Frage A 68) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung das vom Bayerischen Bau-
industrieverband der Bundesregierung und dem Deutschen 
Bundestag vorgelegte Memorandum zur Lage der Bauindustrie, 
und welche Maßnahmen sieht sie unter Berücksichtigung der 
einzelnen Forderungen der Bauwirtschaft, um die schon reduzierte 
Baukapazität weitgehend zu erhalten? 

Die Bundesregierung weist die Behauptung des 
Bayerischen Bauindustrieverbandes zurück, daß für 
die jetzige Lage in der Bauwirtschaft ausschließlich 
„der Staat" — wobei der Verband offensichtlich 
nicht den Staat Bundesrepublik Deutschland, sondern 
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die staatlichen Organe des Bundes meint — verant-
wortlich ist. 

In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion der CDU/CSU zur Lage und Entwicklung der 
Bauwirtschaft — BT-Drucksache Nr. 7/2768 — hat 
sie eine ausführliche Analyse der wirtschaftlichen 
Lage gegeben und zum Ausdruck gebracht, daß die 
bisherige Entwicklung in der Bauwirtschaft nicht zu 
einem Kapazitätsabbau geführt hat, durch den die 
Deckung der mittelfristig zu erwartenden Baunach-
frage gefährdet wird. 

Die Bundesregierung hat bereits seit November 
vorigen Jahres verschiedene — Ihnen bekannte — 
Maßnahmen ergriffen, die einem zu schnellen und zu 
starken Kapazitätsabbau in der Bauwirtschaft ent-
gegenwirken. 

Die Bundesregierung berät z. Zt. Möglichkeiten 
einer weiteren Konjunkturstützung. Einzelheiten 
darüber und über die Finanzierung können noch 
nicht bekanntgegeben werden. Die Entwicklung der 
öffentlichen Bauinvestitionen zeigt, daß die öffent-
liche Hand ihre Bautätigkeit im Jahr 1974 verstärkt 
hat. Sie wird weiterhin bemüht sein, durch Einspa-
rung im konsumtiven Bereich ihre investive Tätig-
keit zu verstärken. 

Die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) 
wird von den Baudienststellen des Bundes und der 
Länder strikt eingehalten. Mittel für den öffentlich 
geförderten Wohnungsbau werden von den Bundes-
ländern zügig bewilligt und entsprechend dem Bau-
fortschritt der Projekte ausgezahlt. 

Eine Aussetzung der Winterbauumlage kann nicht 
in Frage kommen, da der Winterbau auch nach Auf-
fassung des Deutschen Bundestages eine wichtige 
längerfristige Aufgabe darstellt, die auch angesichts 
der derzeitigen Lage der Bauwirtschaft mit sicher-
lich verminderter Winterbautätigkeit nicht gefähr-
det werden darf. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten H andlos (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 69) : 

Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundesregierung be-
schlossen hat, für die Anlegung und Ersatzbeschaffung von Le-
bensmittelvorräten für den Verteidigungsfall keine Haushalts-

mittel mehr zur Verfügung zu stellen und die bereits vorhan

-

denen Lebensmittelreserven aufzulösen, und wenn ja, wie vet 
trägt sich diese Entscheidung mit der Antwort der Bundesregie-
rung vom 26. März 1974 auf die Kleine Anfrage (Drucksache 
7 1876), wonach die Bundesregierung bestrebt ist, den weiteren 
Ausbau der zivilen Verteidigung nach Kräften zu fördern uns 
damit zugleich einen angemessenen Beitrag zur Stärkung des 
Nordatlantischen Verteidigungsbündnisses zu leisten? 

Es entspricht den Tatsachen, daß die Bundesregie-
rung beschlossen hat, für die Anlegung und Ersatz-
beschaffung von Lebensmittelvorräten für den Ver-
teidigungsfall ab 1975 keine Haushaltsmittel mehr 
zur Verfügung zu stellen. Die vorhandenen Lebens-
mittelvorräte der sogenannten zivilen Verteidi-
gungsreserve sollen aufgelöst werden. 

Die Bundesregierung hat sich zur Auflösung der 
Lebensmittelbevorratung im Rahmen der zivilen 
Verteidigung nur im Hinblick auf die gegebene 
Haushaltslage entschlossen. Dabei ist sie davon aus-
gegangen, daß die Lebensmittelvorräte der EG- 
Marktordnungsreserven zur Sicherstellung der Er-
nährung im Verteidigungsfall eingesetzt werden 
können. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß diese 
Entscheidung nicht ihrer Antwort vom 26. März 1974 
auf die Kleine Anfrage betreffend Vernachlässigung 
der Zivilverteidigung — Drucksache 7/1876 — wi-
derspricht. Sie hat dort zum Ausdruck gebracht, daß 
sie die zivile Verteidigung im Rahmen der ihr zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten fördern werde. 
In diesem Zusamenhang kommt der gegebenen 
Haushaltslage eine besondere Bedeutung zu. Diese 
macht es nach Auffassung der Bundesregierung er-
forderlich, daß die Sicherstellung der Ernährung der 
Zivilbevölkerung im Verteidigungsfall gegenwärtig 
auf die EG-Marktordnungsreserve abgestützt wird. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Löffler (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Frage A 70) : 

Trifft es zu, daß in italienischen Lagern ca. 200 000 t Weich-
weizen verdorben sind, die die EWG wegen Versorgungsschwie-
rigkeiten in Süditalien zur Verfügung gestellt hat, und daß 
dieser Weizen in Italien als Futtergetreide verkauft werden 
soll, und welche Haltung will die Bundesregierung in den ent-
sprechenden europäischen Gremien einnehmen, um diesen zwie-
lichtigen Vorgang aufzuklären und ähnliche Aktionen ange-
sichts der bedrohlichen Welternährungslage — zukünftig zu ver-
hindern? 

Die italienische Regierung hat auf Fragen der 
EG-Kommission und der deutschen Delegation mit-
geteilt, daß Pressemeldungen nicht zuträfen, wo-
nach angeblich 200 000 t Weichweizen in italieni-
schen Lagern verdorben seien. Der Weichweizen 
sei nach wie vor für den menschlichen Verzehr ge-
eignet. Allerdings beabsichtigt die italienische Re-
gierung, eine Teilmenge von bis zu 20 000 t wegen 
gewisser Qualitätsminderung zu einem reduzierten 
Preis zu verkaufen. Über diesen Antrag der italieni-
schen Regierung hat die EG-Kommission noch nicht 
entschieden. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 71) : 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung den sogenann-
ten Grünen Bericht des Deutschen Bauernverbandes in solch 
scharfer Form angegriffen? 

Die Bundesregierung hat diesen von Präsident 
Heereman ausdrücklich nicht so genannten „Grü- 
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nen Bericht" nicht in scharfer Form angegriffen, 
sondern aufgrund zahlreicher Anfragen auf die 
Schwächen der Veröffentlichung des Deutschen 
Bauernverbandes hingewiesen, weil wir die Sorge 
haben, daß sich aus solchen gegriffenen Daten mög-
licherweise eine Gefahr für die Glaubwürdigkeit 
der zukünftigen Agrarpolitik ergibt. Daß diese Sorge 
nicht unberechtigt war, beweist zum Beispiel Ihr 
eigenes „Bauernblatt für Schleswig-Holstein" in sei-
ner Ausgabe vom 30. November, wo unter der Über-
schrift „Zur Situation" den Landwirten mitgeteilt 
wird, es läge „ein Rückgang der Gewinne in der 
Landwirtschaft um nominal 10 Prozent" vor, obwohl 
Präsident von Heereman ausdrücklich darauf auf-
merksam gemacht hat, daß diese Zahl nur auf die 
von der Land-Data ausgewerteten Betriebe anzu-
wenden sei und obwohl auch Land-Data einen An-
stieg der Wertschöpfung je Arbeitskraft um vier 
Prozent ausweist, von dem im Bauernblatt leider 
nicht die Rede ist. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 72): 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die deutsche Fischwirtschaft und vor allem die Besatzungen 
der Fischtrawler vor Übergriffen isländischer Kaperschiffe zu 
schützen? 

Die Bundesregierung hat noch am Tag der rechts-
widrigen Aufbringung des deutschen Fischdampfers 
„Arcturus" schärfsten Protest bei der isländischen 
Regierung eingelegt und dabei die sofortige Frei-
gabe von Schiff und Besatzung gefordert. Als wei-
tere Reaktion auf die Aufbringung des Schiffes und 
die Verurteilung des Kapitäns hat die Bundesregie-
rung zusammen mit den vier Küstenländern ein An-
landeverbot für isländische Fischereifahrzeuge in 
deutschen Häfen beschlossen. Ich hoffe, daß diese 
Maßnahme Island zur Besinnung bringt und von 
weiteren Übergriffen gegen unsere Fischdampfer ab-
hält. Sollte dies nicht der Fall sein, so behält sich 
die Bundesregierung vor, weitere Maßnahmen, ins-
besondere handelspolitischer Art, einzuleiten. Auf 
den Fangplätzen selbst trägt der Einsatz der Fische-
reischutzboote dazu bei, Zwischenfälle zu vermei-
den, indem sie die deutschen Fischdampfer vor den 
isländischen Schiffen warnen. Es war der Bundes-
regierung allerdings von vornherein klar, daß die 
unbewaffneten Fischereischutzboote Zwischenfälle 
nicht völlig ausschließen konnten. Ihr Einsatz dient 
in erster Linie dazu, unsere Fischdampfer auf hoher 
See technisch und medizinisch so zu betreuen, daß 
das Anlaufen eines isländischen Hafens mit der Ge-
fahr der Beschlagnahme und Verurteilung vermie-
den wird. 

Längerfristig läßt sich der unbehinderte Fang un-
serer Fischdampfer vor Island nur durch den Ab-
schluß eines Abkommens mit Island sicherstellen. 
Ein Interimsabkommen war zwischen Regierungs

-

vertretern beider Seiten im Oktober 1974 hier in 
Bonn vereinbart worden, hat aber nicht die erforder-
liche Zustimmung des isländischen Parlaments ge-
funden. Vor Aufnahme neuer Verhandlungen müs-
sen wir zunächst abwarten, ob die isländische Re-
gierung eine Begründung für diese Ablehnung gibt 
und akzeptable Gegenvorschläge vorlegt. Zur Zeit 
läßt sich nicht vorhersagen, ob und wann ein Ab-
kommen geschlossen werden kann. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Neumeister 
(CDU/CDU) (Drucksache 7/2857 Fragen A 73 und 74) : 

Welche konkreten Maßnahmen will die Bundesregierung zur 
Verwirklichung der jetzt audi vom Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit befürworteten „Konzertierten Aktion Ge-
sundheitspolitik" ergreifen? 

Welche Aufgaben soll die Konzertierte Aktion Gesundheits-
politik mit welcher Arbeitsweise innerhalb welcher Fristen erfül-
len und welche Organisationen sollen dabei mitwirken? 

Die Bundesregierung will mit einer gesundheits-
politischen Gesprächsrunde, die von Frau Minister 
Focke in ihrer Rede vor der Vollversammlung des 
Bundesgesundheitsrates am 25. 11. 1974 als „Kon-
zertierte Aktion Gesundheitspolitik" bezeichnet 
wurde, erreichen, daß die gegenwärtige gesundheits-
politische Diskussion versachlicht wird. Die für das 
Gesundheitswesen bedeutsamen gesellschaftlichen 
Kräfte sollen in dieser Gesprächsrunde Gelegenheit 
haben, die dringlichen Probleme und die zum Teil 
weit auseinandergehenden Vorstellungen zu ihrer 
Lösung zu erörtern. 

Die Teilnehmer werden sich ad hoc aufgrund der 
jeweils zu behandelnden Einzelthemen ergeben. Ne-
ben Mitgliedern des Bundesgesundheitsrates sollen 
auch Vertreter von Organisationen, die gesundheits-
politische Konzeptionen entwickelt haben, an dieser 
Gesprächsrunde teilnehmen. 

Eines der Probleme, das mit Vorrang behandelt 
werden soll, ist die Frage, wie die Wirtschaftlichkeit 
im Gesundheitswesen ohne Leistungsabfall am 
schnellsten und effektivsten gesteigert werden kann. 

Arbeitsweise und Fristen werden sich aus der Ab-
stimmung mit den jeweiligen Teilnehmern ergeben. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Wüster (SPD) (Drucksache 
7/2857 Frage A 75) : 

Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß sich jährlich 14 000 Kinder in der Bundesrepublik Deutsch-
land durch Arzneimittelmißbrauch vergiften, zu tun, um die In-
dustrie zu veranlassen, „kindersichere" Arzneimittelpackungen zu 
entwickeln und nur noch solche Packungen auszuliefern? 
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Die Bundesregierung hat in den Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuordnung des Arzneimittelrechts 
eine Bestimmung aufgenommen, nach der im Rah-
men des Zulassungsverfahrens die Bundesoberbe-
hörde, das ist das Bundesgesundheitsamt, die Auf-
lage erteilen kann, daß Arzneimittel nur mit einem 
bestimmten Verschluß oder sonstiger Sicherheitsvor-
kehrung in den Verkehr gebracht werden dürfen, um 
die Gefahr des Mißbrauchs durch Kinder zu verhü-
ten. Durch diese Regelung hofft die Bundesregie-
rung, das Risiko von Vergiftungsunfällen durch un-
kontrollierte Einnahme von Arzneimitteln durch Kin-
der zu verringern. 

Wie mir bekannt ist, bemüht sich die Pharmazeu-
tische Industrie schon jetzt in Einzelfällen, Arznei-
mittelbehältnisse zu entwickeln und einzuführen, die 
von Kindern nur schwer geöffnet werden können. 

Ich möchte von hier aus besonders an die Mithilfe 
und Sorgfaltspflicht der Eltern, Erzieher und Auf-
sichtspersonen appellieren, Arzneimittel so aufzube-
wahren, daß sie für Kinder nur schwer zugänglich 
sind, um Vergiftungsunfällen vorzubeugen. Auch der 
beste kindersichere Verschluß stellt keine absolute 
Sicherheit dar. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Sauter (Epfendorf) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage A 76): 

Wie hoch sind die Zuschüsse des Bundes an die einzelnen 
Wohlfahrtsverbände, nach welchen Kriterien werden diese ver-
geben, und wie hoch sind die Zuwendungen des Bundes pro 
Sozialarbeiter der verschiedenen Wohlfahrtsverbände? 

Der Bund fördert die Arbeit der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtsverbände durch institutionelle 
Zuwendungen für ihre zentralen und internationalen 
Wohlfahrtsaufgaben; hierin enthalten sind auch die 
notwendigen Personalkosten. Im Jahre 1974 be-
trägt diese Zuwendung insgesamt 13,35 Millionen 
DM. Sie verteilt sich auf die 6 Spitzenverbände 
rundgerechnet wie folgt: 

Deutscher Caritasverband 	3,6 Millionen DM 

Diakonisches Werk 	 3,5 Millionen DM 

Deutsches Rotes Kreuz 	2 Millionen DM 

Arbeiterwohlfahrt 	 1,9 Millionen DM 

Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband 	1,9 Millionen DM 

Zentralwohlfahrtsstelle der 
Juden in Deutschland 	 347 000 DM 

Die Mittel werden nach den Vorschriften der Bun-
deshaushaltsordnung und den dazu ergangenen all-
gemeinen Bewirtschaftungsgrundsätzen bewilligt. 
Die Haushaltsmittel werden nach einem Schlüssel, 
den die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der freien 
Wohlfahrtspflege zusammengeschlossenen Spitzen-
verbände gemeinsam erarbeitet haben, aufgeteilt. 
Dieser Verteilerschlüssel berücksichtigt neben dem 

allgemeinen Umfang der Arbeitsbereiche, der Bet-
ten- und Platzkapazitäten in den Einrichtungen auch 
die Anzahl der hauptberuflichen Mitarbeiter der 
Verbände. 

Neben diesem institutionellen Zuschuß, den die 
Spitzenverbände seit mehr als 20 Jahren erhalten, 
fördert der Bund auch Einzelmaßnahmen und Pro-
gramme der Wohlfahrtsverbände im Rahmen der 
sogenannten Projektförderung, und zwar nach 
Maßgabe der jeweils geltenden Förderungsbestim-
mungen. So wird z. B. aus dem Bundesjugendplan 
die „zentrale Jugendarbeit der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege" mit 2,9 Millionen DM ge-
fördert; aus dem Programm „Hilfen für Erzieher be-
hinderter Kinder" erhalten die Verbände rd. 
600 000,— DM. Weitere Zuwendungen gehen in die 
Programme „Der freiwillige soziale Dienst" und 
„Eingliederungshilfen" für jugendliche Aussiedler. 
Außerdem gewährt der Bund Zuschüsse für zentrale 
Fortbildungsstätten/Akademien von Wohlfahrtsver-
bänden und das Fortbildungswerk beim Deutschen 
Verein für öffentliche und private Fürsorge. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf die Ant-
wort zur Kleinen Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Probst und andere in der VI. Legislaturperiode 
— Drucksache VI/2094 — hinweisen, in der eine 
umfassende Darstellung der Mittelzuwendungen an 
die Wohlfahrtsverbände aus den verschiedenen Ein-
zelplänen des Bundeshaushalts gegeben worden ist. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schachtschabel (SPD) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 79): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß ein im 
öffentlichen Dienst tätiger Ehegatte, dem nicht das Sorgerecht 
an seinem Kind zugesprochen wurde, nach der zukünftigen Rege-
lung im Rahmen der Steuerreform durch die Änderung der 
Steuerklasse, des Ortszuschlags und dem Wegfall des Kinder-
gelds mit einer wesentlichen Realeinkommensminderung rechnen 
muß? 

Im Zusammenhang mit der Vereinheitlichung des 
Familienlastenausgleichs wird es nach dem Regie-
rungsentwurf eines Siebenten Gesetzes zur Ände-
rung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 
Vorschriften nicht zu einer grundsätzlichen Ein-
schränkung der Zahlung des kindbezogenen Ortszu-
schlagsteils kommen. Insbesondere soll der kindbe-
zogene Ortszuschlagsteil künftig nicht — wie Sie an-
nehmen — dem Angehörigen des öffentlichen Dien-
tes versagt werden, der für seine Kinder nicht den 
Anspruch auf das Kindergeld nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz hat. Insofern wird es in dem von 
Ihnen genannten Fall für den Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes am 1. Januar 1975 nicht zu 
einer Minderung des Realeinkommens kommen. — 
Diesen Teil der Antwort habe ich im Einvernehmen 
mit dem für den genannten Gesetzentwurf feder-
führenden Bundesminister des Innern gegeben. 

Zu einer Minderung des Realeinkommens kann 
es dagegen durch die Vereinheitlichung des Fami- 
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lienlastenausgleichs für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes kommen, wenn nach der kindergeldrechtli-
chen Rangfolge (§ 3 des Bundeskindergeldgesetzes) 
nicht der dem öffentlichen Dienst angehörende El-
ternteil den Kindergeldanspruch hat. Denn dann ver-
liert er den besoldungsrechtlichen Kindergeldzu-
schlag und die bisher in Form von Kinderfreibeträ-
gen gewährte Einkommensteuerermäßigung, und 
den Ersatz hierfür erhält in Form des neuen Kinder-
geldes der andere Elternteil. 

Diese Verschiebung der Entlastung von einem 
Elternteil auf den anderen muß in Fällen, in denen 
die Elternteile nicht miteinander verheiratet sind 
oder dauernd voneinander get rennt leben, grund-
sätzlich zwischen ihnen ausgeglichen werden. Denn 
das Kindergeld soll nicht nur den Elternteil entla-
sten, der das Kind betreut, sondern auch den El-
ternteil, der — wie wohl in Ihrem Beispiel der 
dem öffentlichen Dienst angehörende Elternteil — 
die  Kosten für den Unterhalt des Kindes trägt. Der 
Ausgleich ist nur privatrechtlich möglich, im allge-
meinen durch unterhaltsrechtliche Maßnahmen. Das 
Privatrecht bietet hierzu ausreichende Möglichkei-
ten. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schachtschabel (SPD) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 80) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, daß mögliche Um-
gehungen bei der neuen Kindergeldregelung, die zur Inan-
spruchnahme eines erhöhten Kindergelds führen können, ausge-
schlossen werden? 

Das Verfahren bei der Bearbeitung von Kinder-
geldanträgen ist aufgrund langjähriger Erfahrung 
von der Bundesanstalt für Arbeit so gestaltet wor-
den, daß Mißbräuche soweit wie möglich ausge-
schlossen sind. Die Bundesregierung hat sicherge-
stellt, daß die nach § 45 des Bundeskindergeldge-
setzes für die Durchführung des Gesetzes in den 
nächsten beiden Jahren ebenfalls zuständigen 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn das gleiche Ver-
fahren anwenden und sich damit die Erfahrungen 
der Bundesanstalt zunutze machen. Insofern ist alles 
Erforderliche geschehen. Daß man sich nicht absolut 
gegen betrügerische Machenschaften schützen kann, 
ist ebenfalls eine Erfahrungstatsache. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Fragen A 81 und 82) : 

Werden mit dein Einstellungsstopp der Deutschen Bundesbahn 
auch die Auszubildenden betroffen, wenn ja, steht das Verhal-
ten der Deutschen Bundesbahn nicht im Gegensatz zu den For-
derungen der Bundesregierung an die freie Wirtschaft? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihren ganzen Einfluß geltend 
zu machen, daß sich die Deutsche Bundesbahn an der beruflichen 
Ausbildung uneingeschränkt beteiligt? 

Zu Frage A 81: 

Von dem auf der Pressekonferenz am 7. November 
1974 verkündeten Einstellungsstopp der Deutschen 
Bundesbahn werden — nach der Entscheidung des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn — Auszubil-
dende in den Ausbildungsberufen nach dem Berufs-
bildungsgesetz nicht betroffen. 

Zu Frage A 82: 

Die Nachwuchsplanung und Ausbildung im Bereich 
der Deutschen Bundesbahn fällt in den ausschließ-
lichen Zuständigkeitsbereich des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn. Die aktuelle Sorge um die 
für dieses Jahr sich abzeichnenden Engpässe bei den 
Ausbildungsplätzen in anerkannten Ausbildungs-
berufen hat jedoch bereits im Frühjahr in meinem 
Hause zu einer Überprüfung der Ausbildungssitua-
tion auch bei der Deutschen Bundesbahn geführt. Als 
Ergebnis ist festzustellen, daß die Zahl der Auszu-
bildenden in den letzten Jahren kontinuierlich zu-
genommen hat. 

In Zahlen stellt sich diese Entwicklung der Deut-
schen Bundesbahn wie folgt dar: 

Gesamtzahl der Auszubildenden bei der Deutschen 
Bundesbahn in Ausbildungsberufen der Industrie 
am 31. 12. 

1970 	5 559 

1971 	6 599 

1972 	7 607 

1973 	8 261 

(Am 31. 12. 1974 voraussichtlich 8 522). 

Die Gesamtzahl der Auszubildenden liegt unter 
Berücksichtigung der verwaltungseigenen Ausbil-
dungsberufe (Bauzeichner, Vermessungstechniker) 
noch höher; sie betrug z. B. am 31. Dezember 1973 
insgesamt 8 686 Auszubildende. 

Im Jahre 1973 wurden - bei einem Soll von 2 565 
Auszubildenden — 2 365 Auszubildende neu einge-
stellt. Das Einstellungssoll für 1974 beträgt 2 691 
Auszubildende. Obgleich es erfahrungsgemäß we-
gen des unterschiedlichen Angebots an ausreichend 
qualifizierten Bewerbern in den einzelnen Regionen 
nicht möglich ist, das Einstellungssoll voll auszu-
schöpfen, war die Deutsche Bundesbahn gerade in 
diesem Jahr bemüht, dieses vermehrte Ausbildungs-
platzangebot auch voll zu besetzen. In diesem Jahr 
sind bisher 2 673 Ausbildungsverhältnisse neu be-
gründet worden. Bei dieser Sachlage bedarf es kei-
nes besonderen Einflusses der Bundesregierung auf 
die Deutsche Bundesbahn im Sinne ihrer Fragestel-
lung. Im übrigen hat mein Haus bereits im Mai 1974 
die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn ge-
beten, alle Möglichkeiten einer Erhöhung des Aus-
bildungsangebots auszuschöpfen. 
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Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Frage A 85) : 

Welche Zeitungen gehören der in der Antwort vom 7. Novem-
ber 1974 auf meine entsprechende Anfrage genannten Arbeitsge-
meinschaft an, zu der auch die SPD-Zeitung „Münchener Post" 
gehört, welche Beträge hat diese Arbeitsgemeinschaft für die 
Verbreitung der Beilage, speziell aber die „Münchener Post", 
erhalten? 

Zu der in der Antwort auf Ihre Frage genannten 
Arbeitsgemeinschaft gehören die „Münchner Post" 
mit einer Auflage von 250 000, die „Neue Hessische 
Zeitung" mit einer Auflage von 150 000, die „Bre-
mer Bürgerzeitung" mit einer Auflage von 40 000 
und „Hamburg Heute" mit einer Auflage von 750 000 
Exemplaren. 

Das Entgelt für die redaktionellen und die ge-
stalterischen Leistungen sowie für Druck und Distri-
bution der Verkehrssicherheitsbeilage betrug ins-
gesamt DM 170 812,88; davon erhielt DM 48 570,27 
die „Münchner Post". 

Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen A 86 und 87) : 

Trifft es zu, daß am 16. November 1974 bewaffnete Schnell-
boote der Nationalen Volksarmee die gesamte Breite der Elbe 
bei Boizenburg vorübergehend total für die Schiffsdurchfahrt 
gesperrt haben und daß die zuständigen Behörden in der Bun-
desrepublik Deutschland darüber nicht informiert wurden, wenn 
ja, wie beurteilt die Bundesregierung diesen Rechtsbruch der 
DDR, und was gedenkt sie zu tun, um Wiederholung zu verhin-
dern? 

Trifft es zu, daß die örtlichen Behörden durch die Bundes-
regierung angewiesen wurden, über diesen Vorfall die Öffent-
lichkeit nicht zu unterrichten, wenn ja, aus welchen Gründen? 

Am Sonnabend, den 16. November 1974 sperrten 
die beiden Motorboote „Bitter" und „Elbe" des Was-
serstraßenamtes Wittenberge von 15.15 Uhr bis 
15.30 Uhr die Elbe bei Stromkilometer 559 und 
Stromkilometer 561 für den durchfahrenden Verkehr, 
um einem aus dem Boizenburger Hafen kommen-
den Fahrgastschiff, einem Neubau, von 125 Metern 
Länge, 16,80 Metern Breite und 2,35 Metern Tiefgang 
das Drehen um 180 °  zu ermöglichen. In Begleitung 
der beiden Fahrzeuge des Wasserstraßenamtes Wit-
tenberge befand sich das Boot „S 200" der Grenz-
truppen der DDR. Infolge dieser Sperrung mußte 
das zu Tal fahrende Motorschiff „Tannenberg II" 
aufstoppen. 

Das auf der Elbe gedrehte Schiff gehört zu einer 
Baureihe von 15 Schiffen, die der „VEB Elbe-Werft 
Boizenburg" für die Sowjetunion zum Einsatz auf 
der Wolga erstellt. Das Schiff konnte weder auf der 
Werft noch im Hafen gedreht werden, weil die Ört-
lichkeiten dort zu eng sind. Schon im Frühsommer 
1974 mußte ein solches Schiff auf der Elbe gedreht 
und der Strom dazu gesperrt werden. 

Im Gegensatz zu dem Fall im Frühsommer 1974 
hatten die Organe der DDR die zuständige Behörde 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes, 
das Wasser- und Schiffahrtsamt Hitzacker, am 
16. November 1974 von der beabsichtigten Maßnah-
me nicht unterrichtet. Örtliche Stellen der DDR haben 
hierzu gegenüber dem Wasser- und Schiffahrtsamt 
Hitzacker erklärt, es habe ein Versehen der Werft 
vorgelegen; von seiten der Werft sei das Wasser-
straßenamt Wittenberge erst unmittelbar vor der 
erforderlich werdenden Sperrung unterrichtet wor-
den. 

Das Verhalten der Organe der DDR entspricht 
nicht den Gepflogenheiten, wie sie sich auf der Elbe 
zwischen Kilometer 472,6 und Kilometer 566,3 seit 
1950 entwickelt haben. Die Delegation der Bundes-
republik Deutschland wird den Vorfall daher in der 
Sitzung der Kommission nach Artikel 32 des Ver-
kehrsvertrages, die am 4. und 5. Dezember 1974 in 
Berlin (Ost) stattfindet, ansprechen und die unter-
lassene Unterrichtung der Wasser- und Schiffahrts-
verwaltung des Bundes von der beabsichtigten Sper-
rung beanstanden. 

Eine an die örtlichen Behörden gerichtete Anwei-
sung, die Öffentlichkeit über diesen Vorfall nicht zu 
unterrichten, hat die Bundesregierung nicht gegeben. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Eyrich (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Fragen A 88 und 89) : 

Stellt die Bundesregierung oder die Deutsche Bundesbahn der-
zeit Überlegungen an, das Streckennetz der Deutschen Bundes-
bahn drastisch zu verkleinern? 

Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, dann die struktur-
schwachen Gebiete so zu berücksichtigen, daß dort Verkürzungen 
des Streckenangebots nicht vorgenommen werden, um die ohne-
hin benachteiligten Gebiete nicht noch mehr in ihrer Wettbe-
werbssituation zu schwächen, und ist die Bundesregierung gege-
benenfalls bereit, in diesem Sinne auf die Entscheidung der 
Deutschen Bundesbahn einzuwirken? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) ist nach § 28 Bun-
desbahngesetz verpflichtet, ihren Betrieb nach be-
triebswirtschaftlichen Grundsätzen zu führen. Sie 
sieht es daher als wichtiges Unternehmensziel an, 
eine Netzkonzeption für die Verkehrsanforderungen 
der Zukunft zu erarbeiten. Dieses Konzept wird in 
Anpassung an die Verkehrsnachfrage und die Ver-
kehrsprognosen nicht nur die Aufgabe schwach ge-
nutzter Strecken beinhalten, sondern auch Kapa-
zitätsausweitungen in dem für notwendig erkann-
ten Umfang vorsehen. Durch diese Netzkonzentra-
tion soll der Weg für eine weitgehende Automation 
des Betriebsablaufs geebnet und eine Steigerung 
der Transportqualität sowie der Wirtschaftlichkeit 
erreicht werden. 

Sofern die Deutsche Bundesbahn im Zuge dieser 
Bestrebungen auf den Betrieb schwach genutzter 
Nebenstrecken verzichten will, bedarf es zur Durch-
führung in jedem Einzelfall der Genehmigung durch 
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den BMV nach § 14 Bundesbahngesetz. Durch Gesetz 
ist somit sichergestellt, daß bei der Beurteilung 
jeder Einzelmaßnahme nicht nur die Belange der 
Deutschen Bundesbahn, sondern auch die von Ihnen 
angesprochenen Belange gewürdigt werden, ehe 
über einen Antrag entschieden wird. 

Damit ist die von Ihnen angesprochene Einwir-
kung der Bundesregierung sichergestellt. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Berger (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Fragen A 90 und 91) : 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß die Deutsche 
Bundesbahn für die Abgeltung von Heimbereitschaften ihren Be-
amten eine Entschädigung gewährt, die nur etwa den zehnten 
Teil der ihren Arbeitnehmern seit 1. Oktober 1974 gewährten 
Entschädigung ausmacht? 

Ist die Bundesregierung bereit, für eine entsprechende Anglei-
chung der Entschädigung für ihre Beamten an die für ihre Ar-
beitnehmer Sorge zu tragen? 

Die Deutsche Bundesbahn muß, um einen sicheren 
Eisenbahnbetrieb zu gewährleisten, dafür sorgen, 
daß verantwortliche Aufsichtskräfte und die zur Be-
hebung von Störungen erforderlichen Dienstkräfte 
außerhalb der allgemeinen Arbeitszeit — nachts, 
über die Wochenenden und während der Feiertage—
stets kurzfristig erreichbar sind. Die Deutsche Bun-
desbahn gewährt ihren Beamten für solche Heim-
bereitschaftsleistungen — sofern sie in erheblichem 
Umfang anfallen — auf der Grundlage von § 23 
Bundesbahngesetz vierteljährlich Belohnungen von 
50,— bis 100,— DM. 

Eine besoldungsrechtliche Regelung zur Abgeltung 
von Heimbereitschaften für Beamte gibt es nicht. 

Die für Arbeitnehmer der Deutschen Bundesbahn 
bisher in ihrer finanziellen Auswirkung vergleich-
bare Regelung wurde durch Tarifvertrag vom 
16. Juli 1974 entsprechend dem Ergebnis der Mantel-
tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst mit Wir-
kung vom 1. Oktober 1974 neu gestaltet. 

Ein Antrag des Vorstandes der Deutschen Bun-
desbahn auf Änderung des derzeitigen Zustandes 
liegt nicht vor. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Gierenstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 92) : 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 22. November 1974 zu, 
die „DDR" habe mit Hilfe ihrer Streitkräfte die Elbe zwischen 
Kilometer 559 und 561 abgeriegelt, was untergeordnete Behör-
den auf Weisung der Bundesregierung der Öffentlichkeit hät-
ten verschweigen müssen, und wird — bejahendenfalls — die 
Bundesregierung in Zukunft derartige rechtswidrige Übergriffe 

unterbinden und die Öffentlichkeit rückhaltlos informieren? 

Die Frage ist bereits auf die gleichartige Frage 
des Kollegen Schröder (Lüneburg) beantwortet wor-
den. Sie lautet: Am Sonnabend, dem 16. November 
1974, sperrten die beiden Motorboote „Bitter" und 
„Elbe" des Wasserstraßenamtes Wittenberge von 
15.15 Uhr bis 15.30 Uhr die Elbe bei Stromkilometer 
559 und Stromkilometer 561 für den durchfahrenden 
Verkehr, um einem aus dem Boizenburger Hafen 
kommenden Fahrgastschiff, einem Neubau, von 125 
Metern Länge, 16,80 Metern Breite und 2,35 Metern 
Tiefgang das Drehen um 180 °  zu ermöglichen. In 
Begleitung der beiden Fahrzeuge des Wasserstraßen-
amtes Wittenberge befand sich das Boot „S 200" der 
Grenztruppen der DDR. Infolge dieser Sperrung 
mußte das zu Tal fahrende Motorschiff „Tannen-
berg II" aufstoppen. 

Das auf der Elbe gedrehte Schiff gehört zu einer 
Baureihe von 15 Schiffen, die der „VEB Elbe-Werft 
Boizenburg" für die Sowjetunion zum Einsatz auf 
der Wolga erstellt. Das Schiff konnte weder auf der 
Werft noch im Hafen gedreht werden, weil die Ört-
lichkeiten dort zu eng sind. Schon im Frühsommer 
1974 mußte ein solches Schiff auf der Elbe gedreht 
und der Strom dazu gesperrt werden. 

Im Gegensatz zu dem Fall im Frühsommer 1974 
hatten die Organe der DDR die zuständige Behörde 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes, 
das Wasser- und Schiffahrtsamt Hitzacker, am 
16. November 1974 von der beabsichtigten Maß-
nahme nicht unterrichtet. Örtliche Stellen der DDR 
haben hierzu gegenüber dem Wasser- und Schiff-
fahrtsamt Hitzacker erklärt, es habe ein Versehen 
der Werft vorgelegen; von seiten der Werft sei das 
Wasserstraßenamt Wittenberge erst unmittelbar vor 
der erforderlich werdenden Sperrung unterrichtet 
worden. 

Das Verhalten der Organe der DDR entspricht 
nicht den Gepflogenheiten, wie sie sich auf der Elbe 
zwischen Kilometer 472,6 und Kilometer 566,3 seit 
1950 entwickelt haben. Die Delegation der Bundes-
republik Deutschland wird den Vorfall daher in der 
Sitzung der Kommission nach Artikel 32 des Ver-
kehrsvertrages, die am 4. und 5. Dezember 1974 in 
Berlin (Ost) stattfindet, ansprechen und die unter-
lassene Unterrichtung der Wasser- und Schiffahrts-
verwaltung des Bundes von der beabsichtigten 
Sperrung beanstanden. 

Eine an die örtlichen Behörden gerichtete Anwei-
sung, die Öffentlichkeit über diesen Vorfall nicht 
zu unterrichten, hat die Bundesregierung nicht ge-
geben. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordenten Schlaga (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Fragen A 93 und 94) : 

Ist die Bundesregierung in nächster Zukunft bereit, die der-
zeit gültigen Geräuschgrenzen von 73 dB (A) für Mopeds im 
Interesse der Volksgesundheit drastisch zu senken? 
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Teilt die Bundesregierung meine Überzeugung, daß die vor-
handenen Möglichkeiten zu kontrollieren und zu messen, ob die 
für Mopeds zulässigen Geräuschgrenzen eingehalten werden, 
unzureichend sind, und wie gedenkt sie zu verhindern, daß 
auch weiterhin Bürger durch unzumutbare Geräuschbelästigung 
infolge von umgebauten Auspuffen belästigt werden? 

Die mit § 49 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung (StVZO) verbundenen Grenzwerte werden 
dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend und 
soweit es wirtschaftlich vertretbar ist, also in einer 
sinnvollen Abstimmung, herabgesetzt. 

Seit Anfang des Jahres wird unter Beteiligung der 
Industrie eine erhebliche Herabsetzung der zulässi-
gen Lautstärken angestrebt unter gleichzeitiger Vor-
aussetzung, daß auch eine vom Halter vorzuneh-
mende Manipulation an den Schalldämpfern unter-
bunden bzw. sehr erschwert und leicht erkennbar 
gemacht wird (z. B. das von Jugendlichen ausge-
führte Ausräumen von Schalldämpfern, um durch 
mehr Lärm eine höhere Leistung vorzutäuschen). 

Meßverfahren und -geräte zum Feststellen der 
Geräuschemission sind bekannt und werden benutzt. 

Die Kontrolle von im Verkehr befindlichen Kraft-
rädern obliegt den Polizeien der Länder. Inwieweit 
die Länder von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, 
unterliegt nicht dem Einfluß des Bundesministers 
für Verkehr. 

Die ständige Konferenz der Innenminister hat in 
der Vergangenheit bereits beschlossen, der Über-
wachung des Geräuschverhaltens der im Verkehr 
befindlichen Fahrzeuge verstärkte Aufmerksamkeit 
zu schenken, soweit dies mit dem z. Z. vorhandenen 
Personal durchführbar ist. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Tillmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 95) : 

Sieht die Bundesregierung auf Grund der Tatsache, daß der 
Fluglärm vielfach zu einem Existenzproblem für die Anlieger 
der Flughäfen geworden ist, von einem Nachtflugverbot abge-
sehen, die Notwendigkeit, durch eine gesetzliche Regelung für 
eine Entlastung der Wohngebiete zu sorgen, indem eine Um-
rüstung der Flugzeuge auf leise Triebwerke dadurch gefordert 
wird, daß eine Erhöhung der Landegebühren auf allen deutschen 
Flugplätzen für solche Flugzeuge verbindlich gemacht wird, die 
noch nicht auf leise Triebwerke umgerüstet sind, und wann kann 
mit einer dementsprechenden Initiative gerechnet werden, ins-
besondere da der Bundesverkehrsminister bereits in seinem 
Schreiben vom 13. August 1974 darauf hingewiesen hat, daß 
solche Maßnahmen erwogen werden? 

Sowohl die Umrüstung lauter Flugzeuge auf die 
Grenzwerte des Anhangs 16 des Abkommens über 
die Internationale Zivilluftfahrt als auch die Ein-
führung gestaffelter lärmabhängiger Landegebühren 
sind Teil eines Maßnahmekatalogs, mit dem Flug-
lärm auf das mögliche Minimum reduziert werden 
soll. Hinsichtlich der Umrüstung lauter Strahlflug-
zeuge auf die Grenzwerte des Anhanges 16 läßt sich 
eine fühlbare Minderung des Fluglärms nur dann 
erreichen, wenn weltweit Termine für eine Um-
rüstung festgelegt werden. Hierüber wird im Rah-
men der ICAO verhandelt. Parallel hierzu wird der 
Entwurf einer Verordnung über Lärmgrenzwerte 

von Luftfahrzeugen erstellt, in der ein Umrüstzwang 
enthalten sein wird. Da die genannte Verordnung 
sich nur auf deutsche Luftfahrzeuge beziehen kann, 
ist die Bundesregierung der Ansicht, daß bereits vor 
Inkrafttreten der Verordnung laute Flugzeuge, 
gleich welcher Nationalität, auf deutschen Flughäfen 
mit erhöhten Landegebühren zu den zusätzlichen 
durch sie verursachten Lärmminderungskosten her-
angezogen werden. Eine von mir angeregte und von 
der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflug-
häfen durchzuführende Untersuchung hängt hinsicht-
lich der Methodik einer solchen erhöhten Lande-
gebühr sowie der Modalitäten von der Festlegung 
von Lärmzonen an den Flughäfen entsprechend dem 
Fluglärmgesetz ab. In beiden Fällen, Herr Kollege, 
kann ich aus den dargelegten Gründen keinen kon-
kreten Termin nennen. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Hoffie (FDP) (Druck-
sache 7/2857 Fragen A 96 und 97): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um die gegen 
die Sicherheitsvorschriften der deutschen Gesetze verstoßenden 
ausländischen Güterfernverkehrsunternehmer und -fahrer zur 
Anwendung und strikten Einhaltung der deutschen Vorschrif-
ten, insbesondere der Benutzung eines Fahrtenschreibers und 
der Beachtung der Ruhe- und Besetzungsvorschriften für das 
Fahrpersonal, zu zwingen? 

Kann die Bundesregierung — und ab welchem Zeitpunkt 
durch bilaterale Vereinbarungen mit Ländern außerhalb der Eu-
ropäischen Gemeinschaft, z. B. Österreich, sicherstellen, daß bei 
Fahrten mit Nutzfahrzeugen auf den Straßen der Bundesrepublik 
Deutschland zur Vermeidung von Unfällen infolge Ermüdungs-
erscheinungen der Fernfahrer die deutschen Sozialvorschriften 
beachtet und zu diesem Zweck an den Grenzübergängen entspre-
chende Kontrollen durchgeführt werden? 

Zu Frage A 96: 

Die Durchführung der Vorschriften, die insbeson-
dere die Höchstdauer von Lenkzeiten, die Mindest-
dauer von Ruhepausen und -zeiten sowie die Füh-
rung eines Kontrollmittels zum Gegenstand haben 
und die auch von ausländischen Güterfernverkehrs-
unternehmern und -fahrern zu beachten sind, wurde 
durch das Gesetz über das Fahrpersonal im Straßen-
verkehr vom 30. März 1971 den Bundesländern und 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr (BAG) 
übertragen. Die Bundesregierung steht mit den 
Bundesländern und der BAG im ständigen Kontakt, 
um Überwachung und Ahndung zu koordinieren, 
Zweifelsfragen zu klären und dort, wo es geboten 
ist, die Überwachung durch Rechtsvorschriften oder 
Richtlinien zu ergänzen. Es besteht unter Vorsitz des 
Bundesministers für Verkehr ein Arbeitskreis, der 
in der Regel sechsmal im Jahr zusammentritt. Die 
Bundesregierung wird diese ihre Bemühungen auch 
in Zukunft verstärkt fortsetzen, um die Einhaltung 
der Sozialvorschriften im Straßenverkehr durch In-
und Ausländer sicherzustellen. 

Die Benutzung eines Fahrtschreibers konnte von 
dem Fahrpersonal ausländischer Fahrzeuge bisher 
nicht verlangt werden, da nach dem geltenden Ter-
ritorialitätsprinzip eine Ausrüstungspflicht nur für 
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Fahrzeuge, die im Geltungsbereich der Bundes-
republik Deutschland und des Landes Berlin zuge-
lassen sind, aufgestellt werden kann. Ab 1. Januar 
1975 müssen jedoch alle Neufahrzeuge, die ihren 
regelmäßigen Standort im Bereich des Gemeinsamen 
Marktes haben und deren Fahrpersonal dem Sozial-
recht der Europäischen Gemeinschaften unterliegt, 
mit besonderen Kontrollgeräten ausgerüstet sein. 
Ältere Fahrzeuge sind bis zum 1. Januar 1978 ent-
sprechend nachzurüsten, wenn sie keine Fahrtschrei-
ber haben. 

Zu Frage A 97: 

Die Bundesregierung hat bereits im Jahre 1973 
durch Schreiben an alle Verkehrsministerien der 
Länder außerhalb der Europäischen Gemeinschaften, 
von denen Güter- oder Personenbeförderungen in 
der Bundesrepublik Deutschland vorgenommen wer-
den, auf den Inhalt der geltenden Sozialvorschriften 
und die Notwendigkeit ihrer Beachtung auch durch 
das Fahrpersonal ausländischer Fahrzeuge hinge-
wiesen. Sie hat darüber hinaus bilaterale Verhand-
lungen mit Österreich und der Schweiz in gleicher 
Zielabsicht geführt. Die Bedeutung der Sozialvor-
schriften und ihrer Überwachung wurde bei diesen 
Erörterungen als unverzichtbarer Beitrag zur Steige-
rung der Verkehrssicherheit betont. Derartige Ge-
spräche werden auch in Zukunft fortgesetzt werden. 

Die Einhaltung der Sozialvorschriften wird durch 
Kontrollen der Bundesanstalt für den Güterfernver-
kehr (BAG) und der Bundesländer auch gegenüber 
dem Fahrpersonal aus Nichtmitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Gemeinschaften im Rahmen der bestehen-
den Möglichkeiten überwacht. Dies geschieht an der 
Grenze und auf den Beförderungsstrecken der Bun-
desrepublik Deutschland und des Landes Berlin. 

Über den Straßengüter- und -personenverkehr hat 
die Bundesregierung mit den Regierungen zahlrei-
cher anderer Staaten Abkommen geschlossen, in 
denen auf die Beachtung des nationalen Rechts be-
sonders hingewiesen wird. Außerdem besteht ein 
„Europäisches Übereinkommen über die Arbeit des 
im internationalen Straßenverkehr beschäftigten 
Fahrpersonals" vom 1. Juli 1970, das von den Staa-
ten der Europäischen Gemeinschaften ratifiziert wer-
den und etwa ab 1976 auch für andere europäische 
Staaten gelten wird. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage A 98) : 

Was hat die Bundesregierung getan um zu erreichen, daß Ost

-

Berlin die vertraglich eingegangene Verpflichtung erfüllt, den 
Telefonverkehr zwischen West- und Ost-Berlin bis zum 31. De-
zember 1974 auf vollautomatischen Betrieb umzustellen, und hat 
die Bundesregierung insbesondere der Ostberliner Regierung 
angeboten, die notwendigen technischen Einrichtungen im Rah-
men des Interzonenhandels zu liefern und auch die Installierung 
auf dieser Basis zu übernehmen? 

Die technischen Gespräche über die Vollautoma-
tisierung des Fernsprechverkehrs von Berlin (West) 
nach Berlin (Ost) sind noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Funcke (FDP) (Druck-
sache 7/2857 Fragen A 99 und 100) : 

Trifft es zu, daß seit der Fernsprechgebührenerhöhung vorn 
1. Juli 1974 Frauen nach ihrer Eheschließung und der damit ver-
bundenen Namensänderung für die Umschreibung auf den neuen 
Namen nunmehr 50 DM bezahlen müssen, nachdem diese Ge-
bühr aus gutem Grund 1969 aufgehoben wurde? 

Wenn ja, wie begründet die Bundesregierung die Wiederein-
führung einer Gebühr für eine vorn Staat aus ordnungspolitischen 
Gründen erzwungene Namensänderung, wenn Telefonanschluß 
und Person die gleichen bleiben? 

Seit dem Inkrafttreten der „Zweiten Verordnung 
zur Änderung der Fernmeldeordnung" am 1. Juli 
1974 müssen Frauen bei einer Namensänderung aus 
Anlaß der Eheschließung die Umschreibgebühr be-
zahlen. 

Nachdem die Umschreibgebühr seit dem Jahre 
1969 bei Namensänderung aus Anlaß der Eheschlie-
ßung nicht mehr erhoben worden war, beanspruch-
ten insbesondere Witwen und geschiedene Ehe-
frauen eine vergleichbare Regelung für sich. Da sich 
Witwen und geschiedene Frauen in der Regel in 
einer ungünstigeren sozialen Position befinden als 
die bisher begünstigten Ehefrauen und aufgrund 
unterschiedlicher Behandlung in etwa vergleichba-
rer Fälle ein Prozeßrisiko nicht auszuschließen war, 
gab es nur die Alternative, entweder die Vergünsti-
gungen für die Ehefrauen zurückzunehmen oder den 
Kreis der Begünstigten zu erweitern. 

Eine Ausweitung der Vergünstigung wäre mit 
einem geschätzten Gebührenausfall von 6-7 Millio-
nen DM verbunden gewesen. Bei ihrer bekannten 
schwierigen Wirtschaftslage kann die Deutsche 
Bundespost auf Gebühreneinnahmen dieser Größen-
ordnung nicht verzichten. Dies um so weniger, als die 
Gebühren ihrer Höhe nach ein angemessenes Ent-
gelt für die entstehende Verwaltungsarbeit darstel-
len. 

Außerdem wird bei Eheschließung nach dem Ent-
wurf zum Ersten Gesetz zur Reform des Ehe- und Fa-
milienrechts künftig kein gesetzlicher Zwang zur 
Namensänderung mehr bestehen. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 101) : 

Begründet das gewandelte wirtschaftliche Interesse der Firmen 
Siemens und AEG auch für die Deutsche Bundespost ein Aus-
scheiden aus dem Gesellschafterkreis der DATEL GmbH, oder 
hat die DATEL GmbH die vorgegebenen wirtschaftlichen Ziel-
setzungen in der Vergangenheit insoweit erfüllt, als die Deut-
sche Bundespost an deren weiterer Durchsetzung beteiligt sein 
sollte? 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1974 	9189' 

Die im Herbst begonnene Umstrukturierung des 
Gesellschafterkreises der Deutschen DATEL Gesell-
schaft für Datenfernverarbeitung mbH in Darm-
stadt (DATEL GmbH) führte am 29. November 1974 
zum Abschluß eines Vorvertrages. Nach der Firma 
Nixdorf Computer AG ist nunmehr auch die Fir-
mengruppe AEG-Telefunken-Olympia aus dem Ge-
sellschafterkreis ausgeschieden. Die Firma Siemens 
wie auch die Deutsche Bundespost sind jedoch mit 
je 5 % weiterhin Gesellschafter geblieben und haben 
darüber hinaus eine Option auf weitere 5 % der Ge-
sellschafteranteile. Mehrheitsgesellschafter ist jetzt 
die Firma Generale de Service Informatique Europe 
(GSI), die als EDV-Dienstleistungsunternehmen be-
reits in Frankreich, Belgien, Italien und in der 
Schweiz tätig ist. 

Die Deutsche Bundespost ist der Überzeugung, daß 
sie die mit ihrem Engagement an der DATEL GmbH 
verfolgten Ziele auch in dem neu strukturierten Ge-
sellschafterkreis und bei einer verminderten Eigen-
beteiligung verwirklichen kann. Insoweit haben die 
wirtschaftlichen Interessen der Mitgesellschafter kei-
nen ausschlaggebenden Einfluß auf die Willensbil-
dung der Deutschen Bundespost. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 102) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß gemeinnützige Woh-
nungsbaugesellschaften (Beispiel Neue Heimat, Hamburg) dazu 
übergehen, bei Dienstleistungsverträgen für die von ihnen er-
richteten öffentlich geförderten Wohnungen Tochtergesellschaften 
(z. B. tele-therm, AVB) einzuschalten, die nicht nach dem Ge-
meinnützigkeitsprinzip arbeiten und deswegen zu Lasten der 
Mieter einen Teil der öffentlichen Förderung neutralisieren, in-
dem sie für ihr Eigenkapital eine höhere Verzinsung in Rech-
nung stellen, als dies den gemeinnützigen Muttergesellschaften 
möglich ist, und ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag 
Vorschläge zu unterbreiten, die eine derartige teilweise Umge-
hung des Gemeinnützigkeitsprinzips verhindern? 

Die Einschaltung von Unternehmen über Dienst-
leistungsverträge, die von Bauträgern abgeschlossen 
werden und die sich auf die Mieten bei Sozialwoh-
nungen auswirken, ist bekannt. Sie spielt in letzter 
Zeit namentlich bei Lieferungsverträgen mit Fern-
heizwerken eine Rolle. 

Soweit gemeinützige Wohnungsunternehmen Bau-
herren der Sozialwohnungen sind, ist für die Frage 
der Einflußnahme auf die Preisgestaltung folgendes 
zu bemerken: 

Gemeinnützige Wohnungsunternehmen dürfen 
sich an Unternehmen beteiligen, die ausschließlich 
Gemeinschaftsanlagen oder Folgeeinrichtungen für 
die Beteiligten betreiben, Danach kommen also z. B. 
Beteiligungen an Heizwerken in Betracht. Die Be-
teiligung darf aber nur in einem angemessenen Ver-
hältnis zu den versorgten Wohnungen stehen. 

Beherrscht das gemeinnützige Wohnungsunterneh-
men das beteiligte Unternehmen nicht, wird es auf 
dessen Preisgestaltung keinen Einfluß nehmen kön-
nen. Beherrscht es hingegen das beteiligte Unter

-

nehmen, muß es nach meiner Ansicht darauf hinwir-
ken, daß der Preis den für die Kostendeckung er-
forderlichen Betrag nicht übersteigt. Das ergibt sich 
im Wege der Auslegung aus den Vorschriften, die 
für den Fall des Betriebes von Gemeinschaftsanlagen 
und Folgeeinrichtungen durch gemeinnützige Woh-
nungsunternehmen gelten. 

Ich bin bereit zu prüfen, ob eine ausdrückliche Re-
gelung dieses Inhalts für den Betrieb durch mehr-
heitsbeteiligte Unternehmen zu schaffen ist. Eine 
Umgehung des Gemeinnützigkeitsprinzips muß auch 
nach meiner Meinung verhindert werden. 

Im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus allgemein 
kann im übrigen über die Bewilligungsstellen bei 
der Förderung eines Bauvorhabens Einfluß darauf 
genommen werden, daß bei einer Übertragung von 
bestimmten, für die Miethöhe relevanten Leistungen 
— wie z. B. für Fernheizung — auf andere Unter-
nehmen nicht die Verantwortung des Bauherrn für 
die gesamten Kosten- und Mietgestaltung teilweise 
auf Dritte abgewälzt wird. Denn das Kostenmiet-
prinzip darf nicht auf diesem Wege ausgehöhlt wer-
den. Die zuständigen obersten Landesbehörden sind 
schon mehrfach auf dieses Problem hingewiesen 
worden. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schneider 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen A 103 und 
104) : 

Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung bisher über 
die Abwicklung des Modernisierungsprogramms 1974 im Woh-
nungsbau vor? 

Teilt die Bundesregierung die in der Wohnungswirtschaft ge-
äußerten Bedenken, daß angesichts der derzeitigen Lage auf 
dem Wohnungsmarkt mit einer Halde von rund 300 000 leerste-
henden Wohnungen mit einem gebundenen Kapital von ca. 
30 Milliarden DM und jährlichen Zinsverlusten von 3 bis 4 Mil

-liarden DM Auswirkungen zu befürchten sind, die über den woh-
nungswirtschaftlichen Bereich hinaus auf die Gesamtwirtschaft 
durchschlagen, und durch welche Maßnahmen will die Bundes-
regierung den damit verbundenen wohnungs- und bauwirtschaft-
lichen Gefahren begegnen? 

Zu Frage A 103: 

Das Modernisierungsprogramm 1974 sieht erst-
malig die Bildung von Zonen für den Einsatz der 
Förderungsmittel vor. 

Dadurch wird es ermöglicht, auch städtebau-
liche Belange bei der Modernisierungsförderung zu 
berücksichtigen. Vor allem sollen Wohngebiete von 
Gemeinden, deren Wohnungsbestand überwiegend 
erhaltungswürdig ist, deren Wohnwert jedoch ab-
zusinken droht, erhalten werden. Darüber hinaus 
sollen sogenannte Mitnehmer, die auch ohne staat-
liche Hilfen Modernisierungen durchgeführt hätten, 
weitgehend von der Förderung ausgeschlossen wer-
den. 

Die Auswahl und Festlegung geeigneter Moderni-
sierungszonen ist inzwischen abgeschlossen, so daß 
die Voraussetzungen für das Anlaufen des Moder- 
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nisierungsprogramms 1974 gegeben sind. Da ich 
noch keinen Überblick über die Zahl der Anträge 
und Bewilligungen in den einzelnen Ländern be-
sitze, ist es z. Z. verfrüht, über die Abwicklung des 
Programms 1974 zu berichten. 

Zu Frage A 104: 

In einer marktwirtschaftlich orientierten Wirt-
schaftsordnung wie der unseren kann es grund-
sätzlich nicht Aufgabe des Staates sein, der Woh-
nungswirtschaft das unternehmerische Risiko ihrer 
Investitionen abzunehmen. Sollte aber die Summe 
aller Einzelrisiken gesamtwirtschaftlich nicht mehr 
vertretbare und das Allgemeinwohl gefährdende 
Größenordnungen erreichen, so müßte die öffent-
liche Hand bei aller marktwirtschaftlichen Orien-
tierung entsprechende Entscheidungen treffen. 

Zuverlässige Daten über den Umfang der nicht 
verkauften bzw. nicht vermieteten leerstehenden 
Wohnungen liegen derzeit nicht vor; die Schät-
zungen gehen weit auseinander. Eine gesetzliche 
Meldepflicht besteht nicht. Mein Haus ist daher zu-
sammen mit den Ländern bemüht, die Anzahl der 
leerstehenden Wohnungen — soweit möglich — 
durch entsprechende Erhebungen festzustellen. 

Hochrechnungen aus ersten mir mitgeteilten Teil-
ergebnissen lassen Schätzungen von 300 000 leer-
stehenden neuproduzierten Wohnungen zu hoch er-
scheinen. Allerdings werden alle „Ad-hoc-Erhebun-
gen" ohne gesetzliche Grundlage mit gewissen Un-
genauigkeiten behaftet bleiben. Die erhobenen Da-
ten beruhen auf freiwilligen Angaben der Unterneh-
men bzw. deren Verbänden. Es läßt sich daher nicht 
ausschließen, daß die Angaben gewisse Lücken auf-
weisen. 

Die Bundesländer haben bisher schon sowohl im 
1. Förderungsweg wie im Regionalprogramm des 
Bundes bereits in gewissem Umfang Wohnungen 
nachträglich gefördert, sofern sie nach Lage, Aus-
stattung und Preis dafür geeignet waren. Dabei 
konnten die Unternehmen ihre Gewinnvorstellun-
gen meist nicht realisieren, andererseits ihre Liqui-
ditätsverhältnisse aber verbessern. 

Ob über diese Möglichkeiten nachträglicher För-
derung hinaus weitere geeignete Maßnahmen erfor-
derlich sind, um leerstehende Wohnungen alsbald 
einer Nachfrage zuzuführen, wird von der Bundes-
regierung, unter Abwägung aller Umstände, weiter 
sorgfältig beobachtet werden. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 105) : 

Auf welche Summe schätzt die Bundesregierung die vermehr-
ten Personal- und Verwaltungskosten bei den einschlägig damit 
befaßten Stellen, insbesondere bei den Gemeinden und der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, bei der Durchführung des von ihr 
im Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesbaugesetzes vorge-
sehenen Einführung einer Ausgleichsabgabe? 

Eine zuverlässige Schätzung der Summe der ge-
samten Personal- und Verwaltungskosten, die durch 
die Einführung der in der dem Deutschen Bundes-
tag vorgelegten Novelle zum Bundesbaugesetz vor-
gesehenen Ausgleichsbeträge zusätzlich entstehen 
werden, liegt nicht vor und kann angesichts der 
Unterschiedlichkeit der Verhältnisse in den einzel-
nen Gemeinden auch kaum erstellt werden. 

Wesentliche Anhaltspunkte für die personalmä-
ßige Mehrbelastung der Gemeinden hat jedoch das 
Planspiel zur Novelle zum Bundesbaugesetz in Wup-
pertal am 5. und 6. November 1974 ergeben. In 
Wuppertal wird beispielsweise der Personalmehr-
bedarf bei der Wertermittlung auf vier Sachbearbei-
ter, in Viersen auf drei Sachbearbeiter veranschlagt. 
Wuppertal und Viersen gehen außerdem von einer 
Verdoppelung des Personals bei den Erschließungs-
beitragsabteilungen aus (in Wuppertal 13, in Vier-
sen 3,5 Sachbearbeiter). Die Freie und Hansestadt 
Hamburg rechnet mit einem Personalmehrbedarf 
von 50 % bei der Wertermittlung, das sind dort 
zehn Sachbearbeiter. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß das Planspiel weiter ergeben hat, daß der ge-
samte Verwaltungsmehraufwand im Verhältnis von 
1 : 4 bis 1 : 5 zu den zu erwartenden Mehreinnahmen 
der Gemeinden steht. 

Wegen eines eventuellen Mehraufwandes bei den 
Verwaltungsgerichten ist darauf hinzuweisen, daß 
nach den bisherigen Erfahrungen mit neuen Vor-
schriften davon auszugehen ist, daß die Zahl der 
Prozesse zwar zunächst ansteigen, nach einiger Zeit 
aber wieder zurückgehen wird, wenn die neuen 
Bestimmungen konsequent gehandhabt werden. 

Anlage 48 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Roser (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 106) : 

Hält es die Bundesregierung für angebracht, Chile Kapital-
hilfe zu verweigern, obwohl Jugoslawien eine solche gewährt 
wird? 

Ein Vergleich zwischen zwei Empfängerländern 
deutscher Kapitalhilfe ist in genereller Hinsicht nicht 
möglich, weil Grundlagen und Ursachen ihrer je-
weiligen weiteren Entwicklung völlig verschieden 
sind. Die länderspezifischen Voraussetzungen be-
stimmen nach sorgfältigem Abwägen die Entschei-
dung über die Art der entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit. Dies gilt auch in dem von Ihnen 
aufgeworfenen Fall. 

Die Bundesregierung bemüht sich beiden Ländern 
gegenüber unter Wahrung ihrer eigenen Interessen 
um eine sachgerechte Lösung. Im übrigen gibt es 
keinen Beschluß der Bundesregierung, die Kapital-
hilfe an Chile einzustellen. Völkerrechtlich einge-
gangene Verpflichtungen werden auch im Falle Chile 
erfüllt. 
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Anlage 49 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Link (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2758 Fragen A 107 und 108) : 

Trifft es zu, daß in Manila die vor sechs Monaten von der 
Bundesregierung gelieferten Apparate und technischen Geräte 
für die Ingenieurschule des La Salle-Instituts im Werte von 
6 bis 7 Millionen DM unsachgemäß lagern und inzwischen ver-
rostet sind, da sie nicht wie vorgesehen in einem vollklimati-
sierten Raum installiert wurden und deshalb schon heute als 
Schrott bezeichnet werden? 

Trifft es außerdem zu, daß niemand von der Entwicklungs-
hilfe in Manila die Philippinen über Handhabung und Lagerung 
der Geräte entsprechend aufklärte und bei Lieferung der Ge-
räte nicht die dort vorhandenen elektrischen Spannungen be-
achtet wurden, so daß die Geräte im Werte von 6 bis 7 Mil-
lionen DM als verloren abgeschrieben werden müssen? 

Zu Frage A 107: 

Die Bundesregierung hat für die Ingenieurschule 
des La Salle-Instituts keine Ausrüstungsgegenstände 
geliefert. Dieses Institut ist im Rahmen der bilate-
ralen öffentlichen Entwicklungshilfe nicht gefördert 
worden. 

Die Bundesregierung hat allerdings im Jahre 1969 
aus Kapitel 23 02 Titel 686 05 der katholischen Zen-
tralstelle für Entwicklungshilfe Aachen Mittel in 
Höhe von 900 000 DM zur Beschaffung wissenschaft-
licher Ausrüstungsgegenstände für dieses Institut 
zur Verfügung gestellt. Zusätzlich zu dieser Hilfe 
hat Misereor aus Eigenmitteln weitere Ausrüstungs-
gegenstände im Werte von rund 450 000 DM bereit-
gestellt. Die Beschaffungen sind im Jahre 1969/70 
durchgeführt worden. 

Nach Auskunft der Zentralstelle und der Deut-
schen Botschaft Manila wird dieses Gerät sach-
gemäß genutzt. Es befindet sich in gutem Zustand. 

Daß nunmehr bei dem La Salle-College andere 
Ausrüstungsgegenstände im Werte von 6 bis 7 Mil-
lionen DM unsachgemäß lagern sollen, ist weder 
dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit noch den seinerzeit beteiligten katholi-
schen Stellen in Deutschland und Holland bekannt. 

Sollte Ihre Information zutreffen, so kann es sich 
nicht um Gegenstände handeln, die aus Mitteln der 
deutschen Entwicklungshilfe beschafft sind. 

Zu Frage A 108: 

Die aus deutschen Mitteln in den Jahren 1969/70 
beschafften Gegenstände werden von dem Schul-
träger sachgerecht genutzt. 

Anlage 50 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Dübber (SPD) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 109) : 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß der Deut-
sche Entwicklungsdienst (DED) Gemeinnützige GmbH, Sitz Bonn, 
in Stellenausschreibungen (so „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
vom 23. November 1974, S. 40) besser auf seinen bevorstehen-
den Umzug nach Berlin hinweisen sollte, um es Bewerbern zu 
erleichtern, ihre persönlichen Dispositionen zu treffen, und wird 
die Bundesregierung den DED gegebenenfalls darauf hinweisen? 

In der von Ihnen angesprochenen Anzeige wird 
eine hockqualifizierte Persönlichkeit für eine hervor-
gehobene Position beim DED gesucht. Die Anzeige 
wendet sich damit an einen relativ kleinen Perso-
nenkreis, bei dem ein hohes Maß an räumlicher 
Flexibilität vorausgesetzt werden muß. Diesem Per-
sonenkreis dürfte auch bekannt sein, daß ein Teil 
des DED in Berlin angesiedelt ist und daß jede lei-
tende Tätigkeit im DED auch dienstliche Verpflich-
tungen in Berlin mit sich bringen wird. 

Anlage 51 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Röhner (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Frage A 110) : 

Trifft die Meldung der AFP vom 20. November 1974 über den 
200-Millionen-DM-Kredit an Syrien in vollem Umfang zu, und 
hat die Bundesregierung dabei die üblichen Bedingungen bei 
der Vergabe von Krediten an Entwicklungsländer berücksich-
ligt und die militärischen wie politischen Folgen im Krisenge-
biet Nahost erkannt? 

Die AFP-Meldung vom 20. November 1974 trifft 
nicht zu. Anläßlich einer Delegationsreise in die 
Arabische Republik Syrien in der Zeit vom 11. bis 
20. November 1974 wurde der syrischen Regierung 
Kapitalhilfe für das Jahr 1974 in Höhe von 50 Mil-
lionen DM zugesagt. 

Außerdem erklärte die deutsche Delegation, daß 
nach Schaffung der Haushaltsvoraussetzungen eine 
Kapitalhilfezusage über 130 Millionen DM für die 
Jahre 1975 (60 Millionen DM) und 1976 (70 Millionen 
DM) möglich sei. Erst dann könne ein Regierungs-
abkommen über den Gesamtbetrag von 180 Millio-
nen DM geschlossen werden. 

Die Bundesregierung hat dabei die üblichen Bedin-
gungen für die Vergabe von Kapitalhilfe berück-
sichtigt. 

Von dem genannten Gesamtbetrag sind je 10 Mil-
lionen DM für die Jahre 1975 und 1976 als Sofort-
hilfe (Warenhilfe) vorgesehen. Die restlichen Mittel 
in Höhe von 160 Millionen DM sind Projekthilfe. 
Dabei wurden sechs Vorhaben in Aussicht genom-
men, die ausschließlich der landwirtschaftlichen und 
industriellen Entwicklung des Landes dienen und die 
noch im einzelnen von der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau zu prüfen sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß nur 
durch eine wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
der Länder des Nahen Ostens langfristig der Frieden 
in dieser Region gesichert werden kann. Sie berück-
sichtigt auch gegenüber Syrien die Grundsätze ihrer 
ausgewogenen Nahostpolitik. 
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Anlage 52 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 111) : 

Sind die trilateralen Entwicklungsprojekte, wie sie vom Bun-
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit bei seinem Be-
such im Sudan verhandelt wurden, Teil eines gemeinsamen Vor-
gehens mit den Partnern in der Europäischen Gemeinschaft und 
in der OECD, und wann hat die Bundesregierung mit welchen 
Partnern mit welchem Erfolg diese Initiative abgestimmt? 

Minister Bahr hat anläßlich des High-Level-
Meetings am 22. Oktober 1974 die Vertreter der 
DAC/OECD-Mitgliedsländer — darunter auch die 
Vertreter der EG-Länder — persönlich über die Ab-
sichten der Bundesregierung unterrichtet, diese neue 
Form der Entwicklungshilfe zu erproben. Er fand in 
diesem Kreis volle Zustimmung. Es wurde verein-
bart, dieses Gremium über den Fortgang der Bemü-
hungen zu unterrichten. Man wird dort auch eigene 
Überlegungen dazu anstellen. 

Auch in Kontakten mit der EG-Kommission wurde 
dieses Problem bereits erörtert. Außerdem ist beab-
sichtigt, diese Form der Zusammenarbeit in bilate-
ralen Konsultationen zu erörtern und gegenseitig 
abzustimmen. 

Anlage 53 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche Frage 
Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 120) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mehrheitsentscheidung 
der Vereinten Nationen, Südafrika das Rede- und Stimmrecht 
während der laufenden Sitzungsperiode der Vollversammlung zu 
entziehen, und welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundes-
regierung aus der Tatsache zu ziehen, daß die Mehrheit der 
UNO-Mitglieder willkürlich die eigene Charta verletzt? 

Die Bundesregierung betrachtet den Beschluß der 
Generalversammlung vom 12. November 1974, durch 
den die südafrikanische Delegation von der Teil-
nahme an der diesjährigen Generalversammlung 
ausgeschlossen wurde, als eine ernste Verletzung 
anerkannter Regeln und Grundsätze der VN. 

Der Beschluß der Generalversammlung wurde auf 
die am 30. 9. erfolgte Zurückverweisung des Be-
glaubigungsschreibens der südafrikanischen Delega-
tion gestützt. Er ist abzulehnen, weil damit durch 
eine Verfahrensentscheidung die Rechte eines Mit-
gliedstaates einschneidend beschränkt wurden. 

Nach der Charta der VN kann die Generalver-
sammlung die gesamten Mitgliedschaftsrechte nur 
dann zeitweilig entziehen oder einen Mitgliedstaat 
ausschließen, wenn der Sicherheitsrat eine entspre-
chende Empfehlung ausgesprochen hat. Eine solche 
Empfehlung des Sicherheitsrats ist jedoch im Falle 
Südafrika nicht zustande gekommen. Sie scheiterte 
am Veto der drei Ständigen Sicherheitsratsmitglie-
der Frankreich, Großbritannien und USA. Gleich-
wohl schloß die Generalversammlung durch eine 

prozedurale Entscheidung die südafrikanische Dele-
gation von der Teilnahme an der diesjährigen Gene-
ralversammlung aus. 

Dies bedeutet zwar keinen vollständigen Entzug 
der Mitgliedschaftsrechte; diese werden jedoch 
durch den Ausschluß von den Beratungen des zen-
tralen politischen Organs der VN empfindlich ein-
geschränkt. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat deshalb ge-
meinsam mit den EG-Ländern gegen die Entschei-
dung der Generalversammlung gestimmt. Unser 
Vertreter in New York hat den Standpunkt der Bun-
desregierung in einer Erklärung zur Stimmabgabe 
eingehend begründet. 

Die Bundesregierung wird in den VN weiterhin 
allen Beschlüssen oder Entscheidungen entgegen-
treten, die von den Grundsätzen der Charta und 
den anerkannten Regeln der Zusammenarbeit ab-
weichen. 

Anlage 54 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Freiherr von Fircks (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage A 121) : 

Unternimmt die Bundesregierung Schritte, um zu erreichen, 
daß im Rahmen der „Konferenz für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (KSZE)" auch die Frage des Selbstbestim

-

mungsrechts in den 1940 von der UdSSR gewaltsam eingeglieder-
ten baltischen Republiken Estland, Lettland und Litauen behan-
delt wird, nachdem die Bundesregierung (siehe meine Frage 
in der 71. Sitzung des Deutschen Bundestages in der 6. Wahl-
periode) klar erklärt hat, daß sie diese Annexion im europäischen 
Raum rechtlich nicht anerkannt hat? 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU zur 
KSZE klargestellt, daß die KSZE-Beschlüsse auf all-
gemeiner und multilateraler Basis die Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa fördern sollen. Damit ist 
deutlich erklärt, daß sich die KSZE nicht mit spezi-
fischen Problemen von Völkern und Staaten, son-
dern generell mit Prinzipien des zwischenstaatlichen 
Zusammenlebens in Europa befaßt. 

Anlage 55 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen A 125 und 
126) : 

Welchen Entwicklungsstand müssen die Europäischen Gemein-
schaften im Hinblick auf den Übergang zur Europäischen Union 
erreichen, nachdem mir die Bundesregierung auf meine Frage A. 
116 in Drucksache 7/2631 geantwortet hat: Alle ihre Bemühun-
gen auf den verschiedenen Gebieten im Rahmen der Europä-
ischen Gemeinschaft wie im Rahmen der EPZ sind an diesem Ziel 
ausgerichtet" (vgl. Stenographischer Bericht über die 125. Sitzung, 
Seite 8436)? 

Sollte die Gemeinschaft unter dem Aspekt bisher gewonnener 
Erfahrungen eine Uberprüfung der Mittel und Wege und des 
Zeitplans für die Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion 
sowie der flankierenden Maßnahmen in Betracht ziehen? 
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Zu Frage A 125: 

Ihre Frage läßt sich in dieser Form noch nicht 
beantworten, da es bisher noch keine Definition der 
Europäischen Union gibt. 

Die Bundesregierung betrachtet die Europäische 
Union als einen weiterführenden Abschnitt in der 
Einigung Europas, der im Jahre 1980 erreicht wer-
den soll, und auf den sich die Mitgliedstaaten der 
EG zugleich pragmatisch und nach einem noch festzu-
legenden Plan zubewegen werden. Der Plan und da-
mit auch das Gesamtkonzept der Europäischen Union 
sollen nach den Beschlüssen der Pariser Konferenz 
der Staats- und Regierungschefs vom Oktober 1972 
im Jahre 1975 erarbeitet werden. Was die EG be-
trifft, so stehen die Ziele bereits fest, die seit der 
Vollendung des Gemeinsamen Marktes gesetzt sind: 
Sie befindet sich auf dem Wege zu einer Wirtschafts- 
und Währungsunion. Hieran hält die Bundesregie-
rung fest, ohne jedoch davon die Verwirklichung 
der Europäischen Union abhängig zu machen. 

Welcher Entwicklungsstand in Europa erreicht 
sein muß, um den Übergang zur Europäischen Union 
zu vollenden, kann im übrigen nur von allen Mit-
gliedstaaten gemeinsam beurteilt werden. Unab-
hängig hiervon ist die Politik der Bundesregierung 
darauf gerichtet, die europäische Einigung auch in 
der gegenwärtigen schwierigen Phase, soweit es in 
ihren Kräften steht, zu fördern. Denn Gehalt und 
Ausgestaltung der Europäischen Union werden we-
sentlich davon abhängen, welche Qualität die Ge-
samtheit der Beziehungen der Mitgliedstaaten er-
reicht haben wird, die nach dem Beschluß der 
Gipfelkonferenz von Paris in eben diese Union um-
zuwandeln sind. 

Zu Frage A 126: 

Die Bundesregierung hält es für richtig, an dem 
Zeitplan für die Errichtung der Wirtschafts- und 
Währungsunion bis zum 31. Dezember 1980 festzu-
halten. Sie glaubt nicht, daß mit einer Änderung 
dieses Zeitplans etwas zu gewinnen wäre. Deshalb 
hat sie in der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 
erklärt, daß die ich zitiere „sehr ehrgeizigen 
Ziele der Gipfelkonferenzen 1969 in Den Haag und 
1972 in Paris für sie gültig bleiben". Sie erwartet 
hierzu auch eine Bekräftigung durch die neun Staats- 
und Regierungschefs auf der bevorstehenden Pariser 
Konferenz. 

Was die Mittel und Wege zu diesem Ziel angeht, 
so ist zunächst festzustellen, daß der Stufenplan 
von 1971 hierfür jenseits der ersten Stufe keine ins 
einzelne gehenden Bestimmungen enthält. Eine 
Überprüfung dieser Mittel und Wege hat bereits 
im Jahr 1973 aufgrund einer von der Kommission 
vorgelegten umfassenden Darstellung der Fort-
schritte während der ersten Stufe stattgefunden. Sie 
bleibt auch deshalb erforderlich, weil sich die Wirt-
schaftslage in den neun Mitgliedsländern der Ge-
meinschaft seitdem weiterhin unterschiedlich ent-
wickelt. Die Bundesregierung hält eine größere Kon-
vergenz dieser Entwicklung im Sinne eines höheren 
Stabilitätsgrades in der Gemeinschaft für die Vor

-

aussetzung weiterer Fortschritte auf dem Wege zur 
Wirtschafts- und Währungsunion. Diesem Ziel einer 
konvergenten Stabilitätspolitik gelten deshalb auch 
ihre besonderen Anstrengungen bei der Vorberei-
tung der Pariser Konferenz. 

Anlage 56 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Müller-Hermann 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen A 127 und 
128) : 

Welche weiteren Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
nach der rechtswidrigen Aufbringung und der Verurteilung des 
Kapitäns des Fischtrawlers Arcturus zu ergreifen, um der deut-
schen Hochseefischerei in Übereinstimmung mit dem Urteil des 
Haager Gerichtshofs das ungehinderte Fischen innerhalb der 
12- bis 50-Seemeilenzone um Island zu gewährleisten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, in Kürze 
zu einem mittelfristigen Übereinkommen mit der isländischen Re-
gierung zu gelangen, das den tradtionsgemäßen internationalen 
Fischereirechten entspricht und damit auch den Lebensinteressen 
der deutschen Hochseefischerei gerecht wird? 

Zu Frage A 127: 

Die Bundesregierung ist nicht gewillt, die Auf-
bringung der „Arcturus" und die Verurteilung des 
Kapitäns hinzunehmen. Schiff und Mannschaft haben 
nichts anderes getan als in Gewässern zu fischen, 
von denen der isländischen Regierung genau be-
kannt ist, daß sie nach dem geltenden Völkerrecht 
und dem Urteil des Internationalen Gerichtshofes 
vom 25. Juli 1974 für die Bundesrepublik Deutsch-
land Teile der Hohen See sind. Die Bundesregierung 
hat deshalb sowohl nach der Aufbringung der 
„Arcturus" als auch nach der Verurteilung des Ka-
pitäns in Rykjavik schärfsten Protest erhoben. Um 
den Isländern zu zeigen, wie ernst wir die Angele-
genheit nehmen, ist darüber hinaus im Einverneh-
men  zwischen Bund und den Küstenländern eine 
Hafensperre für isländische Fischdampfer ausge-
sprochen worden. Diese Hafensperre wird solange 
aufrechterhalten werden, bis die Verhandlungen 
über eine friedliche Beilegung des Fischereizonen-
streits unter annehmbaren Voraussetzungen fortge-
setzt werden können. Außerdem wird die Bundes-
regierung auch weiterhin in Brüssel der Inkraftset-
zung des EG-Protokolls Nr. 6 über die erleichterte 
Einführung isländischen Fischs und isländischer 
Fischerzeugnisse in den Gemeinschaftsraum nicht zu-
stimmen. Das Inkrafttreten dieses Protokolls ist aus-
drücklich davon abhängig, daß im Fischereizonen-
streit eine befriedigende Lösung gefunden worden 
ist. 

Zu Frage A 128: 

Sofort nach Bekanntwerden der isländischen Ab-
sicht, die isländische Fischereizone einseitig von 12 
auf 50 sm auszudehnen, waren 1971 von der Bun-
desregierung Verhandlungen mit Island mit dem 
Ziel eingeleitet worden, eine einvernehmliche Lö-
sung zu finden. Diese Verhandlungen wurden fort- 
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gesetzt, auch nachdem die Isländer ihre Maßnah-
men 1972 eingeführt und die Bundesrepublik 
Deutschland deswegen den Internationalen Gerichts-
hof angerufen hatte. Allein im Jahre 1973 fanden 
— teils in Reykjavik, teils in Bonn — vier Verhand-
lungen statt. Die Verhandlungen sind bis heute er-
folglos geblieben. Von deutscher Seite sind den Is-
ländern weitgehende Zugeständnisse angeboten 
worden; die Isländer haben auf Maximalpositionen 
verharrt. Erstmals ist es in der letzten Verhand-
lungsrunde Ende Oktober hier in Bonn gelungen, 
einen Abkommensentwurf gemeinsam auszuarbei-
ten, der für uns zwar an der untersten Grenze des 
wirtschaftlich noch Tragbaren lag, der aber die Zu-
stimmung der Regierung in Reykjavik fand. Diesen 
Entwurf hat dann der Auswärtige Ausschuß des 
Althing, des isländischen Parlaments, verworfen. 
Angesichts dieser Bilanz der mehr als dreijährigen 
deutsch-isländischen Verhandlungen wagt die Bun-
desregierung zur Zeit keine Prognose hinsichtlich 
der Möglichkeit auch nur zu einem wenigstens kurz-
fristigen Übereinkommen zu gelangen. Für ein mit-
tel- oder langfristiges Übereinkommen bestehen zur 
Zeit leider so gut wie keine Aussichten. 

Anlage 57 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Graf Stauffenberg (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage A 133) : 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung ihr Verhalten bei der 
Abstimmung in der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
über die Palästina-Resolution, insbesondere, daß sie nicht mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika gegen den Passus ge-
stimmt hat, der den Palästinensern ein Vorgehen „mit allen 
Mitteln" zugesteht, und was hat die Bundesregierung im einzel-
nen unternommen, um zu erreichen, daß alle Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaft und des Nordatlantischen Bündnisses 
mit „nein" gestimmt hätten? 

Die Gründe für das Stimmverhalten der Bundes-
republik in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen hat Botschafter v. Wechmar in einer Er-
läuterung vom 22. 11. 1974 vor der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen dargelegt. Sie 
lautet zu der Palästina-Resolution Nr. 741: 

„Was die Entschließung A/1/74 angeht, bei der 
wir uns der Stimme enthalten haben, halten wir es 
für offenkundig, daß ihr Wortlaut nicht ausgewogen 
ist, da auf die Realitäten der Lage, wie sie sich 
heute im Nahen Osten darbieten, nicht Bezug ge-
nommen wird. Eine solche Bezugnahme halten wir 
für unerläßlich. 

Einerseits sind wir der Auffassung, daß die Ent-
schließung ausdrücklich alle Entschließungen, die 
die Generalversammlung und der Sicherheitsrat in 
der Nahost-Frage angenommen haben, einschließ-
lich der Entschließung Nr. 242 vom 22. November 
1967, hätte erwähnen müssen. 

Andererseits meinen wir, daß es notwendig gewe-
sen wäre festzulegen, daß ein gerechter und dauer-
hafter Frieden im Rahmen einer Regelung gefunden 
werden sollte, die die Souveränität, territoriale Un

-

versehrtheit und Unabhängigkeit aller Staaten in 
der Region sowie das Recht dieser Staaten, in Frie-
den in ihren anerkannten Grenzen zu leben, achtet. 
Dies gilt nicht zuletzt für Israel. 

Ohne diese Klarstellungen mußte sich meine 
Delegation bei einem Text der Stimme enthalten, 
dessen Annahme nach unserer Auffassung die von 
uns allen so sehr erstrebte Regelung der Nahost-
Frage noch schwieriger machen wird." 

Ein Passus, der den Palästinensern ein Vorgehen 
„mit allen Mitteln" zugesteht, enthält die Palästina-
Resolution nicht. Vielmehr heißt es in Ziffer 5, die 
Generalversammlung erkenne das Recht des palästi-
nensischen Volkes an, seine Rechte wiederzuerlan-
gen „by all means in accordance with the purposes 
and principles of the charter of the United  Nations". 

 Es wird also gerade auf die Vereinbarkeit der Mit-
tel mit Zweck und Grundsätzen der Satzung der 
Vereinten Nationen abgestellt. 

Zwischen den Regierungen der Europäischen Ge-
meinschaft haben im Rahmen der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit eingehende und häu-
fige Konsultationen über das Stimmverhalten in der 
Generalversammlung stattgefunden. Das Ergebnis 
war eine Entscheidung für eine gemeinsame Stimm-
enthaltung. Hinsichtlich der Beratungen im Rahmen 
der EPZ ist unter den beteiligten Regierungen Ver-
traulichkeit vereinbart worden. Ich kann deshalb 
über den Gang dieser Beratungen, auch hinsichtlich 
der Haltung der Bundesregierung in den einzelnen 
Phasen, hier keine Einzelheiten mitteilen. Eine ver-
trauliche interne Unterrichtung einiger Vertreter 
der Opposition durch ein Mitglied unserer Delega-
tion bei den VN ist jedoch inzwischen erfolgt. 

In der NATO ist dagegen diese spezifische Frage 
des Stimmverhaltens nicht zur Sprache gebracht 
worden. 

Anlage 58 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gierenstein (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage A 140) : 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
23. November 1974 zu, der Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen, Wischnewski, habe gegenüber der chilenischen 
Regierung erklärt, die Bundesregierung habe ein Interesse daran, 
daß 42 Chilenen ihr Land verlassen können, und welches genau 
umschriebene staatliche deutsche Interesse besteht an der Aus-
reise jedes einzelnen von ihnen? 

Die Meldung der FAZ trifft zu. Ich habe am 
18. November 1974 in Santiago dem chilenischen 
Innenminister eine Liste mit den Namen von 42 poli-
tisch verfolgten Personen übergeben und dabei er-
klärt, daß die Bundesregierung an der Ausreise die-
ser Personen aus Chile und — falls sie es wünsch-
ten — an ihrer Aufnahme in der Bundesrepublik 
Deutschland interessiert sei. 

Das deutsche Interesse an diesen 42 Chilenen ist 
von ausschließlich humanitären Gründen bestimmt. 
Die genannten Personen sind inhaftiert, stehen un- 
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ter Hausarrest oder haben Ausreiseverbot. Die Aus-
reise aus Chile wird für sie die einzige Möglichkeit 
sein, wieder in Freiheit leben zu können. Die Auf-
nahme von politisch verfolgten Personen aus Chile 
in der Bundesrepublik Deutschland hatte — wie ich 
hinzufügen möchte — von Anfang an den humanitä-
ren Zweck, Menschen zu retten, deren Leben, Ge-
sundheit oder Freiheit aus politischen Gründen un-
mittelbar und in hohem Grade gefährdet waren. 

Anlage 59 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksache 
7/2857 Frage B 1) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den bisherigen Einsatz der 
„Busse zur Verbraucheraufklärung" durch das Bundespresseamt, 
und ist sie bereit, dafür Sorge zu tragen, daß diese Verbraucher-
aufklärung auch in Zukunft fortgeführt wird? 

Der Erfolg der von der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucher in den Jahren 1973 und 1974 durchge-
führten und vom Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung finanziell geförderten Busaktionen 
zur Verbraucherinformation wird von der Bundes-
regierung, wie auch von der Arbeitsgemeinschaft 
der Verbraucher, positiv beurteilt. Die Aktion dieses 
Jahres, die durch 44 kleinere und mittlere Städte 
des Zonenrandgebietes führte, ist auf ein großes 
Interesse gestoßen. In diesen Gebieten, die zu den 
wirtschaftsschwächsten Regionen der Bundesrepu-
blik Deutschland zählen, gibt es nur vereinzelt Ver-
braucherberatungsstellen. In vielen Fällen hat die 
Busaktion den Anstoß zu Überlegungen gegeben, 
neue Beratungsstellen einzurichten. 

Ob die Bundesregierung auch 1975 Mittel für eine 
derartige Aktion zur Verfügung stellen kann, muß 
noch geprüft und zwischen den im „Interministeriel-
len Ausschuß für Verbraucherfragen" vertretenen 
Ressorts abgestimmt werden. Ein Ergebnis ist nicht 
vor Januar 1975 zu erwarten. Diese Entscheidung 
wird auch davon beeinflußt werden, wieviel Mittel 
der Bundesregierung für die Verbraucherinformation 
nach Abschluß der Beratungen im Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestags insgesamt noch zur Ver-
fügung stehen werden. 

Anlage 60 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen 
B 2 und 3) : 

Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzusetzen, daß die 
Institutionen der Gemeinschaft gestärkt werden und vor allem 
die unmittelbare Wahl der Mitglieder des Europäischen Parla-
ments, so wie es das Europäische Parlament anstrebt, späte-
stens jedoch im Jahr 1980 einheitlich durchgeführt wird, da die 
Krisen, zu denen es in Europa mehrfach gekommen ist, klar 

gezeigt haben, daß die  nationalen politischen Strukturen allein 
die Probleme nicht losen kunnen und die gegenwärtigen europä-

ischen Strukturen ebenfalls nicht wirksam genug sind, um die 
Kohäsion der Mitgliedstaaten aufrechtzuerhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzutreten, daß gemäß 
EG-Vertrag die Mehrheitsentscheidung für alle Beschlüsse ange-
strebt wird, zumal ein Partner, der dies bisher blockierte, sich 
heute bereits zur modifizierten Einstimmigkeits- und Majoritäts-
entscheidung bereit erklärt hat, da der Zusammenhang zwischen 
dem Mangel an interner Organisation Europas und das Fehlen 
einer eigenständigen Orientierung nach außen offenkundig durch 
die Voraussetzung der Einstimmigkeit im Rat behindert wird? 

Zu Frage B 2: 

Ja, ich verweise auf die Antwort, die Staatsmini-
ster Moersch auf die Frage des Abgeordneten Roser 
in der 128. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
7. November 1974 gegeben hat. 

Zu Frage B 3: 

Ja. Es hat seit den Luxemburger Beschlüssen vom 
Januar 1966 nicht an der Bundesregierung gelegen, 
wenn die Regeln der Römischen Verträge hinsicht-
lich der Abstimmung im Rat bisher nicht voll an-
gewendet wurden. Im übrigen haben sich bekannt-
lich gerade diese Bundesregierung und ihre Vor-
gängerin stets dafür eingesetzt, die Praxis der Ein-
stimmigkeit im Rat einzuschränken. 

Anlage 61 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Marx (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 4) : 

Kann die Bundesregierung heute mitteilen, wann, in welcher 
Weise und mit welchen Argumenten die bulgarischen Behörden 
den amerikanischen Protest gegen die Verweigerung einer vor-
her genehmigten Überfliegung bulgarischen Gebietes durch eine 
von Berlin kommende amerikanische Zivilmaschine am 7. Sep-
tember 1974 beantwortet haben? 

Die Bundesregierung ist zu dem Vorfall wie folgt 
unterrichtet worden: 

Auf die Vorstellungen von amerikanischer Seite 
gegenüber den bulgarischen Behörden haben diese 
mitgeteilt, daß die Abweisung der amerikanischen 
Zivilmaschine auf dem Flug von Berlin (West) in 
die Türkei am 7. September 1974, für die vorher 
bereits die Überfluggenehmigung über Bulgarien er-
teilt gewesen war, aufgrund eines Mißverständnisses 
bei der Identifizierung der Kennzeichen des Flug-
zeugs erfolgt sei. Da seit diesem Vorfall keine 
Schwierigkeiten dieser Art mehr aufgetaucht seien, 
bestand von amerikanischer Seite aus keine Veran-
lassung, die Angelegenheit noch weiter zu verfol-
gen. 

Anlage 62 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Hösl (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Frage B 5): 
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Trifft die Meldung zu, die Tochter des Deutschen aus Estland, 
der vor einiger Zeit in der deutschen Botschaft in Moskau Zu-
flucht gesucht und sie nach vier Tagen wieder hatte verlassen 
müssen, sei zu einem Jahr Freiheitsentzug mit der Begründung 
verurteilt worden, sie habe sich wegen der Verweigerung der 
Ausreise viermal an auswärtige Institutionen gewandt, und was 
hat — bejahendenfalls --- die Bundesregierung unternommen, um 
dieser deutschen Familie die Ausreise aus der Sowjetunion zu 
ermöglichen? 

Ich nehme an, daß Ihre Anfrage sich auf Wanda 
Wahnsiedler bezieht, die Tochter von Johann Wahn-
siedler, der im September dieses Jahres in unserer 
Botschaft in Moskau auf die Verhaftung seiner 
Tochter und die Lage anderer Ausreisewillger auf-
merksam machte. 

Der Bundesregierung liegen Informationen vor, 
die bestätigen, daß Wanda Wahnsiedler zu einem 
Jahr Freiheitsstrafe verurteilt worden ist. Über die 
Gründe, die zu diesem Urteil führten oder geführt 
haben sollen, kann keine Stellungnahme abgegeben 
werden. Bei der Verurteilten handelt es sich um 
eine sowjetische Staatsangehörige (deutscher Ab-
stammung) ; eine Teilnahme am Gerichtsverfahren 
oder ein Zugang zu amtlichen Unterlagen war und 
ist unseren Vertretungen in der Sowjetunion in sol-
chen Fällen nicht möglich. 

Die Bundesregierung läßt es jedoch bei dieser 
rechtlich bedingten Feststellung nicht bewenden. Un-
sere Botschaft hat sich bereits wiederholt aus huma-
nitären Gründen für die Ausreise der Familie Wahn-
siedler eingesetzt. Ich darf Ihnen versichern, daß 
diese Bemühungen fortgesetzt werden. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Sund (SPD) (Drucksache 
7/2857 Fragen B 6 und 7) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Abschaffung des § 74 des 
Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung vom 3. September 
1971 vorzuschlagen und die Richtlinien für die Berücksichtigung 
bevorzugter Bewerber bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Ver-
triebene, Sowjetzonenflüchtlinge, Verfolgte, Evakuierte und 
Schwerbeschädigte) vom 24, Februar 1969 aufzuheben oder zu ver-
ändern? 

Welche Erwägungen veranlassen gegebenenfalls die Bundes-
regierung, am § 74 des Bundesvertriebenengesetzes und an den 
erwähnten Richtlinien festzuhalten und nur auf Antrag die so-
genannte Aussteuerung gemäß § 13 des Bundesvertriebenen-
gesetzes zuzulassen? 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, die 
Aufhebung des § 74 des Bundesvertriebenengesetzes 
vorzuschlagen und die Richtlinien für die Berücksich-
tigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge (Vertriebene, Sowjetzonenflücht-
linge, Verfolgte, Evakuierte und Schwerbeschädigte) 
vom 24. 2. 1969 (BAnz. vom 1. 3. 1969 S. 1) aufzuhe-
ben oder zu ändern. 

Die Betriebe der Vertriebenen und Flüchtlinge 
sind auch heute in einer Reihe von Fällen noch nicht 
ausreichend konsolidiert. 

Für die Festigung dieser Betriebe ist es von aus-
schlaggebender Bedeutung, daß sie in ausreichendem 
Maße Aufträge erhalten, weil anderenfalls die ihnen 
von der öffentlichen Hand gewährten Investitions- 
und Betriebsmittelkredite notleidend werden. Damit 
drohen nicht nur Verluste an öffentlichen Mitteln, 

sondern es wird auch der erstrebte sozialpolitische 
Erfolg der Eingliederung gefährdet. 

Insbesondere ist zu berücksichtigen, daß weiterhin 
Aussiedler und Flüchtlinge aus der DDR in der Bun-
desrepublik Deutschland eintreffen, die bei ihrer Ein-
gliederung in das wirtschaftliche und soziale Leben 
auf Förderungsmaßnahmen angewiesen sind, wie sie 
das Bundesvertriebenengesetz für diesen Personen-
kreis vorsieht. Die in § 74 BVFG getroffene Rege-
lung muß daher bis auf weiteres beibehalten wer-
den. 

Sind die Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge 
in das wirtschaftliche und soziale Leben in einem 
nach ihren früheren wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen zumutbaren Maße eingegliedert, steht 
den hierfür zuständigen Stellen das Recht zu, bei der 
örtlich zuständigen Flüchtlingsbehörde die Aussteue-
rung gemäß § 13 BVFG zu beantragen. Diese Vor-
schrift reicht aus, um eine mißbräuchliche Ausnut-
zung der in § 74 BVFG eingeräumten Vergünstigung 
zu verhindern. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Krockert (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Fragen B 8 und 9) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, anstelle 
oder in Ergänzung zu einer effektiven Abwasserklärungsmaß-
nahme den behördlichen Auflagen dadurch zu begegnen, daß das 
schadstoffhaltige Abwasser mit genügend anderem Gebraucht-
wasser versetzt wird, um den Schadstoffanteil je Liter auf die 
Toleranzgrenze zu bringen, ohne daß die absolut eingeleitete 
Schadstoffmenge dadurch verändert wird, und welche geeigneten 
Maßnahmen gedenkt sie gegebenenfalls zu ergreifen? 

Was kann die Bundesregierung unternehmen, wenn ersatzweise 
oder ergänzend zu abluftreinigenden Maßnahmen dem emittierten 
Gemisch soviel Frischluft beigemengt wird, daß sich nicht der 
tatsächliche Verschmutzungseffekt, sondern nur seine Nachweis-
barkeit in einer vergrößerten Abluftmenge verringert, wobei das 
Kontrollaggregat nur noch der Regulierung der Frischluftzufuhr 
zu dienen braucht? 

Zu Frage B 8: 

Der Vollzug der Wassergesetze ist Sache der Län-
der. 

Demgemäß werden bei der Einleitung von Ab-
wasser behördliche Auflagen von den Landesbehör-
den gesetzt und ihre Erfüllung überwacht. 

Wird in einer Auflage lediglich die Schadstoff-
konzentration festgesetzt, so besteht die Möglich-
keit, durch Verdünnung des Abwassers die festge-
setzte Schadstoffkonzentration zu unterschreiten. 
Ein solches Verfahren ist wasserwirtschaftlich uner-
wünscht, weil es die Schadstoff-Fracht nicht dem 
Gewässer fernhält und weil es zur Verschwendung 
besseren Wassers anreizt, indem das Abwasser 
mit diesem besseren Wasser verdünnt wird. 

Um ein solches wasserwirtschaftlich unerwünsch-
tes Verhalten des Abwassereinleiters zu vermeiden, 
ist es Sache der Länder, dafür zu sorgen, daß die 
Wasserbehörden neben oder anstelle einer höchst-
zulässigen Schadstoffkonzentration eine höchstzu-
lässige Schadstoff-Fracht festsetzen. Die Schadstoff

-

Fracht bleibt bei der Verdünnung des Abwassers un-
verändert. 
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Durch das Abwasserabgabengesetz, dessen Ent-
wurf die Bundesregierung im März 1974 im Bundes-
rat eingebracht hat und der nunmehr dem Bundes-
tag vorliegt, wird ein Anreiz geschaffen, die Schäd-
lichkeit des Abwasser drastisch zu verringern. Da 
durch die Schädlichkeitsparameter des Abwasserab-
gabengesetzes grundsätzlich Schadstoff-Frachten und 
nicht Schadstoffkonzentrationen für die zu zahlende 
Abgabe maßgebend sind, wirkt der von der Abwas-
serabgabe ausgehende Anreiz dahin, Schadstoffe 
aus dem Abwasser zu entfernen, nicht aber das Ab-
wasser zu verdünnen. 

Zu Frage B 9: 

Für die industriellen und sonstigen gewerblichen 
Anlagen, die nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes einer Genehmigung bedürfen, hat die Bun-
desregierung in der Ersten Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
— TA Luft —) vom 28. August 1974 (GMBl. S. 426) 
in Nr. 2.1.2 folgendes festgelegt: 

„Die Luftmengen, die einer Einrichtung der An-
lage zugeführt werden, um das Abgas zu verdün-
nen oder zu kühlen, bleiben bei der Bestimmung der 
Massenkonzentration unberücksichtigt." 

Diese Forderung, die von den zuständigen Behör-
den, insbesondere bei der Genehmigung von An-
lagen bei nachträglichen Anordnungen zu beachten 
ist, war in ähnlicher Form bereits in der TA Luft 
1964 erhalten. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gerlach (Obernau) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 10) : 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
15. November 1974 zu, die Führungsspitze des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes habe in dem Fall des Leiters ihres Bonner Ver-
bindungsbüros einen unerträglichen und unverständlichen Druck 
auf Beamte der Sicherheitsbehörden ausgeübt und der Vorsit-
zende des DGB habe geäußert, ihn interessierten die Bedenken 
des Verfassungsschutzes nicht, und was hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — getan, um das Bundesamt für Verfassungs-
schutz und seine Beamten künftig von einem derartigen Druck 
freizuhalten? 

Die von Ihnen wiedergegebene Pressemeldung, 
die Führungsspitze des Deutschen Gewerkschafts-
bundes habe in dem Fall des Leiters ihres Bonner 
Verbindungsbüros einen unerträglichen und unver-
ständlichen Druck auf Beamte der Sicherheitsbe-
hörden ausgeübt, trifft nicht zu. 

Ob der Vorsitzende des DGB die ihm zugeschrie-
bene Äußerung so abgegeben hat, wie es dargestellt 
ist, vermag die Bundesregierung nicht zu beurteilen. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Höcherl (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 11 und 12) : 

An welche Politiker hat Bundesminister Apel in der Passage 
seines Zeit-Interviews gedacht: „Da mögen auch die Politiker mit 
daran schuld sein, die die — relativ gesehen — hervorragende 
Lage der Bundesrepublik so stark herausstellen"? 

Wie begründet der Bundesfinanzminister seine Erwartung, daß 
die anlagebreite Sparkapitalbildung für 1975 dem riesenhaften 
Anleihebedarf der öffentlichen Hände zur Verfügung steht? 

Zu Frage B 11: 

Das von Ihnen verwandte Zitat ist eine selbst-
kritische Bemerkung, die sich an alle Politiker in 
unserem Lande richtet, z. B. auch an Sie selbst, weil 
Sie durch Ihre vielfältigen Ankündigungen von wei-
teren massiven Steuersenkungen den Eindruck er-
weckt haben, als sei der Bundeshaushalt auch nach 
der Notwendigkeit, die Haushaltskonsequenzen der 
Steuerreform zu verarbeiten, noch weiterhin un-
begrenzt leistungsfähig. 

Zu Frage B 12: 

Für das Jahr 1975 ist, nicht zuletzt wegen der Re-
form der Einkommensteuer und des Kindergeldes, 
mit steigenden Ersparnissen der privaten Haus-
halte zu rechnen. Dagegen werden die Unterneh-
men, vor allem der Wohnungsbau, netto wesentlich 
weniger Kredit als im Vorjahr aufnehmen. Die Kre-
ditnachfrage der öffentlichen Haushalte füllt also 
eine Lücke aus. 

Bei dieser Sachlage bietet sich für den privaten 
Sparer eine Anlage seiner Neuersparnisse in öffent-
lichen Papieren geradezu an. Durch eine Vielzahl 
von Anlageformen, z. B. Anleihen, Bundesschatz-
briefe, unverzinsliche Schatzanweisungen, werden 
großen und kleinen Anlegern die jeweils von ihnen 
gewünschten Anlagemöglichkeiten geboten. Selbst 
wenn aus individuellen Gründen ein Teil der Spa-
rer eine andere Anlageform, wie z. B. Spareinlagen 
oder Bankschuldverschreibungen, wünscht, werden 
diese Mittel über die Kreditmärkte in entsprechen-
dem Umfang den öffentlichen Haushalten als Kredit 
zur Verfügung gestellt. Den Kreditinstituten werden 
nämlich vergleichbare Anlagemöglichkeiten nicht in 
dem früheren Umfang zur Verfügung stehen. 

Anlage 67 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 13) : 

Welche Weisung wird das Bundesfinanzministerium nach Ab-
schluß der Entbehrlichkeitsprüfung der Oberfinanzdirektion Köln 
hinsichtlich der Veräußerung des bundeseigenen Grundbesitzes 
im Raum Mechernich, Kreis Euskirchen, erteilen? 

Nach Durchführung der Entbehrlichkeitsprüfung, 
deren Abschluß ich in Kürze erwarte, wird die Ober-
finanzdirektion Köln Weisung erhalten, mit der 
Gemeinde Mechernich über den Verkauf derjenigen 
Grundstücke zu verhandeln, die auf Dauer vom 
Bund nicht benötigt werden. 

Aufgrund der bisher vorliegenden Teilergebnisse 
der Prüfung wird ein Verkauf in dem Ausmaß, wie 
die Gemeinde es sich wünscht, nicht durchführbar 
sein, weil in diesem Bereich ein erheblicher Eigen-
bedarf des Bundes besteht. Auch werden wegen der 
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Ihnen bekannten Grundstückspolitik der Bundes-
regierung Gespräche über eine — zumindest teil-
weise — Ersatzlandgestellung erforderlich sein. 

Die Gemeinde Mechernich ist über den Bedarf 
des Bundes gleichlaufend mit dem jeweiligen Stand 
der Entbehrlichkeitsprüfung unterrichtet worden. 

Anlage 68 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schäuble (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 14) : 

Sind die Differenzbeträge zwischen den steuerlichen Reise-
kostenpauschbeträgen und den den Lokomotivbeamten gewährten 
Aufwandsentschädigungen als Werbungskosten anzuerkennen? 

Die bei einer Dienstreise von Arbeitnehmern ent-
stehenden Verpflegungsmehraufwendungen können 
ohne Kostennachweis bis zu bestimmten Pauschbe-
trägen vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt bzw. im 
Fall der Nichtersetzung vom Arbeitnehmer als Wer-
bungskosten geltend gemacht werden. 

Ersetzt der Arbeitgeber die Verpflegungsmehr-
aufwendungen mit geringeren als den steuerlich zu-
lässigen Pauschbeträgen, so kann der Arbeitnehmer 
den Differenzbetrag als Werbungskosten geltend 
machen, ohne daß er einen über die Ersatzleistung 
des Arbeitgebers hinausgehenden Verpflegungs-
mehraufwand nachzuweisen braucht (Urteil des Bun-
desfinanzhofs vom 10. Dezember 1971, BStBl. 1972 II 
S. 257). 

Allerdings können Reisekostenvergütungen bzw. 
Reisekosten steuerlich nur anerkannt werden, wenn 
begrifflich eine Dienstreise vorliegt. Eine Dienstreise 
liegt dann vor, wenn der Arbeitnehmer aus dienst-
lichen Gründen in einer Mindestentfernung von 
15 km von seiner regelmäßigen Arbeitsstätte vor-
übergehend tätig wird. Es muß also eine regel-
mäßige Arbeitsstätte vorhanden sein, von der aus 
die Dienstreise angetreten werden kann. 

In entsprechender Anwendung des Urteils des 
Bundesfinanzhofs vom 11. August 1972 (BStBl. 1972 
II S. 915) über die steuerliche Behandlung von 
Schlafwagenschaffnern wird man sagen müssen, daß 
auch bei Lokomotivführern die Fahrten auf der 
Lokomotive keine Dienstreise im steuerlichen Sinne 
darstellen. Mithin kann auch die Differenz zwischen 
den steuerlichen Reisekostenpauschbeträgen und 
etwaigen Ersatzleistungen des Arbeitgebers nicht 
als Werbungskosten anerkannt werden. 

Wenn sich auch die Tätigkeit der Lokomotivführer 
nicht als steuerliche Dienstreise darstellt, ist gleich-
wohl zuzugeben, daß sie sich zumindestens auf be-
rufsbedingten Reisen befinden und ihnen dadurch 
auch Mehraufwendungen für Verpflegung entstehen 
können. Ob und in welcher Höhe in diesen Fällen ein 
beruflich bedingter Mehraufwand entsteht, hängt 
von den Umständen des Einzelfalls ab. In der Regel 
wird man davon ausgehen können, daß der tatsäch-
liche Mehraufwand nicht die Höhe der typisierten 
Erfahrungssätze der Pauschbeträge erreicht, da diese 

Reisen gegenüber den steuerlichen Dienstreisen Be-
sonderheiten aufweisen, die es dem Lokomotiv-
führer gestatten, den etwaigen Verpflegungsmehr-
aufwand verhältnismäßig gering zu halten. 

Das zeigt auch bereits die reisekostenrechtliche 
Beurteilung. Anstelle der normalen Reisekostenver-
gütungen nach § 4 des Bundesreisekostengesetzes 
(BRKG) erhalten Lokomotivführer nur eine Auf-
wandsentschädigung nach § 17 BRKG. Nach dieser 
Vorschrift werden bei Dienstreisenden solcher 
Dienstzweige, bei denen im allgemeinen geringere 
Aufwendungen für Verpflegung entstehen, beson-
dere Aufwandsentschädigungen festgesetzt. Als so-
genannte Ausbleibevergütung zahlt die Deutsche 
Bundesbahn den Lokomotivführern für jede Stunde 
der dienstlichen Abwesenheit 1,— DM. Da die Aus-
bleibevergütung die besonderen Verhältnisse des 
Zugpersonals berücksichtigt, kann davon ausgegan-
gen werden, daß diese steuerfreie Vergütung unge-
fähr dem tatsächlichen Mehraufwand entspricht. Die 
Anwendung der steuerlichen Reisekostenpauschbe-
träge würde zu einer offensichtlich unzutreffenden 
Besteuerung führen und wäre deshalb auch von der 
Sache her nicht gerechtfertigt. 

Anlage 69 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Vogt (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Frage B 15) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den Freibetrag für 
Steuerpflichtige, die in einem Heim oder dauernd zur Pflege 
untergebracht sind, ebenso durch die Städte und Gemeinden auf 
die Steuerkarte eintragen zu lassen, wie es mit den Freibeträ-
gen für Körperbehinderte auch geschieht? 

Der durch das Einkommensteuerreformgesetz ein-
geführte Freibetrag für Steuerpflichtige, die in einem 
Heim oder dauernd zur Pflege untergebracht sind, 
steht — wie sich aus seiner gesetzlichen Stellung und 
aus der Begründung ergibt — in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit dem Freibetrag für die Beschäfti-
gung einer Hausgehilfin oder Haushaltshilfe. Er ist 
auch materiell davon abhängig, daß eine Steuerer-
mäßigung wegen Beschäftigung einer Hausgehilfin 
oder Haushaltshilfe nicht gewährt wird. Aus diesem 
Grunde kann die Eintragung des Freibetrages auf 
den Lohnsteuerkarten nicht den Gemeinden über-
tragen werden, weil sie die sachlichen Anspruchs-
voraussetzungen nicht in allen Fällen zutreffend 
feststellen könnten. 

Diese Regelung ist im Deutschen Bundestag na-
hezu einstimmig beschlossen worden, um mit der 
Verwaltungsvereinfachung im Steuerverfahren Ernst 
zu machen. 

Anlage 70 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 16) : 
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Welche Maßnahmen sollten nach Auffassung der Bundesregie-
rung die Städte und Gemeinden grundsätzlich treffen, um die 
drohenden Defizite in ihren Haushalten 1975 auszugleichen, und 
gibt es insbesondere bestimmte Bereiche kommunaler Ausgaben, 
bei denen gespart werden muß? 

Die Gemeinden sind in ihrer Haushaltswirtschaft 
vom Bund unabhängig. Es kann deshalb nicht Auf-
gabe der Bundesregierung sein, sich darüber zu äu-
ßern, bei welchen Ausgaben die Gemeinden sparen 
sollen. Es ist vielmehr Sache des Finanzplanungs-
rats, Empfehlungen für die Finanzplanungen auch 
der Gemeinden zu geben. 

Der Finanzplanungsrat, dem auch Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände als Mitglieder ange-
hören, wird sich auf seiner nächsten Sitzung am 
10. Dezember 1974 mit der Gestaltung der Haus-
halte 1975 von Bund, Ländern und Kommunen be-
fassen. 

Anlage 71 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 17) : 

Sind Pressemeldungen richtig, wonach der Bund Teile des 
Standortübungsplatzes München-Nord an die Stadt München als 
„Dirnen-Standplatz" verpachtet hat, andererseits jedoch nur 
außerordentlich zurückhaltend bei der Hergabe von Grundstücken 
für Zwecke der Infrastruktur und des Wohnungsbaues ist? 

Die von Ihnen erwähnten Pressemeldungen treffen 
nicht zu. Zu der in Ihrer Frage enthaltenen Fest-
stellung, der Bund sei außerordentlich zurückhal-
tend bei der Hergabe von Grundstücken, bemerke 
ich, daß bundeseigene Grundstücke, die nicht mehr 
für Zwecke des Bundes benötigt werden, gemäß 
Bundeshaushaltsordnung dem Allgemeinen Grund-
vermögen des Bundes zuzuführen sind und vom Bun-
desminister der Finanzen verwaltet werden. Dieser 
hat wiederholt seine Bereitschaft erklärt, Grundbe-
sitz, der für Zwecke des Bundes nicht benötigt wird, 
städtebaulichen Planungen zur Verfügung zu stellen. 

Anlage 72 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Handlos (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 18) : 

Ist die Bundesregierung bereit, beim Bundesamt für gewerb-
liche Wirtschaft in Frankfurt darauf hinzuwirken, daß die 
Investitionszulagengesuche konjunkturell besonders gefährdeter 
Branchen mit Vorrang behandelt werden? 

Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, 
darauf hinzuwirken, daß das Bundesamt für gewerb-
liche Wirtschaft Anträge auf Erteilung der Beschei-
nigung nach § 2 InvZulG 1973 von Unternehmen 
bestimmter Wirtschaftszweige zeitlich vorrangig be-
arbeitet. 

Auf die Erteilung der Bescheinigung und die Aus

-

zahlung der Investitionszulage besteht — sofern die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind — ein 
Rechtsanspruch. Dementsprechend ist der Betrag 
der Investitionszulage in der Regel fester Bestand

-

teil des Finanzierungsplanes der investierenden Un-
ternehmen. Die bevorzugte Bearbeitung von Anträ-
gen für Investitionen bestimmter Branchen würde 
bedeuten, daß andere Antragsteller erheblich län-
gere Wartezeiten in Kauf nehmen müßten. Bei der 
derzeit in allen Wirtschaftsbereichen angespannten 
Finanzierungslage ist diese Lösung, abgesehen von 
dem Problem, das sich aus dem Anspruch auf Gleich-
behandlung aller Investoren ergibt, nicht vertretbar. 

Anlage 73 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 19) : 

Wie hat sich der Außenhandel mit der Volksrepublik China 
und der Republik China in den letzten Jahren entwickelt? 

Der Handel der Bundesrepublik Deutschland mit 
der Volksrepublik China und mit Taiwan hat sich 
unterschiedlich entwickelt. 

1. Warenaustausch mit der VR China 

Bis zur Aufnahme der diplomatischen Beziehun-
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Volksrepublik China am 11. Oktober 1972 ba-
sierte der Warenverkehr zwischen beiden Ländern 
insbesondere auf Initiativen des Ostausschusses der 
Deutschen Wirtschaft. Das Volumen des Waren-
verkehrs betrug 1967 1,1 Mrd. DM, 1968 1,0 Mrd. 
DM. Es verringerte sich in der Zeit von 1969-1971 
von 961 Millionen DM auf 812 Millionen DM. 

Seit Aufnahme der diplomatischen Beziehungen 
und seit dem Abschluß des deutsch-chinesischen 
Abkommens über den Handel und den Zahlungs-
verkehr vom 5. Juli 1973 ist der Handel wieder 
angewachsen. Die Einfuhren betrugen 1973 
396,9 Millionen DM, die deutschen Ausfuhren 
815,2 Millionen DM. Diese Entwicklung setzte sich 
1974 fort (weitere Einzelheiten und Vergleichszah-
len zu Taiwan siehe Anlage). 

Die Bundesrepublik Deutschland steht unter den 
Lieferländern der Volksrepublik China nach Japan 
und den USA an dritter Stelle. Als Abnehmerland 
nimmt sie nach Hongkong, Japan und Singapur die 
vierte Stelle ein. Chinesische Außenhandelsfirmen 
haben besonders in diesem Jahr zahlreiche Verträge 
über die Lieferung von Großanlagen mit deutschen 
Firmen geschlossen. Hervorzuheben ist die Liefe-
rung eines Kaltwalzwerkes mit Stranggußanlage im 
Wert von 650 Millionen DM. Außerdem ist die Lie-
ferung eines Warmwalzwerkes in Höhe von 1 Mrd. 
DM im Gespräch. Weitere Impulse für den gegen-
seitigen Warenverkehr werden von der National-
ausstellung der Volksrepublik China in der Bundes-
republik Deutschland vom 13.-25. Juni 1975 in 
Köln und der Technischen Ausstellung der Bundes-
republik Deutschland in Peking vom 5.-18 Septem-
ber 1975 erwartet. 

Als Folge der steigenden Investitionsgüterliefe-
rungen wird sich der strukturelle Außenhandels-

überschuß der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
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über der Volksrepublik China wahrscheinlich noch 
vergrößern (1973 + 418,3 Millionen DM, Januar bis 
September 1974 400 Millionen DM). Von den Liefe-
rungen der Volksrepublik China in die Bundesrepu-
blik Deutschland entfielen im Jahre 1973 43,7 % auf 
Ernährungsgüter, 25,8 % auf Rohstoffe, 10 % auf 
Halbwaren und 20,5% auf Fertigwaren. Von der 
deutschen Ausfuhr sind 88,6 % industrielle Fertig-
waren. 

2. Entwicklung des Handels zwischen der Bundes-
republik Deutschland und Taiwan 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Taiwan bestehen weder diplomatische Beziehungen 
noch ein Handelsabkommen. Wegen der Industriali-
sierung Taiwans und seiner besonderen Export-
orientierung ist auch sein Handel mit der Bundes-
republik Deutschland seit 1967 ständig gestiegen 
(1967 294 Millionen DM, 1970 507,5 Millionen DM). 
1973 erreichte der Warenaustausch 1,195 Mrd. DM, 

von Januar bis September 1974 1,172 Mrd. DM. Die 
deutschen Einfuhren betrugen 1973 608,1 Millionen 
DM, die Ausfuhren 586,9 Millionen DM. Zur Struk-
tur des Warenverkehrs ist zu bemerken, daß im 
Jahre 1973 63,5 % der Gesamtausfuhren Taiwans in 
die Bundesrepublik Deutschland auf Fertigwaren 
entfallen, 32,5 % auf Ernährungsgüter, 0,6 % auf 
Rohstoffe und 3,4 % auf Halbwaren. Auf der deut-
schen Ausfuhrseite liegen die industriellen Fertig-
waren bei 94,5 %. 

Bis 1973 ergaben sich für die Bundesrepublik 
Deutschland Passivsalden: 1972 138,5 Millionen DM, 
1973 21,2 Millionen DM. Lediglich für die Zeit von 
Januar bis September 1974 ist ein Außenhandels-
überschuß der Bundesrepublik Deutschland in Höhe 
von 50 Millionen DM zu verzeichnen. Die Bundes-
republik Deutschland stand 1973 sowohl unter den 
Liefer- als auch unter den Abnehmerländern Tai-
wans nach den USA, Japan und Hongkong an vier-
ter Stelle. 

Stand: November 1974 
Warenverkehr der Bundesrepublik Deutschland mit der 
Republik China (Taiwan) und der Volksrepublik China 

- nach Herstellungs- und Verbrauchsland; in Millionen DM - 

Jahr 

Gesamtvolumen Deutsche Einfuhr 
aus der 

Deutsche Ausfuhr 
in die 

Saldo der BRD 
gegenüber 

Republik VR Republik VR Republik VR Republik VR 
China China China China China China China China 

1970 507,5 921,0 282,8 308,9 224,7 612,1 - 58,1 +303,2 

1971 632,8 812,6 348,0 330,4 284,8 482,2 - 63,2 +151,8 

1972 687,5 874,6 413,0 342,2 274,5 532,4 -138,5 +190,2 

1973 1 195,0 1212,1 608,1 396,9 586,9 815,2 - 21,2 +418,3 

Januar/ 
September 809,5 906,3 436,4 293,8 373,1 612,5 - 63,3 +318,7 

1973 

Januar/ 
September 1 172,0 1 109,2 561,0 354,6 611,0 754,6 + 50,0 +400,0 

1974 

Warenstruktur 1973 

- Millionen DM - 

Einfuhr 
aus der 

Ausfuhr 
in die 

% der % der % der % der 
Republik 

China 
Gesamt

-

Ein

-

fuhren 

VR 
China 

Gesamt

-

Ein

-

fuhren 

Republik 
China 

Gesamt

-

Aus

-

fuhren 

VR 
China 

Gesamt

-

Aus

-

fuhren 

insgesamt 608,1 100 396,9 100 586,9 100 815,2 100 

Ernährungssektor 197,2 32,5 173,5 43,7 1,8 0,3 0,0 0,0 

Gewerblicher Sektor 410,9 67,5 223,4 56,3 585,1 99,7 815,2 100 
davon 

Rohstoffe 3,9*) 0,6 102,2 25,8 2,6 0,4 8,3 1,0 
Halbwaren 20,4 S) 3,4 39,7 10,0 28,1 4,8 84,6 10,4 
Fertigwaren 385,6 5 ) 63,5 80,9 20,5 551,7 94,5 722,1 88,6 

*) Rückwaren und Ersatzlieferungen sind nicht berücksichtigt. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1974 	9201* 

Anlage 74 

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Schmidhuber (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Fragen B 20 und 21) : 

In wieviel Fällen hat bisher die Bundesregierung von dem vom 
OECD-Rat im Jahr 1973 verabschiedeten freiwilligen Konsulta-
tions- und Schlichtungsverfahren bei wettbewerbsschädigenden 
Praktiken mit Auswirkungen auf den internationalen Handel Ge-
brauch gemacht? 

Wann ist mit der Fertigstellung des von der Bundesregierung 
erbetenen Gutachtens der Monopolkommission über die Anwen-
dung und Möglichkeiten der Mißbrauchsaufsicht über marktbe-
herrschende Unternehmen seit Inkrafttreten der Kartellgesetz-
novelle zu rechnen? 

Zu Frage B 20: 

Die von Ihnen angesprochene Empfehlung des 
OECD-Rates über ein Konsultations- und Schlich-
tungsverfahren bei wettbewerbsschädigenden Prak-
tiken mit Auswirkung auf den internationalen Han-
del ist im Dezember 1973 verabschiedet worden. Die 
praktische Durchführung befindet sich noch in der 
ersten Anlaufphase, da zunächst in den einzelnen 
Mitgliedstaaten der OECD die erforderlichen Ver-
waltungsvoraussetzungen geschaffen werden muß-
ten. Aus diesem Grunde ist das neue Konsultations-  
und Schlichtungsverfahren bisher weder von der 
Bundesrepublik Deutschland noch von den anderen 
Mitgliedstaaten der OECD angewandt worden. Die 
positiven Erfahrungen, die in den vergangenen 
Jahren mit der Empfehlung des OECD-Rates von 
1967 über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wettbewerbsbeschränkenden Geschäftspraktiken im 
internationalen Handel gemacht worden sind, be-
rechtigen zu der Erwartung, daß auch die neue 
Empfehlung sehr eingehend genutzt wird. Die Emp-
fehlung von 1967 hat bereits in über 100 Fällen 
Anwendung gefunden, davon in 16 Fällen durch die 
Bundesrepublik. Die Bundesregierung wird sich 
weiterhin im Rahmen der OECD wie auch auf 
bilateraler Ebene für eine verstärkte internationale 
Zusammenarbeit der Wettbewerbsbehörden einset-
zen und in diesem Rahmen insbesondere auch die 
erwähnten Empfehlungen der OECD so weit wie 
möglich nutzen. 

Zu Frage B 21: 

Die Monopolkommission beabsichtigt, ihr Gutach-
ten zu dem Thema „Anwendung und Möglichkeiten 
der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen seit Inkrafttreten der Kartellgesetz-
novelle" bis Februar 1975 abzuschließen. 

Anlage 75 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jenninger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 22) : 

Aus welchen Gründen sind die Landkreise Tauberkreis, Schwä-
bisch Hall und Hohenlohekreis nicht in das sogenannte Berg-
bauernprogramm aufgenommen worden? 

Die Abgrenzung der Gebiete in der Bundesrepu-
blik Deutschland für das Programm zur Förderung 
landwirtschaftlicher Betriebe in Berggebieten und in 
bestimmten benachteiligten Gebieten ist in sehr 
enger Zusammenarbeit mit den Bundesländern er-
folgt. 

Hierzu wurde eigens eine Arbeitsgruppe, beste-
hend aus Vertretern aller Bundesländer und des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, gebildet, die auf der Grundlage der 
qualitativen Gebietskriterien der Richtlinie des Rates 
über die Landwirtschaft in Berggebieten und in be-
stimmten benachteiligten Gebieten die Kriterien ein-
heitlich für das Bundesgebiet festgelegt hat. Im An-
schluß an diese gemeinsame Festlegung der Krite-
rien haben sodann die Bundesländer die Abgren-
zung der Gebiete vorgenommen. Ausgangspunkt der 
Abgrenzung waren grundsätzlich die Gemeinden, 
die unter Einhaltung von Schwellenwerten zu in sich 
geschlossenen Gebieten gemäß EG-Richtlinie ge-
schnitten wurden, so daß eine Abgrenzung von vorn-
herein landkreisweise überhaupt nicht erfolgen 
konnte. 

Die von Ihnen angesprochenen Landkreise werden 
alle vom Förderungsprogramm tangiert, wenn auch 
mit einer unterschiedlichen Anzahl von Gemeinden 
bzw. Teilorten. 

Grundsätzlich möchte ich aber bemerken, daß jede 
räumliche Abgrenzung an der Grenze Probleme auf-
wirft. Bundesregierung und Bundesländer waren 
aber bemüht, diese Probleme so gering wie möglich 
zu halten. Der Gesamtumfang der Fördergebiete von 
29,3 v. H. der landwirtschaftlich genutzten Fläche des 
Bundesgebietes ist bereits sehr hoch. Eine Ausdeh-
nung der Fördergebiete hätte Konsequenzen für 
andere Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und somit 
auf den finanziellen Beitrag der Bundesrepublik zum 
Gemeinschaftshaushalt. Über den Umfang der Ge-
biete und die Höhe der Gemeinschaftsfinanzierung 
in den Mitgliedstaaten muß der Rat noch beschlie-
ßen. 

Anlage 76 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Frage B 23) : 

Hat die Bundesregierung eine Übersicht, in welchem Umfang 
und in welchem Verhältnis ausländische Ärzte an Kranken-
häusern der Bundesrepublik Deutschland tätig sind, und sind 
dabei anteilig die ländlichen Räume besonders betroffen? 

Nach den Feststellungen des Statistischen Bun-
desamtes waren Ende 1972 von den insgesamt 
52 827 Krankenhausärzten 5 554 ausländische Ärzte; 
somit war jeder 10. Krankenhausarzt ein Auslän-
der. Ein Drittel dieser ausländischen Ärzte waren 
Fachärzte; die bevorzugte Facharzttätigkeit war die 
Chirurgie (10,6 % der ausländischen Fachärzte). 
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Angaben über die ausländischen Krankenhaus-
ärzte stehen dem Statistischen Bundesamt aus der 
jährlichen Statistik der Krankenhäuser nur für die 
Länder und nicht in tieferer regionaler Gliederung 
der Krankenhäuser zur Verfügung. Der Anteil der 
ausländischen Ärzte an sämtlichen Krankenhaus-
ärzten lag 1972 in den Ländern zwischen 5 % (Ham-
burg) und 16 % (Nordrhein-Westfalen). 

Anlage 77 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Gölter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 24) : 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, in Zukunft sicherzustel-
len, daß bei Schlachtviehimporten aus Frankreich Tbc-Befunde, 
die trotz der amtlichen Frei-Atteste nachgewiesen werden, nicht 
mehr auftreten? 

Die Bundesregierung sieht die notwendige Sicher-
stellung einer Verhütung der Einfuhr tuberkulose-
kranker Rinder und Schweine grundsätzlich in der 
mit der 

Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur Re-
gelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim in-
nergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rin

-

dern und Schweinen (ABI. der EG Nr. 121/1964 
S. 1977), zuletzt geändert durch Richtlinie des 
Rates vom 15. Juli 1974 (ABI. der EG Nr. L 202 
S. 36), 

getroffenen Regelung, nach der jeder Mitgliedstaat 
verpflichtet ist, dafür Sorge zu tragen, daß aus sei-
nem Hoheitsgebiet in das Hoheitsgebiet eines an-
deren Mitgliedstaats nur Rinder und Schweine ver-
sandt werden, die den in dieser Richtlinie niederge-
legten Gesundheitsbedingungen entsprechen. Im 
Rahmen dieser Gesundheitsbedingungen sind auch 
Kriterien festgelegt worden, nach denen das Frei-
sein von Schlachtrindern und -schweinen von Tu-
berkulose beim innergemeinschaftlichen Handels 
verkehr nachgewiesen sein muß. 

Sofern es trotzdem in Einzelfällen zur Feststel-
lung von Tuberkulose bei eingeführten Schlachttie-
ren kommt, wird die Bundesregierung die zwischen 
den Veterinärdiensten der EG-Mitgliedstaaten be-
stehenden ständigen bilateralen Kontakte sowie die 
periodisch stattfindenden Beratungen im Ständigen 
Veterinärausschuß der EG-Kommission dazu benut-
zen, auf eine Abstellung solcher Vorkommnisse 
und auf Maßnahmen zur Verhütung von Wiederho-
lungen hinzuwirken. 

Die in jüngster Zeit in Kaiserslautern festgestell-
ten Befunde von Organtuberkulose bei aus Frank-
reich eingeführten Schlachtrindern sind bereits Ge-
genstand entsprechender Gespräche zwischen dem 
Veterinärdienst der Landesregierung Rheinland

-

Pfalz und meinem Hause mit dem Ziel gewesen, 
diese für eine entsprechende Vorstellung bei dem 
Leiter des französischen Veterinärdienstes zum An-
laß zu nehmen. 

Anlage 78 

Antwort 

des Parl Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 25) : 

Zu welchem Zeitpunkt will die Bundesregierung endlich ihre 
Schutzmaßnahmen für den deutschen „Gartenbau — Unterglas" 
bekanntgeben, damit die betroffenen Gärtner rechtzeitig für ihre 
Betriebe disponieren können? 

Der Ernährungsausschuß des Deutschen Bundes-
tages hat am 13. November 1974 einer Hilfsmaß-
nahme zum Ausgleich energiebedingter Wettbe-
werbsnachteile für Gartenbaubetriebe mit Unterglas-
anlagen zugestimmt. Der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages muß hierzu im Zusammen-
hang mit den Beratungen zum Haushalt des Jahres 
1975 noch beschließen. Sollten der Haushaltsaus-
schuß und der Bundesminister der Finanzen einer 
Hilfsmaßnahme zustimmen, wird die Bekanntgabe 
der getroffenen Entscheidung an die Gärtner unver-
züglich erfolgen. 

Anlage 79 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Frage B 26) : 

Wie ist der Stand des Disziplinarverfahrens gegen einen Leiter 
eines Instituts der Bundesanstalt für Milchforschung, und wie 
beurteilt die Bundesregierung das weitere Verfahren nach dem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Oktober 1974? 

In dem Disziplinarverfahren gegen den Leiter 
eines Instituts der Bundesanstalt für Milchforschung 
wird der Bericht des Untersuchungsführers voraus-
sichtlich noch im Dezember 1974 vorgelegt werden. 
Von diesem Bericht wird der weitere Gang des Ver-
fahrens abhängen, der zur Einstellung, zu einer 
Disziplinarverfügung oder zu einem Verfahren vor 
dem Bundesdisziplinargericht führen kann. 

Der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
8. 10. 1974 ist mir bisher nur aus der Tagespresse 
bekannt. Ob dieser Beschluß das Disziplinarverfah-
ren beeinflußt, werde ich erst beurteilen können, 
wenn mir der Wortlaut des Beschlusses vorliegt. 

Anlage 80 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 27) : 

Wie finanziert die Bundesanstalt für Arbeit das Arbeitsplatz-
beschaffungsprogramm, wonach Trägern von allgemeinen Maß-
nahmen zur Arbeitsbeschaffung ein Zuschuß bis zu 120 % des 
Arbeitsentgelts für Arbeitnehmer gezahlt werden kann, die 
sonst nicht beschäftigt würden, und wann wird die Bundesregie-
rung die Finanzierung der Aufgaben übernehmen, die der Bundes-
anstalt für Arbeit durch das Arbeitsförderungsgesetz zusätzlich 
übertragen worden sind und die die auf den Beiträgen zur 
Arbeitslosenversicherung beruhenden Finanzkraft der Bundes-
anstalt für Arbeit übersteigen? 
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Die Förderung der Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men gehört nach altem wie nach neuem Recht zu 
den arbeitsmarktpolitischen Aufgaben der Bundes-
anstalt für Arbeit. Diese Leistungen werden daher 
folgerichtig aus dem Beitragsaufkommen der Bun-
desanstalt finanziert. Nach § 96 Arbeitsförderungs-
gesetz kann die Bundesanstalt jedoch zusätzlich Lei-
stungen aus Bundesmitteln gewähren. Vorausset-
zung hierfür ist, daß in der Regel auch das jeweilige 
Land sich in angemessener Höhe an der Förderung 
beteiligt. 

In ihrem Bericht über die Finanzierung der ar-
beitsmarktpolitischen Aufgaben nach dem Zweiten 
Abschnitt des Arbeitsförderungsgesetzes (Arbeits-
förderungsbericht vom März 1973 — Bundestags-
drucksache 7/403) hat die Bundesregierung allge-
mein aufgezeigt, welche Möglichkeiten für eine No-
vellierung der Finanzierungsvorschriften in Frage 
kommen. Inzwischen liegt auch der von der „Sachver-
ständigenkommission Kosten und Finanzierung der 
beruflichen Bildung" erstattete sogenannte Edding-
Bericht dem Bundestag vor. Die Bundesregierung 
prüft zur Zeit auf der Grundlage dieses Berichts, wie 
die Finanzierung der beruflichen Bildung in Zukunft 
gestaltet werden soll. Welche Änderungen sich aus 
diesen Überlegungen für das Finanzierungssystem 
des Arbeitsförderungsgesetzes ergeben, läßt sich 
noch nicht sagen. 

Anlage 81 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 28) : 

Werden zur Zeit arbeitslose Pendler der Grenzregionen der 
EG-Länder in den Beschäftigungsstatistiken berücksichtigt, wenn 
man davon ausgeht, daß die Bundesregierung in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 6./7. November 1974 auf die 
Fragen A. 34 und A. 89 (Drucksache 7/2720) unterschiedliche Ant-
worten (vgl. Stenographische Berichte Seiten 8745 und 8685) 
gegeben hat? 

Die von Ihnen genannten Antworten zu Fragen 
der Fragestunde am 6./7. November 1974 sind zwar, 
der unterschiedlichen Fragestellung entsprechend, 
unterschiedlich, jedoch nicht widersprüchlich. In 
beiden Antworten findet sich die Feststellung, daß 
arbeitslose Grenzgänger statistisch erfaßt werden. 
In der Antwort auf die Frage Nr. A 89 wird darüber 
hinaus präzisiert, daß diese Erfassung im jeweiligen 
Wohnland der Grenzgänger erfolgt und daß die in 
der Gesamtarbeitslosenzahl enthaltenen Grenzgän-
ger nicht gesondert ausgewiesen werden. 

Anlage 82 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Katzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 29) : 

Bis wann gedenkt die Bundesregierung, die nach § 21 Abs. 6 
des Schwerbehindertengesetzes vorgesehene Rechtsverordnung 
über die Wahl des Vertrauensmannes der Schwerbehinderten 
vorzulegen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, alsbald eine 
Verordnung nach § 21 Abs. 6 des Schwerbehinder-
tengesetzes vorzulegen. Da nach diesem Gesetz für 
die Wahl des Vertrauensmannes der Schwerbehin-
derten die Vorschrift über das Wahlverfahren, den 
Wahlschutz und die Wahlkosten bei der Wahl des 
Betriebs-, Personal- oder Richterrates sinngemäß 
Anwendung finden, erschien es geboten, die Be-
stimmungen der Wahlordnung zum Bundesperso-
nalvertretungsgesetz vom 23. September 1974 zu be-
rücksichtigen. Kurz nach Erlaß dieser Verordnung 
hat das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung den Beteiligten den Referentenentwurf 
einer Ersten Verordnung zur Durchführung des 
Schwerbehindertengesetzes (Wahlordnung Schwer-
behindertengesetz) zur Stellungnahme übersandt. 
Nachdem die zuständigen Landesressorts und die 
beteiligten Organisationen dem Entwurf im Grund-
satz zugestimmt haben, prüft die Bundesregierung 
zur Zeit, inwieweit die mitgeteilten Änderungs- und 
Ergänzungsvorschläge übernommen werden können. 

Anlage 83 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schöfberger 
(SPD) (Drucksache 7/2857 Fragen B 30 und 31) : 

Wie hoch war die Beteiligungsquote, die Befundquote und die 
Nebenbefundquote bei der Krebsvorsorgeuntersuchung für Män-
ner und Frauen im Jahr 1973? 

Welche Maßnahmen kann und wird die Bundesregierung er-
greifen, um die Beteiligungsquote bei der Krebsvorsorgeunter-
suchung wesentlich zu erhöhen? 

Nach § 369 Abs. 2 Reichsversicherungsordnung 
haben die Krankenkassen und die Kassenärztlichen 
Vereinigungen die bei Durchführung von Maßnah-
men zur Früherkennung von Krankheiten anfallen-
den Ergebnisse zu sammeln und auszuwerten. Die 
Beteiligungsquote und die medizinischen Ergeb-
nisse der Krebsvorsorgeuntersuchung für Männer 
und Frauen im Jahre 1973 liegen noch nicht vor. 
Damit ist nicht vor Anfang nächsten Jahres zu rech-
nen. 

Die Krankenkassen sind verpflichtet, im Zusam-
menwirken mit den Kassenärztlichen Vereinigungen 
die Versicherten und ihre anspruchsberechtigten 
Familienangehörigen mit allen geeigneten Mitteln 
und in bestimmten Zeitabständen über die zur Siche-
rung der Gesundheit notwendige und zweckmäßige 
Inanspruchnahme von Untersuchungen zur Früh-
erkennung von Krankheiten aufzuklären. 

Dieser Verpflichtung kommen die Krankenkassen 
mit unterschiedlicher Intensität nach. Darüber hin-
aus hat die Bundesregierung wiederholt zur erhöh-
ten Inanspruchnahme der Untersuchungen zur Früh-
erkennung von Krebs aufgefordert. 
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Anlage 84 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Köhler (Duis-
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 32 
und 33) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es dem Steuermann 
einer Walzenstraße und Männern mit ähnlichen Tätigkeitsmerk-
malen immer schwerer verständlich zu machen ist, daß sie arbeits- 
und versicherungsrechtlich als Arbeiter gelten, während andere 
Beschäftigte mit erheblich untergeordneterer Verantwortung und 
einfachen Tätigkeitsmerkmalen arbeits- und versicherungsrecht-
lich als Angestellte gelten? 

Ist die Bundesregierung deshalb bereit, für die Abgrenzung 
zwischen Arbeitern und Angestellten Merkmale zu entwickeln, 
die den veränderten Verhältnissen besser angepaßt sind? 

Die Bundesregierung geht bei der Frage, ob und 
wie im gesetzlichen Arbeitsrecht zwischen Arbeitern 
und Angestellten unterschieden werden soll, davon 
aus, daß die Unterscheidung und die Kriterien da-
für von vielen nicht mehr als sachgerecht empfun-
den werden. Die Frage wird deshalb im Rahmen der 
Schaffung eines Arbeitsgesetzbuchs sorgfältig zu 
prüfen sein. 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Arbeits-
gesetzbuchkommission hat sich bereits für einen 
Teilbereich des künftigen Arbeitsgesetzbuches mit 
der Frage befaßt und im Hinblick auf das Recht des 
Arbeitsverhältnisses beschlossen, bei ihren Bera-
tungen und Empfehlungen von der Unterscheidung 
zwischen Arbeitern und Angestellten ganz abzu-
sehen, und zwar sowohl hinsichtlich der Bezeich-
nung der beiden Gruppen als auch hinsichtlich der 
Rechtsfolgen. Dieser Beschluß der Arbeitsgesetz-
buchkommission trägt dem Umstand Rechnung, daß 
die durch Gesetz geregelten Arbeitsbedingungen 
der Arbeiter und Angestellten — mit Ausnahme des 
Kündigungsrechts und des Rechts der Entgeltfort-
zahlung bei Kuren — kaum noch Unterschiede auf-
weisen. Anders ist das im Hinblick auf die durch 
Tarifvertrag geregelten Arbeitsbedingungen, für de-
ren Ausgestaltung jedoch die Tarifvertragsparteien 
zuständig sind. 

Im Sozialversicherungsrecht kommt der Unter-
scheidung zwischen Arbeitern und Angestellten ma-
teriell kaum noch Bedeutung zu. Hinsichtlich der 
Krankenversicherungspflicht bestehen zwar Unter-
schiede, die aber finanziell deswegen keine Bedeu-
tung mehr haben, weil die Angestellten mit Ein-
kommen über der Versicherungspflichtgrenze An-
spruch auf den Beitragszuschuß gegen ihren Arbeit-
geber haben. Nach der leistungsrechtlichen Gleich-
stellung beider Gruppen spielt ihre Unterscheidung 
lediglich noch für die Frage der Zuordnung zu be-
stimmten Leistungsträgern eine Rolle. 

Anlage 85 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 34 und 35) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die in der Zeitschrift „Dei 
Zivildienst" angekündigten 35 000 Einsatzplätzen des Zivildienstes 
zu verwirklichen, welcher Zeitplan liegt dafür vor, und wie hoch 
soll die Zahl der  Einsatzplätze im Jahr 1975 sein? 

Wie viele der 20 500 Einsatzplätze im Zivildienst waren 1974 
maximal besetzt, und wie viele von diesen Zivildienstleistenden 
scheiden 1975 aus dem Zivildienst wieder aus? 

In Nummer 6/7 1974 der Zeitschrift „der zivil-
dienst" wird über einen Vorschlag zur Modifizie-
rung des Verfahrens zur Anerkennung als Kriegs-
dienstverweigerer berichtet, der am 30. September 
1974 vom Bundesminister der Verteidigung und vom 
Bundesbeauftragten für den Zivildienst im Rahmen 
einer Pressekonferenz der Öffentlichkeit vorgestellt 
worden ist. In dieser Pressekonferenz hat der Bun-
desbeauftragte für den Zivildienst im Zusammen-
hang mit der Frage, mit welcher Zahl von Zivil-
dienstpflichtigen bei Verwirklichung des Vorschlags 
zu rechnen sei, geantwortet, daß etwa 35 000 Zivil-
dienstplätze erforderlich würden. Ob und wann 
diese Platzzahl zur Verfügung gestellt werden muß, 
hängt ausschließlich davon ab, zu welchem Zeit-
punkt die gesetzgebenden Körperschaften zur Frage 
der Modifizierung des Anerkennungsverfahrens Re-
gelungen treffen werden. Derzeit verfolgt der Bun-
desbeauftragte für den Zivildienst das Ziel, bis 
Ende 1975 insgesamt 30 000 Zivildienstplätze zu ha-
ben. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich bemerken, daß 
von den derzeit vorhandenen 22 000 Zivildienstplät-
zen am 31. Oktober 1974 maximal 15 700 besetzt wa-
ren. Im Jahre 1975 werden voraussichtlich 8 200 Zi-
vildienstleistende aus dem Zivildienst ausscheiden. 

Anlage 86 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Gölter (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 36) : 

Ist die Bundesregierung bereit, in Verhandlungen mit dem 
Oberkommando der US-Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Änderung der Vereinbarung vom 27. Dezember 
1971/17. Januar 1972 anzustreben, um in Zukunft nicht mehr ver-
pflichtet zu sein, bei der Vergabe von Renovierungsarbeiten bei 
Truppenunterkünften der Stationierungsstreitkräfte im Auftrag 
und für Rechnung des Bundes durch die Finanzbauämter auf 
Generalunternehmer zurückgreifen zu müssen? 

Das Vergabehandbuch für die Durchführung von 
Bauaufgaben des Bundes im Zuständigkeitsbereich 
der Finanzbauverwaltungen bezeichnet als General-
unternehmer denjenigen Hauptunternehmer, der 
sämtliche für die Herstellung eines Bauwerkes erfor-
derlichen Bauleistungen zu erbringen hat und we-
sentliche Teile hiervon selbst ausführt. Daher ver-
wenden die Einheitlichen Verdingungsmuster und 
die Nr. 7 der oben erwähnten Vereinbarung nur den 
Begriff des Hauptunternehmers, nicht aber den des 
Generalunternehmers. Die Einheitlichen Verdin-
gungsmuster sind auch bei den Baumaßnahmen des 
Kasernen-Modernisierungsprogramms der amerika-
nischen Streitkräfte von den Finanzbauverwaltungen 
anzuwenden. 

Die Bauämter beauftragen somit in geeigneten 
Fällen und auf Wunsch der amerikanischen Streit• 
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kräfte Hauptunternehmer. Diese werden verpflichtet, 
„dem Nachunternehmer keine — insbesondere hin-
sichtlich der Zahlungsweise — ungünstigeren Be-
dingungen aufzuerlegen, als zwischen ihnen und dem 
Auftraggeber vereinbart sind". 

Ich halte diese Regelung für ausreichend, um Kne-
belungsverträge im Nachunternehmerverhältnis zu 
verhindern. Auch bewirkt die Einschaltung von 
Hauptunternehmern nicht, daß dadurch weniger Bau-
unternehmen beschäftigt werden. Das wird auch in 
Nr. 57 der Stellungnahme der Bundesregierung 
— Stand vom 31. 10. 1974 — zur Enquete über die 
Bauwirtschaft hervorgehoben. Insoweit sind daher 
Verhandlungen mit dem Oberkommando der ameri-
kanischen Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland über eine Änderung der Vereinbarung 
nicht erforderlich. 

Hinsichtlich der von Ihnen gewählten Formulie-
rung „... für Rechnung des Bundes ..." verweise 
ich auf Nr. 12 der Vereinbarung. Hiernach handelt 
es sich bei den Mitteln, die den amerikanischen 
Streitkräften zur Modernisierung von Anlagen und 
Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden, um 
Verteidigungsausgaben der Vereinigten Staaten im 
Sinne des deutsch/amerikanischen Offshore-Steuer-
abkommens (Offshore Tax Agreement) vom 15. Ok-
tober 1954. 

Anlage 87 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 37) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Anstieg der Anträge 
auf Anerkennung der Wehrdienstverweigerer um fast die Hälfte 
gegenüber Oktober 1973, und welche Schlußfolgerungen wird sie 
ziehen, insbesondere hinsichtlich der Pläne des Bundesministers 
der Verteidigung, das Prüfungsverfahren zu suspendieren? 

Es ist nicht auszuschließen, daß durch die im 
Herbst begonnene öffentliche Diskussion über die 
Modifizierung des geltenden Anerkennungsverfah-
rens für Kriegsdienstverweigerer mehr Anträge 
ausgelöst worden sind. Dabei ist zu berücksichti-
gen, daß Einzelheiten über die beabsichtigten Ver-
fahrensänderungen den Antragstellern noch nicht 
bekannt sein können. 

Im übrigen ist bei dem Zahlenvergleich zwischen 
Oktober 1974 mit 3 056 Anträgen und Oktober 1973 
mit 2 160 Anträgen folgendes zu beachten: 

Der Zahlenvergleich läßt auf das Ausmaß der An-
tragszunahme keine Schlüsse zu. Mit Wirkung vom 
1. Januar 1974 wurde das Zählverfahren umgestellt. 
Während die Anträge im Oktober 1973 bei den 
Prüfungsausschüssen gezählt worden sind, wurden 
sie im Oktober 1974 bei den Kreiswehrersatzämtern 
gezählt. Die bei den Prüfungsausschüssen gezähl-
ten Anträge waren nur solche von Gemusterten. Die 
bei den Kreiswehrersatzämtern gezählten Anträge 
umfassen auch Anträge von nicht Gemusterten. 

Erste echte Vergleichszahlen werden nach Ab-
lauf des letzten Quartals 1974 vorliegen, da vor der 
Umstellung des Zählverfahrens am 1. 1. 1974 auch 
die Antragseingänge bei den Kreiswehrersatzämtern 
quartalsweise gezählt worden sind. Entwicklungs-
tendenzen lassen sich jedoch erst bei der Auswer-
tung eines sich über einen längeren Zeitraum er-
streckenden Zahlenmaterials erkennen. 

Die Bundesregierung hat ihre Überlegungen zur 
Modifizierung des Anerkennungsverfahrens noch 
nicht abgeschlossen. Sie wird hierbei selbstver-
ständlich die zahlenmäßige Entwicklung der An-
träge beobachten und berücksichtigen. 

Anlage 88 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) 
(Drucksache 7/2857 Fragen B 38 und 39): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den kürzlich von einem 
Landespolitiker vorgetragenen Vorschlag, einen sogenannten 
„Raucherpfennig" einzuführen? 

Welche grundsätzliche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
möglichen anderen Vorschlägen wie etwa einem „Alkohol-" oder 
„Trinkerpfennig" oder dergleichen ein, die auf zusätzliche Inan-
spruchnahme des Bürgers hinauslaufen würden? 

Derartige Forderungen sind nicht neu. Sie wenden 
sich unter dem Gesichtspunkt der Zustimmung 
immer an die Gruppe der jeweils nicht Betroffenen. 
Hier an die Nichtraucher. So einleuchtend die For-
derung auf den ersten Blick erscheint, so wenig 
wirksam, möglicherweise sogar gefährlich erweist 
sie sich bei Überprüfung. Letztlich könnte sie den 
ersten Schritt zu einer Art „Zwangsgesundheit" dar-
stellen, bei der als gesundheitliches Fehlverhalten 
ausgelegte Risiken durch ein Bußgeld bestraft wer-
den. Strafe ist jedoch kein geeigneter Ordnungs-
faktor für ein eigenverantwortliches Gesundheits-
verhalten. Es kann zwar als gesichert gelten, daß 
bestimmte Erkrankungen entscheidend durch Rau-
chen mitverschuldet werden. Rauchen ist aber zu-
meist nur einer von mehreren Auslösern für diese 
Krankheiten. 

Außer Rauchen gibt es andererseits noch eine 
Vielzahl anderer „Gesundheitssünden", die folge-
richtig ebenfalls mit einem Bußgeld belegt werden 
müßten. Das gilt für Übergewicht mit seinen Folge-
krankheiten, insbesondere Bluthochdruck, Stoff-
wechselstörungen und Zuckerkrankheit; ebenso wie 
für die Überforderung durch besonderes berufliches, 
soziales oder politisches Engagement mit den be-
kannten Streßschäden und auch für Bewegungsman-
gelschäden, die „Fernsehbeine" mit den „Ent-
lastungskrankheiten", die sich wiederum am Herz-
Kreislauf-System zeigen. Karies, von der etwa 90 % 
aller Personen in unserer Gesellschaft betroffen sind, 
und die eine direkte Abhängigkeit zum Verzehr von 
Süßigkeiten, Zucker und Brot erkennen läßt, zählt 
gleichermaßen dazu. Würde man folgerichtig auf 
alle diese gesundheitlichen Risiken ein Bußgeld 
erheben, dann bliebe kaum jemand von solchen Auf- 
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lagen frei. Besonders problematisch wäre die Über-
tragung dieser Forderung auf den Alkoholkonsum. 
Trunksucht wurde durch Bundessozialgerichtsent-
scheidung als Krankheit anerkannt und damit aus 
dem Kreis der lediglich selbstverschuldeten Leiden 
herausgenommen. 

Unabhängig davon lassen sich derartige Forderun-
gen mit der Haushaltspraxis sowohl des Bundes wie 
der Länder nicht vereinbaren. Es steht den Parla-
menten, die allein über die Verteilung der Steuer-
einnahmen nach den jeweils gegebenen Erforder-
nissen zu entscheiden haben, frei, zweckgebundene 
Mittel in ausreichendem Umfange für derartige Ak-
tionsprogramme vorzusehen. 

Anlage 89 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Baier (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Fragen B 40 und 41): 

Ist dem Bundesverkehrsminister bekannt, daß es durch den 
Bau der Umgehungsstraße B 3 Wiesloch—Leimen derzeit zu uner-
träglichen Verkehrsverhältnissen in Leimen bei Heidelberg 
kommt, und werden zwecks zügiger Fortführung des Baues der 
Umgehungsstraße B 3 in Richtung Heidelberg die Planungs- und 
Bauarbeiten beschleunigt fortgeführt? 

Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der Fertigstellung der Um-
gehungsstraße B 3 Leimen zu rechnen? 

Die Schwierigkeiten, die sich im Zusammenhang 
mit der vorübergehenden Verkehrsführung durch 
Leimen nach Fertigstellung der Verlegung der Bun-
desstraße 3 im Bereich Nußloch ergeben haben, 
sind dem Bundesverkehrsministerium bekannt. Aus 
Gründen der Bauvorbereitung, der Finanzierung und 
der Wirtschaftlichkeit mußte die vorgesehene Ver-
legung der Bundesstraße 3 im Bereich Wiesloch-
Nußloch–Leimen dennoch in einzelne verkehrswirk-
same Abschnitte unterteilt werden, um so durch 
abschnittsweise Baudurchführung schneller wirk-
same Verkehrsverbesserungen zu erreichen. Unter 
diesen Gesichtspunkten erscheint eine vorüberge-
hende Verkehrsführung durch Leimen unumgäng-
lich und auch bei gewissen Mängeln vertretbar. Dies 
um so mehr, als zwischen der örtlich zuständigen 
Landesstraßenbauverwaltung und dem Bundesver-
kehrsministerium Einigkeit darüber besteht, als 
nächsten Abschnitt der Gesamtmaßnahme die Ver-
legung der Bundesstraße 3 im Bereich von Leimen 
dem Bereich Wiesloch vorzuziehen, um die vor-
übergehende Verkehrsführung durch Leimen zeit-
lich möglichst abzukürzen. Für diese Absicht, die 
Maßnahme im Anschluß an die Fertigstellung des 
Abschnitts Nußloch im Bereich von Leimen fortzu-
setzen, fehlen jedoch trotz entsprechender Bemü-
hungen noch immer die dafür notwendigen Voraus-
setzungen, da die Bauvorbereitungen insbesondere 
durch Einsprüche im Planfeststellungsverfahren 
noch nicht abgeschlossen werden konnten. 

Ein baldiger Baubeginn für die Verlegung der 
Bundesstraße 3 im Bereich Leimen wird nach wie 
vor angestrebt. Fertigstellungstermine können je-
doch beim augenblicklichen Sachstand noch nicht 
genannt werden. 

Anlage 90 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2857 Frage B 42) : 

Wann ist damit zu rechnen, daß die Bauarbeiten zur Beseiti-
gung des Engpasses Niederräder Brücke in Angriff genommen 
werden, um den S-Bahn-Verkehr im Bereich von Frankfurt/Main 
entscheidend verbessern zu können? 

Die Maßnahme „Bau besonderer S-Bahngleise 
zwischen der Abzweigstelle Frankfurt-Schweinheim 
und dem Hauptbahnhof Frankfurt mit dem Bau einer 
Brücke für zwei zusätzliche Gleise über den Main", 
die der Engpaßbeseitigung in diesem Bereich die-
nen soll, ist von der Deutschen Bundesbahn — nach 
deren Mitteilung — als erste Maßnahme der 2. Aus-
baustufe der S-Bahn Frankfurt vorgesehen. 

Über diese 2. Ausbaustufe sind die Verhandlun-
gen zwischen dem Land Hessen und der Deutschen 
Bundesbahn noch nicht abgeschlossen, so daß zur 
Zeit kein Termin für den Baubeginn angegeben 
werden kann. 

Anlage 91 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Fragen B 43 und 44) : 

Bis wann wird mit dem Bau der Rheinstaustufe bei Neuburg-
weier begonnen, nachdem nunmehr Frankreich sich bereit 
erklärt hat, sich mit 130 Millionen DM am Rheinstaustufenbau 
zu beteiligen? 

Wer wird die übrigen Kosten und in welcher Höhe des Baues 
der Staustufe bei Neuburgweier tragen? 

Es ist vorgesehen, mit den Planungen für die Stau-
stufe Neuburgweier 1975 und mit den Bauvorberei-
tungen 1976 zu beginnen. 

Frankreich beteiligt sich an den Kosten der von 
der Bundesrepublik Deutschland zu errichtenden 
Staustufe mit einer Pauschalsumme von 70 Mio. DM 
und führt selbst auf eigene Kosten die auf fran-
zösischem Ufer zu treffenden Teilmaßnahmen im 
Umfang von 59 Mio. DM aus. 

Die verbleibenden Kosten in Höhe von 215 Mio. 
DM werden zu 70 % vom Bund und zu 30 % vom 
Land Baden-Württemberg (Verwaltungsabkommen 
Bund/Baden-Württemberg vom 22./30. 12. 1971 zur 
Regelung von Fragen des Oberrheinausbaues) ge-
tragen. 

Die gesamten Baukosten belaufen sich nach 
einem Vorentwurf (Preisstand Oktober 1972) auf 
344 Mio. DM (ohne schadenverhütende Einrichtun-
gen, die erst nach Abschluß der Einzelplanung 
übersehen werden können und die von beiden Staa-
ten auf ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet getragen 
werden müssen). 
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Anlage 92 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten von Alten-Nordheim 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 45 und 46) : 

Wie ist der derzeitige Stand des wichtigen Bauvorhabens zur 
Lösung des schwierigen Verkehrsproblems der Kreuzung der 
B 441 mit der Bremer Bundesbahnstrecke im Ortsbereich von 
Wunstorf, und wann ist mit dem Beginn der Bauarbeiten zu 
rechnen? 

Treffen Meldungen zu, nach denen zunächst nur eine Verlegung 
der Bundesbahntrasse im Bereich des Verkehrskreuzungspunkts 
erfolgen soll, ohne daß dabei die neue Hochstraßenführung in 
Angriff genommen wird, und entsteht damit nicht eine weitere 
Verzögerung dieser seit Jahren für die betroffene Bevölkerung 
wichtigen Baumaßnahme? 

Zu Frage B 45: 

Für die Baumaßnahme „Ausbau und Verlegung 
der B 441 in Wunstorf" wurde das Planfeststellungs

-

verfahren nach § 18 Bundesfernstraßengesetz am 
5. 2. 1973 eingeleitet. Die Erörterung der gegen die 
Planung erhobenen Einwendungen gem. § 18 (6) 
Bundesfernstraßengesetz (FStrG) hat am 9. 5. 1974 
stattgefunden. 

Für den Bau des Überführungsbauwerkes am 
Bahnhof Wunstorf, das die Aufhebung des Bahn-
überganges B 441/DB-Strecke Hannover–Bremen er-
möglicht, ist eine Vereinbarung zwischen der Bun-
desstraßenverwaltung und der DB auf der Grund-
lage des geltenden Eisenbahn-Kreuzungsrechtes er-
forderlich. Diese Vereinbarung wird derzeit von den 
zuständigen Dienststellen der Deutschen Bundes-
bahn und der niedersächsischen Straßenbauver-
waltung vorbereitet und wird Bestandteil des Plan-
feststellungsbeschlusses gem. § 18 a FStrG sein, 
der wiederum die rechtliche Voraussetzung für die 
Inangriffnahme dieser Baumaßnahme bildet. 

Unter der Voraussetzung, daß der Planfeststel-
lungsbeschluß im Laufe des Jahres 1975 vorliegt und 
Rechtskraft erlangt, soll mit den Bauarbeiten im 
Jahr 1975 begonnen werden. Im Entwurf des Stra-
ßenbauplanes 1975 ist bei Tit. 760 42, Kennzahl 
1042 eine Anlaufrate für diese Baumaßnahme vor-
gesehen. 

Zu Frage B 46: 

Die in der Antwort zu Frage 45 genannte Bau-
maßnahme beinhaltet die Verlegung der B 441 zwi-
schen der Luther Straße am östlichen Ortsende von 
Wunstorf und der Kolenfelder Straße südlich des 
Postamtes Wunstorf eingeschlossen die o. g. Über-
führung über die DB-Strecke Hannover–Bremen im 
Bereich des Bahnhofs Wunstorf. Lage, Länge und 
Stützenstellung des Überführungsbauwerkes berück-
sichtigen den von der Deutschen Bundesbahn ge-
planten Umbau des Bahnhofes Wunstorf und eine 
darauf abgestellte Verbesserung der Gleisführung 
der Streckengleise Hannover–Bremen westlich der 
heutigen Bahnsteiganlagen. 

Diese Baumaßnahme besitzt nur in ihrer Gesamt-
heit Verkehrswert, so daß die Baudisposition — den 
Baubeginn im Jahre 1975 vorausgesetzt — auf eine 

möglichst kurzfristige Fertigstellung der Gesamt-
maßnahme abzustellen sein wird. Dabei wird aller-
dings die Bauzeit des o. g. Überführungsbauwerkes 
(„Hochstraße") ausschlaggebend für den Fertigstel-
lungstermin sein. 

Anlage 93 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Link (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Fragen B 47 und 48) : 

Bis wann ist nach Kenntnis der Bundesregierung in Frankfurt 
am Main am Südbahnhof mit einem Zugang von der Mörfelder 
Landstraße aus zu rechnen? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, diese not-
wendigen baulichen Veränderungen zu beschleunigen, damit der 
vorgesehene Zugang, der durch die Verknüpfung der U- und 
S-Bahn am Südbahnhof notwendig geworden ist, alsbald ver-
wirklicht wird? 

Die Planungen der Stadt Frankfurt und der Deut-
schen Bundesbahn — die dem Bundesminister für 
Verkehr seit längerem bekannt sind — sehen bei 
Verwirklichung der 2. Ausbaustufe der S-Bahn im 
Rhein/Main-Gebiet einen Verknüpfungspunkt in 
Frankfurt-Süd zwischen U-Bahn und S-Bahn vor. 
Hierfür ist dem Vernehmen nach ein Zugang von 
der Mörfelder Landstraße aus vorgesehen. Über 
diese 2. Ausbaustufe sind die Verhandlungen zwi-
schen dem Land Hessen und der Deutschen Bundes-
bahn noch nicht abgeschlossen, so daß zur Zeit kein 
Termin für den Baubeginn angegeben werden kann. 
Für die U-Bahn liegt dem Bundesminister für Ver-
kehr in diesem Bereich noch kein Antrag vor. 

Anlage 94 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Fragen B 49 und 50) : 

Welche Überlegungen bestehen bezüglich einer Ausgestaltung 
der Sonderaktionen der Deutschen Bundesbahn für ältere Bür-
ger in Anlehnung an das Beispiel der Schweiz und anderer 
Länder, die durch Ausgabe einer sogenannten Grundkarte (Alten

-

Fahrausweis) die Berechtigung zum verbilligten Bezug der Fahr-
ausweise für Senioren regeln und durch die Bezahlung der 
Grundkarte zum Jahresbeginn außerdem eine Liquiditätsverbes-
serung der Bahn erreichen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Zeit der Son-
derregelung für verbilligte Seniorenfahrten auf einen größeren 
Zeitraum des Jahres, mit Ausnahme der Sommerferienmonate, 
auszudehnen und die Kilometerbegrenzung nach unten in Fortfall 
kommen zu lassen? 

Die Sonderangebote im Reiseverkehr werden 
nicht vom Bundesminister für Verkehr angeordnet, 
sondern von der Deutschen Bundesbahn selbständig 
ausgestaltet und eingeführt. Die Bundesregierung 
hat deshalb keine Möglichkeit, auf die Abgrenzung 
der Personenkreise, die Höhe des Rabatts sowie 
auf die Festlegung der Teilnahmebedingungen Ein-
fluß zu nehmen. Für die Ausgestaltung der Son-
derangebote sind, wie die Bundesbahn immer wie-
der herausstellt, kaufmännische Überlegungen auf 
Grund von Marktbeobachtungen maßgebend. 
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Die Pläne der Bundesbahn für die Zeit nach Aus-
laufen der jetzt geltenden Aktion zugunsten der 
älteren Mitbürger sind mir noch nicht bekannt. 

Anlage 95 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
liche Frage des Abgeordneten Katzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 51) : 

Gedenkt die Bundesregierung, auf den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn dahin gehend einzuwirken, daß das Ausbesserungs-
werk Köln-Nippes erst dann geschlossen wird, wenn es gleich-
zeitig in ein Unterhaltungs- und Einsatzbetriebswerk für die S-
Bahn umgewandelt werden kann? 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat 
— wie er mir mitteilt — dem Minister für Wirt-
schaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen des Anhörungsverfah-
rens nach 44 des Bundesbahngesetzes am 5. Novem-
ber 1974 mitgeteilt, daß von der DB beabsichtigt ist, 
die freiwerdenden Hallen und Gleisanlagen des 
heutigen Ausbesserungswerkes Köln-Nippes für die 
Einrichtung eines Bahnbetriebswerkes zu nutzen. 
Bei der neuen Dienststelle sollen in erster Linie 
Nahverkehrszüge des Kölner Raums beheimatet 
werden. 

Damit dürfte die DB bereits in Ihrem Sinne ge-
handelt haben. 

Anlage 96 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Peiter (SPD) (Drucksache 
7/2857 Frage B 52) : 

Wann ist damit zu rechnen, daß die Entschärfung der Straßen-
kreuzung bei Nister-Möhrendorf im Westerwald an der B 54/B 414 
durch die geplante Straßenüberführung fortgeführt wird? 

Es ist vorgesehen, die Kreuzung der B 54/B 414 
bei Nister-Möhrendorf in den nächsten Jahren 
höhenfrei auszubauen. Die Bauvorbereitungen wer-
den darauf abgestellt, daß mit der Maßnahme 1976 
begonnen werden kann. 

Anlage 97 

Antwort 

des Parl. Staatssrekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Sauter (Epfendorf) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 53 und 54) : 

Liegen der Bundesregierung wissenschaftlich fundierte Erkennt-
nisse über eine Verschiebung von Klimazonen in Mitteleuropa 
vor, und welche Auswirkungen ergeben sich möglicherweise aus 
einer solchen Klimaveränderung für die Landwirtschaft? 

Besteht langfristig die Gefahr, daß durch eine Klimaänderung 
in Mitteleuropa die Versorgung der Bevölkerung mit Nah-
rungsmitteln nicht mehr gewährleistet ist? 

Zu Frage B 53: 

Die Bundesrepublik ist Mitglied der Weltorgani-
sation für Meteorologie, einer VN-Sonderorganisa-
tion, der z. Z. 136 Staaten bzw. Territorien angehö-
ren. Aufgabe dieser Organisation ist es u. a., im 
internationalen Rahmen das Problem der Klima-
schwankungen zu studieren. Alle führenden Wissen-
schaftler der Erde auf diesem Gebiet werden hieran 
beteiligt. Bei der Organisation besteht ein Experten-
ausschuß „Klimaschwankungen" (PANEL OF EX-
PERTS ON CLIMATIC CHANGES), dessen Vorsit-
zender z. Z. der Präsident des Deutschen Wetter-
dienstes ist. Die Bundesregierung wird laufend un-
terrichtet und verfolgt die Arbeitsergebnisse auf 
diesem Gebiet mit großem Interesse. 

Es ergibt sich danach folgendes Bild: 

Im Laufe der Erdgeschichte hat es eine Fülle von 
Klimaveränderungen gegeben, von denen die sog. 
Eiszeiten und Zwischeneiszeiten die bekanntesten 
sind. Hierbei handelte es sich um beachtliche 
Schwankungen des Klimas in Zeiträumen zwischen 
etwa 10 000 bis 100 000 Jahren. Daneben hat es eine 
Reihe von weniger intensiven Klimaschwankungen 
gegeben, die etwa eine Periode von 1000 Jahren hat-
ten. Auch noch kürzere Perioden mit einer Dauer 
von einigen Jahrzehnten oder Jahrhunderten wur-
den beobachtet, wobei wiederum die absolute Höhe 
der Schwankungen geringer war. Es kann z. B. eini-
germaßen verläßlich gesagt werden, daß die Mit-
teltemperatur auf der Nordhalbkugel der Erde zwi-
schen 1900 und 1940 um etwa 0,6 °  C, stieg, wogegen 
sie in den Jahren danach um 0,3 ° C gefallen ist; in 
einzelnen Zonen können dabei wesentlich größere 
Schwankungen aufgetreten sein. 

Obwohl solche Änderungen global gesehen ge-
ringfügig erscheinen, können sie jedoch für die 
landwirtschaftliche Produktion unter gewissen Vor-
aussetzungen bedeutend sein, insbesondere in Ge-
bieten, in denen der Anbau bestimmter Sorten un-
ter „normalen" Bedingungen gerade noch möglich 
ist, zumal mit einer Temperaturänderung auch die 
Änderung weiterer Witterungselemente, wie z. B. 
der Niederschläge und der Verdunstung, verbunden 
ist. Die Bundesrepublik befindet sich für den größ-
ten Teil der landwirtschaftlichen Erzeugung nicht in 
einer solchen klimatischen „Randzone" und kleinere 
Klimaschwankungen können in den meisten Fällen 
durch züchterische Maßnahmen weitgehend ausge-
glichen werden. 

Zu Frage B 54: 

Sehr langfristig gesehen — im Zeitraum von Jahr-
hunderten — kann sich das Klima der Erde, und da-
mit auch das Klima Mitteleuropas, u. U. so stark ver-
ändern, daß wesentlich veränderte Verhältnisse bei 
der Nahrungsmittelproduktion gegeben sein wür-
den. Eine stärkere Änderung kann aber auch erst 
nach einigen tausend Jahren eintreten. Außerdem 
können die Veränderungen dabei in „negativer" 
wie auch in „positiver" Richtung verlaufen. 

Da die Frage der Klimaschwankungen z. Z. als 
nicht genügend erforscht angesehen werden muß 
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und es sich dabei um ein äußerst komplexes, unge-
wöhnlich schwieriges naturwissenschaftliches Pro-
blem handelt, das nicht schnell, wenn überhaupt, 
zu lösen sein wird, müssen z. Z. alle Klimavorher-
sagen als Spekulationen betrachtet werden. 

In diesem Zusammenhang sollte aber darauf hin-
gewiesen werden, daß das Nahrungsmittelproblem 
nicht für Mitteleuropa isoliert betrachtet werden 
darf. Die Ernährungslage der Erdbevölkerung ins-
gesamt kann durch Witterungsanomalien in einigen 
aufeinanderfolgenden Jahren, die gar nicht als Kli-
maänderung in Erscheinung zu treten brauchen, 
ganz entscheidend beeinflußt werden. 

Anlage 98 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Fragen B 55 und 56) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag einer Richt-
linie des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur Eingliede-
rung von Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Ge-
schwindigkeitsmesser in Kraftfahrzeugen (Drucksache 7/2529), und 
ist sie der Meinung, daß diese Vorschrift sowohl für die Kraft-
fahrzeugbenutzer und die deutschen Hersteller von Tachometern 
Nachteile bringt und darüber hinaus Messungen von über 
120 km/h erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag der Industrie- 
und Handelskammer zu Dillenburg, im Zuge der vorgesehenen 
Verlegung der B 253 nordwestlich Dillenburgs gleichzeitig auch 
einen Ausbau der B 277 über den Lindenweg vorzunehmen, und 
ist sie bereit, alsbald entsprechende Untersuchungen und Pla-
nungen einzuleiten, damit diese Maßnahme gegebenenfalls be-
reits im nächsten Jahr gemeinsam begonnen werden kann? 

Zu Frage B 55: 

Der Richtlinienvorschlag dient der Harmonisie-
rung der einzelstaatlichen technischen Rechtsnormen 
mit dem Ziel, Handelshemmnisse innerhalb des ge-
meinsamen Marktes zu beseitigen. Die Bundesregie-
rung billigt den Kommissionsvorschlag im Grund-
satz. Es bestehen jedoch noch sachliche Zweifel über 
die zulässigen Anzeigentoleranzen; sie sind u. a. von 
den Fertigungstoleranzen der Fahrzeugreifen ab-
hängig. Ein Richtlinienvorschlag über Kraftfahrzeug-
reifen wird z. Z. von der Kommission vorbereitet. 
Wegen des technischen Zusammenhangs zwischen 
den Vorschriften über die Geschwindigkeitsmesser 
und denen über die Reifen kann eine abschließende 
Stellungnahme erst später erfolgen. 

Unter Berücksichtigung der zu den Anzeigetole-
ranzen gemachten Bemerkung kann schon jetzt 
festgestellt werden, daß Nachteile für deutsche 
Kraftfahrzeughalter aus dem Vorschlag nicht resul-
tieren und daß für deutsche Hersteller der Export 
von Geschwindigkeitsmesser erleichtert würde. Mes-
sungen größerer Geschwindigkeiten als 120 km/h 
werden durch den Vorschlag nicht berührt. 

Zu Frage B 56: 

Das Bundesverkehrsministerium wird gemeinsam 
mit der nach Art. 90 Grundgesetz zuständigen hes-
sischen Straßenbauverwaltung prüfen, ob und in  

welchem Umfang gemäß dem Vorschlag der Indu-
strie- und Handelskammer zu Dillenburg vom 
22. 11. 1974 sowohl in technischer als auch in finan-
zieller Hinsicht gleichzeitig mit der ab 1975 zur 
Ausschaltung des schienengleichen Bahnübergangs 
(Posten 110) vorgesehenen Verlegung der B 253 
nordwestlich Dillenburg auch ein Teil des sehr kost-
spieligen Ausbaues der B 277 (insgesamt über 
41 Millionen DM) im Bereich des Lindenweges 
durchgeführt werden kann. Die Planungen für den 
Ausbau der B 277 in Dillenburg sind fertiggestellt. 
Das Planfeststellungsverfahren nach §§ 17 und 18 
Bundesfernstraßengesetz ist noch nicht abgeschlos-
sen. 

Anlage 99 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 57) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine von der 
Bundesbahndirektion Nürnberg vorgesehene Stillegung des Per-
sonenzugverkehr am Bahnhof Rothenburg ob der Tauber auf 
der Strecke von und nach Steinach die verkehrsmäßige Situation 
der Stadt Rothenburg ob der Tauber beeinträchtigen würde, und 
ist die Bundesregierung im Interesse der Stadt bereit, einer sol-
chen Stillegung zu widersprechen? 

Für die von Ihnen genannte Strecke ist erst kürz-
lich von der Deutschen Bundesbahn das Stillegungs-
verfahren eingeleitet worden, d. h. sie hat der ober-
sten Landesverkehrsbehörde (oLVB) Gelegenheit ge-
geben, hierzu Stellung zu nehmen. Die oLVB wird 
gegenüber der Deutschen Bundesbahn eine zu-
sammengefaßte Stellungnahme abgeben, in der die 
Interessen aller Beteiligten — auch die der Stadt 
Rothenburg o. d. T. — aufgeführt werden können. 

Das Verfahren steckt somit erst in den Anfängen. 
Es läßt sich daher noch nicht absehen, ob dem Bun-
desminister für Verkehr ein Stillegungsantrag vor-
gelegt werden wird. Sollte dies jedoch der Fall sein, 
wird der Bundesminister für Verkehr an Hand der 
mit dem Antrag vorzulegenden, prüffähigen Unter-
lagen eine Entscheidung treffen und dabei insbe-
sondere die verkehrlichen Belange der Orte im Ein-
zugsbereich der Strecke würdigen. 

Anlage 100 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Wrede (SPD) (Drucksache 
7/2857 Fragen B 58 und 59) : 

Ist es zutreffend, daß die Zahl von Straßenverkehrsunfällen 
mit Personenschaden von Führern von Kleinkrafträdern über 
40 km/h Höchstgeschwindigkeit (Führerschein Klasse 4) unver-
hältnismäßig hoch ist, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um hier ein weiteres Ansteigen der Verkehrsunfallzahlen 
zu vermeiden? 

Erwägt die Bundesregierung, vor Erteilung der Fahrerlaubnis 
Klasse 4 neben der theoretischen Prüfung eine praktische Prü-
fung einzuführen? 
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Zu Frage B 58: 

Es trifft zu, daß Führer von Kleinkrafträdern mit 
einem Hubraum bis 50 ccm und einer Höchstge-
schwindigkeit über 40 km/h sehr viel mehr an Stra-
ßenverkehrsunfällen beteiligt sind als andere mo-
torisierte Zweiradfahrer. 

Nach der amtlichen Statistik waren im Jahr 1973 
in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 
20 566 Kleinkrafträder der genannten Art in Un-
fälle mit Personenschaden verwickelt, während die 
übrigen Krafträder bei etwa gleichem Fahrzeugbe-
stand nur an 9 630 Unfällen mit Personenschaden 
beteiligt waren. 

Es handelt sich bei den Kleinkrafträdern um Fahr-
zeuge, die trotz leichter Bauweise eine verhältnis-
mäßig hohe Geschwindigkeit erreichen können. Sie 
werden deshalb und auch wegen der relativ gerin-
gen Anschaffungs- und Betriebskosten gern von 
jungen Menschen, die sich dem Moped „entwach-
sen" fühlen, bevorzugt. 

Die Bundesregierung ist daher bestrebt, die Ver-
kehrserziehung und -aufklärung der jungen Kraft-
fahrer mit Nachdruck zu fördern. Im Rahmen des 
von ihr verabschiedeten Verkehrssicherheitspro-
gramms „Mehr Sicherheit auf unseren Straßen" (BT-
Drucksache 7/1283) wird gemeinsam mit den Bundes-
ländern und dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat 
eine Reihe von Maßnahmen durchgeführt bzw. vor-
bereitet, zu denen inbesondere die folgenden Vor-
haben zählen: 

— Einführung in den motorisierten Straßenverkehr 
im Zuge des Schulverkehrsunterrichts der Sekun-
darstufe II von Hauptschulen und Gymnasien in 
Zusammenarbeit mit den Fahrschulen. 

— Entwicklung von Lernprogrammen sowie von Un-
terrichts- und Prüfungseinheiten für den Sekun-
darbereich der Schulen und berufsbildenden An-
stalten. 

— Durchführung des Sicherheitstrainings für junge 
Kraftfahrer zur Vervollkommnung ihrer fahre-
rischen Fähigkeiten und Leistungen. 

— Durchführung von Mopedturnieren. 

— Vorträge von Verkehrsrichtern und Verkehrs-
staatsanwälten in Berufsschulen und Teilnahme 
von Berufsschülern an Gerichtsverhandlungen 
über Verkehrsstrafsachen. 

Um eine bessere Transparenz der Unfallursachen 
zu erlangen, führt die Bundesanstalt für Straßen-
wesen in Köln wissenschaftliche Untersuchungen 
über die typischen Fehlverhaltensweisen von Fahr-
anfängern durch, deren Ergebnisse der Entwicklung 
geeigneter Einwirkungsmöglichkeiten dienen sollen. 

Zu Frage B 59: 

Über die vorgenannten Maßnahmen hinaus beab-
sichtigt die Bundesregierung z. Z. nicht, weitere 
Schritte zu unternehmen. Sie hat insbesondere nicht 
vor, den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse 4 

vom Bestehen einer praktischen Prüfung (Fahrprü-
fung) abhängig zu machen. 

Sie wird jedoch die Frage der praktischen Fahr-
prüfung als Fahrerlaubnisvoraussetzung bei Zwei-
radfahrzeugen im Rahmen der beabsichtigten Re-
form des Fahrerlaubniswesens (EG-Führerschein, 
Wiener Abkommen 1968) sorgfältig prüfen. Dabei 
wird auch zu klären sein, ob die Fahrerlaubnis für 
Zweiradfahrzeuge entgegen der heutigen Regelung 
künftig auf die bauartbedingte Höchstgeschwindig-
keit abgestellt sein soll. Dies würde eine Abkehr 
vom geltenden Rechtszustand bedeuten, der die 
Fahrerlaubnis der Klasse 4 auf das Führen von 
Fahrzeugen mit einem Hubraum bis 50 ccm ohne 
Rücksicht auf die vom jeweiligen Fahrzeug erreich-
bare Geschwindigkeit zuläßt. 

Anlage 101 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 60) : 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus dem 
schweren Unfall auf der Autobahnstrecke München—Salzburg am 
7. November 1974, bei dem durch einen übermüdeten österrei-
chischen LKW-Fahrer fünf Personen getötet und 20 Personen ver-
letzt wurden, sowie aus der Tatsache ziehen, daß in diesem 
Streckenabschnitt 1973 bei Autobahnunfällen 73 % ausländische 
Fahrer schuldhaft beteiligt waren? 

Die Bundesregierung wird ihre Koordinierungs-
tätigkeit mit den Bundesländern und der Bundes-
anstalt für den Güterfernverkehr, denen die Durch-
führung der Vorschriften über die Höchstdauer der 
Lenkzeiten und die Mindestdauer der Ruhezeiten 
obliegt, verstärkt fortsetzen, um die Einhaltung die-
ser Bestimmungen im Interesse der Verkehrssicher-
heit zu gewährleisten. Sie wird sich hierbei wie be-
reits in der Vergangenheit darum bemühen, unter-
schiedliche Überwachungen und Ahndungen zu ver-
meiden, Zweifelsfragen zu klären und dort wo es 
geboten ist, die Überwachung durch Rechtsvorschrif-
ten oder Richtlinien zu ergänzen. Zu diesem Zweck 
ist bereits seit Jahren ein Arbeitskreis unter Vorsitz 
des Bundesministers für Verkehr tätig. 

Ebenso wird die Bundesregierung die bereits mit 
Osterreich und der Schweiz geführten bilateralen 
Gespräche über die Notwendigkeit, die genannten 
Bestimmungen zu beachten, auch in Zukunft weiter-
führen. Auch im Rahmen von Sitzungen der Mit-
gliedstaaten bei der Kommission und dem Rat der 
Europäischen Gemeinschaften wird sie darauf hin-
wirken, daß die Sozialvorschriften im Straßenver-
kehr in allen Mitgliedstaaten einheitlich angewendet 
werden. 

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung befindet 
sich darüber hinaus in Bearbeitung, der im Interesse 
einer besseren Übersichtlichkeit und Klarheit für den 
Rechtsunterworfenen und -anwendenden eine Zu-
sammenfassung der in verschiedenen Gesetzen und 
Verordnungen enthaltenen Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr in einem Gesetz und einer Durch-
führungsverordnung anstrebt. 
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Anlage 102 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 61 und 62) : 

Wie weit sind die in der Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Haar auf meine schriftliche Anfrage vom 30. Ok-
tober 1974 erwähnten Bauvorbereitungen bezüglich einer Bundes-
autobahn anstelle der vorgesehenen Neutrassierung der B 18 
zwischen Leutkirch-Tautenhofen und der Landesgrenze nach Bay-
ern (Planung, Planfeststellung, Grunderwerb) bisher vorange-
schritten, und ist nach dem gegenwärtigen Stand dieser Bauvor-
bereitungen mit dem Baubeginn noch innerhalb des Fünf-
jahresplans von 1976 bis 1980 zu rechnen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß eine ange-
messene Bedienung der Wirtschaft des württembergischen All-
gäus durch die nach einer Verringerung der Zahl der Stückgut-
bahnhöfe auf 400 noch verbleibenden Anlieferungsmöglichkeiten 
in Friedrichshafen, Ravensburg und Bad Waldsee keineswegs 
gewährleistet ist, und wird die Bundesregierung bejahendenfalls 
wenigstens einen der für die Aufhebung vorgesehenen Stückgut-
bahnhöfe im württembergischen Allgäu bestehenlassen, um diesen 
strukturell benachteiligten Raum nicht noch mehr wirtschaftlich 
zu schädigen? 

Zu Frage B 61: 

Die Planung der Bundesautobahn zwischen Leut-
kirch und der Landesgrenze zu Bayern wird so rasch 
wie möglich durchgeführt. Es ist vorgesehen, 1975 
die Linie nach § 16 Bundesfernstraßengesetz zu be-
stimmen und anschließend daran die baureife Pla-
nung und die Planfeststellung durchzuführen. Sollten 
dabei keine besonderen Schwierigkeiten auftreten, 
die zu Verzögerungen führen könnten, kann mit dem 
Beginn der Bauarbeiten noch innerhalb der Jahre 
1976-1980 gerechnet werden. 

Zu Frage B 62: 

Die Deutsche Bundesbahn ist zur Zeit dabei — wie 
dies der Vorstand der Deutschen Bundesbahn an-
läßlich der Pressekonferenz am 7. November 1974 in 
Frankfurt auch deutlich gemacht hat —, die Einzel-
heiten der künftigen Flächenbedienung einschließ-
lich der Flächenfracht für die ab 1. 6. 1976 wirksam 
werdende Stückgutreform festzulegen. Nach Darstel-
lung der Deutschen Bundesbahn wird nach Durch-
führung der Stückgutreform zum 1. 6. 1976 eine aus-
reichende Bedienung im ganzen Bundesgebiet ge-
währleistet sein. Die Auswahl der aufzulassenden 
Bahnhöfe geht von dieser Prämisse aus. 

Anlage 103 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Frage B 63) : 

In welcher Weise wirkt sich nach Ansicht der Bundesregierung 
die Schließung der Stückgutbahnhöfe von Bad Segeberg, Eutin 
und Oldenburg/Holst. auf die Kosten der Wirtschaft der betrof-
fenen Gebiete aus? 

Die Deutsche Bundesbahn ist zur Zeit dabei —
wie dies der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
anläßlich der Pressekonferenz am 7. November 1974 
in Frankfurt deutlich gemacht hat —, die Einzel

-

heiten der künftigen Flächenbedingungen einschließ-
lich der Flächenfracht für die ab 1. 6. 1976 wirksam 
werdende Stückgutreform festzulegen. Eine kon-
krete Antwort auf Ihre Frage ist daher z. Z. nicht 
möglich. 

Anlage 104 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Vehar (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Fragen B 64 und 65) : 

Wie steht die Bundesregierung zu der von der Deutschen Bun-
desbahn verkündeten Absicht, den erst vor einigen Monaten 
aufgenommenen S-Bahn-Verkehr im Ruhrgebiet vom 1. Januar 
1975 an wieder einzuschränken, und wäre eine solche Absicht mit 
dem Nahverkehrskonzept der Bundesregierung vereinbar, wo-
nach der schienengebundene Verkehr in Ballungsgebieten Vor-
rang haben soll? 

Welche Teilprojekte der Stadtbahn Ruhr wird die Bundesregie-
rung mit Finanzmitteln des Bundes in den nächsten Jahren för-
dern, und wie sieht die Bundesregierung auf längere Sicht eine 
sinnvolle Abstimmung der beiden bisher geförderten Schienen-
Nahverkehrs-Systeme S-Bahn und Stadtbahn Ruhr bzw. Stadtbahn 
Rhein-Ruhr? 

Zu Frage B 64: 

Der Bundesregierung ist eine Absicht der Deut-
schen Bundesbahn (DB), die diese nach Ihrer Darstel-
lung verkündet haben und die darauf zielen soll, 
den erst vor einigen Monaten aufgenommenen S- 
Bahn-Verkehr im Ruhrgebiet zum 1. Januar 1975 
an wieder einzuschränken, nicht bekannt. 

Die zunehmend und in den letzten Jahren besorg-
niserregend sich verschlechternde wirtschaftliche 
Situation des Schienenpersonennahverkehrs, insbe-
sondere auch der DB, zwingt allerdings den Vor-
stand der DB dazu, alle erdenklichen Möglichkeiten 
zur Kostensenkung auszuschöpfen, um die den Bür-
ger und Steuerzahler letztlich belastenden Kosten 
so gering wie möglich zu halten. Auf diese Proble-
matik hat der Vorstand der DB anläßlich der Presse-
konferenz am 7. November 1974 zur aktuellen Lage 
der DB selbst erneut hingewiesen. Im Hinblick dar-
auf hat er bereits auch Maßnahmen eingeleitet, die 
darauf zielen, das Leistungsangebot der DB zu über-
prüfen, um festzustellen, ob und inwieweit ange-
botene Leistungen nicht oder nicht ausreichend vom 
Publikum angenommen werden bzw. durch andere, 
kostensparendere Verkehrsmittel ersetzt werden 
können. Die Bundesregierung unterstützt solche 
Maßnahmen unter dem. Gesichtspunkt, daß die DB 
Verkehrsleistungen erbringen muß, deren Kosten 
grundsätzlich durch Preise (eigene Erträge) gedeckt 
werden und die Kostendeckung im öffentlichen 
Schienenpersonennahverkehr langfristig nachhaltig 
zu verbessern ist. Ob und in welchem Umfang solche 
Einsparungen möglich sind, ist eine Frage, die nach 
dem Bundesbahngesetz der unternehmerischen Ver-
antwortlichkeit des Vorstandes der DB übertragen 
ist. Bestehende Verpflichtungen der Bundesregierung 
oder der DB werden durch die Bestrebungen des 
Vorstandes der DB, Kosten einzusparen, jedenfalls 
nicht berührt. 
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Zu Frage B 65: 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Programm-
planung sind folgende Teilabschnitte der Stadtbahn 
Rhein-Ruhr (SRR) bis 1977 zur Förderung nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz vorgesehen: 

1. SRR Bochum; Hbf. Bochum-Hattingen 
(1. Abschnitt) 

SRR Bochum; Stadtgrenze Herne-Ölbachtal 

2. SRR Dortmund; Linie 1, Bauabschnitt A 

3. SRR Düsseldorf; Nordstrecke 

4. SRR Duisburg; Sittardsberg 

SRR Duisburg; Neuer Friedhof 

SRR Duisburg; Münchener Straße 

SRR Duisburg; Bauabschnitt Mitte 

SRR Duisburg; Huckingen, Teilabschn. 1 b + c 

SRR Duisburg; Angerland, Teilabschn. 1 a 

5. SRR Essen; Bauabschnitt 1-2 

SRR Essen; Bauabschnitt 3 b 

SRR Essen; Bauabschnitt 5 

SRR Essen; Bauabschnitt 6 

6. SRR Gelsenkirchen; Wattenscheid-Emschertal-
bahn 

7. SRR Hattingen; Bauabschnitt Mitte 

8. SRR Herne; Nord—Mitte—Süd 

9. SRR Mülheim; Oststrecke 

SRR Mülheim; Verknüpfungspunkt 

10. SRR Recklinghausen; Bhf. Grullbachstraße-
Stadtgrenze Herne 

Da sowohl die S-Bahnplanung der Deutschen Bun-
desbahn als auch die Stadtbahnplanung im General

-

verkehrsplan Nordrhein-Westfalen eingehend unter-
sucht worden sind, geht die Bundesregierung davon 
aus, daß hierbei eine sinnvolle Abstimmung zwi-
schen beiden Systemen erreicht worden ist. Unge-
achtet dessen wird die Bundesregierung jedoch bei 
der Fortschreibung der Programme gerade auch 
dieser Frage besondere Aufmerksamkeit schenken. 

Anlage 105 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Mick (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2857 Fragen B 66 und 67) : 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß das Ver-
fahren zur Schließung des Bundesbahnausbesserungswerks Köln-
Nippes nach § 44 BbG zum gegenwärtigen Zeitpunkt (hohe Er-
werbslosenzahl) wieder in Gang gesetzt wird? 

Sieht es die Bundesregierung nicht als ein Zeichen kaum zu 
vertretender Härte an, daß von dieser Stillegung abermals solche 
Arbeitnehmer bedroht werden, die schon durch die Stillegung 
der Werke Betzdorf, Siegen, Jülich und den Bleibergwerken 
Mechernich bedeutenden Schaden erlitten haben? 

Zu Frage B 66: 

Beim derzeit rückläufigen Arbeitsaufkommen im 
gesamten Werkstättenbereich, vor allem in den 
Güterwagenwerken, ist der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn gehalten, Überkapazitäten abzubauen 
und die Zahl der Werke dem tatsächlichen Bedarf 
anzupassen. Bei der äußerst angespannten finan-
ziellen Lage des Unternehmens kann das im Bundes-
bahngesetz festgelegte und bereits im Herbst 1969 
eingeleitete Verfahren zur Aufhebung des Ausbes-
serungswerkes (AW) Köln-Nippes, das nach seiner 
Schließung die Aufgaben eines Bahnbetriebswerks 
übernehmen soll, von der Deutschen Bundesbahn 
jetzt nicht mehr weiter aufgeschoben werden. 

Zu Frage B 67: 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung nicht. 
Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat der 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen am 
5. November 1974 mitgeteilt, daß seine besondere 
Fürsorge den Mitarbeitern des AW Köln-Nippes 
gilt und Entlassungen infolge der vorgesehenen 
Organisationsänderung nicht zu befürchten sind. 
Auch im Einzelfall sollen unzumutbare soziale Här-
ten wie bisher vermieden werden. 

Anlage 106 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Tillmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2857 Frage B 68): 

Wann ist mit einer Umstellung des Telefonnetzes für den 
Bereich der Knotenvermittlungsstellen Dortmund und Meschede 
auf den Nandienst zu rechnen, und für den Fall, daß noch kein 
konkreter Zeitpunkt für die Fertigstellung festliegt, wann un-
gefähr werden die Arbeiten spätestens beendet sein? 

Die Vorbereitungen zur Einführung des Nah-
dienstes wurden sogleich nach dem Erlaß der neuen 
Fernmeldeordnung im Jahre 1971 begonnen; sie 
sind im Gange und werden noch längere Zeit in 
Anspruch nehmen. 

Im Hinblick darauf, 

— daß die Gebührenerfassungseinrichtungen in den 
Fernvermittlungsstellen umgestellt, zum Teil so-
gar ganz ausgewechselt werden müssen, 

— daß der zu erwartende Verkehrszuwachs vor 
allem in den Nahbereichen umfangreiche Erwei-
terungen sowohl des Fernmeldenetzes als auch 
der technischen Einrichtungen in den Vermitt-
lungsstellen erforderlich macht und 

— daß für die Unterbringung der zusätzlichen Ein-
richtungen wiederum die räumlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden müssen. 

Wird die Reihenfolge der Umstellung auf den 
Nahverkehrstarif vor allem von den technischen 
Gegebenheiten in den einzelnen Netzbereichen be-
stimmt. Es läßt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
beim besten Willen noch nicht sagen, wann die Um- 
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Stellung in diesem oder jenem Knotenvermittlungs-
stellenbereich beendet sein wird. Auch ein späterer 
Termin für die Beendigung der Arbeiten kann z. Z. 
nicht angegeben werden. 

Anlage 107 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Beermann (SPD) (Druck-
sache 7/2857 Frage B 69) : 

Ist die Deutsche Bundespost bereit, Maßnahmen zu treffen, um 
sämtliche Industriebetriebe in Glinde — darunter insbesondere 
auch den kürzlich eröffneten Betrieb der Firma Alfa Laval — an 
die zentrale Feuermeldeanlage anzuschließen, wie es der Bürger-
meister der Gemeinde Glinde in einem an die Oberpostdirektion 
Hamburg unter dem 13. November 1974 geschriebenen Ersuchen 
gefordert hat, und wann ist mit der Fertigstellung dieses An-
schlußsystems zu reclinen? 

Die zentrale Feuermeldeanlage in Glinde und das 
in Frage kommende Industriegebiet liegen in den 
Anschlußbereichen verschiedener Ortsvermittlungs-
stellen (Glinde und Reinbek). 

Die Konzessionsfirma, die für den Betrieb der 
privaten Fernmeldeanlage zuständig ist, hat vor-
handene Stromwege, z. B. zur Firma Alpha-Laval, 
Ende August 1974 wegen der zu hohen Gleichstrom-
widerstände gekündigt. Für die Bereitstellung ent-
sprechender Stromwege mit niedrigeren Gleich-
stromwiderständen liegen noch keine verbindlichen 
Anträge vor. Solche Anträge sind jedoch wegen 
der hieraus ersichtlichen Angaben über die Anzahl 
der gewünschten Stromwege und deren Endpunkte 
Voraussetzung für die Prüfung, ob provisorische 
Maßnahmen in wirtschaftlich vertretbarer Form mög-
lich sind. 

Anlage 108 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Klein (Stolberg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 70 und 71): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Abteilungen Bauwesen 
und Raumordnung des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, die z. Z. ordnungsgemäß untergebracht 
sind, Anfang Dezember 1974 in die Verwaltungsgebäude des 
früheren Wohnungsbauministeriums, Bad Godesberg, Deichmanns-
aue zu verlegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der bauaufsichtsrecht-
liche Zustimmungsbescheid des Regierungspräsidenten bisher ver-
weigert wurde, da die zu beziehenden baulichen Anlagen trotz 
kostspieliger Schönheitsreparaturen in keiner Weise den deut-
schen Bauvorschriften insbesondere hinsichtlich des Brandschutzes, 
entsprechen? 

Zu Frage B 70: 

Die Abteilung Bauwesen befindet sich bisher in 
Diensträumen des Bundesministers der Finanzen in 
Bonn-Bad Godesberg-Nord. Der Bundesminister der 
Finanzen beansprucht diese Räume seit Umbildung 
der Bundesregierung im Dezember 1972. Die Abtei-
lung Raumordnung nutzt ein Mietobjekt in der Haus

-

dorffstraße, für das ein monatlicher Mietzins von 
derzeit 8 800,— DM gezahlt werden muß. 

Um die Abteilungen des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zusammen-
zuführen, den Verwaltungsablauf zu vereinfachen 
und vermeidbare Kosten einzusparen, werden die 
genannten Abteilungen mit den anderen Abteilun-
gen im Dienstgebäude Deichmannsaue, und zwar in 
den sogenannten Häusern III und IV zusammen-
geführt. 

Die dafür verfügbaren Räume, die im Eigentum 
der Bundesrepublik Deutschland stehen, wurden seit 
1955 von Dienststellen des Bundes, zuletzt von der 
Besoldungsstelle der Bundesfinanzverwaltung und 
dem Wehrbeauftragten des Bundestages genutzt. 
Im übrigen dienen nach Lage und Konstruktion glei-
che Baulichkeiten — die sogenannten Häuser I und 
II seit langem zur Unterbringung der Abteilungen 
Städtebau und Wohnungswesen, sowie der Zentral-
abteilung des Ministeriums. 

Die Abteilung Bauwesen zieht in der ersten De-
zemberwoche 1974 um, die Abteilung Raumordnung 
voraussichtlich im Sommer kommenden Jahres. 

Zu Frage B 71: 

Der Regierungspräsident in Köln als obere Bau-
aufsichtsbehörde hat nicht die Zustimmung gemäß 
§ 97 Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen ver-
weigert. Er hat vielmehr seine Zuständigkeit aus 
Rechtsgründen zutreffend verneint. Damit liegen Zu-
ständigkeit und Verantwortung für den ordnungs-
gemäßen bautechnischen, insbesondere brandschutz-
technischen Zustand der Bauten allein bei der Bun-
desrepublik Deutschland als öffentlichem Bauherren, 
insoweit vertreten durch die Bundesbaudirektion. 

Die Bauten sind von der ehemaligen US-Hochkom-
mission in den Jahren 1951/52 erstellt worden. Nach 
Übernahme durch den Bund waren die Gebäude ge-
mäß § 104 Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen 
den materiell-rechtlichen Anforderungen dieses Ge-
setzes anzupassen, wenn und soweit eine Gefähr-
dung von Sicherheit oder Gesundheit zu besorgen 
war. 

Zu diesen Fragen wurden vor Umzug der beiden 
Abteilungen Sachverständigengutachten eingeholt, 
und zwar ein Gutachten zur Standsicherheit, zwei 
Gutachten zu den brandschutztechnischen Anfor-
derungen. 

Aus dem Statik-Gutachten haben sich keinerlei 
Bedenken gegen die Nutzung der Gebäude ergeben. 
In dem brandschutztechnischen Gutachten des Amtes 
für Feuer- und Katastrophenschutz Bonn sowie des 
Sachverständigen für Brandschutz Branddirektor 
Dipl.-Ing. D. Karlsch aus Köln wurden eine Reihe 
von Maßnahmen verlangt. Sie wurden bei den In-
standsetzungsarbeiten, die keineswegs reine Schön-
heitsreparaturen zum Gegenstand hatten, voll be-
rücksichtigt. Damit bestehen nach Auffassung der 
Gutachter auch aus brandschutztechnischen Gründen 
keine Bedenken, die Gebäude weiterhin für Büro-
zwecke zu nutzen. 
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Der Kostenaufwand für die Instandsetzungsarbei-
ten belief sich im Haushaltsjahr 1974 insgesamt auf 
ca. 0,7 Millionen DM. 

Anlage 109 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 72): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Schülern 
von Berufsgrundbildungsklassen eine Art von Ausbildungsbei-
hilfe zuteil werden zu lassen? 

Für Schüler von Berufsgrundbildungsjahren kommt 
die Leistung von Ausbildungsbeihilfe durch den 
Bund nur im Rahmen des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes in Betracht. Nach diesem Gesetz er-
halten diese Schüler Ausbildungsförderung schon 
jetzt generell ab Klasse 11; in den Fällen, in denen 
eine auswärtige Unterbringung erfolgen muß, da 
eine entsprechende zumutbare Ausbildungsstätte 
von der Wohnung der Eltern nicht erreichbar ist, 
wird ab 1. Januar 1975 Ausbildungsförderung auch 
schon in der 10. Klasse geleistet. 

Eine weitergehende Ausdehnung der Förderung 
auf das 10. Schuljahr, gegebenenfalls unter Berück-
sichtigung besonderer Ausbildungsziele oder einzel-
ner Schulformen, hält die Bundesregierung sowohl 
aus finanziellen als aus grundsätzlichen Gründen 
derzeit nicht für möglich. 

Die für eine Förderung aller Schüler der Klasse 10 
der allgemein- und berufsbildenden Schulen erfor-
derlichen Mittel in Höhe von mehreren hundert Mil-
lionen DM stehen auf absehbare Zeit nicht zur Ver-
fügung. Die vorhandenen Mittel müssen vordring-
lich zur Absicherung des erreichten Leistungsstandes 
bei noch wachsenden Schüler- und Studentenzahlen 
eingesetzt werden. 

Bei allem Verständnis für die Motive der häufig 
vorgetragenen Forderung, vorrangig die Klassen 10 
der Berufsfachschule und des Berufsbildungsjahres 
in den Förderungsbereich des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes einzubeziehen, hält es die Bun-
desregierung — wie sie mehrfach nachdrücklich dar-
gelegt hat, so etwa in der Begründung des Regie-
rungsentwurfs zum 2. BAföGÄndG (BT-Drucksache 
7/2098 S. 14) — sozial- und bildungspolitisch nicht für 
vertretbar, Schüler der Klasse 10 dieser Schularten 
gezielt zu fördern, die Schüler der Klasse 10 der 
Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien dagegen 
ausdrücklich nicht. Eine solche Förderungspraxis 
könnte in Familien mit geringeren Einkommen zu 
Bildungsentscheidungen führen, die der Zielsetzung 
des Gesetzes nicht Rechnung trügen. 

Anlage 110 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2857 Fragen B 73 und 74): 

Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, daß nach § 20 
Abs. 2 der Rechtsverordnung zur Durchführung des Staatsvertrags 
über die zentrale Vergabe von Studienplätzen an Studienanfän-
ger Studienbewerber, denen ein Studienplatz zugewiesen wird, 
die Einschreibung innerhalb der auf dem Zulassungsbescheid aus-
gedruckten Frist bei der im Zulassungsbescheid genannten Hoch-
schule beantragen müssen, andernfalls der Zulassungsbescheid 
unwirksam wird? 

Ist der Bundesregierung bewußt, daß durch diese Regelung 
Bewerbern, die die Wartezeit durch eine praktische Berufsaus-
bildung (z. B. Krankenschwester oder Krankenpfleger) nutzen, 
Nachteile entstehen, da sie, falls sie einen Studienplatz zuge-
wiesen bekommen, die praktische Ausbildung nicht ohne person

-

liche Nachteile beenden können, und sieht die Bundesregierung 
Möglichkeiten einer zweckmäßigeren Regelung? 

Die Rechtsverordnung zur Durchführung des 
Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplät-
zen, auf die Sie sich beziehen, wurde aufgrund einer 
Ermächtigung im Staatsvertrag erlassen und beruht 
damit auf Landesrecht. Eine evtl. Änderung von 
Durchführungsbestimmungen fällt somit gegenwär-
tig in die Zuständigkeit der Länder. 

Zu Frage B 73: 

Es ist notwendig, innerhalb angemessener Frist 
zu klären, ob ein Studienbewerber den ihm von der 
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
(ZVS) zugewiesenen Studienplatz für das bevor-
stehende Studiensemester in Anspruch nimmt, da 
sonst ein Nachrücken der in der Leistungs- bzw. 
Warterangliste auf einen Studienplatz wartenden 
Studienbewerber für das betreffende Semester un-
möglich würde. Eine Ausnutzung aller verfügbaren 
Studienplätze läßt sich nur durch ein derartiges 
Nachrückverfahren sicherstellen. 

Zu Frage B 74: 

Soweit eine praktische Berufsausbildung unter 
das Berufsbildungsgesetz (BBiG) fällt, kann der Aus-
zubildende das Ausbildungsverhältnis während der 
Probezeit ohne Frist und nach der Probezeit mit 
einer Kündigungsfrist von 4 Wochen beenden; 
Schadensersatzansprüche sind hier durch das Ge-
setz ausgeschlossen. Auch in Berufsausbildungen, 
die nicht unter das BBiG fallen, sind der Bundesre-
gierung keine Fälle bekanntgeworden, in denen eine 
durch Studienplatzzuweisung veranlaßte vorzeitige 
Beendigung einer Berufsausbildung zu Schwierigkei-
ten geführt hat. 

Die Bundsregierung ist bereit, die hier möglicher-
weise entstehenden Probleme, insbesondere die 
Frage, ob dem Bewerber die Möglichkeit des Ab-
schlusses der begonnenen Ausbildung ohne Nach-
teile für seine Zulassung gegeben werden kann, bei 
der ZVS zur Sprache zu bringen. 

Anlage 111 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2857 Frage B 75): 
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Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, im Rahmen 
der Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten die Deutsche 
Buchhandelsschule Frankfurt am Main zu fördern? 

Zwischen dem Börsenverein des Deutschen Buch-
handels als Träger der Buchhändlerschule und dem 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
sind seit Mitte des Jahres mehrere Gespräche we-
gen einer Förderung geführt worden, wobei es aus-
schließlich um die Frage ging, wie ein Defizit bei 
den laufenden Kosten der Schule gedeckt werden 
kann. Die Richtlinien vom 19. 9. 1973 zur Förderung 
von überbetrieblichen Ausbildungsstätten kommen 
hier nicht zum Zuge, weil danach nur die Errichtung, 
die Erweiterung und die Ausstattung förderbar ist. 

Nachdem der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages beschlossen hat, daß sich der Bund vom 
Jahre 1975 auch an den laufenden Kosten überbe-
trieblicher Ausbildungsstätten beteiligen kann, 
würde eine Förderung frühestens nach Verabschie-
dung des Haushaltsgesetzes 1975 möglich sein. 

Dem Börsenverein sind in den Gesprächen in 
meinem Hause die Voraussetzungen und Bedingun-
gen erläutert worden, die voraussichtlich einer För-
derung zugrunde zu legen sein werden; ihm wurde 
anheimgestellt, die notwendigen Unterlagen bald-
möglichst einzureichen. 

Anlage 112 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Todenhöfer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2857 Frage B 76): 

Hat die Bundesregierung den deutschen Exekutiv-Direktor bei 
der Weltbank nach dem Sturz Allendes angewiesen, der Aus-
zahlung weiterer Finanzhilfe für das von der Militärjunta regierte 
Chile zuzustimmen, und welches sind gegebenenfalls die Gründe 
dafür? 

Der deutsche Exekutiv-Direktor in der Weltbank 
hat niemals vor der Frage gestanden, ob er der Aus-
zahlung weiterer Finanzhilfe an Chile zustimmen 
soll oder nicht. Die Chile gewährten Kredite wurden 
stets weiter ausgezahlt, und zwar zur Zeit der Re-
gierung Allende ebenso wie danach. 

Falls sich Ihre Frage auf die Erteilung neuer Kre-
ditzusagen bezieht, so hat die Weltbank Chile letzt-
malig Anfang Februar 1974 eine Zusage erteilt. 

Die Weltbank trifft ihre Entscheidungen mit Mehr-
heit im Direktorium der Bank. Die Mehrheiten, die 
sich bei Abstimmungen ergeben, werden von der 
Bank nicht veröffentlicht. Die Bundesregierung wird 
diese weltbankübliche Haltung nicht durch eigene 
Auskünfte korrigieren. 

Im Falle der Kreditzusage an Chile Anfang Fe-
bruar 1974 hat eine Abstimmung nicht stattgefunden, 
da die Mehrheitsverhältnisse eindeutig waren. 
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